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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsident André Kuper: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich heiße Sie herzlich willkommen zu unserer heuti-
gen, 97. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen. 
Mein Gruß gilt auch den Gästen auf der Zuschauer-
tribüne sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich acht Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das Pro-
tokoll aufgenommen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung: Alle fünf im Land-
tag vertretenen Fraktionen haben sich zwischenzeit-
lich darauf verständigt, einen neuen Tagesord-
nungspunkt 21 – Gesetzentwurf der Landesregie-
rung „Gesetz zur Änderung des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen und zur Änderung weiterer Vor-
schriften“ Drucksache 17/9842 – in zweiter Lesung 
zu behandeln. Die folgenden Tagesordnungspunkte 
verschieben sich entsprechend nach hinten. – Ich 
sehe keinen Widerspruch. Dann verfahren wir so. 

Des Weiteren haben sich alle fünf im Landtag vertre-
tenen Fraktionen zwischenzeitlich darauf verstän-
digt, den Tagesordnungspunkt 3 – „Lebendige 
Städte – Innenstädte stärken“ – in Verbindung mit 
dem bisherigen Tagesordnungspunkt 12 – „Heimat 
braucht Handel – vitale Innenstädte für die Zukunft 
des Einzelhandels in Nordrhein-Westfalen erhalten, 
den stationären Handel bei seinem Weg ins digitale 
Zeitalter unterstützen“ – in einer gemeinsamen 
Block-II-Debatte zu beraten. – Auch dagegen sehe 
ich keinen Widerspruch. Dann verfahren wir so. 

Ich rufe auf: 

1 Landesweite Teststrategie bei der Testung 
von Kontaktpersonen nötig!  

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der SPD 

Drucksache 17/10705 

In Verbindung mit: 

Chaos bei der Testung von Kontaktpersonen 
von Corona-Infizierten? 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/10706 

In Verbindung mit: 

Steigende Infektionszahlen in Nordrhein-
Westfalen und im Bund – jetzt die richtigen 

Prioritäten setzen 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 

Drucksache 17/10707 

Die Fraktion der SPD, die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen sowie die Fraktionen von CDU und FDP ha-
ben jeweils mit Schreiben vom 24. August 2020 ge-
mäß § 95 Abs. 1 der Geschäftsordnung zu den oben 
genannten aktuellen Fragen der Landespolitik eine 
Aussprache beantragt. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die Fraktion der SPD dem Abgeordneten 
Kutschaty das Wort. 

Thomas Kutschaty (SPD): Schönen guten Morgen! 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Seit acht 
Monaten kämpft unser Land nunmehr gegen die 
schlimmste Pandemie seit der Spanischen Grippe 
aus dem Jahre 1918. In diesen acht Monaten haben 
wir viel gelernt. Wir wissen zwar noch nicht alles, was 
wir über Corona wissen müssen, aber wir haben mitt-
lerweile eine ziemlich gute Vorstellung davon gewin-
nen können, welche Maßnahmen in den vergange-
nen acht Monaten erfolgreich waren und warum. 

Deswegen möchte ich vorab eines betonen: Durch 
gegenseitige Rücksicht und Hilfsbereitschaft ist es 
den Menschen in unserem Lande gelungen, ein 
hochansteckendes Virus in Schach zu halten. Die 
Begrenzung des öffentlichen Lebens auf das Not-
wendige war keine autoritäre Anmaßung. Ohne die 
Zustimmung und die Unterstützung einer überwälti-
genden Mehrheit der Bevölkerung wäre sie auch gar 
nicht möglich, geschweige denn erfolgreich gewe-
sen. Darüber bin ich sehr froh, und dafür bedanke ich 
mich bei allen im Lande. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Doch wir stehen jetzt an einem Scheideweg. Die In-
fektionszahlen steigen in den letzten Wochen wieder, 
und an vielen Orten merken wir, dass die Akzeptanz 
für Einschränkungen spürbar sinkt. Damit erleben wir 
gerade eine sehr gefährliche Kombination, meine 
Damen und Herren.  

Entweder lernen wir aus unseren Erfolgen und zie-
hen entsprechende Konsequenzen, oder wir verspie-
len diese Erfolge – mit allen Konsequenzen für un-
sere Gesundheit, für unsere Wirtschaft und für un-
sere Kinder. 

Deshalb möchte ich ein Zweites betonen: Es gibt kei-
nen Zielkonflikt zwischen der Bekämpfung der Pan-
demie und der Bekämpfung der Rezession. Die Be-
kämpfung des Virus ist die Bekämpfung der Rezes-
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sion. Mehr noch: Sie ist der Weg zurück in unseren 
Alltag. Aber eine wirksame Pandemiebekämpfung 
erfordert eine wirksame Strategie. 

Der Ministerpräsident sagt dazu – er hat es in der 
vergangenen Woche in Anwesenheit der Kanzlerin 
noch einmal sehr deutlich gesagt –: Wenn Infektions-
zahlen sinken, dann müssen die Maßnahmen zu-
rückgenommen werden; wenn Infektionszahlen wie-
der steigen, dann müssen die Schutzvorkehrungen 
verstärkt werden.  

Mit Verlaub, Herr Ministerpräsident: Das ist falsch. 
Denn das ist keine Strategie zur Bekämpfung der 
Pandemie. Vielmehr ist das der Mechanismus, der 
die Ansteckungswellen in Schwung hält. So wird die 
Krise verwaltet, aber nicht bewältigt. So bekommen 
wir die Kontrolle nicht zurück. Da müssen Sie schon 
deutlich mehr tun, Herr Ministerpräsident. 

(Beifall von der SPD) 

Solange es keinen Impfstoff gibt – und wir alle wissen 
nicht, wann er kommt; wir setzen im Augenblick sehr 
viel auf Hoffnung, glaube ich –, gibt es nur eine 
Chance, um vor die Lage zu kommen. Diese eine 
Chance, um vor die Lage zu kommen, heißt: testen, 
testen, testen. 

Der Bundesinnenminister hat bereits im März dieses 
Jahres eine Studie dafür auf den Weg gebracht und 
festgehalten, dass wir die Testkapazitäten in Deutsch-
land weitaus mehr ausbauen müssen. Von täglich 
50.000 Tests für Nordrhein-Westfalen ist da die Rede. 
Ich zitiere aus dieser Studie: 

„Jeglicher Verzicht auf Testen führt jedoch mit Si-
cherheit zu einer schnellen exponentiellen Ver-
breitung des Virus.“ 

(Zuruf von Karl-Josef Laumann, Minister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales) 

Deswegen halte ich die Diskussion, die auch gerade 
auf Anregung des Bundesgesundheitsministers im 
Kreise der Landesgesundheitsministerinnen und -mi-
nister geführt wird, für sehr kritisch. 

(Zuruf von Armin Laschet, Ministerpräsident) 

– Ja, ich halte es für sehr kritisch, jetzt zu sagen: Wir 
fahren Testkapazitäten in bestimmten Bereichen zu-
rück. – Das ist im Augenblick die falsche Antwort. 

(Zuruf von Karl-Josef Laumann, Minister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales) 

– Bei Reiserückkehrern wollen Sie es doch machen. 
Da wollen Sie ja nicht mehr entsprechend testen. 
Das ist doch Tatsache. Wir brauchen aber flächen-
deckende Tests, Herr Laumann, um herauszufinden, 
wo das Virus sich aktuell befindet. Darum geht es 
doch jetzt. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Karl-Josef 
Laumann, Minister für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) 

Nur dann können wir die Infizierten bestmöglich me-
dizinisch versorgen und im Gegenzug immer mehr 
Menschen ihren Alltag zurückgeben. Jetzt höre ich 
Sie wieder gleich schreien und rufen: Das wird doch 
gar nicht gehen; das funktioniert nicht; so viele Kapa-
zitäten haben wir nicht. – Das werden Sie sicherlich 
gleich auch sagen. 

Der Bundesinnenminister hat schon im April Wege 
aufgezeigt, wie Kapazitäten zu erhöhen sind. Man 
muss es nur wollen. Deswegen schlage ich Ihnen 
hier sechs ganz konkrete Maßnahmen vor, mit denen 
wir gemeinsam daran arbeiten können, die Testka-
pazitäten in unserem Land zu erhöhen. 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Wir brauchen sie 
nicht!) 

– Sie können ja gleich einmal erklären, warum Sie 
meinen, dass wir Testkapazitäten nicht brauchen. 
Das ist eine abenteuerliche Auffassung eines Ge-
sundheitsministers. 

(Beifall von der SPD) 

Das ist wirklich abenteuerlich, Herr Laumann. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Armin La-
schet, Ministerpräsident) 

Der erste Punkt: Wir brauchen mehr mobile Testzen-
tren. Wir haben feststellen müssen: Die Testung von 
Erzieherinnen und Erziehern in Kindertagesstätten 
ist gescheitert. 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Quatsch!) 

Sich eine Arbeitgeberbescheinigung holen zu müs-
sen und Hausarzttermine machen zu müssen, war 
ein viel zu langes Prozedere. Viele haben keine Ter-
mine bekommen und sind bis heute nicht getestet 
worden. Lassen Sie uns mobile Testwagen einrich-
ten, die zu den Einrichtungen fahren und in einem 
Rutsch die gesamte Belegschaft testen. So können 
wir mehr Leute in unserem Land testen. 

(Beifall von der SPD) 

Der zweite Punkt: Zu Beginn der Pandemie gab es 
mobile Drive-in-Schalter in besonderen Krisengebie-
ten. Wo sind sie geblieben? Warum bauen wir so et-
was nicht auf? 

Der dritte Punkt: Ich habe bei meiner Sommerreise 
auch mit Menschen in Gesundheitsberufen und in 
Pflegeeinrichtungen gesprochen. Da haben mir 
Ärzte gesagt: Wir haben viele Beschäftigte und auch 
viele Bewohnerinnen und Bewohner, um die wir uns 
kümmern. Ich könnte sie alle testen, wenn ich dürfte. 
Aber es gibt formale Hinderungsgründe, wenn es 
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darum geht, dass Ärzte in Einrichtungen eigene Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter testen. – Das muss auf-
hören. Wir brauchen gerade in diesen sensiblen Ein-
richtungen mehr Testkapazitäten. 

(Beifall von der SPD) 

Der vierte Punkt: Wir müssen auch Betriebsärzten 
die Möglichkeit geben, für ihre eigenen Belegschaf-
ten Tests zu durchzuführen. 

Der fünfte Punkt: Laborkapazitäten. Wir haben in 
Nordrhein-Westfalen wunderbare Pharmazieunter-
nehmen mit viele Kapazitäten, an den Hochschulen 
sind welche vorhanden. Haben Sie eigentlich einmal 
mit der privaten Wirtschaft, mit der Industrie gespro-
chen, um Kapazitäten zu erhöhen? 

Der sechste Punkt – mehr als Frage formuliert –: Wa-
rum findet die Erprobung von Schnelltests eigentlich 
am Flughafen München und nicht am Flughafen 
Düsseldorf statt? Auch das ist etwas, was Sie auf den 
Weg bringen müssen, Herr Laumann. 

(Beifall von der SPD) 

Das ist kein Hexenwerk, sondern Handwerk. Wenn 
man es will, dann kann man das auch alles machen. 

Beim Personal müssen wir natürlich dafür Sorge tra-
gen, dass medizinisches Personal von Verwaltungs-
aufgaben entlastet wird. Mehr Verwaltungspersonal 
entlastet medizinisches Personal. Wir können die 
Kapazitäten damit deutlich nach oben fahren. Man 
muss es nur wollen. 

Und dann, meine Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, können wir da testen, wo es da-
rauf ankommt: in den Kitas, in den Schulen, in den 
Altenheimen, aber auch in den Krankenhäusern – 
vor Ort, schnell und kostengünstig. 

Ich bin immer wieder von Pflegepersonal darauf auf-
merksam gemacht worden, dass eine Kranken-
schwester ohne Symptome keine Möglichkeit hat, 
sich testen zu lassen. Wie irre ist das denn? Wer da 
unentdeckt krank ist, steckt eine ganze Station an. 
Das muss sich ändern, und zwar heute, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. 

(Beifall von der SPD) 

Ein Punkt hat mich besonders nachdenklich ge-
stimmt. Bei einer Begegnung in diesem Sommer 
habe ich mit einem Altenpfleger in einer Seniorenein-
richtung gesprochen – einem jungen Mann, der für 
sich persönlich nicht die Gefahr gesehen hat, bei ei-
ner Infektion selbst ernsthaft zu erkranken. Aber er 
hat sein komplettes Privatleben auf null herunterge-
fahren. Er hat keine Kontakte mehr im Freundes-
kreis, weil er sich Sorgen macht – nicht um sich 
selbst, aber um die Bewohnerinnen und Bewohner. 
Er hat Angst, sich zu infizieren und damit die ihm an-
vertrauten Menschen in den Heimen und Einrichtun-
gen auch zu infizieren.  

Meine Damen und Herren, das ist der Altenpfleger, 
dem wir vor einigen Monaten viel Applaus gespendet 
haben. Ich glaube, er hat es verdient, regelmäßige 
Testmöglichkeiten zu bekommen, um für sich und die 
Bewohnerinnen und Bewohner Sicherheit zu haben, 
aber auch, um wieder ein Stückchen mehr Alltag für 
alle Menschen in Nordrhein-Westfalen zu ermögli-
chen. 

Deswegen braucht Nordrhein-Westfalen Tests, Tests 
und noch einmal mehr Tests. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
Fraktion der Grünen hat nun der Abgeordnete Mosto-
fizadeh das Wort. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Das war aus mei-
ner Sicht schon ein beeindruckender Bericht, den wir 
am Sonntag bei „Westpol“ sehen mussten, als es um 
die Frage ging, wie es mit den Gesundheitsämtern in 
Nordrhein-Westfalen aussieht. 

Weswegen war er aus meiner Sicht so beeindru-
ckend? Wir hatten ähnliche und vergleichbare Zah-
len auch schon im Frühjahr bei den Gesundheitsäm-
tern in Nordrhein-Westfalen zu beklagen.  

Weswegen führe ich das hier an? Genau zu diesem 
Zeitpunkt, Herr Minister, haben Sie ein Infektions-
schutzgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vor-
gelegt, das vorsah, Leute auch gegen ihren Willen 
zwangszurekrutieren. Das Gesetz sah vor, dass 
auch Leute, die im Ruhestand sind und möglicher-
weise selbst zur vulnerablen Gruppe gehören, in die 
Krankenhäuser und in die Gesundheitsämter kom-
men und aushelfen sollten. 

Jetzt stellt sich der Minister hin und sagt, das mit den 
Gesundheitsämtern sei nun einmal kommunale Auf-
gabe. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist orga-
nisatorisch richtig. Aber bei der Bekämpfung der 
Pandemie kann das doch nicht die Antwort der Lan-
desregierung auf diese Frage sein. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Deswegen frage ich mich auch, Herr Minister: Wa-
rum fragen Sie nicht systematisch die Gesundheits-
ämter ab? 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Machen wir!) 

Wieso nutzen Sie die freiwilligen Strukturen, die Sie 
aufgrund des Drucks der Opposition aufgebaut ha-
ben, nicht aus, um mehr Personal in die Gesund-
heitsämter zu bringen? 
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Die Zeit, als die Gesundheitsämter in den Städten noch 
anderes Personal ausleihen oder mit Überstunden ar-
beiten konnten, ist vorbei. Wir sind doch an der Grenze 
dessen, was machbar ist. 

Deswegen kann ich nur sagen: Die Gesundheitsäm-
ter in den Städten und in den Kreisen vor Ort sind der 
zentrale Schlüssel zur Bekämpfung der Pandemie. 
Deswegen muss das Land helfen, unterstützen und 
klare Anweisungen geben, wie hier gearbeitet wer-
den soll, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Herr Minister, es geht auch nicht um Dinge, die neu 
wären. Wir haben – möglicherweise unterscheiden 
wir uns da auch ein bisschen von der SPD – im Mai 
einen Antrag vorgelegt, in dem eine Teststrategie 
eingefordert wurde. Ich kann mich noch sehr genau 
daran erinnern. Da sind Sie nach langsamem Anfang 
sehr laut geworden und haben gesagt: Wenn wir alle 
380.000 Leute, die in den Pflegeheimen arbeiten, 
testen würden … Solche Massentests lehnen wir ab. 

Keine zwei Monate später machen Sie Massentests 
an anderer Stelle, nämlich in Schulen und Kinderta-
gesstätten. Sie haben es aber vermieden, in den 
Pflegeheimen, in denen es besonders Betroffene 
gibt, diese Testungen proaktiv durchzuführen. Das 
ist keine Strategie. Das ist Hinter-die-Lage-Gehen. 
Das ist Hinterherlaufen. Wir Grünen können das, was 
Sie da gemacht haben, überhaupt nicht verstehen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Für mich ist auch nicht nachvollziehbar, warum wir in 
Deutschland – ich hoffe da sehr auf die nächsten 
Tage, Herr Minister – immer noch so unterschiedli-
che Regeln haben. Warum schaffen wir es nicht, die 
RKI-Regeln konsequent anzuwenden? Das ge-
schieht in Nordrhein-Westfalen offenbar nicht. Wenn 
man den Berichten glauben darf, werden in Dort-
mund Leute, die in Gruppe 1 sind, nicht getestet, und 
die Nachverfolgung wird nicht entsprechend ge-
macht. In Remscheid, obwohl es eine sehr arme 
Stadt ist, sieht der Gesundheitsdezernent überhaupt 
keinen Spielraum, das nicht durchzusetzen. Gleich-
zeitig hören wir, dass in Düsseldorf eine Veranstal-
tung mit 13.000 Zuschauerinnen und Zuschauern 
stattfinden soll. 

Ich weiß nicht, ob Sie sich noch erinnern. Im April war 
es so, dass man nur zu zweit auf die Straße gehen 
durfte, dass Trauerfeiern zum Teil nur mit fünf Perso-
nen stattfinden durften und dass Hochzeiten im klei-
nen Kreis gefeiert werden mussten. Warum erzähle 
ich das?  

Ich sage es, weil wir klare, verlässliche Strukturen 
brauchen. Wir brauchen Rückhalt in der Bevölke-
rung. Wir brauchen verlässliche Punkte. Das kann 
auch einmal falsch sein. Aber es muss zueinander 
passen. Es muss eine klare Strategie sein. Diese 

Regeln sollten wir bundeseinheitlich festlegen – mit 
den Spielräumen, die es vor Ort geben kann. 

Das Hin und Her, das Tschentscher gegen Laschet 
oder gegen Söder, ist nicht das Richtige. Vielmehr 
geht es um die Frage: Was ist die beste Strategie, 
um diese Pandemie zu bekämpfen, indem man die 
Bevölkerung hinter diese Strategie bekommt und da-
mit diese Pandemie erfolgreich bekämpft? Darum 
geht es. Da erwarten wir auch klare Antworten von 
der Landesregierung. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Deswegen möchte ich noch auf einige Punkte hin-
weisen. Die Kassenärztliche Vereinigung fordert 
selbst proaktive, asymptomatische Tests. In Essen 
setzen wir uns immer wieder mit dieser Frage ausei-
nander. Das Gesundheitsamt in Essen sagt: Wir hal-
ten die Landesstrategie für falsch. Wir halten die Rei-
serückkehrertests für falsch. – Sie haben sogar die 
Schutzmasken am Anfang für falsch gehalten. 

Das ist eine Vielchörigkeit, die wir uns hier in Nord-
rhein-Westfalen nicht mehr erlauben sollten. Setzen 
wir uns doch zusammen. Lassen Sie uns auch 
durchaus die unterschiedlichen Interessen diskutie-
ren. Das ist doch gar keine Frage. Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler haben auch unterschiedli-
che Auffassungen. Aber wir müssen zum Punkt kom-
men. Wir müssen es klären, und wir müssen es ein-
heitlich klären. Denn dann werden wir besser und ha-
ben eine Strategie, die von der Bevölkerung verstan-
den wird und auch gesundheitspolitisch vertretbar ist, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Ich möchte noch drei Punkte aufgreifen, die der Kol-
lege Kutschaty angesprochen hat. Eines ist mir nicht 
ganz erklärlich: Wenn Sie schon so umfangreich tes-
ten wollen, warum machen Sie dann kein Konzept, 
mit dem Reihentests an Schulen, an Institutionen 
stattfinden können? Das ist doch auch in Pflegehei-
men kein Hexenwerk. Dort arbeitet hoch disziplinier-
tes Personal, das zu den Tests gehen kann. Dort 
können auch mehrere Tests in Reihe durchgeführt 
werden, sodass deutlich höhere Kapazitäten genutzt 
werden können. Bieten Sie das an! Machen Sie da-
von Gebrauch! 

Vorletzter Punkt, bei dem ich ganz anderer Auffas-
sung bin als Sie: Das Land hat alle Ermächtigungs-
möglichkeiten, um diese Punkte durchzusetzen. Sie 
haben alle Möglichkeiten, auch den Kommunen zu 
helfen. Sie können gesetzlich davon Gebrauch ma-
chen. Sie können Aufgaben nach Weisung verge-
ben, und Sie können Standards setzen. Machen Sie 
das, Herr Minister! Machen Sie von Ihren Rechten 
Gebrauch! Sie haben uns hinter sich, wenn es nach-
vollziehbare Strukturen sind. Das fordern wir ein – 
und nicht den Fingerzeig auf die Kommunen, Herr 
Minister Laumann. 
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(Beifall von den GRÜNEN)  

Aber letztlich drängt auch die Zeit, weil wir zwei 
Punkte jetzt lösen müssen. Wir müssen jetzt die Per-
sonalfrage in den Gesundheitsämtern vor Ort lösen. 
Das wird nicht alleine dadurch gehen, dass wir zugu-
cken und Applaus spenden. Wir müssen dafür sor-
gen, dass das Personal dafür bereitgestellt wird, 
dass Menschen aus anderen Bereichen rekrutiert 
werden können 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Ach, Blödsinn!) 

und dass Finanzen bereitgestellt werden. Dafür müs-
sen Sie Standards setzen, die für jede Stadt gelten 
und die auch durchgesetzt werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, von dem heutigen 
Tag sollte ausgehen, dass wir hier bundesweit bes-
ser werden und die kommunalen Behörden zu dem 
großen Ankerpunkt zur Bekämpfung der Pandemie 
machen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die CDU-Fraktion hat nun der Abgeord-
nete Löttgen das Wort. 

Bodo Löttgen (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr 
Kutschaty, Sie haben gesagt: Was wir brauchen, ist 
eine Strategie. – Herr Mostofizadeh hat das etwas 
abgewandelt und eine Frage formuliert, die ich schon 
viel besser finde: Was ist die beste Strategie? – Herr 
Kutschaty, was Sie hier vorgetragen haben, war 
keine Strategie, sondern purer Aktionismus und 
nichts anderes. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie leugnen, was die Wissenschaft längst anerkannt 
hat und was populärwissenschaftliche Magazine der 
Bevölkerung raten. „Quarks“ beispielsweise riet der 
Bevölkerung in einer der letzten Sendungen: Darum 
sollst du dich nur bei Verdacht testen lassen. – Wo 
ist das Problem? Damit muss man sich beschäftigen. 

Es gibt ein hohes Risiko einer Infektion vor dem Test. 
Dann sollte man sich bitte testen lassen, weil die 
Wahrscheinlichkeit für ein falsch-positives Ergebnis 
gegen null geht. 

Mit dem, was Sie wollen – ein niedriges Risiko einer 
Infektion vor dem Test –, steigt die Wahrscheinlich-
keit für ein falsch-positives Ergebnis. Fazit von 
„Quarks“, belegt durch wissenschaftliche Studien: 
Massentests quer durch die Bevölkerung führen bei 
einem geringen Infektionsrisiko zu einer hohen Rate 
an falsch-positiven Tests. 

Herr Kutschaty, das ist eine Verunsicherung der Be-
völkerung in einer schwierigen Lage. Hören Sie 

damit auf, und kommen Sie wieder zurück zu einer 
seriösen Politik, die man dann vielleicht auch Strate-
gie nennen kann. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie setzen das ja fort. Ich weiß nicht, ob Sie glauben, 
dass das Ihren innerparteilichen Wahlkampf um die 
Spitzenkandidatur, den Sie derzeit anscheinend füh-
ren, befeuern soll. 

(Zurufe von Sarah Philipp [SPD] und Thomas 
Kutschaty [SPD]) 

Ich will aus dem „Westblick“ vom 24. August 2020 zi-
tieren. Da haben Sie vorgestern gesagt: Bei uns sind 
die Infiziertenzahlen im Vergleich zu anderen Bun-
desländern hoch. – Was suggerieren Sie damit? 

Stand gestern stehen wir, was die absoluten Fälle 
pro 100.000 Einwohner anbelangt, auf dem RKI-
Dashboard an vierter Stelle in der Bundesrepublik: 
Bayern 423 Fälle pro 100.000 Einwohner, Baden-
Württemberg 364 Fälle, Hamburg 330 Fälle. Nord-
rhein-Westfalen liegt mit 319 Fällen knapp vor dem 
Saarland mit 311 Fällen. Unter den 15 von der Pan-
demie am härtesten betroffenen Landkreisen ist aber 
laut Situationsbericht des RKI von gestern kein einzi-
ger nordrhein-westfälischer Landkreis. 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Und jetzt?) 

Mit wem wollen Sie Nordrhein-Westfalen mit einer 
Bevölkerungsdichte von 525 Einwohnern pro Quad-
ratkilometer eigentlich vergleichen? Mit Brandenburg 
mit 84 Einwohnern oder mit Mecklenburg-Vorpom-
mern mit 69 Einwohnern je Quadratkilometer? Lieber 
Herr Kutschaty, NRW ist mit seinen 18 Millionen Ein-
wohnern und einer Einwohnerdichte von 1.152 Ein-
wohnern pro Quadratkilometer im Ruhrgebiet kein 
Schnellboot, das sich mal eben so auf dem Handtel-
ler wenden lässt. 

Ich will Ihnen sagen, dass die 72 Abgeordneten der 
CDU-Fraktion und die 28 Abgeordneten der FDP-
Fraktion weiß Gott keine Freude daran haben, zuzu-
sehen, welche gesellschaftlichen Verwerfungen 
diese Pandemie jeden Tag neu als Herausforderun-
gen aufwirft.  

Aber wir – und das nehme ich für uns alle in An-
spruch – versuchen, jeden Tag zu helfen, wo es geht. 
Jeder Tag, der kommt, ist eine Chance, die Lebens-
situation eines Menschen, einer Gruppe, eines Ver-
eins, einer Firma oder von Solo-Selbstständigen in 
Coronazeiten zum Besseren zu wenden. Das ist für 
uns als Abgeordnete, für uns als Nachbarn oder für 
uns als Vereinsmitglieder wichtiger als ein kleinka-
rierter politischer Erfolg, den wir irgendwo erzielen 
könnten. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Herr Kutschaty, Ihre Versuche des Schlechtredens 
und des Kleinmachens der Leistung der Menschen 
in unserem Land öden mich deshalb an. 

(Zurufe von der SPD) 

– Ich gebe Ihnen dafür gleich noch ein paar Bei-
spiele. – Sie könnten Teil des Teams sein, also Teil 
der Mannschaft, die es sich zur Aufgabe gemacht 
hat, dieser Coronakrise als Land NRW zu trotzen, so 
wie wir das als regierungstragende Fraktionen und 
als Landesregierung tun. Sie wollen das aber nicht. 
Kommen Sie als Opposition doch endlich einmal aus 
Ihrer Komfortzone 

(Lachen von den GRÜNEN) 

des Kritisierens um der Kritik willen heraus. Da haben 
Sie es sich nämlich bequem gemacht. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich will Ihnen ein Beispiel nennen, wie bequem Sie 
es sich 

(Monika Düker [GRÜNE]: Ist das jetzt Majes-
tätsbeleidigung?) 

in Ihrer Kritikkomfortzone gemacht haben. Thomas 
Kutschaty, wiederum aus dem „Westblick“-Interview 
am 24. August 2020 – Zitat –: 

(Christian Dahm [SPD]: Das hat Sie ja beein-
druckt!) 

Laptops für alle Schülerinnen und Schüler müssen 
nur gekauft werden. Lehrerinnen und Lehrer müssen 
nur geschult werden. 

Lieber Herr Kutschaty, bei 4.892 öffentlichen Schu-
len, 90.387 Klassen mit 2.254.000 Schülerinnen und 
Schülern und 187.000 Lehrkräften sagen Sie – Politik 
Kutschaty-Style –: Wir gehen mal eben in den Elekt-
rofachhandel um die Ecke, um da ein paar Laptops 
einzukaufen. 

(Zuruf von der SPD: Nein, das muss man 
schon ausschreiben!) 

Das ist keine seriöse Politik. 

(Beifall von der CDU) 

Wenn Sie das als Strategie der Coronakrisenbe-
kämpfung begreifen, verstehe ich Sie wirklich nicht 
mehr. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie kritisieren doch nur das, was Sie selbst verbockt 
und versäumt haben. Auch dazu nenne ich Ihnen 
noch ein paar Beispiele. 

Sie kritisieren, der Breitbandausbau komme nicht vo-
ran. Zitat aus der Regierungserklärung von Han-
nelore Kraft am 29. Januar 2015: 

„Wir werden dafür sorgen, dass bis 2018 die noch 
fehlenden Kommunen im ländlichen Raum an 

das Hochgeschwindigkeits-Internet angeschlos-
sen werden.“ 

Ergebnis: Das große Nichts. Ende 2018 ist gar nichts 
passiert, weil Sie die Voraussetzungen nicht ge-
schaffen haben. 

(Beifall von der CDU) 

Nächstes Beispiel: Digitalisierung an Schulen. 

(Unruhe – Glocke)  

Zitat aus dieser Regierungserklärung: Wir wollen 
LOGINEO NRW in den Jahren 2015 – 2019 Zug um 
Zug auf- und ausbauen. – Ergebnis: Das große 
Nichts. Yvonne Gebauer und wir haben es möglich 
gemacht – Sie nicht. Das ist das Ergebnis. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
der SPD) 

Abschließend möchte ich noch auf etwas aus dem 
Jahr 2017 hinweisen, das mir aufgefallen ist: Ausstat-
tung der Schulträger mit notwendigen Mitteln zur Re-
novierung der Schulen. – Denken Sie einmal an ein 
Zitat Ihrer ehemaligen Bildungsministerin Sylvia 
Löhrmann zurück: Schulbaufinanzierung ist Aufgabe 
der Schulträger. 

(Marc Herter [SPD]: 2 Milliarden Euro!) 

Damit hat sie die Kommunen schmählich allein ge-
lassen. Ergebnis ihrer Politik: Das große Nichts.  

(Zuruf von der SPD) 

Zum Abschluss halte ich fest: 

(Unruhe – Glocke) 

Wir – die Landesregierung zusammen mit CDU- und 
FDP-Fraktion – bewältigen gerade eine Krise. Sie 
aus SPD- und Grünen-Opposition arbeiten gerade 
hart daran, sich den Beinamen „Erste Allgemeine 
Verunsicherung“ zu geben. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete 
Rasche das Wort. 

Christof Rasche (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Noch einmal grundsätzlich: 
Den ersten Coronafall in Deutschland gab es am 27. 
Januar dieses Jahres. Seitdem sind 180 Tage mit 
vielfältigen Anstrengungen vergangen, dieser Pan-
demie zu begegnen – bei unfassbar vielen offenen 
Fragen und unfassbar wenigen Antworten. 

Alle Bundesländer und die Bundesregierung haben 
sich damit gleichermaßen beschäftigt; egal, welche 
politische Farbe: So ziemlich alle waren dabei. Wir 
waren uns einig: Wir wollten erreichen, dass wir das 
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Gesundheitssystem nicht überfordern. Das ist uns 
überall gelungen.  

Die Landesregierung in Nordrhein-Westfalen hat da-
bei immer besonnen gehandelt – nicht so überheb-
lich wie die Kollegen in Bayern. Diese Überheblich-
keit hat sie irgendwann ja auch eingeholt. Die NRW-
Koalition, lieber Bodo Löttgen, hat sich immer für eine 
maßvolle Öffnungsstrategie starkgemacht.  

Es ist immer gut, dass wir uns in diesem Hohen 
Hause mit Lösungsansätzen für die Probleme der 
Coronakrise beschäftigen. Wir erleben auch in dieser 
Debatte heute wieder: Die Regierung, die wir gleich 
hören, und die Koalition sind diejenigen, die handeln. 
Die Opposition hingegen kritisiert. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Kein vernünftiger Vorschlag, pauschale Kritik und 
keine Ideen, wie man wirklich aus dieser Krise her-
auskommen und vor allem die Bürgerinnen und Bür-
ger mitnehmen kann.  

Es gibt viele Menschen, die Angst haben und sich 
davon leiten lassen. Es gibt aber auch viele Men-
schen, die bereit sind, ein Risiko einzugehen und 
sich von dieser These leiten zu lassen. 

Genauso ist es auch in der Politik: Es gibt diejenigen, 
die ein bisschen ängstlich handeln, und jene, die be-
reit sind, ein bisschen mehr Risiko zu übernehmen. 

Ich fand die Rede von Professor Streeck im Dom zu 
Münster sehr bemerkenswert – ich möchte einmal 
kurz daraus zitieren – : Aus einer Gefahr ist nun aber 
ein Risiko geworden, was sich einordnen lässt, ein 
beständiges Risiko, das leider Teil unseres Lebens 
geworden ist. Den größten Fehler, den wir als Gesell-
schaft jetzt eingehen können, ist der, kein Risiko ein-
zugehen und uns von der Angst leiten zu lassen, die 
unseren Mut zum Handeln untergräbt.  

Ich finde, er trifft ziemlich genau den Punkt. Bei allen 
Entscheidungen, die wir innerhalb der FDP-Land-
tagsfraktion treffen müssen, steht die Vernunft im 
Vordergrund, und zwar absolut die Vernunft und 
nicht die Angst.  

Wir als FDP-Landtagsfraktion und auch als NRW-
Koalition sind natürlich bereit – denn es ist notwen-
dig; Professor Streeck hat es gesagt –, Risiken ein-
zugehen, aber keinesfalls, leichtsinnig zu werden. 
Mut statt Angst ist hier unsere Parole. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Unsere Aufgabe ist es, den Bürgerinnen und Bür-
gern, der Gesellschaft insgesamt, der Wirtschaft, 
dem Mittelstand und auch dem Handel wieder Per-
spektiven aufzuzeigen.  

Die Bundesregierung hat sich gestern auch mit die-
ser Frage beschäftigt; eine extreme Verlängerung 
des Kurzarbeitergeldes ist da die Lösung. Wir halten 
diesen langen Weg mit dieser Methode für falsch. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Was?) 

Entlastungseffekte wären der bessere Weg gewe-
sen, aber das hat der Bund entschieden; das ent-
scheiden nicht wir.  

Wir als FDP-Fraktion sagen klar: Neben Mut und Ri-
sikobereitschaft brauchen wir auch hier bei uns in 
Nordrhein-Westfalen und auch in Deutschland wie-
der ein anderes Denken.  

Wie können wir dem Virus mit neuen Ideen, neuer 
Innovation oder auch mit technischen Lösungen be-
gegnen? – Durch neue Behandlungsmethoden, die 
uns vorgestellt werden und die man untersuchen 
muss, durch neue Testmöglichkeiten, die die Kapa-
zitäten erheblich erhöhen, durch innovative Hygiene-
konzepte und vor allem durch neue Luftfiltertechni-
ken, damit man Indoorveranstaltungen vielleicht an-
ders und entsprechend einer Gesundheitspolitik, die 
unser Ziel erreicht, durchführen kann. 

Vom Grundsatz her – das hat auch die Politik in 
Nordrhein-Westfalen und die der Regierung bestä-

tigt – gilt: Dezentrale, also lokale, aber auch konse-
quente Lösungen sind der richtige Weg.  

Wo es Probleme gibt, muss konsequent gehandelt 
werden. Wir dürfen aber nicht ganz Deutschland, ein 
ganzes Bundesland oder auch ganze Kreise stillle-
gen, nur weil sich in ein oder zwei Orten – womöglich 
nur vorübergehende – Probleme ergeben haben.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Eine Verallgemeinerung, so wie sie teilweise aus 
Süddeutschland vorgeschlagen wird, darf es nicht 
geben.  

Das trifft dann auch die Vereinheitlichung von Richt-
größen für Feiern. In Nordrhein-Westfalen gilt bei 
Veranstaltungen aus besonderem Anlass aktuell 
eine Richtgröße von 150 Personen.  

Diese Größe muss sich natürlich danach richten, wie 
groß die Anzahl der Infizierten bezogen auf die Ein-
wohnerzahl in den einzelnen Bundesländern ist. Sie 
ist in Nordrhein-Westfalen, was die Entwicklung an-
geht, positiv; dementsprechend werden wir auch ent-
scheiden. 

Perspektiven müssen wir auch für Schausteller 
schaffen, die aktuell unter der Pandemie leiden; das 
gilt auch mit Blick auf die Weihnachtsmärkte. 

(Christian Dahm [SPD]: Das ist ja interessant!) 

Die regionalen Freizeitparks in Nordrhein-Westfalen 
und darüber hinaus, deren ganz hervorragende Kon-
zepte getragen haben, sind wahrscheinlich die 
Grundlage, um auch Weihnachtsmärkte organisieren 
zu können.  

Wir müssen die Konzepte für Weihnachtsmärkte 
konkretisieren, aber es scheint eine Möglichkeit zu 
sein. Kreative Köpfe wie Albert Ritter, August 
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Schneider und Markus Köster haben ihre Ideen um-
gesetzt und wurden für ihre Arbeit am Ende auch be-
lohnt. 

So wollen wir Freie Demokraten das Leben in den 
Innenstädten und den Handel stärken. Wir wollen 
Sonntagsöffnungen gerade in dieser Krise, in der es 
um Arbeitsplätze im Handel geht, ermöglichen.  

Die Verweigerungshaltung der Gewerkschaften ver-
stehen wir überhaupt nicht und würden uns freuen, 
wenn die SPD auf diesen Teil der Gesellschaft Ein-
fluss nehmen würde, damit wir in den Städten und 
Gemeinden Arbeitsplätze im Handel erhalten kön-
nen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir müssen mutig sein im Denken. Wir müssen risi-
kobereit sein, aber nicht leichtsinnig. Wir müssen 
handeln mit Vernunft, aber ohne Angst. Nutzen wir 
neue Ideen, Konzepte und Technologien. Geben wir 
den Menschen in Nordrhein-Westfalen wieder Mut 
und Perspektive. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Fraktion der AfD hat nun Herr Abge-
ordneter Dr. Vincentz das Wort. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte 
meine Kritik direkt vorwegstellen, denn ich glaube, 
das ist einer der wichtigsten Punkte, die man kritisie-
ren muss. 

Wir stellen hier im Plenum, aber auch in der Gesell-
schaft fest, dass die Krise nicht etwa dazu geführt 
hat, dass die Menschen mehr zusammengefunden 
haben, wie es beschworen wird. Vielmehr haben wir 
auch hier erlebt – ich glaube, viele erleben es in der 
Gesellschaft alltäglich –, dass uns diese Krise in vie-
len Teilen sehr gespalten hat.  

Damit meine ich nicht nur die Parteien, die unterei-
nander gespalten sind, sondern ich stelle fest, dass 
es selbst in den Parteien zu Spaltungen gekommen 
ist. So sind sich sicherlich die Grünen in vielen Punk-
ten nicht einig, so ist sich die AfD in vielen Punkte 
nicht einig. Das wird bei jedem von Ihnen ähnlich 
sein.  

Ich habe aus der Ferne eine dieser Coronademonst-
rationen inspiziert und konnte ein buntes Fahnen-
meer von Menschen sehen, die daran teilgenommen 
haben; das spricht für sehr unterschiedliche politi-
sche Hintergründe, die sich auseinanderdividiert se-
hen. 

Das ist sehr schade, denn es hört nicht im interkolle-
gialen, im politischen Raum auf, sondern wird wieder 
einmal bis tief in die Familien hineingetragen. Ich 

habe zum Beispiel gehört, dass es selbst am Abend-
brottisch Streitigkeiten über die richtige Strategie 
gibt, wann man eine Maske zu tragen bzw. nicht zu 
tragen hat. Vieles Weitere entspinnt sich aus solchen 
Streitigkeiten. 

Das ist die zentrale Kritik, die ich üben möchte, denn 
insbesondere die Regierung in Berlin hat es wieder 
einmal nicht geschafft, die Bevölkerung so zusam-
menzuhalten, dass wir uns an der Stelle nicht wieder 
zerstreiten, dass wir uns nicht in Diskussionen verlie-
ren, die eigentlich gar nicht sein müssten.  

Schließlich wird das Virus nicht am Abendbrottisch 
besiegt, und die verschiedenen Meinungen, die dort 
geteilt werden, sind im Prinzip nur ein Ausdruck der 
Informationslosigkeit, der Ratlosigkeit der Personen, 
der von einer Politik hinterlassen werden, die es lei-
der wieder einmal nicht geschafft hat, eine der ent-
scheidenden Herausforderungen, die in den letzten 
Legislaturperioden auf sie zugekommen sind, befrie-
digend zu bewältigen. 

In dieser Situation ist es sehr schwierig, das Thema 
neutral anzugehen, denn sobald man etwas sagt, 
wird jeder Satz, den man äußert, jede Idee, die man 
in den Raum wirft, genutzt, um jemanden irgendwo 
zu verorten: Sie sind dann entweder der Coronaleug-
ner oder das Schlafschaf.  

Ich könnte noch viele weitere Beschimpfungen an-
führen; diese wären allerdings unparlamentarisch. 
Ich möchte es trotzdem versuchen, auch wenn ich 
mir bewusst bin, dass ich wieder eine ganze Reihe 
von Beschimpfungsmails erhalten werde. 

Mit etwas Distanz betrachtet müssen wir doch erst 
einmal kühl reflektieren, worum es überhaupt geht: 
Wir haben heute Morgen Redner gehört, die gesagt 
haben, wir würden zu wenig testen, wir hätten die 
Testkapazität nicht erhöht, wir seien immer noch 
blind.  

Dann lassen Sie uns doch einmal hinschauen: Wir 
hatten in den ersten Wochen des Frühjahrs eine 
Testkapazität von rund 100.000 Tests pro Kalender-
woche. Mittlerweile führen wir 850.000 Tests pro Ka-
lenderwoche durch. Die Labore ächzen geradezu 
und sagen, das sei das absolute Maximum, das ak-
tuell noch zu bewältigen sei.  

Stellen Sie sich einmal vor, was das übersetzt bedeu-
tet: Rund 1 % der bundesdeutschen Bevölkerung 
wird pro Woche getestet. Jetzt schauen Sie sich den 
Test an sich an.  

Der Test an sich – ich zitiere hier den Bundesminister 
für Gesundheit – hat so seine Risiken, denn – das ist 
paradox; man muss um die Ecke denken – wenn Sie 
besonders viel testen, werden Sie auch eine Menge 
positiver Ergebnisse erhalten; dieser Test führt zu ei-
nem gewissen Bruchteil auch zu falsch-positiven Er-
gebnissen.  
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Dann gibt es eine Marge, insbesondere wenn Sie 
Personen ohne großes Risiko, ohne deutliche Symp-
tome testen, die als positiv wahrgenommen wird. 
Wenn wir 1.000 Personen testen und 500 positiv 
sind, sind das ziemlich viele. Wenn wir in der nächs-
ten Woche 1.000 Positive haben, aber 4.000 getestet 
haben: Ist das für Sie dann eine Verdoppelung oder 
eine Halbierung der Positiven? 

An diesem Punkt befinden wir uns gerade. Wir haben 
die Anzahl der Tests von 120.000 im Frühjahr auf 
jetzt 800.000 erhöht und erleben aufgrund der Erhö-
hung der Testungen eine Zunahme der als positiv 
beschriebenen Fälle. 

An dieser Stelle möchte ich Sie mit einem zweiten 
Faktum konfrontieren: Positiv ausgewiesene Tester-
gebnisse sind keine Infektionen. Sie beweisen nur – 
und das schreibt selbst der Hersteller auf seiner 
Homepage –, dass ein kleiner Schnipsel des Virus 
irgendwo in der Rachenschleimhaut nachzuweisen 
ist. Das sagt nichts darüber aus, ob die Person infi-
ziert ist. Sie kann beispielsweise bis zu drei Wochen 
vorher infiziert gewesen sein, denn in diesen drei 
Wochen nach einer Infektion kann der Test immer 
noch positiv ausschlagen. 

Auch ein negatives Testergebnis heißt nicht, dass je-
mand negativ sein muss, denn erst rund drei Tage 
nach einer Infektion kann nachgewiesen werden, ob 
jemand tatsächlich positiv ist. Wie aussagekräftig 
sind also eigentlich die positiven Ergebnisse? 

Erinnern wir uns doch einmal an die Diskussionen 
zurück. Viele Virologen haben ihren Teil dazu beige-
tragen – wir haben einige dazu geladen und gehört, 
und ich hoffe, sie wurden auch gehört und haben 
nicht nur in den Raum gesprochen – und ganz klar 
gesagt: Wenn wir wieder lockern – und wir müssen 
lockern, weil wir unsere Wirtschaft ansonsten stran-
gulieren –, wird es in einigen Teilen wieder zu lokalen 
Ausbrüchen kommen. – Nichts anderes erleben wir 
doch gerade.  

Wenn Menschen aus Risikogebieten wieder in die 
Bundesrepublik Deutschland einreisen, wird es 
höchstwahrscheinlich zu positiven Testungen kom-
men; das ist doch ganz klar.  

Das sollte aber doch niemanden in Panik versetzen, 
und es sollte niemanden zu dieser Kampfrhetorik 
verleiten. Es war von vornherein ganz klar: Jede Lo-
ckerung wird zu neuen Infektionen führen. 

Jetzt heißt es, kühl mit diesen Zahlen umzugehen. 
Jetzt heißt es, sich das Ganze anzusehen und sich 
zu fragen: Was sind die tatsächlichen Gefahren-
herde? Wie viele Positive gibt es? Ist die Anzahl der 
Testungen vielleicht überhaupt nicht dazu geeignet, 
das vernünftig vorherzusehen? 

Ich möchte Ihnen noch einen weiteren Punkt in die-
ser ersten Runde ans Herz legen. Das Robert Koch-
Institut hat an anderer Stelle sogenannte Sentinel-

praxen und -kliniken eingerichtet. Sie waren ur-
sprünglich dazu da, Ausbrüche der saisonalen In-
fluenza zu überprüfen; das hat über Jahre sehr er-
folgreich funktioniert.  

Das Schöne daran ist: Die Sekundärdaten, die diese 
Sentinelpraxen jetzt hergeben, eignen sich auch sehr 
gut dazu, um den Verlauf der Coronaviruspandemie 
einigermaßen nachvollziehen zu können.  

Diese vielen Testungen, die dort gesammelt und jetzt 
ausgewertet werden, besagen: 97 % der aktuell dort 
getesteten Personen mit Infektionen der oberen 
Atemwege weisen keine Coronaviren auf, sondern 
Rhinoviren, ganz normale Erkältungsviren, wie sie im 
Sommer zu erwarten sind; nur 3 % sind Coronaviren. 
Auch das sollte uns ein wenig aufhorchen lassen. 

Meine Zeit neigt sich leider dem Ende entgegen. In 
der zweiten Runde möchte ich noch etwas zu unse-
ren Lösungsstrategien sagen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Landesregierung hat nun Herr Minis-
ter Laumann das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin den Fraktio-
nen sehr dankbar dafür, dass wir heute in dieser be-
sonderen Situation noch einmal über die Pandemie 
debattieren. Daher ist es für mich als Gesundheits-
minister zunächst einmal wichtig zu sagen, wo wir 
stehen: 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen über 18 Millionen 
Einwohner. Ganze 4.030 Menschen sind infiziert. 
Zurzeit ist die Reproduktionszahl kleiner als 1; sie lag 
auch schon bei 1,5 oder 1,8. Das heißt, ein Infizierter 
steckt zurzeit weniger als eine Person an. 

Die Zahl der freien Intensivplätze in unserem Land 
beträgt – Stand heute Morgen – 2.271. Bei 18 Millio-
nen Einwohnern werden zurzeit 305 Coronainfizierte 
in Krankenhäusern behandelt, davon befinden sich 
87 auf Intensivstationen, und 59 werden beatmet.  

Die Sieben-Tages-Inzidenz beträgt hierzulande 11,2. 
Zum Vergleich: In Hessen beträgt sie 17, in Bayern 
14 und in Baden-Württemberg 13. So ganz schlecht 
können wir es somit wohl nicht machen; sonst hätten 
wir andere Zahlen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Diese Pandemie fordert viele heraus: die Gesund-
heitsämter, die Ärzte, die Pflegekräfte – sprich: das 
gesamte Gesundheitssystem.  

Als Landesgesundheitsminister bin ich ein bisschen 
stolz darauf, mit welchem Engagement, mit welchem 
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Erfolg und mit welcher Zuverlässigkeit die Menschen 
das seit einem halben Jahr schaffen. Deshalb ist es 
meiner Meinung nach für das ganze System gut, 
wenn der Landtag nicht nur kritisiert, sondern an die-
ser Stelle auch einmal sagt: Ihr macht einen Spitzen-
job. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Bekämpfung der Coronapandemie folgt im Prin-
zip drei Regeln:  

Erstens gilt es, Abstand zu halten.  

Zweitens herrscht dort, wo wir keinen Abstand halten 
können, Maskenpflicht.  

Drittens muss die Nachverfolgung gesichert sein, so-
dass die Infektionskette unterbrochen werden kann, 
sobald jemand infiziert ist. 

In den Anträgen für diese Aktuelle Stunde wird nun 
behauptet, die Gesundheitsämter machten das nicht. 
Ich habe im Juli eine Abfrage bei allen Gesundheits-
ämtern durchgeführt und die Frage gestellt: Habt ihr 
die Nachverfolgung im Griff? 

Kein einziges der 53 Gesundheitsämter in Nordrhein-
Westfalen hat geantwortet: Wir haben das nicht im 
Griff. – Das habe ich dem Parlament in einer Druck-
sache mitgeteilt. Deswegen finde ich es komisch, so 
etwas in den Anträgen zu lesen, obwohl ich diese Ab-
frage getätigt habe. 

Ich gehe davon aus, dass wir die Nachverfolgung im 
Griff haben. Natürlich ist es so – wie sollte es auch 
anders sein? –, dass die Gesundheitsämter in der 
Pandemie schwer belastet sind.  

Das ist im MAGS auch so. Ich habe viele Leute aus 
der Arbeits- und der Sozialabteilung abgezogen, um 
die Kapazitäten in der Gesundheitsabteilung zu er-
höhen. In jeder Kreisverwaltung haben die Landräte 
entschieden, Leute aus anderen Teilen der Verwal-
tung abzuziehen, um das Gesundheitsamt zu stär-
ken. 

Herr Kutschaty, Sie haben gesagt, alles müsse ein-
heitlich sein. Die Franzosen haben einen Zentral-
staat. Die können von Paris aus in jedes Dorf hinein-
regieren. Wir hingegen haben den Föderalismus. 

(Zuruf) 

Immer dann, wenn in den Kreisen etwas Schlimmes 
passiert, habe ich mit den Landräten und Oberbür-
germeistern telefoniert. Ich bin sehr dankbar dafür, 
dass es in Nordrhein-Westfalen, dass es in Deutsch-
land Kommunalverwaltungen gibt, die von Menschen 
geführt werden, die politische Verantwortung tragen 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

und auch entsprechende Entscheidungen in den 
Städten treffen. 

Schaut man sich die Erfolge bei der Bekämpfung der 
Pandemie im Vergleich zu Frankreich an, müssen wir 
uns mit unserem föderalen System nun wirklich nicht 
verstecken. 

Es wird einfach so gefordert: Testen, testen, testen. – 
Ich möchte in diesem Zusammenhang noch einmal 
auf die Teststrategie zurückkommen. In Nordrhein-
Westfalen testen wir zurzeit weit mehr als 280.000 
Menschen pro Woche. Vor den Sommerferien war 
ich froh, wenn wir in der Woche zwischen 70.000 und 
80.000 Menschen getestet haben.  

Das machen im Rheinland 1.384 niedergelassene 
Ärzte und 17 Diagnosezentren. In Westfalen hat die 
KV keine Diagnosezentren, aber dafür testen in 
Westfalen 1.827 Ärzte jeden Tag Menschen, die ge-
testet werden müssen. Herr Kutschaty, wie können 
Sie denn hier behaupten, das sei keine Struktur? – 
Das ist eine Struktur.  

(Zuruf von der SPD: Ach so!) 

Wir haben die Testzentren in den Flughäfen. Das ist 
eine Struktur. Mit diesen 270.000 Tests erreichen wir 
auch langsam die Grenzen dessen, was wir testen 
können. Sie müssen nicht nur das Material sehen, 
sondern Sie müssen auch die Menschen haben. Sie 
müssen die Tests verarbeiten,  

(Zurufe) 

damit die Leute ein Ergebnis bekommen. Damit sind 
wir in einer sehr hohen Schlagzahl unterwegs.  

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Ich bin sehr 
dankbar dafür, dass wir das in diesem Umfang hin-
bekommen haben.  

Ich bin den Kassenärztlichen Vereinigungen – so-
wohl des Rheinlands als auch der in Westfalen – sehr 
dankbar dafür, dass sie uns eine ortsnahe und unbü-
rokratische Struktur gegeben haben, um das alles zu 
machen. 

Herr Kutschaty, Sie sagen immer, ich hätte keine 
Teststrategie. Sie haben vor ein paar Tagen noch ge-
sagt, wir sollten alle Schüler und in allen Kindergär-
ten testen.  

Ich kann Sie nur fragen: Wie wollen Sie in einem 
Land 2,5 Millionen Schüler testen? Wo sollen denn 
die Kapazitäten herkommen? – In Bayern hat es mal 
jemanden gegeben, der jeden Tag 200.000 Leute 
testen wollte. Sie wissen, wo er mit seinem Vorschlag 
gelandet ist.  

Sie haben doch keine Teststrategie.  

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

Was Sie machen, ist purer Populismus und nichts 
anderes. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Unsere Strategie – um das ganz klar zu sagen – ist 
die Testung von symptomatischen Personen; das 
entspricht der RKI-Richtlinie. Ich habe nie behauptet, 
ich wüsste es besser als das RKI. Wir haben uns in 
Nordrhein-Westfalen während der ganzen Zeit nach 
dem RKI gerichtet. 

Nur in zwei Ausnahmen haben wir uns nicht nach 
dem RKI gerichtet und politisch entschieden zu tes-
ten: Wir haben allen Erzieherinnen und allen Lehre-
rinnen und Lehrern angeboten, sich freiwillig testen 
zu lassen. Das hat mit dem RKI nichts zu tun. 

(Zuruf: Das hat wohl nicht geklappt!) 

Das war eine politische Entscheidung, die wir getrof-
fen haben,  

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

um dem Schulstart und dem Kindergartenstart eine 
gewisse Sicherheit zu geben.  

Aber ich muss Ihnen sagen: Wir haben mittlerweile 
fast 50.000 Leute aus dem Bereich getestet und 
0,3 % Positive. So ist es immer, wenn man nicht an-
lassbezogen testet.  

Im Kreis Warendorf und im Kreis Gütersloh haben wir 
den Menschen wegen der Tönnieskrise angeboten, 
sich testen zu lassen; das war politisch richtig. Da 
war es genauso. Wenn Sie einfach wahllos testen, 
finden Sie kaum einen Infizierten, aber jeder Test 
kostet 70 Euro.  

(Zuruf von der SPD) 

Jeder Test bindet Personal. Deswegen sage ich 
Ihnen ganz ehrlich, was die Politik Karl-Josef 
Laumanns ist: Wir orientieren uns an der Wissen-
schaft, am RKI. Das ist die Strategie des Landes 
Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wenn Herr Kutschaty oder auch die Grünen es bes-
ser wissen als das RKI, wünsche ich Ihnen viel Spaß, 
denn das RKI ist eine Institution von internationalem 
Renommee und erprobt in Pandemiebeobachtungen 
auf der ganzen Welt. Auf wen soll sich ein Gesund-
heitsminister denn verlassen, wenn er sich nicht an 
die RKI-Strategie hält? 

(Bodo Löttgen [CDU]: Auf keinen Fall auf die 
SPD!) 

Von den Zahlen her befinden wir uns in Nordrhein-
Westfalen zurzeit nicht in einem sorgenfreien, aber in 
einem beherrschbaren Zustand. Das hat vielleicht 
auch ein bisschen mit der Politik dieser Landesregie-
rung zu tun.  

Der Gesundheitsschutz der Bevölkerung steht ganz 
oben, aber dass die Wirtschaft läuft, dass gesell-
schaftliches Leben läuft, spielt auch eine Rolle in 

diesem Land. Hier wägen wir in einem dynamischen 
Prozess jeden Tag ab. 

Wenn ich die Reden von Rot-Grün höre, bin ich dem 
lieben Gott jeden Tag dankbar, dass Sie in dieser 
Pandemie keine Verantwortung tragen. – Schönen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Vereinzelt 
Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister 
Laumann. – Für die SPD-Fraktion hat die Abgeord-
nete Frau Kapteinat das Wort.  

Für den Fall, dass sie benötigt wird, haben alle nach-
folgenden Rednerinnen und Redner eineinhalb Mi-
nuten mehr Zeit. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Zunächst würde ich ins-
besondere Ihnen, Herr Löttgen, aber auch Ihnen, Mi-
nister Laumann, empfehlen, sich doch die Rede von 
Thomas Kutschaty noch mal in aller Ruhe durchzu-
lesen, wenn das Protokoll vorliegt.  

(Zurufe von der CDU) 

Dann wird nämlich deutlich, dass Sie offensichtlich 
nicht richtig zugehört haben und wenig auf das ein-
gegangen sind, was er tatsächlich gesagt hat. Das 
war nämlich eine konstruktive Rede,  

(Zuruf von der CDU) 

die Ansätze gebracht hat und nach vorne geht. 

(Beifall von der SPD – Karl-Josef Laumann, 
Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales: 
Ja, ja! – Zuruf von Bodo Löttgen [CDU] – Wei-
tere Zurufe von der CDU) 

– Da scheint sich der eine oder andere ertappt zu 
fühlen. 

Insbesondere geht es nicht darum, hier davon zu 
sprechen, dass in NRW alles total schlecht läuft und 
wir ein schlechtes Land sind. 

(Zuruf von der CDU) 

Aber so zu tun, als hätten wir keine steigenden Infek-
tionszahlen, und zu kritisieren, dass wir das bemer-
ken, finde ich sportlich.  

(Zuruf von der CDU) 

Der Antrag von FDP und CDU beginnt nämlich mit 
steigenden Infektionszahlen in Nordrhein-Westfalen; 
also tun Sie doch bitte nicht so, als sei das alles aus 
der Luft gegriffen. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 
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Zu Ihnen, Minister Laumann: Föderalismus hat nichts 
mit klaren Regeln zu tun, die es für die Kommunen 
geben muss. Diesen Zusammenhang müssen Sie 
uns gleich noch mal erklären. 

Sie haben gerade gesagt, in einigen wenigen Berei-
chen hätten Sie nicht auf die Wissenschaft gehört, 
sondern politisch entschieden. Sie haben insbeson-
dere die Kindergärten genannt. Wenn man dort eine 
Testung ermöglicht und allen Erzieherinnen und Er-
ziehern einen Test anbietet, de facto aber nicht ein-
mal 5 % getestet werden, zeigt das doch, dass es 
nicht funktioniert. 

(Beifall von der SPD – Zuruf: Freiwillig!) 

– Es ist richtig, das ist freiwillig; aber Sie werden doch 
sicherlich eine Vielzahl an E-Mails erhalten, aus de-
nen hervorgeht,  

(Zuruf von der CDU) 

dass es eben nicht funktioniert hat, dass man sich 
nicht testen lassen konnte, obwohl man es wollte.  

(Zuruf von Armin Laschet, Ministerpräsident) 

– Dann sollten Sie unbedingt mit Ihrer Presseabtei-
lung sprechen; da kommt offensichtlich einiges nicht 
durch.  

Worum geht es uns? – Ich denke, die Rede, die mein 
Fraktionsvorsitzender eben gehalten hat, hat deutlich 
gemacht: Wir möchten diese Krise bewältigen. Daher 
helfen wir dort, wo wir es können, auch wenn die Re-
gierung uns in den letzten Monaten wahrlich genü-
gend Angriffspunkte geboten hätte, die wir heute 
nicht in erster Linie aufgenommen haben.  

Wir haben uns heute nicht damit beschäftigt, was in 
den Jahren 2014 oder 2015 passiert ist. Auch wenn 
Hannelore Kraft eine gute Arbeit gemacht hat, sie 
hätte wirklich nicht mit der Pandemie rechnen kön-
nen. Das machen wir übrigens auch Ihnen nicht zum 
Vorwurf.  

Die letzten Monate haben aber gezeigt: Es gewinnt 
der oder die, die agiert und nicht nur reagiert. Das ist 
der Punkt, weshalb wir sagen: Wir brauchen eine 
Strategie. Wir müssen uns nicht heute die Zahlen an-
sehen und dann überlegen, was wir in den nächsten 
Wochen machen, sondern wir hätten schon vor Mo-
naten, aber spätestens jetzt festlegen müssen, wie 
wir bei welchen Zahlen reagieren müssen, und wir 
hätten ein Konzept in der Schublade haben müssen.  

(Zurufe von der CDU) 

Ich habe jetzt weder bei der FDP noch bei der CDU 
auch nur einen konkreten Vorschlag gehört. Sie sel-
ber haben aber eine Aktuelle Stunde beantragt. Sie 
selber haben gesagt, da muss etwas kommen, und 
haben uns Aktionismus vorgeworfen. Sie haben aber 
nicht in einem einzigen Satz ausgeführt, in welche 
Richtung es denn gehen kann.  

Da muss ich schon sehr deutlich sagen: Wir möchten 
verhindern, erneut unvorbereitet von dem Virus über-
rannt zu werden. Wir wollen verhindern, dass es er-
neut zu Besuchsverboten in den Altenheimen 
kommt. Wir wollen verhindern, dass es erneut zu flä-
chendeckenden Schulschließungen kommt. Wir wol-
len verhindern, dass es erneut zu geschlossenen 
Kitas kommt. Vor allem wollen wir verhindern, dass 
es wieder insbesondere die Alten, die Kinder und de-
ren Eltern trifft, die die Krise meistern müssen.  

(Beifall von der SPD) 

Es ist absolut richtig: Wir haben Testkapazitäten aus-
gebaut. Trotzdem ist es richtig und wichtig, dass wir 
auch weiterhin dafür sorgen, dass getestet wird und 
dass jeder getestet werden kann, der das für notwen-
dig hält. Es muss tatsächlich die Möglichkeit geben, 
diese klaren Regelungen, die wir jetzt formal in eini-
gen Bereichen haben, umsetzen zu können.  

Die Bürgerinnen und Bürger haben in diesem Land 
zum ganz überwiegenden Teil tolle und gute Arbeit 
geleistet. Sie haben sich solidarisch gezeigt, achten 
aufeinander und nehmen zum Teil auch starke Ein-
schränkungen hin, um uns alle zu schützen.  

Diese Bereitschaft besteht aber nur weiter, wenn wir 
ihnen die Rahmenbedingungen dafür geben. Wer ei-
nen Verdacht auf Corona hat, muss alle Informatio-
nen für eine Testung beim ersten Anruf bekommen. 
Ein Laufen von A nach B und das Finden des Pas-
sierscheins A38 wie bei Asterix und Obelix ist nicht 
zuzumuten.  

Kommen wir noch einmal zu dem Vorwurf „Aktionis-
mus“, der absolut unverschämt ist; denn es handelt 
sich um konkrete Maßnahmen, die helfen. Wenn Sie 
sich vor Ort mit den Menschen, die in den Kommu-
nen tätig sind, unterhalten, werden die Ihnen bestäti-
gen, dass das notwendig ist.  

Wir brauchen mobile Testzentren, die Kitas, Schulen 
und Altenheime direkt anfahren können. Wir brau-
chen flächendeckende Drive-in-Schalter, um die 
Arztpraxen zu entlasten, wie wir es im Übrigen ja 
auch schon hatten. Wir brauchen die Erlaubnis für 
Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen, ihre Mitar-
beiter selbst vor Ort zu testen. Wir brauchen ein Ein-
beziehen der Industrie, damit wir auch Betriebsla-
bore für Coronatests nutzen können.  

Die Frage hierbei lautet: Ist das machbar? – Sie ha-
ben gerade die Kosten angesprochen. – Die Antwor-
tet lautet: Ja; denn es ist alles nichts Neues. Diese 
Pandemie ist neu, aber nur noch verhältnismäßig. 
Denn wenn man die Bürgerinnen und Bürger fragt, 
werden Ihnen alle sagen, dass wir schon viel zu 
lange in dieser Pandemie stecken.  

Dann haben Sie eben von den Expertinnen und Ex-
perten aus der Wissenschaft gesprochen, auf die Sie 
hören, und nicht auf die Politik. Einige Mitglieder Ih-
res Expertenrates, Herr Laschet, sagen – ich zitiere 
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mit Erlaubnis der Präsidentin Professorin Dr. Christi-
ane Woopen, die das am 29.07.2020 im WDR 
sagte –: Mit konsequenten Tests wären wir das Virus 
schon los. – Bitte, dann hören Sie nur auf Ihre Exper-
ten! Das wäre uns auch schon viel wert. – Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Kapteinat. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Herr Kollege Preuß.  

Peter Preuß (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Vieles ist schon gesagt worden. Ich 
möchte auf einige Aspekte noch einmal hinweisen.  

Die diffusen Forderungen, mehr zu testen, also flä-
chendeckend zu testen, erzeugt ein Sicherheitsge-
fühl, das es durch die Testungen objektiv nicht gibt 
und nicht geben kann und damit eine noch viel grö-
ßere Unsicherheit und letztlich auch Inakzeptanz der 
Pandemiebekämpfungsmaßnahmen erzeugt. Des-
halb ist diese Forderung nicht die richtige, die können 
wir so nicht akzeptieren.  

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir befinden uns in einer 
guten Lage auch im Vergleich zu anderen Ländern. 
Wir haben beispielsweise keine Zunahme von Infek-
tionen in Krankenhäusern. Die Lage ist beherrschbar 
und gut im Griff. Das soll auch so bleiben, und wir 
werden mit dem Virus leben müssen. Entscheidend 
sind nicht die Testungen, sondern das Einhalten von 
Regeln nach Maßgabe der Vernunft eines jeden Ein-
zelnen, und soweit Regeln gelten, müssen diese 
auch konsequent durchgesetzt werden.  

Zweitens. Es hilft nichts, in der Pandemie eine Struk-
turdebatte zu führen und Zuständigkeiten etwa der 
Gesundheitsämter infrage zu stellen. Diese Diskus-
sion, diese Debatte muss geschehen, wenn die Pan-
demie vorbei ist und wir Schlüsse aus den Erfahrun-
gen, die wir in der Pandemie gesammelt haben, zie-
hen können.  

Jedenfalls darf ich hier feststellen, dass die Gesund-
heitsämter unseres Landes alles tun, was möglich 
ist. Bei aller enormer Belastung der einzelnen Ge-
sundheitsämter und auch der Arztpraxen bleibt fest-
zustellen, dass alles Erdenkliche getan wird, das In-
fektionsgeschehen in den Griff zu bekommen, natür-
lich unter Berücksichtigung der situationsbedingten 
Gegebenheiten in den einzelnen Fällen vor Ort. Ich 
meine, da sollten wir auch einmal Danke sagen.  

Meine Damen und Herren, zur Teststrategie: Herr 
Karl-Josef Laumann hat darauf hingewiesen, dass es 
eine Teststrategie gibt, nämlich die nationale Test-
strategie.  

Die Empfehlungen des RKI sind selbstverständlich 
einzuhalten. Es wird ja auch umfänglich getestet. 
Tests sind unzweifelhaft ein Mittel, Klarheit über das 
Infektionsgeschehen zu bekommen. Sie sind für die-
jenigen, die täglich mit Menschen zu tun haben, zum 
Beispiel in der Pflege oder in Krankenhäusern, eine 
Möglichkeit zu klären, ob sie infiziert sind und des-
halb den Kontakt unterlassen müssen. Sie bieten 
aber keine Gewähr dafür – das muss man sich klar 
vor Augen führen –, selbst nicht angesteckt zu wer-
den, selbst wenn sie negativ getestet wurden. Auch 
das ist von meinen Vorrednern mehrfach dargestellt 
worden. 

In der Tat sind Tests laut RKI ein wichtiger Bestand-
teil einer umfassenden Pandemiebekämpfungsstra-
tegie, jedoch – das ist das Entscheidende – ist bei 
der Durchführung von Tests eine zielgerichtete Vor-
gehensweise wichtig, eine zielgerichtete und nicht 
eine flächendeckende. Denn – auch das ist mehrfach 
schon gesagt worden – Massentests ohne Anlass 
können nicht nur für das Risiko falsch-positiver Er-
gebnisse eine kontraproduktive Wirkung haben, sie 
belasten eben auch die Testkapazitäten, die wir da-
für brauchen, wo vordringlich getestet werden muss. 

So weist auch das RKI ausdrücklich darauf hin, dass 
Tests ohne Anlass zu einem falschen Sicherheitsge-
fühl führen und im Übrigen eine Momentaufnahme 
darstellen, was nicht dazu führen darf, dass Hygiene- 
und Schutzmaßnahmen vernachlässigt werden. 
„Momentaufnahme“ heißt im Übrigen auch, dass die 
Tests in Abständen wiederholt werden müssen. Es 
zeigen sich sogar Fälle, bei denen erkrankte Men-
schen wieder genesen sind, dann aber erneut an 
COVID erkranken. 

Sinnvoll ist natürlich die Testung von fest definierten 
Personengruppen, wobei da auch die Empfehlungen 
des RKI einzubeziehen sind. Aus Sicht der CDU-
Landtagsfraktion ist wilder Aktionismus schlichtweg 
fehl am Platz. Testen um des Testens willen bringt 
gar nichts. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Preuß. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! „Die richtigen Prioritäten 
setzen“, so heißt es im Antrag von CDU und FDP zu 
dieser Aktuellen Stunde, und wenn man das tut, 
dann muss man auch miteinander über Bildung und 
Gesundheit reden. Das ist ein ganz wesentlicher Be-
reich. 
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„Lehrkräfte verzweifeln an ihrer Dienstherrin“. So war 
vom VBE vor den Sommerferien zu hören. Nach den 
Sommerferien bescheinigt nun die Schulleitungsver-
einigung NRW durch ihren offenen Brief an den Mi-
nisterpräsidenten, dass die Verzweiflung über die 
Praxisferne der Ministerin offensichtlich gewaltig ist. 
Es ist nicht nur die Schulleitungsvereinigung, es sind 
auch zwölf Elternverbände, die sich gemeinsam an 
den Schulausschuss des Landtags gewandt haben 
und dringend alternative Konzepte einfordern. 

Das Abschieben von Verantwortung auf die Schullei-
tungen und der Eindruck, dass es nach den Sommer-
ferien so weitergeht, wie es in die Sommerferien hin-
einging, ist sehr deutlich und löst massiven Frust aus. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Schulleitungen fühlen sich nicht ernst genommen 
und sollen vor allen Dingen die Fiktion eines Regel-
unterrichts aufrechterhalten, der keiner sein kann. 

Die Erwartung an den Ministerpräsidenten ist sehr 
klar: Sie sollen dafür sorgen, dass in Ruhe vor Ort 
gearbeitet werden kann, dass die Bedingungen von 
Gesundheitsschutz und bester Bildung wirklich gege-
ben sind und die Verantwortung nicht auf die Kom-
munen, auf die Schulleitungen, auf die Gesundheits-
ämter heruntergeschoben wird. 

Es ist schon ein Ding, Herr Laumann, dass Sie sich 
nicht dazu geäußert haben, dass die Gesundheits-
ämter in Nordrhein-Westfalen ganz unterschiedlich 
agieren, auch was die Frage des Umgangs mit Ver-
dachtsfällen angeht. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ob Kinder in Quarantäne gesteckt werden, ob Kolle-
gen und Kolleginnen in Quarantäne gehen, wer be-
trachtet wird – dazu haben Sie leider nicht einen Satz 
übrig gehabt. 

(Zuruf von der SPD: Das ist nicht seine Auf-
gabe!) 

Die Ministerin erklärte gestern Abend in der Aktuellen 
Stunde: Die Maskenpflicht musste sein, weil extre-
mes Infektionsgeschehen zu verzeichnen war. Jetzt 
sei die Lage aber eine andere, die Tendenz in NRW 
gut. – Dabei sind die Werte heute deutlich höher als 
am 3. August. Wie es unter diesen Bedingungen wei-
tergeht – Fehlanzeige. Entschieden werde Ende der 
Woche. Die Schulen freuen sich schon auf die Frei-
tag- oder Samstagabend-Mail. 

(Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und 
Bildung: Oh, nein! – Armin Laschet, Minister-
präsident: Das ist doch nicht Ihr Ernst!) 

Dabei hat der Ministerpräsident schon am letzten 
Wochenende gesagt, dass es auf Dauer so nicht wei-
tergehen kann. Aber auch er ist die alternativen Kon-
zepte schuldig geblieben. Die Maskenpflicht war in 
der Tat das letzte Mittel, um das Märchen vom 

Regelunterricht aufrechtzuerhalten, um zu verde-
cken, dass es eben keinen Plan B im Schulministe-
rium gibt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

In vielen Schulen sind Schulleitungen und Lehrkräfte 
mehr mit Organisation, Aufsicht, Kontrolle und Be-
treuung beschäftigt, als zu unterrichten. Gegenüber 
Eltern wird ein Anspruch verkündet, der nicht einzu-
halten ist. Vor Ort müssen die Schulleitungen mit den 
realen Bedingungen kämpfen, vor allem im Ganztag. 
Verantwortung wird systematisch nach unten durch-
gereicht, und die notwendige Unterstützung ist nicht 
da. 

(Josef Hovenjürgen [CDU] Es gibt keine Ver-
antwortung!) 

So darf es nicht weitergehen: stundenlang eng ne-
beneinanderzusitzen in einer vollen Klasse ohne Ab-
stand bei eingeschränkter Lüftung. Das Virus wird 
sich davon nicht beindrucken lassen. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Wieder keine Ver-
antwortung!) 

Die Maske bleibt als Schutzschild der Ministerin für 
einen vermeintlichen Regelunterricht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es gibt keine wirksamen Maßnahmen, um zu Alter-
nativen zu kommen. Unterstützungspersonal breit 
und systematisch für die in den Schulen notwendigen 
Aufgaben zu gewinnen, Verträge mit Lehramtsstu-
dierenden, Einsatz der Praxissemester, zivilgesell-
schaftliche Kräfte einzubinden wie zum Beispiel 
„Teach First“ oder „Balu und Du“ – das sind nur Bei-
spiele von vielen, die mitmachen würden, aber dazu 
gibt es überhaupt keine Ansätze und keine Initiativen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Josef Hovenjür-
gen [CDU]: Von Ihrer Rede auch nicht!) 

Wir brauchen Menschen, die Kinder in Phasen von 
Fernunterricht auch individuell begleiten können. Ei-
nen Bildungspakt zu schmieden, der klarmacht, Kin-
der, Jugendliche und Familien kommen an die erste 
Stelle – dabei würden wir gern mithelfen. Aber alle 
Angebote sind bislang abgelehnt worden. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Wir müssen jetzt alles zusammenbinden, andere 
Lernräume nutzen, Räume akquirieren, kleine stabile 
Lerngruppen bilden, Infektionsrisiko minimieren und 
individuelle Förderung möglich machen.  

Es ist doch wirklich tragisch, dass so viele Dinge, die 
jetzt eigentlich Optionen gewesen wären, versem-
melt wurden. Ferienangebote: viel zu kurzfristig vor 
den Sommerferien. Zu der digitalen Ausstattung ha-
ben wir im April schon gesagt: Öffnet die Mittel aus 
dem DigitalPakt. – Nichts ist passiert. Mitten in den 
Sommerferien dann die Förderrichtlinien: 
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(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

viel zu spät für die Schulen, viel zu spät für die Kom-
munen, die aber bis zum 31.12. schon die entspre-
chenden Verwendungsnachweise vorzulegen ha-
ben. – Wissen Sie nicht, wie Beschaffung geht? Wis-
sen Sie nicht, was es bedeutet, zu administrieren? 

(Zuruf von der CDU) 

Diese Geräte werden viel zu spät bei Kindern und 
Lehrkräften ankommen. Das ist das Dramatische. 
Wenn Geld zur Verfügung steht, können Sie es noch 
nicht einmal professionell handeln. Auch das zeigt 
den Frust im Land sehr deutlich auf. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Sie haben alles 
torpediert, was zu torpedieren war – alles!) 

Wir haben noch einmal umfängliche Vorschläge ge-
macht, die wir heute Abend aufrufen werden. Es gibt 
Maßnahmen, die Infektionsschutz, gute Bildung und 
gelingendes Lernen zusammenbringen. Wir bieten 
dafür unsere Unterstützung an. Das sage ich heute 
erneut ausdrücklich. Aber wir brauchen endlich einen 
Plan B. Sehen Sie der Realität ins Auge! So kann es 
nicht weitergehen in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Schneider. 

(Zuruf von der SPD – Gegenruf von Josef 
Hovenjürgen [CDU]: Was war das? Sehr gut? 
Eure Destruktion hilft dem Landtag weiter!) 

Susanne Schneider (FDP): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Bis vor fünf Minuten 
dachte ich, wir seien in einer Gesundheitsdebatte. 
Für mich fühlte es sich jetzt an wie eine Schulde-
batte. Aber die Frauen in der FDP-Landtagsfraktion 
sind definitiv multitaskingfähig. Dann machen wir 
eben ein bisschen Schule. 

(Beifall von der FDP) 

Frau Beer, vielleicht gucken Sie einfach mal, wie die 
Realität im Land aussieht, wenn Sie hier auf unsere 
Schulministerin einprügeln, die Maskenpflicht kritisie-
ren und alles ganz furchtbar schlechtreden.  

Ich war in der vergangenen Woche auf einer Klas-
senpflegschaftssitzung. Da saßen 30 Eltern, einige 
Schüler dabei. Die Themen „Maskenpflicht“, „Hygie-
nekonzept“, alles, was dazugehört, wurden ange-
sprochen, und das einstimmige Feedback dieses 
Abends war: Wir ziehen auch zwei Masken überei-
nander an, Hauptsache, unsere Kinder haben wieder 
einen geregelten Alltag, haben wieder ihre sozialen 
Kontakte 

(Beifall von der FDP und der CDU – Eva-Maria 
Voigt-Küppers [SPD]: Da haben Sie aber die 
einzige Klasse, wo das so ist!) 

und werden alle zu gleichen Bedingungen gut und 
qualifiziert unterrichtet. 

Natürlich – jetzt machen wir mal ein bisschen Ge-
sundheit, darum geht es eigentlich; es geht ja um 
Teststrategien – hinterfragt auch die Landesregie-
rung, hinterfragen auch FDP und Union immer: Was 
ist der richtige Weg beim Umgang mit dem Corona-
virus? Da gibt es dann allgemein zwei gegensätzli-
che Positionen: Das sind einerseits diejenigen – hier 
im Landtag ist es Rot-Grün, außerhalb des Bundes-
landes sind sie blau-weißer Couleur –, die darauf set-
zen, möglichst viel zu testen. Das sind andererseits 
die Stimmen gerade aus der Wissenschaft, die viel-
mehr auf gezielte Tests setzen. – Ich würde da eher 
der Wissenschaft folgen. 

Werte Kollegen der SPD, Sie haben jetzt viel erzählt, 
aber ein konstruktiver Vorschlag kam für mich dabei 
nicht herum. Natürlich haben wir gute Maßnahmen. 
Natürlich haben wir gute Ideen. Wir arbeiten auch 
gerne mit der Pharmaindustrie in unserem Land zu-
sammen, 

(Christian Dahm [SPD]: Das glaube ich!) 

genauer gesagt: mit der Pharmaindustrie, die nach 
Ihrer Regierungszeit in Nordrhein-Westfalen noch 
übrig geblieben ist. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Wir müssen uns fragen: Was bringen umfassende 
Tests bei Menschen, die gar keine Symptome ha-
ben? Ein negativer PCR-Nachweis ist nur eine Mo-
mentaufnahme. Er kann auch nicht ausschließen, 
dass bereits eine Übertragung stattgefunden hat, die 
noch nicht nachweisbar ist. Damit es jetzt auch wirk-
lich jeder versteht: Wenn Sie aus einem Flugzeug 
steigen und negativ auf Corona getestet werden, der 
Mensch neben Ihnen aber positiv ist, und Sie saßen 
fünf Stunden neben ihm, dann nutzt Ihnen diese Mo-
mentaufnahme überhaupt nichts. Und präventive 
Tests ohne klaren Verdacht können eben auch das 
Risiko von falsch-positiven Ergebnissen erhöhen. 

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

Das zeigt uns, dass anlasslose Testungen nur die 
vorhandenen Kapazitäten belasten und ein falsches 
Bild vermitteln können, vielleicht sogar ein vermeint-
liches Sicherheitsgefühl suggerieren. Dieses Gefühl 
der vermeintlichen Sicherheit wäre in der aktuellen 
Situation mehr als fatal. Wenn, wie bei den Tests für 
Lehrkräfte und Erzieher, die Anzahl der positiven Be-
funde im Promillebereich liegt, dann ist doch die Aus-
sagekraft wahrhaft gering. Wir dürfen nicht mit viel 
Aufwand ins Blaue hinein testen und die realen 
Schwerpunkte des Infektionsgeschehens dabei aus 
den Augen verlieren. 
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Wir sollten bei der Auswertung von Testungen wirk-
lich auf die Warnungen der Labormediziner hören. 
Mit den aktuellen Zahlen von fast 900.000 Testungen 
pro Woche bundesweit sind bereits rund drei Viertel 
der Kapazität ausgeschöpft. Von Engpässen bei 
Testkits und Reagenzien wird bereits berichtet. An-
dererseits werden unsere Hausärzte, die momentan 
wahrlich noch mehr als sonst arbeiten, durch den bü-
rokratischen Aufwand auch abgeschreckt, selber 
noch Abstriche durchzuführen. Da wäre es fatal, 
wenn wir jetzt durch noch mehr anlasslose Tests die 
Grenzen des Systems sprengten. 

Eine zielgerichtete Teststrategie sollte sich auf die 
Schwerpunkte des Infektionsgeschehens konzent-
rieren. Auch für die Gesundheitsämter kann es nicht 
mehr allein darum gehen, jeden einzelnen potenziel-
len Kontakt eines Infizierten zu verfolgen. Vorrang 
sollte vielmehr das schnelle Erkennen von soge-
nannten Superspreading-Events haben, bei denen 
dann auch konsequent gehandelt werden muss. Wir 
sehen doch anhand der Daten, dass insbesondere 
private Zusammenkünfte und Reiserückkehrer aus 
Südeuropa und der Türkei Treiber der Infektionen 
sind. Deshalb ist es sinnvoll, die Teststrategien und 
Testanstrengungen auf diese Bereiche zu konzent-
rieren. 

So wichtig es auch war, in der Urlaubszeit einen 
möglichst einfachen Zugang zu Tests für Reiserück-
kehrer zu ermöglichen, werden wir doch künftig nicht 
darum herumkommen, die Betroffenen an den Kos-
ten zu beteiligen. 

(Beifall von der FDP) 

Wir sollten auch darauf achten, dass eine Infektion 
erst ausgeschlossen werden kann, wenn einige 
Tage nach der Einreise ein negativer Testbefund er-
folgt. 

Noch ein paar kurze Worte zur Personalsituation un-
serer Gesundheitsämter: Natürlich können offene 
Stellen im ärztlichen Bereich nicht kurzfristig besetzt 
werden, wenn entsprechend qualifizierte Ärzte gar 
nicht verfügbar sind. Dafür müssen wir mittelfristig 
die Weiterbildung im öffentlichen Gesundheitsdienst, 
bei der Hygiene und im Infektionsschutz befördern. 
Und wenn es nur um die Kontaktverfolgung geht: Es 
haben doch etliche Kommunen Verwaltungspersonal 
umgesetzt und abgezogen, und auch das Land hat 
personelle Unterstützung angeboten.  

Zum Schluss noch ein Gedanke, speziell an die Kol-
legen der Opposition: Wer hier das Handeln der Lan-
desregierung kritisiert, wer das Handeln des Ministe-
riums kritisiert, dessen Mitarbeiter momentan wegen 
dieser Coronakrise Überstunden ohne Ende leisten, 
sollte sich auch einmal überlegen, ob es wirklich so 
sinnvoll ist, genau dieses Ministerium, genau diese 
eh schon überlasteten Mitarbeiter auch noch perma-
nent mit massenhaft Kleinen Anfragen und 

Berichtswünschen zu torpedieren, bei denen sich mir 
die Sinnhaftigkeit nicht erschließt.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Zurufe 
von der SPD) 

Ich bin mir sicher, die Landtagsfraktionen von Union 
und FDP sind zusammen mit der Landesregierung 
auf einem guten Weg aus dieser Krise für die Men-
schen in Nordrhein-Westfalen. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schneider. – Für die AfD-Fraktion 
spricht Herr Dr. Vincentz.  

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte 
da weitermachen, wo ich in der ersten Rede aufge-
hört habe, nämlich mit dem Stand, in dem wir uns ak-
tuell befinden. Ich hatte Ihnen einige statistische Her-
angehensweisen nahegelegt, wie man sich den ak-
tuellen Zahlen nähern könnte. 

Wenn wir es nüchtern betrachten, stellen wir fest, 
dass wir recht stabile Infektionslagen auch in Nord-
rhein-Westfalen über die letzten Kalenderwochen 
haben. Pro 1.000 Tests gibt es keine eklatanten An-
stiege, die einen in Panik versetzen sollten. Natürlich 
haben wir einige Ausschläge. Ich habe das gerade 
ausgeführt. Wenn Sie aus Risikobereichen zurück 
nach Deutschland einreisen, dann ist die Chance 
sehr hoch, dass Sie sich gegebenenfalls mit dem 
Coronavirus angesteckt haben könnten. Diese Fälle 
werden auch im System registriert. Darüber hinaus 
gibt es einen leichten Anstieg bei den Hospitalisie-
rungen. So weit, so gut. Wir befinden uns also in ei-
ner sehr stabilen, kontrollierten Lage. 

Jetzt müssen wir uns fragen: Wo wollen wir aus die-
ser stabilen, kontrollierten Lage miteinander hin? 
Diese Frage muss man sehr wohl diskutieren, denn 
wir können nicht ewig in der Angst verharren, nie wie-
der ins normale Leben zurückzufinden. Wir müssen 
ein Stück weit damit leben.  

Wenn alle so todesmutig mit dem Coronavirus um-
gehen würden, wie sie morgens ihr gezuckertes 
Müsli essen, obgleich die WHO sagt, nach diesem 
Müsli hat man die Zuckerration für den Tag schon 
gänzlich hinter sich gebracht … Und die meisten hö-
ren bei dem gezuckerten Müsli nicht auf. Die Folgen 
einer Diabeteserkrankung sind volkswirtschaftlich 
und für jeden persönlich sehr verheerend.  

Wenn den Menschen das so bewusst wäre, wie es 
ihnen auch durch die Medien bewusst gemacht 
wurde, was eine Coronainfektion mit sich bringen 
kann, dann würden vielleicht viele anders damit um-
gehen bzw. in eine gewisse Panik verfallen, was 
ebenso wenig angebracht ist, denn das Leben bringt 
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seine Risiken mit. Wir müssen also alle darüber re-
den, wo wir miteinander hinwollen. 

Wir sind aktuell – ich sage es noch einmal – in einer 
sehr kontrollierten Situation. Wir müssen wachsam 
bleiben, denn es kann sein – das wird in der Fachwelt 
durchaus diskutiert –, dass wir Richtung Herbst, 
Richtung Winter, vielleicht im Frühjahr eine zweite 
Welle erleben könnten. Es gibt sehr beunruhigende 
Meldungen beispielsweise aus China, aus anderen 
Ländern, wo erste Fälle von zweiten Infektionen fest-
gestellt wurden – vielleicht angsteckt mit einer Muta-
tion des Virus, man weiß es noch nicht so genau. Wir 
müssen also an der Stelle wachsam bleiben und 
trotzdem den Weg zurück in eine Normalität finden.  

Das RKI ist durchaus bemüht; das ist hier mehrfach 
gesagt worden. Es ist nicht fehlerfrei, wie es vielleicht 
das eine oder andere Mal dargestellt wird. Auch das 
ist eine Fehlannahme. Aber Fehler, die gemacht wur-
den, werden in dieser Situation wieder korrigiert. Es 
ist eine ausnahmslose Situation, in der meiner Mei-
nung nach auch Fehler erlaubt sind, denn wir befin-
den uns alle das erste Mal in einer solch ausnahms-
losen Situation.  

Die Annahme, man könnte direkt am Flughafen tes-
ten, indem man dort den Menschen ein Stäbchen in 
die Nase steckt, hat ihre Schwächen. Wir haben das 
gerade eben gehört. Wenn Sie neben jemandem im 
Flugzeug gesessen haben, der infiziert war, dann 
werden Sie dort wahrscheinlich nicht positiv getestet. 
Sie sind aber unter Umständen in ein paar Tagen po-
sitiv. – Dort wird aber schon mit Maß nachreguliert. 
Es gibt ja Teststrategien, die das besser abfangen 
können. 

Wo steht NRW im Vergleich zu anderen Bundeslän-
dern? – Ich glaube – ich sage das völlig ohne Häme –, 
es ist gut, das einmal nebeneinanderzustellen. Bayern 
hat es in vielen Fällen härter getroffen als Nordrhein-
Westfalen, obgleich es dort nicht diese Ballungsräume 
gibt, in denen sich das Virus verbreiten könnte, obgleich 
es in Bayern andere Faktoren gibt, die eigentlich dafür 
sprechen würden, dass sich das Virus dort nicht so 
stark ausbreiten könne wie in Nordrhein-Westfalen.  

Es zeigt sich also: Viel mehr, als wer bei der 
Coronabewältigung den größeren Sheriffstern am 
Revers trägt, sind externe Faktoren von Wichtigkeit, 
sind Faktoren von Wichtigkeit, wie schnell man Risi-
ken erfasst, wie schnell man Superspreaderevents 
erfasst, wie schnell man Menschen isolieren kann, 
die vielleicht mit dem Virus wieder einreisen.  

Das sind Dinge, über die wir uns in den kommenden 
Wochen unterhalten müssen, in denen es sehr wich-
tig sein wird, dynamisch auf diese neuen Fälle zu re-
agieren. Wie gesagt, wir wissen nicht, was im Herbst 
passiert. Aber bisher den Schwarzen Peter insbe-
sondere Nordrhein-Westfalen zuzuschieben, ist ei-
gentlich nicht redlich.  

So bleibt mit am Ende nur noch zu sagen – das ist 
ein geflügeltes Wort an anderer Stelle –: Das Virus 
und dessen Lauf halten weder Kutschaty noch La-
schet auf. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Dr. Vincentz. – Für die SPD-Fraktion spricht 
noch einmal Herr Kollege Kutschaty.  

Thomas Kutschaty (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir noch die eine 
oder andere Anmerkung gegen Ende dieser Debatte, 
die einige bizarre Züge angenommen hat. 

Herr Löttgen, so ist das eben, wenn man mit einer 
vorgefertigten Rede und Meinung hier in die Runde 
geht und sich meine Rede überhaupt nicht anhört. 
Dann kommt so ein Mist heraus, den Sie gerade er-
zählt haben. Sie haben mir überhaupt nicht zugehört, 
Herr Löttgen. 

(Beifall von der SPD) 

Wir haben heute ganz konkrete Vorschläge unter-
breitet, wie man testen kann, wie man Testkapazitä-
ten erhöhen kann, wie man Gesundheitsämter ent-
lasten und unterstützen kann. Da mögen Sie inhalt-
lich anderer Auffassung sein – aber so zu tun, als ob 
wir hier nur kritisieren würden, das ist völlig fehl am 
Platze.  

Ich lasse mir aber auch nicht die Kritik verbieten, 
Frau Schneider. Sie sagen, wir stellten zu viele 
Kleine Anfragen. Wie wir arbeiten, entscheiden wir 
selbst und nicht Sie. Was haben Sie, Frau Schneider, 
für ein Demokratieverständnis? Das muss man auch 
einmal sagen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die SPD-Fraktion hat in dieser gesamten Krise kon-
struktive Mitarbeit angeboten und auch umgesetzt. 
Ich erinnere an das Pandemiegesetz. Das waren wir, 
die es überhaupt erst auf verfassungskonforme Füße 
gestellt haben, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – La-
chen von der CDU und der FDP – Henning 
Höne [FDP]: Nach fünf Minuten wollten Sie 
schon abbrechen!)  

Wer hat denn dem Rettungsschirm mit zugestimmt? 

Wenn wir über konstruktive Zusammenarbeit spre-
chen, dann wünsche ich mir von den Regierungsfrak-
tionen, an der einen oder anderen Stelle im Haus-
halts- und Finanzausschuss auch einmal einem An-
trag der SPD-Fraktion zuzustimmen, wenn es darum 
geht, die 25 Milliarden Euro aus dem Rettungsschirm 
zu verteilen. Das wäre ein Zeichen von guter 
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Zusammenarbeit auch von Ihnen in dieser Runde, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich habe ja sogar selbst am Anfang Frau Gebauer 
und die Maskenpflicht an Schulen verteidigt. Denn 
das war anfangs alternativlos. Weil nichts vorbereitet 
war, musste das kommen. Aber jetzt müssen wir an 
Schulen besser werden. Jetzt müssen andere Kon-
zepte auf den Tisch gelegt werden. Deswegen muss 
das auch auslaufen. 

Herr Stamp, heute Morgen habe ich Sie noch vertei-
digt und unterstützt bei den zusätzlichen Elternbe-
treuungstagen. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Da sind wir sehr konstruktiv. Das machen wir alles. 

Von Ihnen kommt dann als pauschale Kritik immer 
nur, das sei pauschale Kritik. – Das können Sie ma-
chen. Das ist politisch stillos, finde ich, 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Damit kennen Sie 
sich ja aus!) 

aber politisch sicherlich zulässig. 

Eines möchte ich auch noch einmal sehr klar heraus-
stellen. Herr Ministerpräsident, ich habe Sie in den 
letzten Monaten mehrfach angeschrieben und un-
sere konstruktive Zusammenarbeit als SPD-Fraktion 
angeboten. Ich habe bis heute von Ihnen auf mehr-
fache Anschreiben von mir keine Antwort dazu be-
kommen. Das ist stillos und taktlos. Wenn Sie hier 
von allen Gemeinsinn erwarten, dann antworten Sie 
mir bitte mal auf meine Angebote, gemeinsam zu ar-
beiten. Sie sind hier Alleinkämpfer, wollen alles al-
leine machen 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

und beschweren sich dann, wenn man kritisiert. So 
macht man keine Politik in dieser Krise für das Land! 

Sie wären schlau beraten, als Regierungschef auch 
mal auf die Opposition zuzugehen. In anderen Lan-
desregierungen sitzt ein Oppositionsführer bei Kabi-
nettssitzungen mit am Tisch. Das möchte ich bei 
Ihnen gar nicht. Aber das wäre mal ein Zeichen von 
guter Zusammenarbeit. 

Sie können das heute hier alles ignorieren, was wir 
vorgeschlagen haben. Aber eines werden Sie nicht 
ignorieren können, und das wird morgen passieren. 
Herr Laumann, Sie bekommen morgen 34.000 Un-
terschriften von Beschäftigten aus der Gesundheits- 
und Sozialbranche. Die werden genau das von Ihnen 
fordern, was ich Ihnen heute vorgeschlagen habe, 
nämlich eine Sicherung ihrer Gesundheit mit ausrei-
chend Schutzmaterial und regelmäßigen Testungen 
für die gefährdeten Menschen im Gesundheits- und 
Sozialbereich. Ich bin mal gespannt, ob Sie bei 

denen morgen genauso rotzig und arrogant sind wie 
zu uns heute. Viel Spaß morgen mit denen! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kutschaty. – Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Dann können wir die Aussprache zu 
Tagesordnungspunkt 1, der Aktuellen Stunde, been-
den. 

Ich rufe auf: 

2 Opferschutz und -rechte in Nordrhein-Westfa-
len konsequent ausbauen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/9872 

Ich eröffne die Aussprache. Als erste Rednerin hat 
für die CDU-Fraktion Frau Kollegin Erwin das Wort. 

Angela Erwin*) (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die stetige Wei-
terentwicklung des Opferschutzes ist ein Kernanlie-
gen der NRW-Koalition. In diesem Anliegen sind wir 
uns hoffentlich nicht nur innerhalb der Regierung, 
sondern auch mit der Opposition einig. 

Deshalb haben wir in diesem Haus bereits vor über 
einem Jahr mit unserem Antrag zur Weiterentwick-
lung des Opferschutzes wichtige Maßnahmen auf 
den Weg gebracht. Wir haben eine eigenständige di-
gitale Präsenz für Opferschutz in NRW ins Leben ge-
rufen, die Öffentlichkeitskampagne zur Erreichbar-
keit der Opferschutzbeauftragten gestartet und ein 
Konzept für sogenannte Großschadenslagen ange-
stoßen. All das sind wichtige Schritte in die richtige 
Richtung. 

Damit ist das Thema aber noch nicht abgearbeitet, 
nein. Vielmehr müssen diese Maßnahmen jetzt An-
sporn sein, das Erreichte zu festigen und gleichzeitig 
den Fokus auf weitere Maßnahmen zu richten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, neben körperlichen 
Verletzungen oder dem Verlust von Vermögenswer-
ten haben Straftaten oft erhebliche psychische Fol-
gen für die Opfer. Viele Opfer leiden teilweise ihr Le-
ben lang unter den Folgen einer gegen sie verübten 
Straftat. 

Die Opferschutzbeauftragte hat in einer Stellung-
nahme sehr deutlich zum Ausdruck gebracht, dass 
Menschen, die Opfer einer Straftat geworden sind, 
völlig unterschiedlich reagieren. 

Es ist für uns einleuchtend, dass sich aufgrund der 
höchst individuellen Reaktionen und Verarbeitungen 
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des Erlebten jedwede Form der Verallgemeinerung 
verbietet. 

Wichtig ist es daher, die Bedürfnisse der Opfer in den 
Blick zu nehmen und zu reflektieren, welche Rechte 
ihnen zusätzlich noch eingeräumt werden können. 

Deshalb stellen wir mit unserem heutigen Antrag die 
nächsten Weichen. Als NRW-Koalition streben wir 
eine noch stärkere Sensibilisierung der Strafverfol-
gungsbehörden und der Gerichte in Nordrhein-West-
falen an. Besonders nach Einschätzung von Exper-
tinnen und Experten können so die Belastungen für 
die Opfer verringert werden. Eine gezielte Durchfüh-
rung von Aus- und Weiterbildungen in den Gerichten 
und bei den Staatsanwaltschaften soll dazu führen, 
den Umgang mit traumatisierten Personen zu fördern 
und die dafür benötigten psychologischen Kennt-
nisse zu verbessern und zu vertiefen. 

Wir sehen darüber hinaus in der Bestellung von Ko-
ordinatoren für den Opferschutz, die in allen Präsidi-
algerichten und Staatsanwaltschaften des Landes 
eingeführt werden sollen, eine besondere Bedeu-
tung. Sie sind Ansprechpartner für die Kollegen und 
Boten für die Opferbelange. Sie sind Netzwerker und 
Förderer. Denn nur mit einer konstanten Werbung 
und mit einem aktiven Zusammenwirken aller Ak-
teure wird dem Opferschutz der hohe Stellenwert 
eingeräumt, den er verdient. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Des Weiteren streben wir mit unserem Antrag eine 
Reihe von organisatorischen Verbesserungen an. 
Vor allem achten wir dabei auf das besondere Wohl 
von Kindern und Jugendlichen. Eine – simpel formu-
liert – kindgerechte Verfahrensgestaltung soll den 
Kindern so gut es geht die Angst vor dem belasten-
den Prozess nehmen. Spezielle kindgerecht gestal-
tete Wartezonen sorgen dafür, dass ein Aufeinander-
treffen mit dem Täter bei Zeugenvernehmungen ver-
mieden wird. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Außerdem wollen wir gewährleisten, dass die Op-
fervernehmung ob bei Kindern oder bei Erwachse-
nen, sofern gewünscht, durch eine Person des glei-
chen Geschlechtes ermöglicht wird. 

Ich habe es eben bereits angesprochen. Das A und 
O sind eine gute Information und eine gute Kommu-
nikation der Rechte und Möglichkeiten. 

Die psychosoziale Prozessbegleitung ist ein wichti-
ges Instrument, um den Opfern im Strafverfahren 
eine fachliche Begleitung und Betreuung während 
des Verfahrens zukommen zu lassen. 

Wir gehen nun aber auch hier einen Schritt weiter. 
Opfer sollen nicht nur auf Antrag, sondern im Regel-
fall unmittelbar von der Justiz über Verlauf und Aus-
gang des Verfahrens informiert werden. Dies ge-
schieht bislang nur auf Antrag. Eine gute Kommu-

nikation stärkt auch an dieser Stelle das Vertrauen in 
die Justiz. 

(Beifall von Dr. Werner Pfeil [FDP]) 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wirksamer 
und konsequenter Opferschutz braucht das Mitei-
nander aus Politik, öffentlichen Einrichtungen und 
Justiz. Mit unserem Antrag wollen wir dieses notwen-
dige Miteinander weiter optimieren. Lassen Sie uns 
dieses Thema zum Kernthema des Parlaments ma-
chen, es gemeinsam angehen und weiterhin konse-
quent daran arbeiten.  

Der erste Schritt dazu ist eine breite Zustimmung zu 
diesem Antrag, für die ich noch einmal mit Nachdruck 
werben möchte. Nur so helfen wir Opfern von Straf-
taten in Nordrhein-Westfalen wirklich weiter. – Herz-
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Erwin. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Mangen. 

Christian Mangen (FDP): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
legen! Sehr verehrte Damen und Herren! Der Opfer-
schutz ist ein besonderes Anliegen der Koalition aus 
CDU und FDP in Nordrhein-Westfalen. Viel zu oft 
stehen nur die Täter im Fokus von Gericht und Me-
dien, dabei sind es aber die Opfer, die oftmals ein 
ganzes Leben lang unter den Folgen einer Straftat 
leiden. 

Bereits im Koalitionsvertrag wurde daher der Opfer-
schutz als Kernforderung aufgenommen, und wir ha-
ben auch schon vieles an der Stelle leisten können. 
Auf unsere Bestrebungen hin gibt es bereits zahlrei-
che Projekte, Konzepte und Initiativen, aber es gilt, 
verbleibende Lücken zu schließen.  

Soweit möglich gilt es zu verhindern, dass das Straf-
verfahren selbst zu einer schweren psychischen Be-
lastung der Opfer führt. Daher müssen die Strafver-
folgungsorgane mit dem nötigen psychologischen 
Wissen bezüglich der Opferbelange ausgestattet 
sein. Je sensibler diese mit den Opfern umzugehen, 
desto geringer stellen sich die Belastungen durch 
das Verfahren für die Opfer dar. Hierzu soll eine auf 
die Opferbelange ausgerichtete Aus- und Weiterbil-
dung für die Strafverfolgungsorgane sichergestellt 
werden.  

Darüber hinaus – es wurde gerade schon angespro-
chen – sollen in allen Präsidialgerichten und auch 
den Staatsanwaltschaften Koordinatorinnen und Ko-
ordinatoren für den Opferschutz im Strafverfahren 
bestellt werden. Diese können wichtige Ansprech-
partner vor Ort sein, die für Fragen zur Verfügung 
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stehen und den Opferschutz im Einzelfall optimal för-
dern können.  

Gerade für Kinder und Jugendliche kann die Atmo-
sphäre in den Wartebereichen der Gerichte und auf 
den Gängen, die häufig nicht allzu charmant wirken, 
belastend sein. Unter Umständen können sie neugie-
rigen Blicken ausgesetzt sein und unnötige zusätzli-
che Belastungen erfahren.  

Daher befürworten wir die Einrichtung von kind- und 
jugendgerechten Wartezonen oder auch Zimmern in 
Präsidialgerichten. Diese können je nach örtlicher 
Gegebenheit und Möglichkeit eingerichtet werden. 
Dabei ist wichtig, die Betroffenen hierüber vorab zu 
informieren und damit bereits im Vorfeld die Sorge 
vor dem Aufenthalt in Gerichtsgebäuden zu nehmen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Gerade bei Sexualdelikten und sonstigen Sachver-
halten, die für das Opfer schambehaftet sind, kann 
es für das Opfer angenehmer sein, mit einer Person 
gleichen Geschlechts sprechen zu können. Sofern 
dies im Einzelfall dem Wunsch des Opfers entspricht, 
sollen Vernehmungen und Befragungen in NRW da-
her durch Bedienstete von Polizeibehörden und 
Staatsanwaltschaften gleichen Geschlechts durch-
geführt werden. 

Wichtig ist weiterhin die Transparenz des Verfahrens 
aus der Perspektive des Opfers. Dazu zählen eine 
automatische Information über den aktuellen Verfah-
rensstand und natürlich auch über dessen Ausgang. 
Dass Opfer hierfür bisher einen gesonderten Antrag 
stellen müssen, stellt nach unserer Meinung eine un-
nötige Belastung dar. 

Zur Verbesserung des Opferschutzes soll sich die 
Landesregierung auf Bundesebene dafür einsetzen, 
dass die in § 406d Abs. 1 StPO verankerte, bislang 
von einem Antrag abhängige Mitteilungspflicht über 
den Ausgang für den Regelfall um eine Unterrichtung 
des Verletzten „von Amts wegen“ erweitert wird.  

Es ist uns ein großes Anliegen, dass Menschen, die 
Opfer einer Straftat geworden sind, wissen, dass sie 
auf die Justiz in NRW vertrauen können. Eine effek-
tive Strafverfolgung darf nicht zu einer weiteren mas-
siven Belastung der Opfer werden. Die genannten 
Punkte sind dabei ein weiterer wichtiger Schritt hin zu 
einem umfassenden Opferschutz in Nordrhein-West-
falen. Deswegen werben wir um Ihre Zustimmung. – 
Vielen Dank und Glück auf! 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Mangen. – Für die SPD-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Bongers. 

Sonja Bongers (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Opferschutz 
und Opferhilfe haben eine wichtige gesellschaftliche 
Funktion. Sie vermitteln allen Beteiligten, dass die 
Gesellschaft die Tat ablehnt, und sie zeigen zusätz-
lich zu einem möglichen Urteil, dass sich der Staat 
auf die Seite der Opfer stellt. Außerdem tragen sie 
dazu bei, dass Opfer von Gewalttaten eher bereit 
sind, Zeugenaussagen zu tätigen und ihre Erfahrun-
gen auch tatsächlich zur Anzeige zu bringen.  

Wir begrüßen es deshalb grundsätzlich, dass mit 
dem vorliegenden Antrag weitere Maßnahmen zum 
Opferschutz beschlossen werden sollen.  

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Die Koalition aus CDU und FDP hat 
bereits im letzten Jahr einen Antrag zum Thema „Op-
ferschutz“ eingebracht, der Anfang des Jahres auch 
ausführlich im Rechtsausschuss behandelt wurde. 
Ebenfalls gab es eine Anhörung zu dem Thema, wel-
che uns noch einmal einige Dinge ins Gedächtnis ge-
rufen hat. In dem vorliegenden Antrag wurden we-
sentliche Punkte genau aus dieser Anhörung aufge-
nommen und zu einem neuen Antrag formuliert.  

Grundsätzlich finden wir diese Beschlusspunkte zum 
Opferschutz in Ordnung, wenngleich wir bedauerli-
cherweise einige Mängel feststellen müssen. Diese 
Mängel möchte ich einmal deutlich aufzeigen.  

Erstens. Zum einem behandelt der Antrag das 
Thema „Opferschutz“ vornehmlich aus justizieller 
Perspektive und nimmt einige wesentliche Punkte 
des polizeilichen Opferschutzes auf. Leider ist aber 
kein Gesamtkonzept zum Opferschutz erkennbar.  

Wir hätten uns sehr gewünscht, dass sich das Justiz-
ministerium stärker mit den anderen Ressorts ab-
stimmt und eine interdisziplinäre Gesamtstrategie 
zum Thema „Opferschutz“ vorlegt.  

(Beifall von der SPD) 

Zweitens. Darüber hinaus sind nicht alle Punkte aus 
der Anhörung aufgenommen worden. Immer dann, 
wenn es Geld kostet, macht der vorliegende Antrag 
keine Vorschläge.  

In der Anhörung wurde deutlich, dass beispielsweise 
die Arbeit des Weißen Rings in großen Städten sehr 
gut funktioniert, allerdings in ländlichen Bereichen 
unter chronischer Unterfinanzierung leidet. Kleinere 
Anbieter haben massive finanzielle Probleme, Opfer-
schutz und Opferhilfe zu leisten. Wir hätten uns ge-
wünscht, dass die Koalition aus CDU und FDP hier 
konkrete Vorschläge zur Unterstützung unterbreiten 
würde. Dies ist nicht geschehen.  

Drittens. Nicht zuletzt hätten wir uns gewünscht, dass 
das sogenannte niederländische Modell zum Opfer-
schutz umgesetzt wird. Das niederländische Modell 
wurde in der Anhörung von der Opferschutzbeauf-
tragten nämlich ausdrücklich gelobt.  
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Darin wird auf folgendes Problem eingegangen: 
Wenn das Opfer Schadensersatzansprüche gegen 
den Täter hat, hat der Täter in der Realität oft selbst 
nicht die finanziellen Mittel, um dem nachzukommen. 
Das Opfer wird bei der jetzigen Rechtslage dadurch, 
dass ihm der Schadensersatz verwehrt bleibt, oft 
zum zweiten Mal Opfer. Nach dem besagten nieder-
ländischen Modell geht das Land bezüglich der 
Schadensersatzansprüche in Vorleistung, bis der Tä-
ter ausreichend liquide ist. 

Liebe Regierungskoalition, Ihr Antrag trägt den Titel „Op-
ferschutz und -rechte in Nordrhein-Westfalen konse-
quent ausbauen“. Leider finden wir den Inhalt des An-
trags nicht konsequent genug. Wir finden, dass der 
Opferschutz und die Opferhilfe in Nordrhein-Westfa-
len in einem ressortübergreifenden Gesamtkonzept 
weiterentwickelt werden sollten. Dabei sollten Opfer-
schutzorganisationen unserer Auffassung nach flä-
chendeckend besser finanziell unterstützt werden. 
Außerdem finden wir, dass das Land dort, wo es 
möglich ist, gemäß dem niederländischen Modell 
helfen sollte. 

Da wir diese Punkte in Ihrem Antrag nicht wiederfin-
den, wird sich meine Fraktion bei der Abstimmung 
enthalten. – Recht herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Bongers. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Herr Kollege Engstfeld. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn es darum 
geht, Opferrechte und Opferschutz in Nordrhein-
Westfalen weiterzuentwickeln und zu stärken, sind 
Bündnis 90/Die Grünen selbstverständlich mit dabei. 
Wir können diesen Antrag, der die Stärkung des Op-
ferschutzes und der Rechte von Opfern zum Ziel hat, 
gut und gerne unterstützen. 

Opfer leiden oft eine lange Zeit physisch und psy-
chisch unter den Folgen der Straftat. Sie brauchen 
und verdienen daher den bestmöglichen Schutz, um 
die Tat und ihre Folgen, aber auch das gerichtliche 
Verfahren gut zu überstehen und um nicht im Laufe 
des Gerichtsverfahrens eine erneute Viktimisierung 
oder Traumatisierung zu erleiden. Das gilt in beson-
derem Maße für Kinder, die Opfer von Straftaten ge-
worden sind, sowie für Opfer von Gewaltstraftaten.  

Daher sind der Ausbau der Aus- und Weiterbildung 
zur weiteren Sensibilisierung von Richterinnen und 
Richtern und Staatsanwältinnen und Staatsanwälten 
hinsichtlich der besonderen Bedürfnisse der Opfer 
von Straftaten sowie die Bestellung von Koordinato-
rinnen und Koordinatoren für den Opferschutz sinn-

voll und auch notwendig. Beides dient der Stärkung 
der Belange der Opfer vor Gericht. 

Auch die kind- und jugendgerechten Wartezimmer 
sind eine sinnvolle Ergänzung und bieten dieser be-
sonders vulnerablen Gruppe von Opfern bessere 
Rückzugs- und Schutzmöglichkeiten. 

Auch die weiteren Forderungen können wir unterstüt-
zen. Gerade die Einführung einer Mitteilungspflicht 
von Amts wegen gegenüber den von einer Straftat 
Betroffenen ist ein wichtiger Schritt, um insgesamt zu 
einem besseren Informationszugang für Opfer von 
Straftaten zu gelangen. Natürlich steht bei Strafver-
fahren der Beschuldigte im Mittelpunkt, darüber dür-
fen aber die Bedürfnisse der Opfer auf keinen Fall 
vergessen werden. 

Leider fehlen in dem Antrag einige wichtige Punkte, 
die wir heute nicht zum ersten und sicher auch nicht 
zum letzten Mal anmahnen, weil sie aus unserer 
Sicht für einen umfassenden Opferschutz elementar 
und unverzichtbar sind. So fehlen nach wie vor ge-
nügend Plätze in Frauenhäusern für Frauen, die Op-
fer von häuslicher Gewalt oder Gewalt geworden 
sind. In Coronazeiten hat sich der Platzmangel noch 
mal deutlich verschärft. 

Ein weiterer wichtiger Punkt, der im Antrag fehlt, ist 
die deutliche Ausweitung der Möglichkeit und die An-
wendung von audiovisuellen Vernehmungen, gerade 
für Kinder und Opfer sexualisierter Gewalt.  

Trotz dieser und einiger weiterer Punkte, die uns im 
Antrag fehlen, erfüllt er aber das Ziel der Stärkung 
des Opferschutzes. Wir können alle Forderungen, 
die der Antrag enthält, unterstützen; daher stimmen 
wir Grüne diesem Antrag zu. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN, Matthias Kerkhoff 
[CDU] und Dr. Werner Pfeil [FDP]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Engstfeld. – Für die AfD-Fraktion 
spricht Herr Kollege Röckemann. 

Thomas Röckemann (AfD): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren Kollegen! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Die Anzahl der Straftaten, vor al-
lem im Bereich der sexualisierten Gewalt und insbe-
sondere gegen Kinder, sowie die Clankriminalität 
nehmen sprunghaft zu. Hier erstarren Politik und Ge-
sellschaft beinahe täglich; es offenbaren sich jede 
Woche neue Schreckensszenarien. 

Innenminister Reul hastet von einer Baustelle zur an-
deren. Mich beschleicht inzwischen das Gefühl, dass 
er nicht mehr Herr der Lage ist – aber ich bin ja auch 
nur ein Teil der Zivilgesellschaft mit einem ominösen 
subjektiven Sicherheitsgefühl.  
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Tatsächlich verwaltet Innenminister Reul nur den 
Mangel. Wenn zum Beispiel Sonderstaatsanwalt-
schaften im Rahmen der Ermittlungen gegen Kinder-
pornografie gebildet werden, fehlen die Staatsan-
wälte in anderen Bereichen. Selbst diese Sonder-
staatsanwaltschaften können nur einen Bruchteil der 
begangenen Straftaten aufdecken und der Ahndung 
zuführen, so gigantisch ist das Ausmaß der Verbre-
chen an den Kindern. Diese und viele andere Opfer 
bleiben allein aufgrund des Personalmangels regel-
mäßig auf der Strecke. 

Wir von der AfD haben uns der Opfer angenommen. 
Wir forderten zum Beispiel die Landesregierung auf, 
im Bundesrat einen Gesetzentwurf einzubringen, um 
den Opfern schwerster Straftaten die psychosoziale 
Prozessbegleitung von Amts wegen zukommen zu 
lassen. Wir forderten die Ausweitung der Neben-
klage, damit Opfern schwerster Straftaten von Amts 
wegen ein Rechtsbeistand zur Verfügung gestellt 
wird. Vergessen wir außerdem nicht – wir haben 
heute ein bisschen was davon gehört – unseren An-
trag zum Schutz der Kinder vor häuslicher Gewalt. 
Wir wollten in Frauenhäusern vermehrt Wohneinhei-
ten zur Verfügung stellen, damit dort Mütter mit ihren 
Söhnen problemlos unterkommen können.  

Das waren vernünftige Anträge, die von Ihnen, meine 
Damen und Herren Kollegen der Altparteien, nicht 
angenommen wurden.  

Dazu haben Sie Folgendes gesagt – und da waren 
Sie sich allesamt auf einmal wieder einig –, und ich 
zitiere hier verschiedene Aussagen einfach einmal 
exemplarisch: 

Herr Engstfeld von den Grünen sagte, die Antragstel-
lung sei vor allem, aber auch nicht nur vom Zeitpunkt 
her verwunderlich, sondern inhaltlich überhaupt nicht 
weiterführend, und deswegen sei der Antrag am 
Ende des Tages einfach überflüssig. – Herr Engst-
feld, Sie treten als OB-Kandidat für Düsseldorf an. 
Wann ist denn nach Ihrer Meinung der richtige Zeit-
punkt gekommen, etwas für die Opfer schwerster 
Straftaten zu tun? Nachdem Sie den Autoverkehr 
aus Düsseldorf verbannt haben oder doch noch kurz 
davor? 

Herr Körfges von der SPD unterstellte uns, die Ge-
waltenteilung nicht begriffen zu haben. – So etwas 
Dummes kommentiere ich nicht.  

Herr Mangen von der FDP hingegen hatte am 
18.12.2019 einen Geistesblitz. Er stellte die Frage 
nach den Kosten – wörtlich –: Wer soll das bezah-
len? – Das ist wenigstens ehrlich, Herr Mangen, of-
fenbart allerdings schonungslos, dass die Altparteien 
derart abgewirtschaftet haben, dass keine finanziel-
len Mittel für weiteren Opferschutz vorhanden sind.  

Nun ist etwas Zeit vergangen, das Geld ist noch 
knapper geworden, aber die Kommunalwahlen ste-
hen vor der Tür. Und da ist es für die Regierungspar-

teien offenbar Zeit, sich nicht nur um verbesserte Be-
dingungen für die Täter zu kümmern, sondern sich 
kurzfristig der Opfer Ihrer verfehlten Politik zu erin-
nern.  

Aber was tun Sie? – Wir sollen darüber abstimmen, 
dass Opfer von Straftaten ein Recht auf Schutz, auf 
Anerkennung und Unterstützung haben. Es soll eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe sein, dies zu orga-
nisieren und zu optimieren. Wir sollen ferner darüber 
abstimmen, dass staatliche Einrichtungen in der 
Pflicht sind, Betroffenen von Straftaten die notwen-
dige Hilfe und Unterstützung zu ermöglichen. Zudem 
brauche Opferschutz das Miteinander von Staat, 
Verbänden, Organisationen und Ehrenamt.  

Meine Damen und Herren Kollegen, ja, die Erde ist 
keine Scheibe, sie ist rund, und das wissen wir seit 
einigen Hundert Jahren. Was Sie hier und heute von 
uns fordern, das sind alles Selbstverständlichkeiten 
in einem demokratischen Rechtsstaat. Es beschämt 
mich geradezu, über solche Selbstverständlichkeiten 
heute abstimmen zu müssen. Ihre Feststellungsan-
träge sind reine Lippenbekenntnisse. Die sich an-
schließenden Forderungen gehen längst nicht weit 
genug. Sie sind Stückwerk.  

Und trotzdem werden wir dem Antrag zustimmen. 
Wir tun dies in dem Bewusstsein, dass Sie den von 
uns vorgegebenen richtigen Weg endlich beschrei-
ten. Wir sind nämlich nicht die Blockadepartei, wir 
von der AfD reichen den Opfern die Hand und zeigen 
den Tätern dort die Faust, wo es notwendig ist. – Gu-
ten Tag. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Röckemann. – Für die Landesre-
gierung hat jetzt Herr Minister Biesenbach das Wort. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Frau Präsi-
dentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Als wir vor 
etwas über einem Jahr an dieser Stelle über den ge-
meinsamen Antrag der Regierungsfraktionen zur 
Weiterentwicklung des Opferschutzes in Nordrhein-
Westfalen diskutiert haben, habe ich betont, dass die 
Landesregierung nicht haltmachen wird beim Aus-
bau des Opferschutzes und zudem selbstverständ-
lich alles, was dazu im Koalitionsvertrag steht, um-
setzen wird.  

Mit dem vorliegenden Antrag werden zunächst zwei 
Ziele des Koalitionsvertrags aufgegriffen.  

So ist in diesem vereinbart, dass eine an Opferbelan-
gen ausgerichtete Aus- und Weiterbildung für die 
Strafverfolgungsorgane sichergestellt werden soll. 
Die Landesregierung hat hierzu bereits vieles auf 
den Weg gebracht. Das Programm der Justizakade-
mie des Landes Nordrhein-Westfalen gewährleistet 
schon jetzt eine auf die Belange von Opfern 
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ausgerichtete Fortbildung und wurde im vergange-
nen Jahr im Vergleich zu den Vorjahren deutlich er-
weitert.  

Wir bleiben dabei aber nicht stehen, sondern neh-
men das vorhandene Angebot noch einmal in den 
Blick, um die bedarfsgerechte Gestaltung zu sichern. 
Eine Verlagerung der Fortbildung zu mehr Inhouse-
schulungen kann dabei ein sinnvoller Weg sein, um 
möglichst vielen Bediensteten eine Teilnahme zu er-
möglichen.  

Im Koalitionsvertrag ist zudem weiter vereinbart wor-
den, dass die Vernehmung eines Opfers zu scham-
besetzten Sachverhalten – das können neben Sexu-
alstraftaten zum Beispiel Fälle häuslicher Gewalt 
sein – bereits im Ermittlungsverfahren möglichst 
durch eine Person gleichen Geschlechts durchge-
führt werden soll, wenn das Opfer dies möchte.  

Mir ist wichtig zu betonen, dass die männlichen wie 
weiblichen Bediensteten von Polizei und Justiz in 
Nordrhein-Westfalen bereits heute verpflichtet sind, 
Opfer schonend zu vernehmen.  

Es Opfern bei bestimmten Sachverhalten zu ermög-
lichen, sich bei Polizei oder Staatsanwaltschaft von 
einer Person gleichen Geschlechts vernehmen las-
sen zu können, ist aber ein weiteres wichtiges Signal 
und geeignet, etwaige Hemmschwellen gegenüber 
einer Anzeigenerstattung abzubauen. 

Meine Damen und Herren, der vorliegende Antrag 
greift zudem drei Vorschläge auf, die die Sachver-
ständigen in der Anhörung zu dem Antrag der Regie-
rungsfraktionen zur Weiterentwicklung des Opfer-
schutzes in Nordrhein-Westfalen im Januar dieses 
Jahres gemacht hat.  

So können die mit dem Antrag geforderten Koordina-
torinnen und Koordinatoren eine wichtige Rolle bei 
der von der Landesregierung intensiv geförderten 
Vernetzung der vielfältigen Einrichtung des Opfer-
schutzes und der Opferhilfe in Nordrhein-Westfalen 
spielen. Sie können insbesondere die Einbindung 
der Justiz in lokale Netzwerke stärken, denen große 
Bedeutung zukommt. Die Landesregierung pilotiert 
das Modell der Koordinatorinnen und Koordinatoren 
zurzeit bereits bei mehreren Staatsanwaltschaften, 
Amts- und Landgerichten in unserem Land. – Zum 
Jahresende werden uns erste Ergebnisse vorliegen, 
auf denen wir dann gemeinsam aufbauen können.  

Wenn mit dem Antrag zudem die Bereitstellung von 
kind- und jugendgerechten Warteräumen für Opfer-
zeugen gefordert wird, ist dies ein Anliegen, dass die 
Landesregierung ebenfalls uneingeschränkt teilt. Wir 
haben mit dem erneuerten Musterraumbedarfsplan 
bereits dafür Sorge getragen, dass entsprechende 
Räume bei der Errichtung von Neubauten und der 
baulichen Erweiterung von Bestandsbauten einzu-
richten sind. Etwas schwieriger ist die Lage natürlich 
bei bestehenden Gebäuden, aber auch dort sollen im 

Rahmen des Möglichen Kindern und Jugendlichen 
eigene Wartezimmer zur Verfügung gestellt werden.  

Der Landesregierung ist schließlich auch die mit dem 
Antrag geforderte regelmäßige Benachrichtigungs-
pflicht gegenüber Verletzten über den Ausgang des 
Verfahrens wichtig. Wir alle wissen, dass eine hohe 
Transparenz des Strafverfahrens für Opfer große Be-
deutung hat. Ihrem berechtigten Interesse nach In-
formationen müssen und wollen wir nachkommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Opferschutz und 
Opferhilfe werden auch in Zukunft ein Schwerpunkt 
dieser Landesregierung bleiben. Der vor der Som-
merpause verabschiedete Antrag zum zehnten Jah-
restag der Loveparade-Katastrophe hat hier im Ple-
num fraktionsübergreifende Zustimmung gefunden. 
Dem vorliegenden Antrag ist ein solcher Konsens 
ebenfalls zu wünschen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Es liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Damit schließe ich die Aussprache zu 
Tagesordnungspunkt 2. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellenden 
Fraktionen von CDU und FDP haben direkte Abstim-
mung beantragt. Wer dem Inhalt des Antrags Druck-
sache 17/9872 zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind CDU, FDP, Bündnis 
90/Die Grünen, die AfD-Fraktion und der fraktions-
lose Abgeordnete Langguth. Wer stimmt dagegen? – 
Niemand. Wer enthält sich? – Das ist die SPD-
Fraktion. Damit ist der Antrag Drucksache 17/9872 
mit dem soeben festgestellten Abstimmungsergeb-
nis angenommen. 

Ich rufe auf: 

3 Lebendige Städte – Innenstädte stärken 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/10637 

In Verbindung mit: 

Heimat braucht Handel – vitale Innenstädte für 
die Zukunft des Einzelhandels in Nordrhein-
Westfalen erhalten, den stationären Handel bei 
seinem Weg ins digitale Zeitalter unterstützen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/6748 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen 
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Drucksache 17/10659 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/10733 

Ich eröffne die Aussprache. Frau Kollegin Philipp hat 
für die SPD-Fraktion das Wort. 

Sarah Philipp (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen 
und Herren! Seit März dieses Jahres ist vieles an-
ders. Corona hat dieses Land zeitweise lahmgelegt. 
Der Einzelhandel hat sehr darunter zu leiden, ebenso 
wie die Gastronomie, die Veranstaltungsbranche 
und viele mehr. 

Das öffentliche Leben kam zum Erliegen und ist bis 
heute für uns alle eingeschränkt. Dass alles das, was 
die Leute in unsere Städte zieht, um einzukaufen, 
aber auch, um etwas Schönes zu erleben, um zu 
bummeln, um eine gute Zeit zu haben, so nicht mehr 
möglich ist, hat unsere Innenstädte in den letzten Mo-
naten besonders hart getroffen. 

Aber – das wissen wir seit Langem – nicht erst durch 
die coronabedingten Schließungen von Ladenloka-
len sehen sich die Innenstädte großen Umwälzun-
gen und großen Herausforderungen gegenüberge-
stellt. Der jüngste Rückschlag in einer langen Reihe 
schwieriger Entwicklungen war die Ankündigung von 
Galeria Karstadt Kaufhof, mehrere Standorte auch in 
nordrhein-westfälischen Innenstädten zu schließen. 

Die „Zeit“ schrieb vor einigen Tagen zur Bedeutung 
eines Kaufhauses für die Innenstädte: „Was früher 
einmal das Gravitationsfeld jedes Stadtzentrums 
war, ist heute oft nur noch verwaltete Leere.“ 

Verändert haben sich nicht nur das Konsumverhalten 
der Leute, sondern auch die städtebaulichen Heraus-
forderungen, was eine Innenstadtaufstellung angeht. 
Das kann man oft auch vor der eigenen Haustür be-
obachten. In meiner Heimatstadt Duisburg erstreckte 
sich die Hauptachse der Einkaufsstraße früher weit 
über einen Kilometer. Da gab es das alte Karstadt-
Kaufhaus; heute steht dort ein Einkaufszentrum. Es 
gab diverse Bekleidungsanbieter: Sinn, Boecker, 
C&A, Peek & Cloppenburg; teilweise gibt es sie 
heute gar nicht mehr. Es gab viele Bankfilialen und 
zahlreiche weitere Dienstleister, die hier zu finden 
waren. Sie alle haben es lohnenswert gemacht, in die 
Innenstadt zu fahren. 

„In die Stadt fahren“ ist ein geflügeltes Wort. Das zu 
tun, bot früher viele Möglichkeiten, alles, was man 
brauchte, zu bekommen und zu erledigen – voller 
Besatz vom Kaufhaus bis zum inhabergeführten Ein-
zelhandel; richtig viel Leben auf der Straße. 

Die Kaufhäuser Karstadt und Kaufhof – diese De-
batte beschäftigt uns jetzt seit mehreren Wochen 
auch hier in Nordrhein-Westfalen – stehen dabei tra-
ditionell für das, was Innenstädte – nicht selten sogar 
für die gesamte Stadt oder auch für einzelne Stadt-
teile und für Nebenzentren – ausmacht oder früher 
ausgemacht hat. Pulsierende Innenstädte sind das 
Herz einer Stadt – auch als Arbeitgeber. Sie bringen 
Leben, Innovation, Frequenz an Leuten, eine florie-
rende Wirtschaft und Attraktivität mit sich. 

Das war gut. Das hat lange Zeit funktioniert. Das war 
bekannt. Aber wir müssen auch klar und ehrlich sa-
gen: Das wird so nicht wiederkommen. Und genau 
da müssen wir ansetzen. 

Deswegen soll das hier heute kein nostalgischer 
Rückblick nach dem Motto „Früher war alles besser“ 
oder „Früher war Einkaufen in der Stadt viel schöner“ 
werden. Es geht darum, heute anzuerkennen, dass 
sich diese Welt in den letzten Jahren und Jahrzehn-
ten in Bezug auf den Handel und die Innenstadtent-
wicklung weiterentwickelt hat. Die Menschen fahren 
schon lange nicht mehr in die Innenstadt, um sich ein 
paar Schuhe zu kaufen, wenn sie überhaupt noch in 
die Innenstadt fahren, um etwas zu kaufen. Genau 
das sind die Punkte, über die wir uns Gedanken ma-
chen müssen. Wir müssen nach vorne einen Weg 
aufzeigen, wie das Ganze weitergehen soll. 

Diese Entwicklung wird anhand ganz aktueller Zah-
len sehr deutlich. Wenn man sieht, dass der Einzel-
handel in Nordrhein-Westfalen auch im Juni 2020 ein 
kräftiges Wachstum zu verzeichnen hat – das kann 
man seit vergangener Woche beim Statistischen 
Landesamt nachlesen –, denkt man auf den ersten 
Blick: gute Neuigkeiten. Denn insgesamt stiegen die 
Umsätze um 6,9 %. Das Problem wird aber deutlich, 
wenn man sich diese Zahlen im Detail anschaut. 

Überdurchschnittlich stark legte dabei mit einem Plus 
von über 37 % der Versand- und Internethandel zu. 
Dagegen brachen die Umsätze im Einzelhandel mit 
Textilien, Bekleidung und Schuhen beispielsweise 
um 13 % ein. Betroffen ist also alles das, was sich 
üblicherweise in den Zentren findet, sowohl bei Filia-
listen als auch in Fachgeschäften. Das ist ein be-
kannter Trend, der sich in den letzten Monaten durch 
Corona weiter verschärft hat. 

Man könnte noch viele weitere Punkte aufführen, die 
über die reinen Umsatzzahlen des Einzelhandels 
hinausgehen.  

Ganze Sortimente sind in den Innenstädten nicht 
mehr zu finden. Der mittlerweile viel zitierte Trading-
Down-Effekt führt nicht nur zu leer stehenden Laden-
lokalen, sondern auch zu Schmuddelecken, weniger 
Gastronomie und weniger Dienstleistern. Es gibt we-
niger Angebot; es ist weniger los. Deswegen gibt es 
am Ende immer weniger Gründe, in die Innenstadt 
zu fahren. 



Landtag   26.08.2020 

Nordrhein-Westfalen 33 Plenarprotokoll 17/97 

 

Genau darum geht es heute auch in unserem Antrag. 
Genau da wollen wir ansetzen. Um Innenstädte at-
traktiv zu halten, braucht es einen attraktiven Einzel-
handel, der wiederum auf ein attraktives Umfeld an-
gewiesen ist. Dabei sind Städtebau, Sicherheit und 
Sauberkeit, aber auch die Erreichbarkeit durch die 
Kundschaft von den Städten und Gemeinden zu ge-
währleisten. 

Die Kommunen müssen das komplette Paket anbie-
ten. Deshalb müssen sie in die Lage versetzt wer-
den, dieses komplette Paket auch anbieten zu kön-
nen. Dafür braucht man Ideen und Gestaltungskraft. 
Dafür braucht man am Ende natürlich auch viel Geld; 
das darf man nicht vergessen. 

Deswegen fordern wir heute mit unserem Antrag, ei-
nen Masterplan „Lebendige Innenstadt“ zu entwi-
ckeln. Wir wollen das Ganze mit 1 Milliarde Euro aus 
dem Rettungsschirm des Landes fördern. Dabei sol-
len insbesondere folgende Anforderungen berück-
sichtigt werden: 

Wir brauchen eine enge Einbindung der Kommunen 
bei den Maßnahmen; denn – das ist eigentlich selbst-
verständlich – sie sind vor Ort und wissen am aller-
besten, was zu tun ist, was benötigt wird und wo der 
Bedarf gegeben ist. Den Kommunen über eine Un-
terstützung die Möglichkeit zum Beispiel zum Ankauf 
von Immobilien zu geben, ist dabei ein sehr wichtiger 
Faktor. Die Kommunen müssen endlich selber der 
entscheidende Akteur ihrer Innenstadtentwicklung 
sein, anstatt nur vom Spielfeldrand zusehen zu kön-
nen. Das ist ganz wichtig. Genau das ist unsere For-
derung. 

(Beifall von der SPD) 

Bei diesem umfassenden Ansatz wollen wir auch 
weitere Aspekte nicht unerwähnt lassen. Wir wollen 
die innerstädtische Logistik einbeziehen. Außerdem 
wollen wir ein besonderes Augenmerk auf Sauber-
keit und Sicherheit in der Innenstadt legen. 

Unser Ansatz ist am Ende – das sieht man auch an 
der Debatte in den letzten Wochen – viel umfassen-
der als das, was Sie bislang hier vorgelegt haben. 

(Beifall von der SPD) 

Für uns ist die gesamte Customer Journey, also die 
Reise des Kunden, wichtig, und zwar von der Anreise 
über die Aufenthaltsqualität bis hin zur Abreise. Alle 
diese Punkte müssen berücksichtigt werden. Wir ge-
hen dabei viel weiter als Sie. Wir wollen nicht nur be-
stehende Maßnahmen fortführen, sondern wir wollen 
einen echten Paradigmenwechsel in der Innenstadt-
entwicklung und eine echte Unterstützung für unsere 
Städte, wenn sie ihre Zentren entwickeln. 

(Beifall von der SPD) 

In diesem Zusammenhang wird auch immer die Städ-
tebauförderung genannt. Natürlich hat sich unsere 

Städtebauförderung über Jahre hinweg bewährt; das 
steht außer Frage.  

Wir müssen beim Thema „Zentrenentwicklung“, beim 
Thema „Innenstadt“ aber weg von der reinen Konzent-
ration auf Steine und bauliche Maßnahmen. Wenn wir 
über Städtebauförderung reden, müssen wir uns auch 
die Frage stellen, wie es uns gelingt, diese Maßnah-
men auf Dauer attraktiv zu gestalten und diese ganzen 
Programme zu verstetigen. Da müssen wir noch ein-
mal genauer hinschauen. Denn es darf nicht sein, 
dass wir viele Fußgängerzonen haben, die zwar 
schön gemacht worden sind, aber am Ende leer sind. 
Das ist nicht der Sinn und Zweck der Übung. Da muss 
man gut aufpassen. 

(Beifall von der SPD) 

Noch einige Sätze zu Ihrem Antrag, den wir heute mit 
beraten bzw. abschließend abstimmen: Man könnte 
es kurz machen und sagen, dass das, wenn man ihn 
einmal durchliest, am Ende ganz viel dünne Suppe 
ist. 

(Beifall von der SPD) 

Besonders ist noch Folgendes: Der Antrag dümpelt 
jetzt seit über einem Jahr hier im Parlament herum. 
Wir haben darauf gewartet, dass er verbessert wird. 
Leider ist er in der ganzen Zeit aber nicht besser ge-
worden, auch nicht mit dem lange angekündigten 
und jetzt endlich vorliegenden Änderungsantrag. 

Bemerkenswert und vielleicht sogar schon ein wenig 
albern ist auch, dass Ihr Antrag auf das Programm 
„Zukunft des Handels“ Bezug nimmt. Dieses Pro-
gramm wurde von der Landesregierung in den letz-
ten Haushaltsberatungen aber sogar gekürzt. Was 
das also in Ihrem Antrag zu suchen hat, versteht kein 
Mensch – und Sie wahrscheinlich am allerwenigsten. 

(Beifall von der SPD) 

Wir wollen deutlich machen: Lebendige Innenstädte 
müssen mehr sein als nur die Summe von zu Kon-
sumzwecken frequentierten Ladenlokalen. Innen-
städte müssen für uns das Sinnbild einer vitalen 
Stadt sein. Innenstädte verkörpern die Attraktivität 
und die Lebensqualität einer gesamten Stadt, des 
gesamten Stadtteils. Sie sind Treffpunkt und Markt-
platz und damit für alle, die dort leben, eine Kommu-
nikationsplattform mit einer ganz wichtigen Funktion. 

Wir wollen deutlich machen, dass es mehr braucht 
als das, was bislang vorliegt. Wir wollen mehr finan-
zielle Unterstützung für unsere Kommunen, und zwar 
auch für diejenigen, die keine üppig gefüllten Stadt-
kassen haben. Wir wollen weg von der Förderung in 
Steine und hin zu einem Ansatz, bei dem vor allen 
Dingen auch die weichen Standortfaktoren berück-
sichtigt werden. 

Außerdem gilt es, die Maßnahmen einzubeziehen, 
die die Menschen nicht nur als Kunden in einzelnen 
Geschäften begreifen, sondern als Kunden in der 
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gesamten Innenstadt, die möglichst gerne und häufig 
in die Stadt kommen und sich dabei wohlfühlen. 

Dafür werben wir heute. Dafür brauchen wir diesen 
Antrag. Wir freuen uns auf die Diskussion. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Philipp. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der CDU Herr Abgeordneter Kollege 
Kehrl das Wort. 

Oliver Kehrl (CDU): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau Kollegin 
Philipp, dass Sie unseren Antrag jetzt „dünne Suppe“ 
nennen, ist natürlich 

(Marc Herter [SPD]: Die Wahrheit!) 

Ironie pur. 

(Zuruf von der SPD: Warum?) 

Denn Ihr Antrag besteht in Wirklichkeit aus der 
dünnsten Suppe. Sie fordern nämlich einfach einmal 
1 Milliarde Euro, und der Rest ist ein bisschen weiße 
Salbe. 

(Christian Dahm [SPD]: Er beinhaltet schon 
konkrete Forderungen! – Zuruf von Jochen Ott 
[SPD]) 

Da geht unser Antrag deutlich mehr in die Tiefe. Ich 
werde Ihnen jetzt auch erzählen, in welche Richtung 
das geht. 

(Beifall von der CDU – Sarah Philipp [SPD]: 
Ich bin ganz gespannt!) 

Dieser Antrag, für dessen Inhalt und aktuelle Ände-
rungen wir sehr gekämpft haben, beleuchtet die na-
hezu symbiotische Beziehung des Einzelhandels mit 
unseren Innenstädten. Der Antrag zeigt Lösungs-
wege und innovative Ideen auf. Was wir aber vor al-
lem brauchen, sind Leidenschaft, Herzblut und das 
Engagement aller Beteiligten in den Städten. 

Corona hat die schwierige Zukunft unserer Städte 
noch einmal wie durch das Brennglas aufgezeigt. 
Sterben Handel und Städte, geht für die Menschen 
ein Stück Heimat verloren. Gerade die starke Kon-
kurrenz des Onlinehandels mit seiner jederzeit abso-
luten Warenverfügbarkeit, den unbegrenzten Öff-
nungszeiten und dem Service der kostenlosen Re-
touren raubt unseren Innenstädten Kaufkraft und 
Frequenzen. 

(Michael Hübner [SPD]: Das ist ja nicht neu!) 

Das hat massive Auswirkungen auf unsere Innen-
städte. Genau hier müssen wir heute anpacken. Das 
tun wir bereits. Mit der Initiative „Zukunft. Innenstadt. 
Nordrhein-Westfalen.“ arbeiten wir bereits seit 

Längerem mit allen Akteuren daran, die Innenstädte 
attraktiv zu gestalten und fit für die Zukunft zu ma-
chen. Mit der Einführung der Digitalcoaches durch 
das Land stehen für den stationären Einzelhandel 
Experten für Digitalisierungsprojekte vor Ort zur Ver-
fügung. 

Ich bin überzeugt: Der stationäre Handel wird stark 
von neuen Multi-Channel-Angeboten profitieren. 
Dies fördern wir bereits mit dem Programm „Digitalen 
und stationären Einzelhandel zusammendenken“, 
das wir gerade mit einem zusätzlichen Förderaufruf 
ergänzt und bis zum 15. September 2020 verlängert 
haben. So schaffen wir mit enormen Haushaltsmit-
teln ein zusätzliches Beratungs- und Förderangebot 
für Handel und Kommunen. Besonders wichtig war 
uns dabei, dass wir den Eigenanteil der Geschäfts-
leute für diese innovativen Projekte wesentlich redu-
ziert haben, damit diese Programme auch wirklich 
abgerufen werden können. 

Neben Förderprogrammen sind aber sicher auch 
neue Wege und Konzepte nötig. So haben wir letzte 
Woche das Projekt des Handelskümmerers, den wir 
in Köln zusammen mit der IHK, IGs und der Stadt er-
folgreich etablieren konnten, mit der Gründung eines 
Dachverbandes aller Interessengemeinschaften in 
Köln weiter gestärkt. 

Es geht hier – wie auch im ganzen Land – um die 
Bündelung der Kräfte sowie die Professionalisierung 
und Digitalisierung der Geschäftsleute vor Ort. Es ist 
aber auch eine Aufgabe – da bin ich natürlich ganz 
bei Ihnen, Kollegin Philipps – der ganzen Gesell-
schaft, wie es mit unseren Städten weitergeht. Wir 
müssen Ideen prüfen, wo wir sinnvoll Einkaufsstra-
ßen verkürzen, umstrukturieren und mittelfristig um-
bauen werden. Das Wichtigste ist aber, dass alle be-
teiligten Akteure – von der Stadt über das Cityma-
nagement und die Einzelhändler bis hin zu den Ver-
mietern – ehrlich und ernsthaft an einem Strang zie-
hen und gemeinsam nach Lösungen suchen. Wie in 
unserem Antrag formuliert, bedarf es hier eines Bün-
dels an konkreten Maßnahmen. 

Wir müssen die Verantwortung für den Mieterbesatz, 
die Mieterstrukturen und das Leerstandsmanage-
ment als städtische Aufgabe begreifen. So, wie es 
bei Industrieansiedlungen immer üblich war, muss 
sich die Stadt mit darum kümmern, was in den Innen-
städten passiert. Die Kommunen sollen und müssen 
sich stärker einmischen und mitmischen. 

Wir brauchen also ein professionelles Citymanage-
ment. Eine Idee dafür ist, dieses Berufsbild zu stär-
ken und einen Ausbildungsweg zu einem zertifizier-
ten Citymanager zu beschreiben. Wir müssen leer 
stehende Kaufhäuser und Flächen neu nutzen. Wir 
brauchen neue Mischnutzung aus Handel, Hand-
werk, Showrooming, Gastronomie oder auch klein-
teiliger Produktion. 

(Christian Dahm [SPD]: Sehe ich auch so!) 
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Ich bin ganz explizit auch für temporäre Zwischen-
nutzungen mit kurzfristigen Verträgen. Hierfür kann 
die kommunale Wirtschaftsförderung bürgen oder 
kurze Zeit die Miete übernehmen, damit wir dort 
spannende, innovative Mieter, Pop-up-Stores oder 
auch Co-Working-Spaces bekommen. 

Ich bin besonders dankbar dafür, dass die Ministerin 
Ina Scharrenbach im Sofortprogramm Innenstadt al-
lein für dieses Jahr 70 Millionen Euro für solche Maß-
nahmen zur Belebung der Innenstädte bereitgestellt 
hat. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir müssen Leerstände in den oberen Geschossen 
umwidmen und in Parkraum, Wohnraum, Senioren-
heime oder möglicherweise sogar Logistik-Hubs um-
wandeln. Je nach Etage sinkt die Produktivität pro 
Quadratmeter – vom Erdgeschoss bis in die dritte 
Etage jeweils um die Hälfte. Das heißt: Wir werden 
die oberen Etagen nicht mehr für Handel nutzen. 

Für die Erdgeschosslagen sind vitale und vielfältige 
Besatz- und Nutzungsmöglichkeiten zu entwickeln. 
Hierfür sollten wir zügig das Bauordnungs- und Pla-
nungsrecht sowie das Immissionsschutzgesetz re-
formieren und anpassen. Zudem sollten wir in den 
Kommunen die Gestaltungssatzungen prüfen. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Frequenz. Wir 
müssen die Supermarktketten wieder in die Städte 
bringen. Hier geht es um einen klugen Ausgleich. Ei-
nerseits müssen wir dem großflächigen Einzelhandel 
Verkaufsflächen bis 1.200 m² ermöglichen und ver-
schaffen; das sollte im LEP verankert werden, weil 
die Kommunen dann mehr Spielraum bei Genehmi-
gungen haben. Andererseits wollen wir im Gegen-
zug, dass kleinformatige Supermärkte wieder in den 
Städten eröffnen. Sie können die so dringend benö-
tigten Frequenzen zurückbringen. In meinem Wahl-
kreis hat mitten im Ort ein Discounter mit einer Flä-
che von 500 m² sehr erfolgreich eröffnet und somit 
neue Frequenzen geschaffen. 

Ein weiteres wichtiges Thema für Handel und Städte 
hat der Städte- und Gemeindebund völlig zu Recht 
angesprochen: die Miethöhe. So wie bisher wird es 
insbesondere in den Mittelstädten nicht weitergehen, 
wenn wir dort Expansion haben wollen. Deshalb 
brauchen wir auch unter Moderation der jeweiligen 
Wirtschaftsförderung konstruktive neue Mietpartner-
schaften. Hierzu gehört auch verstärkt die Gründung 
von sogenannten Immobilienstandortgemeinschaf-
ten. Damit das leichter und besser geht – das lernen 
wir gerade aus der Praxis –, sollten wir das entspre-
chende Landesgesetz entschlacken. 

Das wichtigste Thema – das haben Sie gerade auch 
angesprochen; da bin ich völlig bei Ihnen; alle Stu-
dien sagen uns das – wird es sein, die Aufenthalts-
qualität in den Innenstädten zu erhöhen. Aber hierfür 
braucht jede Stadt ein eigenes, passgenaues 

Konzept. Die Besucher und Kunden wollen saubere, 
ordentliche und sichere Städte. Wer sich gern auf-
hält, verweilt länger und macht mehr Umsatz. 

Ein mir wichtiger Punkt ist das digitale Leerstandska-
taster, das in Echtzeit allen Marktteilnehmern in den 
Kommunen, idealerweise im ganzen Land, eine 
Übersicht über die in den Städten vorhandenen Leer-
stände verschafft. Die Marktteilnehmer – Eigentü-
mer, Expansionsmanager, Makler oder Mieter – 
kommen an dieser Stelle nicht gut genug zusammen. 
Dieses digital aufgesetzte Leerstandskataster schafft 
neue Möglichkeiten und versetzt uns in die Lage, ei-
nen neuen Besatz zu schaffen. 

Um den Handel vor Ort digital fit zu machen, brau-
chen wir in den Städten sicheres WLAN als Basis al-
ler digitalen Services; denn nur so werden Loyalty-
Programme, Gutscheine oder lokale Plattformen 
möglich. 

Zum Abschluss möchte ich noch einmal betonen: Wir 
benötigen in jeder Stadt ein gemeinsames Cityma-
nagement, das alle Akteure aktiv und nachhaltig zu-
sammenbringt: Eigentümer, Stadt, Makler und po-
tenzielle Mieter. Corona hat diese schwierige Zukunft 
unserer Städte noch einmal verschärft. Sterben Han-
del und Städte, geht für die Menschen ein Stück Hei-
mat verloren. Deshalb müssen alle Beteiligten drin-
gend neu denken und den Blick auf die kluge Wie-
dervermietung leer stehender Flächen schärfen. Nur 
so können wir unsere Städte wiederbeleben. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kehrl. – Als nächster Redner hat für die 
Fraktion der FDP Herr Abgeordneter Kollege Paul 
das Wort.  

Stephen Paul (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Das Leben in unseren Innen-
städten verändert sich. Kommunalpolitiker und Kom-
munalverwaltungen sind vielerorts ehrlich bemüht, 
ihre vernachlässigte Stadtmitte wieder aufzuwerten 
und attraktiver zu machen. Innenstadtbewohner, Ein-
zelhändler, Gastronomen und viele andere engagie-
ren sich ebenso – in Quartiersgemeinschaften, in 
Bürgerinitiativen, in lockeren Ideenrunden oder in re-
gelrechten Immobilien- und Standortgemeinschaf-
ten; Oliver Kehrl hat sie gerade schon angesprochen. 
Da gibt es überall viel Engagement und Lösungs-
ideen. 

Klar ist jedenfalls allen: Die Gewichte zwischen Woh-
nen, Einzelhandel, Gastronomie, Hotellerie und an-
deren Funktionen verschieben sich, und Corona be-
schleunigt diesen Trend. 

Es ist angesprochen worden: Unser Ursprungsan-
trag stammt aus dem vergangenen Jahr.  
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Zu diesem Antrag haben wir im Ausschuss für Hei-
mat, Kommunales, Bauen und Wohnen am 13. De-
zember letzten Jahres viele Sachverständige aus-
führlich angehört. Erkenntnisse daraus sind in unse-
ren umfangreichen Änderungsantrag ebenso einge-
flossen wie das, was sich dann ereignete.  

Denn dann kam bekanntlich Corona und führte zu 
neuen Erschwernissen und Verwerfungen in unse-
ren Innenstädten für das Zusammenleben, den Han-
del, die Gastwirtschaft, die Vereine und die Kommu-
nen insgesamt – Verwerfungen, die gerade in den In-
nenstädten besonders spürbar und sichtbar gewor-
den sind. Es wäre unzureichend, wenn wir diese Er-
fahrungen und die vielen Ideen, die dann aus der 
Bürgerschaft an uns herangetragen wurden, nicht 
aufgegriffen hätten. 

In einer Fleißarbeit beider Koalitionsfraktionen ist 
dann ein, mit Verlaub, gehaltvoller Änderungsantrag 
entstanden, gewissermaßen ein umfangreiches Up-
date. Ich danke allen daran Beteiligten, besonders 
den Kolleginnen und Kollegen in unseren Arbeitskrei-
sen für Wirtschaft, Digitalisierung, Kommunales, 
Bauen und Wohnen, allen voran Ralph Bombis, 
Bodo Middeldorf, Rainer Matheisen, Oliver Kehrl und 
Fabian Schrumpf. 

Was wollen wir als NRW-Koalition nun mit unserem 
Antrag bewirken? Es braucht überall in den Städten 
und Gemeinden im Land Strategien für die Weiter-
entwicklung und Attraktivierung der Dorf- und Stadt-
zentren, immer nach dem Motto „Chancen erkennen 
statt Risiken wälzen“. Zu einer solchen Strategie vor 
Ort gehören dann verkaufsoffene Sonn- oder Feier-
tage genauso wie die Digitalisierung bislang aus-
schließlich stationärer Einzelhandelsmodelle. 

Das Land hilft dabei mit Förderprogrammen wie dem 
Projektaufruf „Digitalen und stationären Einzelhandel 
zusammendenken“ und „Mittelstand Innovativ & Di-
gital – MID“ sowie Förderprojekten wie „Digitalcoa-
ches Handel des Handelsverbandes NRW“. Wenn 
Sie sich in der Region darüber informieren, werden 
Sie feststellen, dass diese mittlerweile gut angelau-
fen sind. 

Mit der Landesinitiative „Zukunft. Innenstadt. Nord-
rhein-Westfalen.“ steht das Land an der Seite der 
Städte und Gemeinden. In der Initiative arbeitet das 
Land mit Partnern der kommunalen Familie, des 
Handels, der Wohnungswirtschaft, der Baukultur, 
des Netzwerks Innenstadt und der Arbeitsgemein-
schaft Historische Stadt- und Ortskerne zusammen. 
Denn es gilt, genau diese wieder in Wert zu setzen. 

Alleine in diesem Jahr wurden im Rahmen der Städ-
tebauförderung des Landes und des Bundes 186 Mil-
lionen Euro für die Städte und Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen bewilligt. Mit dem schon angespro-
chenen Sofortprogramm zur Stärkung unserer In-
nenstädte und Zentren 2020 gibt das Land aktuell 
weitere 70 Millionen Euro. 

(Beifall von der FDP) 

Es wird für die Innenstädte, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, besser gemeinsam gehen. So wollen wir 
die Kommunen mit Fördermitteln unterstützen, Ci-
tymanager einzustellen, die die Akteure der Stadtent-
wicklung besser vernetzen sollen. 

(Christian Dahm [SPD]: Das ist doch nichts 
Neues!) 

Wir sehen da große Chancen im gemeinsamen Dia-
log – besonders, wenn sich Bürgerinnen und Bürger, 
Händler, Gastronomen und andere Aktive daran be-
teiligen. Diese Selbsthilfe in den Ortsteilen und Stadt-
quartieren wollen wir viel stärker wecken und moti-
vieren – auch, indem wir die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen dafür weiterentwickeln und günstiger ge-
stalten und das nicht selbstverständliche Engage-
ment anerkennen und fördern. 

Die Wiederbelebung und Erneuerung unserer Innen-
städte ist oft auch eine bauliche Gestaltungsaufgabe. 
Handel oder Umnutzung zu Wohnzwecken scheitert 
in den Innenstädten oft an zu engen Räumlichkeiten. 
Wir erkennen dies und wollen baurechtliche Hürden 
beiseiteräumen, um insbesondere Erdgeschossflä-
chen in den Innenstädten 

(Michael Hübner [SPD]: Welche sollen das 
denn sein?) 

besser nutzen zu können. 

Auch der Einzelhandelserlass soll an veränderte Be-
dürfnisse angepasst werden, ebenso die TA Lärm 
auf Bundesebene, 

(Michael Hübner [SPD]: Was soll das denn 
bringen?) 

um Wohnen und Arbeiten in den Stadtzentren besser 
miteinander zu versöhnen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Kommunen und 
die gerade angesprochenen bürgerschaftlichen Ak-
teure müssen auch mehr experimentieren dürfen, 

(Michael Hübner [SPD]: Mit der TA Lärm?) 

um neue, vielversprechende Geschäftsmodelle und 
Formen des Wohnens und der innerstädtischen 
Nahmobilität zu erproben. 

(Michael Hübner [SPD]: Mit der TA Lärm, oder 
was?) 

Die Sozialdemokraten, die recht rege bei dieser De-
batte sind, allerdings nur mit Zwischenrufen, 

(Michael Hübner [SPD]: Nein! Frau Philipp hat 
schon geredet, Herr Kollege!) 

haben uns hierzu einen Antrag vorgelegt. Wir haben 
ihn gelesen. 

(Sarah Philipp [SPD]: Das ist schön!) 
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Und wir haben ihn noch einmal gelesen. Und dann 
fingen wir wirklich an, zu suchen. Aber er enthält ei-
gentlich keine Ideen, obwohl es im Lande so viele 
gibt: von den Bewohnern der Innenstädte, von den 
Einzelhändlern, von den Ehrenamtlichen in unseren 
Stadt- und Gemeinderäten. 

Dann haben wir aber doch etwas gefunden, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, nämlich die Forderung 
nach der von Oliver Kehrl eben schon angesproche-
nen Milliarde. Wie üblich soll hier getreu dem Motto 
„Viel wird schon viel helfen“ vorgegangen werden. 
Woher das Geld kommen soll, wird im Antrag aber 
nicht genauer beschrieben. 

(Sarah Philipp [SPD]: Doch! Das steht im An-
trag drin! Das müssen Sie nur lesen!) 

Auch als langjähriger Kommunalpolitiker kann ich nur 
sagen: Dem gemeinsamen Anliegen, unsere Innen-
städte und Zentren zu stützen und neue Perspekti-
ven zu eröffnen, wird dieser, mit Verlaub, recht dünne 
Antrag nun wirklich nicht gerecht. 

Anders als die Opposition leistet die NRW-Koalition 
aus Freien Demokraten und Christdemokraten einen 
tatsächlichen Beitrag, den in den Innenstädten le-
benden Menschen neuen Mut zu machen, 

(Christian Dahm [SPD]: Das macht mir Angst!) 

das Leben dort zu erleichtern 

(Sarah Philipp [SPD]: Neuen Mut! Darauf ha-
ben die Einzelhändler wirklich gewartet!) 

und unsere Innenstädte nach den ersten Coronamo-
naten wieder zu beleben. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Paul. – Als nächster Redner hat für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr Abgeordneter 
Kollege Remmel das Wort. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Am Anfang einer Debatte, 
die, glaube ich, für die Zukunft unserer Kommunen 
von entscheidender Bedeutung ist, muss ich – das 
tut mir leid – deutlich Verfahrenskritik in Richtung Ko-
alitionsfraktionen äußern. 

Es ist dem Thema nicht angemessen, wie Sie mit Ih-
rem Antrag umgegangen sind. Im November haben 
Sie einen Antrag gestellt und anschließend eine 
große Anhörung durchgeführt. Der Antrag ist bei al-
len, die angehört wurden, durchgefallen. Dann sind 
Sie zwei Tage – Sie schieben das auf Corona – vor 
der abschließenden Landtagsdebatte mit einem Än-
derungsantrag gekommen, der einen völlig anderen 
Kern als Ihr Ursprungsantrags hat, und haben im 

Ausschuss nicht einmal eine Fachdebatte darüber 
geführt. 

(Beifall von der SPD – Christian Dahm [SPD]: 
So ist es!) 

Das ist dem Thema nicht angemessen. Das ist der 
Sache nicht angemessen. Und vor allem schadet das 
in der Perspektive, schnelle Handlungsoptionen für 
unsere Kommunen wiederzugewinnen. 

(Christian Dahm [SPD]: Genau so ist das!)  

Auch wenn wir das heute nicht mehr vorsehen, rate 
ich dringend dazu, dies erneut intensiv im Ausschuss 
zu diskutieren. Der Antrag der SPD ist ein guter An-
lass, zumindest in der Problembeschreibung den 
richtigen Ansatz zu finden und daraus Maßnahmen 
zu entwickeln. 

Ich habe mich gefragt: Warum agieren Sie so? 

(Christian Dahm [SPD]: So ist das! Das ist ge-
nau der Punkt!) 

Ich glaube, dass die Grundkoordinaten Ihres Koaliti-
onsvertrages und Ihres Verständnisses von Kommu-
nal- und Stadtentwicklungspolitik falsch waren und 
Sie jetzt merken, dass Sie umsteuern müssen.  

So, wie Sie das angelegt haben, kommen Sie nicht 
zurecht. Sie haben die Stadtentwicklung komplett 
aus dem Namen des Ministeriums gestrichen, statt-
dessen aber die Heimatförderung aufgenommen. 
Das ist ein Kümmern um die Girlande, aber nicht um 
die Hard- und Software. 

(Beifall von den GRÜNEN und Sarah Philipp 
[SPD]) 

Sie merken jetzt plötzlich, dass die Wiederbelebung 
einer Stadtentwicklungspolitik, bei der die Bürgerin-
nen und Bürger, die Demokratie und demokratische 
Entscheidungen im Mittelpunkt stehen, nicht Grund-
lage Ihrer Politik war, und das ist der Grund für diese 
Manöver. 

Die zweite Grundannahme, die nicht stimmt, betrifft 
das, was Herr Kehrl eben noch einmal vorgetragen 
hat, als er von einer symbiotischen Beziehung unse-
rer Innenstädte und des Einzelhandels gesprochen 
hat.  

Das Problem besteht doch darin, dass sich diese 
symbiotische Beziehung gerade auflöst. Das ist doch 
der Grund, warum wir hier miteinander diskutieren. 
Die Revolution frisst ihre Kinder. Das, was die euro-
päische Stadt über lange Jahre, über Jahrzehnte und 
Jahrhunderte ausgemacht hat, nämlich Freiheit, Bür-
gersinn, Demokratie, Selbstbestimmung und Handel 
an einem Ort zusammenzubringen, löst sich auf.  

Darauf findet man keine demokratische, bürger-
schaftliche Antwort, indem man versucht, das Ge-
schäftsmodell am Leben zu erhalten oder gar zu 



Landtag   26.08.2020 

Nordrhein-Westfalen 38 Plenarprotokoll 17/97 

 

verlängern. Vielmehr muss man neue Ideen entwi-
ckeln. Da springt Ihr Antrag in der Tat zu kurz. 

Die dritte Fehlannahme hat Herr Kehrl auch vorge-
tragen. Die Städte müssen wieder in die Lage ver-
setzt werden, selbst zu entscheiden. Wenn man das 
will – wir wollen das auch –, muss man die Instru-
mente stärken, damit Städte entscheiden können.  

Da bleibt eine große Leerstelle, denn das entschei-
dende Instrument der Stadtentwicklungspolitik ist es, 
eigene Bodenpolitik machen zu können. Dazu fehlt 
den Kommunen in Nordrhein-Westfalen jedenfalls an 
vielen Stellen jedoch die finanzielle Grundlage. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Deshalb ist die zwingende Voraussetzung – auch 
das sage ich in Richtung SPD-Antrag –: Förderpro-
gramme sind gut und schön. Wir müssen die Kom-
munen aber wieder in die Lage versetzen, eigene 
Bodenpolitik jenseits von Spekulationen machen zu 
können. Das ist Vorsorgepolitik. Dafür braucht man 
Geld, um investieren zu können, aber dieses Geld 
haben unsere Kommunen nicht. 

(Christian Dahm [SPD]: Absolut richtig!) 

Deshalb gilt: Wenn man A sagt, muss man auch B 
sagen. Das heißt, die Frage der Altschulden ist drin-
gend und grundlegend zu lösen, damit die Kommu-
nen wieder investieren können und Gebäude vorsor-
gend möglicherweise über Bebauungspläne oder mit 
einem Vorkaufsrecht erwerben können, um Stadtent-
wicklungspolitik zu betreiben. 

Inhaltlich haben Sie bereits einige Punkte angedeu-
tet. Ja, die Idee von Stadt muss sich neu entwickeln, 
muss für jede Stadt möglicherweise neu diskutiert 
werden. Citymanager allerdings helfen dabei meiner 
Meinung nach nicht weiter. Hier muss man tiefer gra-
ben, wenn Sie so wollen. 

Was ist die Idee einer mittleren Stadt? Was ist die 
Idee einer großen Stadt? – Vielleicht Handwerk, viel-
leicht Wohnen, vielleicht die Kombination aus Kunst 
und Kultur. Das aber wird jede Stadt für sich selbst 
diskutieren können.  

Das tut sie aus verständlichen Gründen derzeit je-
doch nicht, weil sie, wenn sie auf das Budget schaut, 
feststellt, dass die Möglichkeiten begrenzt sind, ei-
gene Investitionen zu tätigen. 

Ich weiß nicht, wie es in Ihrer Stadt aussieht, aber in 
meiner Stadt wurde Stadtentwicklungspolitik in den 
letzten 20 Jahren im Wesentlichen von der Spar-
kasse über Immobilienpolitik betrieben, also nicht de-
mokratisch legitimiert und abgeleitet.  

Natürlich sitzen im Verwaltungsrat auch der eine o-
der andere aus dem Rat sowie der Bürgermeister. 
Getrieben ist die Politik jedoch von Immobilieninte-
ressen und nicht von der Stadtentwicklung. Das 
muss wieder vom Kopf auf die Füße gestellt werden, 

und zwingende Voraussetzung dafür ist, dass die 
Kommunen über entsprechende finanzielle Spiel-
räume verfügen. 

Am Ende aber ist es das Grundverständnis von De-
mokratie und Staat als denjenigen, die die Interessen 
der Bürgerinnen und Bürger vertreten. Diese Interes-
sen sind manchmal andere als die Interessen derje-
nigen, die die Immobilien besitzen. Deshalb braucht 
es entsprechende Instrumente, die Demokratie und 
Bürgersinn in der Stadtentwicklung wieder mehr Gel-
tung verschaffen. 

Beide Anträge enthalten allerdings nicht das, was 
notwendig ist. Zwingende Voraussetzung ist nämlich, 
dass sich unsere Kommunen an Klimaschutz und 
nachhaltiger Entwicklung orientieren; nur so hat 
Stadt eine Zukunft.  

Grüne Infrastruktur sollte Ausdruck einer solchen 
Entwicklung sein. Bürgerinnen und Bürger wollen in 
Städten leben, aber sie brauchen Luft zum Atmen. 
Da wird der Sinn des Spruchs „Stadtluft macht frei“ 
neu definiert.  

Das gelingt nur mit Klimaanpassung und grüner Inf-
rastruktur. Das taucht jedoch in beiden Anträgen 
nicht auf. Dabei hat gerade die Coronakrise gezeigt, 
dass sich Bürgerinnen und Bürger in vielen Teilen 
ihre Städte selbst wieder zurückerobern, indem sie 
Raum nehmen. Das muss von Demokratie und Staat 
unterstützt werden. Solche Ansätze fehlen bei Ihnen 
jedoch völlig. Hier müssen wir dringend nacharbei-
ten. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Remmel. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der AfD Herr Abgeordneter 
Tritschler das Wort. Bitte sehr. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Zalan-
dogründer Oliver Samwer sagte vor einigen Jahren, 
Geschäfte seien Mittelalter und nur gegründet wor-
den, weil es noch kein Internet gegeben habe. 

Wir teilen diese offenbar einem übergroßen Selbst-
bewusstsein geschuldete Auffassung zwar nicht, 
aber sie zeigt doch ganz deutlich, mit welchen struk-
turellen Problemen der stationäre Einzelhandel 
heute zu kämpfen hat. Davon leiten sich dann eben 
die Verödungserscheinungen ab, die wir heute in vie-
len unserer Innenstädte erleben müssen.  

Die planlose Lockdownpolitik der Regierung versetzt 
jetzt denjenigen, deren Geschäftsmodelle in den letz-
ten Jahren ohnehin schon unter Druck standen, den 
Todesstoß. Kaufhof ist ein prominentes Beispiel, 
aber wahrscheinlich nicht das letzte. 
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Internetversandhändler haben eben eine Reihe von 
Vorteilen, die ein herkömmlicher Einzelhändler gar 
nicht wettmachen kann: Sie haben 24 Stunden am 
Tag geöffnet und quasi ein uneingeschränktes Sorti-
ment. Man kann die Ware vom Sofa aus bestellen 
und quasi dorthin geliefert bekommen. Die Kosten-
struktur der Versandriesen ermöglicht es auch häu-
fig, sehr günstige Preise zu bieten. 

Die Einzelhändler vor Ort können diese Vorteile gar 
nicht einholen. Sie können vielleicht Hybridlösungen 
anbieten und dem Kunden die Ware auf Wunsch 
nach Hause liefern – das machen viele inzwischen 
auch mit einigem Erfolg –, aber das alleine wird nicht 
ausreichen. 

Das heißt aber auch nicht, dass man wie SPD und 
Grüne gerade den Einzelhandel jetzt schon aufge-
ben muss. Vielmehr müssen Innenstadt und Handel 
ein Einkaufserlebnis bieten, das das Internet eben 
nicht bieten kann: Der Kunde kann die Ware anfas-
sen, er kann sie anprobieren, erleben und im Idealfall 
direkt mitnehmen, wenn er denn will. Er bekommt 
Beratung und hat einen Ansprechpartner aus Fleisch 
und Blut, wenn es Probleme gibt.  

Viele auch jüngere Kunden möchten das auch heute 
noch. Das Ganze soll in ein sympathisches Ambiente 
eingebettet sein und Erlebnischarakter haben. Man 
will sich wohlfühlen, und – ganz wichtig – auch gut 
hinkommen. 

Es gibt eine Vielzahl von Untersuchungen darüber, 
was die Innenstädte attraktiv macht und was nicht. 
Einige Punkte lassen sich fast überall lesen und ka-
men auch in der Anhörung zum Tragen: 

Erstens: Sicherheit und Sauberkeit; das haben die 
Kollegen von CDU und SPD auch schon angespro-
chen. Das hat mich ein bisschen verwundert: Wir hö-
ren ja allenthalben, wie sicher es überall geworden 
sei, wie die Kriminalitätsstatistik von Jahr zu Jahr 
sinke, aber irgendwie scheint das bei den Bürgern 
nicht so richtig anzukommen. 

Zweiter Faktor: das Ambiente. Historische Altstädte 
mit Sehenswürdigkeiten haben es da natürlich leich-
ter. Gleichwohl kann man mit Veranstaltungen, ver-
kaufsoffenen Sonntagen, Weihnachtsmärkten und 
Ähnlichem auch solche Innenstädte attraktiver ma-
chen, die vom Baustil her vielleicht nicht so eine Au-
genweide sind. 

Dritter Faktor: das Warenangebot. Hier kann die öf-
fentliche Hand wenig tun. Ein attraktiver Standort 
zieht auch weitere attraktive Anbieter an. Wo dage-
gen jetzt schon wenig los ist, wird es kaum ein neues 
Angebot geben.  

Ein entscheidender Faktor ist jedoch der Komfort. 
Die Innenstadt wird natürlich nie so bequem sein wie 
der Einkauf von zu Hause. Das muss sie auch nicht, 
wenn sie ihre anderen Vorteile richtig ausspielt. Aber 

einfach erreichbar muss die Stadt schon sein – auch 
und gerade mit dem Auto.  

Das haben die Sachverständigen in der Anhörung in 
aller Deutlichkeit bestätigt. Das bestätigen auch zahl-
reiche Untersuchungen. Viele Kunden möchten mit 
dem Auto in die Stadt oder können gar nicht anders, 
zum Beispiel Familien oder Menschen, die nicht 
mehr so gut zu Fuß sind. Für die sind eben das Fahr-
rad und die Bahn keine Alternative.  

Dafür muss es Parkplätze in der Innenstadt oder zu-
mindest nah dran geben, und es muss staufreie Zu-
fahrten geben: keine künstlichen Staus dank soge-
nannter Umweltspuren oder Expressbusspuren wie 
in Köln oder Düsseldorf.  

Aber was machen Sie, meine Damen und Herren, in 
der Kommunalpolitik? Was machen CDU und 
SPD? – Sie feiern sich gerade dafür, wie Sie Auto-
fahrer aus der Stadt ekeln. In Köln, wo die CDU mit 
den Grünen zusammen regiert – es war ganz pas-
send, dass Herr Kehrl hierzu gesprochen hat –, ver-
kündet man aus dem Rathaus stolz in kurzen Ab-
ständen die Planerfüllung bei der Parkraumvernich-
tung.  

Mit Blitzkästen, Heerscharen von Knöllchenschrei-
bern, sinnlosen Tempolimits, Pop-up-Radwegen und 
anderen Folterinstrumenten wird den Autofahrern so 
richtig das Gefühl gegeben, nicht willkommen zu 
sein.  

Der SPD, die in puncto Kaufhof große Krokodilsträ-
nen vergossen hat, geht das alles noch nicht weit ge-
nug; lautstark träumt sie gleich von einer komplett au-
tofreien Innenstadt.  

Aber eine autofreie Innenstadt ist dann eben auch 
eine kundenarme Innenstadt. Sie mag voll sein; aber 
wird tatsächlich eingekauft? Wer wird mit Trageta-
schen bepackt samstagabends in eine volle Bahn 
steigen und dreimal umsteigen? Dann schaut man 
sich die Ware halt im Laden an, probiert sie aus, lässt 
sich vielleicht sogar noch beraten, aber am Ende be-
stellt man sie sich nach Hause. 

Dieses offensichtliche Problem verschweigen Sie; es 
hat gerade keiner in seinen Reden angesprochen. In 
den Anträgen kommt es auch so gut wie nicht vor. 
Bei der SPD kommt es überhaupt nicht vor. Dabei 
kam es eben in der Anhörung und kommt in allen Un-
tersuchungen ganz deutlich zur Sprache.  

Sie träumen lieber von der sogenannten Verkehrs-
wende und schreiben dann solche Placeboanträge, 
anstatt sich mal ehrlich mit den Problemen vor Ort 
auseinanderzusetzen. 

Die CDU kleidet ihre Einfallslosigkeit in einen Schwall 
von Worthülsen: Strategien, Pläne, Projekte, Cityma-
nager und jede Menge Fördertöpfchen müssen her – 
Planwirtschaft pur. Der schlampige Änderungsan-
trag, den Sie gestern Abend noch schnell nachge-
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schoben haben, macht es nicht wirklich besser. Auf 
die veränderte Lage durch Corona gehen Sie darin 
gar nicht ein. 

Die SPD versteckt sich dagegen gar nicht erst hinter 
seitenlangen Anträgen, sondern fordert kurz 1 Milli-
arde Euro Steuergeld für einen Masterplan und 
schimpfte in der Rede gerade auch noch auf den 
CDU-Antrag, weil der keine Ideen enthalte; das fand 
ich ein bisschen originell, Frau Philipp. 

Wir glauben nicht, dass unsere Innenstädte Planwirt-
schaft brauchen – im Gegenteil: Sie brauchen weni-
ger davon. Befreien Sie die Händler von überflüssi-
ger Bürokratie. Lockern Sie endlich auch die Lock-
down- und Coronaregeln, die jedes Einkaufserlebnis 
zerstören.  

Sorgen Sie dafür, dass sich auch der Autofahrer in 
unseren Städten wohlfühlt. Machen Sie Schluss mit 
Umweltspuren und anderen ideologischen Irrungen; 
dann macht den Bürgern die Innenstadt und das Ein-
kaufen in der Innenstadt wieder Spaß. Das ist billiger 
und effektiver als jeder Masterplan. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Tritschler. – Für die Landesregie-
rung hat nun Frau Ministerin Scharrenbach das Wort. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! Wir haben in Nordrhein-Westfalen 
wunderschöne Innenstädte und Zentren, und zwar 
sowohl in den kleinen als auch in den großen Städ-
ten.  

Gestatten Sie, dass ich die bisherige Debatte für 
mich so zusammenfasse: Wir haben kein Erkenntnis-
problem in der Innenstadtpolitik in Nordrhein-Westfa-
len, sondern ganz häufig ein Umsetzungsproblem in 
den Städten und Gemeinden,  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

denn die Innenstädte sind unverändert der Markt-
platz des 21. Jahrhunderts. Alle Städte in Nordrhein-
Westfalen sind aus der europäischen Stadt heraus 
gewachsen, ganz häufig aus diesem Marktplatz, ver-
bunden damals noch mit der klassischen Kirche und 
dem umschließenden Marktplatz. Siedlungen, Wirt-
schaft und Handel haben sich drumherum gebildet. 
Das sind die Städte Nordrhein-Westfalens.  

Deswegen liegt es an uns gemeinsam – kommunale 
Ebene, Landesebene, Bundesebene, viele Akteure, 
aber eben nicht nur die politischen Vertretungen –, 
diese Marktplätze des 21. Jahrhunderts aufzustellen 
und dort, wo es nötig ist, fit für das 21. Jahrhundert 
zu machen.  

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Remmel, bei Ihrer 
Rede hatte ich dann doch den Eindruck, dass Sie ir-
gendwie in den Jahren 2012 bis 2017 stehen geblie-
ben sind, denn Sie haben ein absolutes Zerrbild, ein 
Irrbild gezeichnet. Es ist eine irrige Annahme dessen, 
was in Nordrhein-Westfalen stattfindet oder – besser 
gesagt – vielleicht nicht stattfindet.  

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat allein 
in diesem Jahr im Rahmen der Städtebauförderung 
275 Millionen Euro bewilligt. Daran merken Sie, wie 
umsetzungsorientiert Städte und Gemeinden sind, 
weil sie richtigerweise Schwerpunkte auf die Innen-
städte und Zentren legen. 

186 Millionen Euro davon haben wir vor Corona be-
willigt und aus den Coronamaßnahmen der Landes-
regierung mit dem Nordrhein-Westfalen-Programm I 
weitere 89 Millionen Euro zum Ersatz des kommuna-
len Eigenanteils. Das entspricht einer Förderquote 
von 100 % für Innenstadtmaßnahmen in diesem 
Jahr. Am Geld scheitert diese Maßnahme in diesem 
Jahr nicht.  

Weitere 70 Millionen Euro kommen aus dem Sonder-
programm zur Stärkung unserer Innenstädte, womit 
wir einen ganz anderen Weg gehen als in der Städ-
tebauförderung. Wir wollen ganz bewusst den Städ-
ten die Möglichkeit einräumen, leer stehende Laden-
lokale anzumieten, neue Wege zu gehen und Dinge 
auch auszuprobieren.  

Das alles geht mit der Städtebauförderung nicht. Wir 
hängen bei der Verwendung der Mittel an den Kaute-
len des Bundes. Deswegen wählen wir hier einen 
Landesansatz, der offen gesagt bundesweit sehr viel 
Aufmerksamkeit und Interesse zur Nachahmung er-
fährt, weil wir damit Städte und Gemeinden in die ak-
tive Rolle bringen.  

In der sind sie offen gesagt auch. Es ist nicht so, als 
ob Städte und Gemeinden Fesseln bei Entscheidun-
gen hätten, weder in Nordrhein-Westfalen noch in 
der Bundesrepublik, denn die kommunale Selbstver-
waltung ist grundgesetzlich garantiert; aber das Wol-
len und Prioritäten zu setzen, sind das Entschei-
dende.  

Ich komme viel in Nordrhein-Westfalen herum, in 
kleinen wie in großen Städten. Es gibt durchaus die 
eine oder andere Stadt, in der man merkt: Hier legt 
die Stadtpolitik ihre Priorität nicht auf die Innenstadt, 
nicht auf das Zentrum, übrigens auch nicht auf Si-
cherheit und Sauberkeit.  

Aus meiner eigenen Erfahrung einer langjährigen 
Stadtratstätigkeit  

(Christian Dahm [SPD]: Die Stadtratstätigkeit 
ist ja schon lange her!) 

kann ich Ihnen sagen, dass es ausgerechnet immer 
die SPD-Fraktion in Kamen war, die sich gegen 
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Sicherheits- und Sauberkeitsanträge im Stadtrat ge-
wehrt hat.  

(Beifall von der CDU) 

Ausgerechnet Sie beantragen das jetzt hier, wo wir 
durchaus vielfach auch in Ruhrgebietsstädten diese 
Debatten über Sicherheit und Sauberkeit führen. 
Dort sind es gerade Sie, die die Mehrheiten stellen, 
aber erstaunlicherweise diese Priorität im Ruhrgebiet 
nicht setzen.  

Gerade im Ruhrgebiet wäre es sinnvoll, Themen wie 
Sicherheit und Sauberkeit in der Innenstadtpolitik 
sehr zu fokussieren und prioritär anzugehen. Viel-
leicht geben Sie Ihren heutigen Antrag mal Ihren Kol-
leginnen und Kollegen in den entsprechenden Räten 
mit, damit klar wird, dass die SPD-Fraktion im Land 
andere Vorstellungen hat, als sie die kommunale 
SPD vertritt und nicht umsetzt.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Sarah 
Philipp [SPD]: Keine Verallgemeinerungen, 
bitte!) 

Städtebau- und Innenstadtpolitik ist mehr als Steine, 
und so handhaben wir es auch. Mit den 275 Millionen 
Euro aus der Städtebauförderung und den 70 Millio-
nen Euro im Sonderprogramm fördern wir City- und 
Zentrenmanagements.  

Ich selbst bin diesbezüglich ziemlich verhalten, weil 
ich nicht möchte, dass wir immer neue Beratungs-
konzepte und immer neues Papier fördern, sondern 
es kommt auf die Umsetzung an; das ist das Ent-
scheidende.  

Beratungskonzepte, Entwicklungskonzepte, Best-
Practice-Schreiben, Gutachten gibt es zuhauf und 
genug. Entschieden werden muss es vor Ort. Die Pri-
orität darf und muss gelegt werden.  

Es ist im Übrigen kein Programm, das man innerhalb 
von einem Jahr umsetzt, sondern es handelt sich um 
ein langfristiges Programm, was man braucht, wenn 
man Innenstädte und Zentren absichern will.  

Das ist auch Handel, das ist auch Gastronomie, aber 
es ist eben auch, Wohnen wieder in die Innenstädte 
zurückzubringen, wo diese Funktion heute nicht so 
ausgeprägt ist.  

Es ist auch, Kunst und Kultur zu stärken, sodass die 
kommunale Aufgabe auch darin besteht zu entschei-
den, wie die Innenstadt, der Marktplatz des 21. Jahr-
hundert als Kommunikations- und Erlebnisort ausge-
bildet wird.  

Es ist das Zusammentun mit Gewerbetreibenden, 
um mit dem Handel in der Innenstadt gemeinsame 
Konzepte auf den Weg zu bringen.  

Es ist der Anspruch, Aufenthaltsqualitäten herzustel-
len, was wir über vielfältige Förderprogramme beglei-
ten.  

Es beinhaltet auch die Beseitigung von Angsträu-
men, die wir auch finanzieren, denn – und das ken-
nen Sie – in vielen Innenstädten aus den 50er-, 60er- 
und 70er-Jahre sind spannende Bauprojekte ent-
standen, die aber heute von den Bürgerinnen und 
Bürgern eher als Angstraum wahrgenommen wer-
den, weil sie zu wenig beleuchtet sind, weil sie ver-
winkelt gebaut wurden oder aus welchen Gründen 
auch immer.  

Die Städte gehen dieses Problem heute aktiv an und 
wollen diese Räume wieder für die Wahrnehmung 
öffnen. In der Stadt Euskirchen ist beabsichtigt, das 
mit einem Antrag auf den Weg zu bringen, weil man 
diesen Zustand nicht mehr länger will. Man möchte 
vielmehr den Raum zusammen mit der Bürgerschaft 
offen gestalten.  

Deshalb sind das bürgerschaftliche Engagement, die 
bürgerschaftliche Teilnahme und das bürgerschaftli-
che Einbeziehen in Stadtentwicklungsprojekte ge-
rade in der Innenstadt die Regel und keine Aus-
nahme, Herr Abgeordneter Remmel, und das wissen 
Sie auch.  

Die Städtebauförderung ist übrigens seit 49 Jahren 
für Länder und Bund Garant für eine engagierte 
Stadtentwicklungs- und Stadtbaupolitik. Sie wissen, 
dass jeder Euro öffentliche Förderung rund acht Euro 
private Förderung nach sich zieht; das ist das Ent-
scheidende in den Innenstädten.  

Wenn wir als öffentliche Hand investieren, stoßen wir 
vielfach Privatinvestitionen insbesondere in den Fas-
sadenbereichen an. Es wird neu gemacht, es wird 
wieder schön gemacht, und dadurch wird die Aufent-
haltsqualität wesentlich verbessert.  

Innenstadtpolitik ist also mehr als Handel, aber Han-
del ist ein wesentlicher Teil davon, denn Handel si-
chert Aufenthalt, sichert Beteiligung, sichert die 
Wahrnehmung des öffentlichen Raums auf diesen 
Marktplätzen des 21. Jahrhundert.  

Ich möchte durchaus auf zu diskutierende Fragen im 
politischen Raum eingehen, die hier partiell ange-
sprochen wurden, über die wir in der Tat im Aus-
schuss sprechen könnten: Gibt es Einflüsse des 
Steuerrechts? – Sie haben vielfach beklagt, was Sie 
aus Ihren Städten und Gemeinden kennen: Immobi-
lien stehen leer, werden nicht weitervermietet, Eigen-
tümer gehen mit dem Mietzins nicht herunter.  

Das ist ein Ärgernis für alle Beteiligten – für Rat, Ver-
waltung, Bürgerschaft – und in Bezug auf Aufent-
haltsqualitäten, auf das geschlossene Bild einer In-
nenstadt und eines Zentrums. Vielleicht bedarf es 
Änderungen im Steuerrecht, wenn man an diese 
Stelle herankommen möchte. 

Zur Gleichberechtigung: Sind gleiche Chancen für 
Onlinehandel und stationären Handel gewahrt? Hat 
der stationäre Handel genau die gleichen Chancen 
wie der Onlinehandel? 
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Vor dem Hintergrund der zunehmenden Digitalisie-
rung müssen wir intensiv darüber sprechen, ob es 
eine Chancengleichheit in diesen Fällen gibt oder ob 
es möglicherweise Änderungen bedarf. 

Letztlich entscheiden die Verbraucherinnen und Ver-
braucher mit ihrem Kaufverhalten darüber, welche 
Gesichter die Marktplätze des 21. Jahrhunderts ha-
ben, ob sie reine Kunst-, Kultur- und Eventstätten 
und -orte sind oder hier schließlich das stattfindet, 
was Kerngedanke, Ursprung jeder Stadt, jeder Ge-
meinde, jedes Dorfes in Nordrhein-Westfalen ist, ob 
dort zukünftig noch entsprechend Handel stattfindet. 

Einen Aspekt hat der Abgeordnete Kehrl angespro-
chen, nämlich den großflächigen Einzelhandel. Wir 
haben derzeit über die Baunutzungsverordnung als 
Bundesvorschrift richterlich ausgelöst die 800-Quad-
ratmeter-Regelung für den großflächigen Einzelhan-
del.  

Im Zusammenhang mit der Novelle des Baugesetz-
buchs auf Bundesebene hat sich die Landesregie-
rung dafür eingesetzt, diese Grenze bis zu einer Ver-
kaufsfläche von 1.200 m² anzuheben, weil die Anfor-
derungen an Geschäfte höher geworden sind – 
Stichwort: Barrierefreiheit. Es ist wohl unbestritten, 
dass wir mehr Gemeinflächen brauchen. Entschei-
dend ist auch, wie umsatzrentabel der jeweilige Ein-
zelhandel ist. 

Möglichkeiten gibt es. Die Landesregierung ist durch-
aus schon aktiv geworden, denn 1.200 m² Verkaufs-
fläche würde viele Möglichkeiten für kleinere wie für 
große Städte in Nordrhein-Westfalen bedeuten, ins-
besondere was Zentrenkonzepte angeht, höhere 
Flexibilität erzeugen, Frequenzen zurückbringen und 
zugleich dazu beitragen, die wohnortnahe Versor-
gung von Bürgerinnen und Bürgern auch in den klei-
neren Städten und Gemeinden für die Zukunft dau-
erhaft abzusichern, wenn man es klug aufsetzt. 

Ob und inwieweit die Bundesregierung die Anregung 
aus Nordrhein-Westfalen für die Baunutzungsverord-
nung im Rahmen der Änderung des Baugesetzbuchs 
aufgreift, ist zum jetzigen Zeitpunkt noch offen; wir 
warten noch auf das Verfahren. 

Insofern freue ich mich auf die anschließenden Dis-
kussionen im Fachausschuss. Es liegt an uns, was 
wir aus den Marktplätzen des 21. Jahrhunderts ma-
chen. Viele Kommunen packen es richtigerweise an 
und legen darauf klare Prioritäten. Ich bin mir sicher, 
dass wir die Kommunen, die es noch nicht machen, 
in der nächsten Zeit auch dazu bekommen. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Scharrenbach. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der CDU Herr Abgeordneter 
Schrumpf das Wort. 

Fabian Schrumpf (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege 
Remmel, wir stellen heute also erneut fest: Für Sie 
sind Heimatförderung und die Unterstützung Tau-
sender ehrenamtlich Engagierter lediglich – Zitat – 
Girlandenpolitik. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Auch wenn die Opposition versucht, durch müde An-
griffe oder reine Verfahrensdebatten davon abzulen-
ken, bleiben die Botschaft dieser Debatte und unsere 
Antragsinitiative völlig klar: Wir lassen unsere Kom-
munen nicht im Regen stehen. Wir greifen den von 
Leerstand und Schließung in Handel und Gastrono-
mie betroffenen Städten und Gemeinden unter die 
Arme. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Norwich 
Rüße [GRÜNE]) 

Sie, sehr geehrte Frau Kollegin Philipp, fordern da-
gegen ein eher simples „Höher, Schneller, Weiter“, 
und zwar ohne klipp und klar deutlich zu machen, wer 
das am Ende zu bezahlen hat. 

Wir hingegen setzen weiterhin auf eine Politik von 
Maß und Mitte. Wir unterstützen unsere Kommunen 
mit allen Kräften und verlieren dabei nicht unser Leit-
bild einer verantwortungsvollen und soliden Haus-
halts- und Finanzpolitik aus den Augen. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Sarah 
Philipp [SPD]: Ist das ein Gelaber!) 

Der NRW-Koalition ist bewusst, dass es Nordrhein-
Westfalen dauerhaft nur gut gehen kann, wenn es 
auch unseren Städten und Gemeinden gut geht. 
Deshalb haben wir seit Regierungsübernahme im 
Jahr 2017 bereits vor Ausbruch der Coronapande-
mie zahlreiche Initiativen und Programme auf den 
Weg gebracht, um Projekte vor Ort gezielt zu fördern, 
die Haushalte zu entlasten und so die finanzielle Si-
tuation der Kommunen nachhaltig zu verbessern. Sie 
sind auch in dem vorliegenden Entschließungsan-
trag noch einmal sehr pointiert zusammengefasst. 

(Christian Dahm [SPD]: Das stimmt nicht – 
sehr pointiert!) 

In Ergänzung zu unserem Antrag „Heimat braucht 
Handel“ vom 2. Juli 2019 legen wir Ihnen heute zu-
dem einen Änderungsantrag vor, der insbesondere 
die Entwicklungen aufgreift, die durch die Corona-
pandemie noch einmal deutlich verstärkt oder be-
schleunigt worden sind. 

(Sarah Philipp [SPD]: Das ist Ihnen jetzt ein-
gefallen?) 

Daran wird auch deutlich, dass wir der Situation an-
gemessen nachsteuern.  

Der Situation entsprechend angemessen reagiert, 
angemessen nachgesteuert hat auch unsere Minis-
terin Ina Scharrenbach, indem sie, wie sie es gerade 
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ausführlich dargestellt hat, in einem im Übrigen be-
merkenswerten Tempo das Sonderprogramm zur 
Stärkung unserer Innenstädte und Zentren in Nord-
rhein-Westfalen 2020 mit einem Fördervolumen von 
70 Millionen Euro auf den Weg gebracht hat. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Mit unserer Antragsinitiative wollen wir nun den Rah-
men setzen, innerhalb dessen die Kommunen die 
richtigen Antworten und die bestmöglichen Lösun-
gen für den Strukturwandel im Einzelhandel für ein 
ausreichendes und bezahlbares Wohnraumangebot, 
die Nachnutzung von Brachflächen, aber auch ge-
gen die drohende Verwahrlosung öffentlicher Räume 
finden können. 

(Zuruf von Christian Dahm [SPD]) 

In vielen Städten gibt es bereits spannende Projekt-
ideen, die leere Ladenlokale wieder nutzbar machen 
und dadurch auch dem jeweiligen Ort neues Leben 
einhauchen. 

In meiner Heimatstadt Essen beispielsweise ist die 
Stadt ganz bewusst dabei, auch mit Unterstützung 
des Landes ungenutzte zentrale Immobilien, die stra-
tegisch wichtig sind, zu erwerben, um Räume für 
Start-ups und Existenzgründer zu schaffen und so 
Impulse über die Immobilie hinaus für das gesamte 
Umfeld zu setzen.  

Bitte gestatten Sie mir, kurz bei meiner Heimatstadt 
zu bleiben. Das Thema „GALERIA Karstadt Kaufhof“ 
ist mehrfach angesprochen worden. Dank des Ein-
satzes der vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
aber auch dank des großen Engagements unseres 
Ministerpräsidenten Armin Laschet und unseres Es-
sener Oberbürgermeisters Thomas Kufen ist es ge-
lungen, 

(Beifall von der CDU – Christian Dahm [SPD]: 
Ja, das glaube ich auch!) 

dass das Kaufhaus am Limbecker Platz sowie die 
Karstadt-Zentrale mit vielen Arbeitsplätzen am 
Standort erhalten bleiben. 

(Christian Dahm [SPD]: In Bielefeld war es Pit 
Clausen, Herr Kollege!) 

Das ist ein enorm wichtiges Signal für die Stadt Es-
sen. Es zeigt, dass sich großer gemeinsamer Einsatz 
vor Ort auszahlt. 

(Beifall von der CDU) 

Doch am Beispiel Karstadt wird auch deutlich, dass 
es künftig zwingend notwendig ist, verstärkt mit den 
Eigentümern von Einzelhandelsimmobilien in den In-
nenstädten in den Dialog über die dort verlangten 
Mieten zu treten. Denn diese sind oftmals schlicht-
weg – so muss man es deutlich sagen – aus der Zeit 
gefallen.  

Ob das Thema „Steuerrecht“ an dieser Stelle die rich-
tigen Ansätze schafft, darüber müssen wir sicherlich 
sehr intensiv diskutieren. 

Die Ministerin hat skizziert, wie wir uns darüber hin-
aus auf Bundesebene einsetzen müssen, wie wir das 
Baurecht verändern können.  

Auf Landesebene ist das Stichwort „LEP“ gefallen.  

Aber ich gehe noch weiter, auch auf die europäische 
Ebene; denn wir müssen uns insbesondere die 
Frage stellen, ob die Fernabsatzrichtlinie und das Wi-
derrufsrecht, das ich als Verbraucher habe, wirklich 
optimal sind. Wenn ich 20 Paar Schuhe bestelle, um 
mir davon vielleicht eins auszusuchen, 19 Paar zu-
rückschicken kann, ohne dafür einen Euro bezahlen 
zu müssen, dann stellt sich die Frage: Ist das im Ver-
hältnis zu den Entwicklungen im stationären Einzel-
handel wirklich richtig? 

Doch auch kreative Lösungskonzepte der Händler sind 
gefragt. Wenn wir uns zum Beispiel hier in Düsseldorf 
umsehen, wo reine Abholmärkte entstehen oder Dis-
counter wie ALDI und Lidl ihr Lebensmittelsortiment auf 
modernen, kundenfreundlichen Verkaufsflächen in 1a-
Lagen mitten in der Innenstadt anbieten, so kann dies 
auch in Sachen „Erreichbarkeit“, „Nachhaltigkeit“ und 
„Effizienz“ wegweisend für andere Innenstädte sein. 

Schließlich bleiben auch Sicherheit und Sauberkeit 
unzweifelhaft entscheidende Voraussetzungen für 
die Lebens- und Aufenthaltsqualität in den Stadtzen-
tren. Um das zu gewährleisten, sollen die Städte un-
ter anderem auf einen personell und materiell gut 
ausgestatteten kommunalen Ordnungsdienst zu-
rückgreifen können. Genau dafür haben wir uns erst 
jüngst vor der Sommerpause mit unserem Antrag 
starkgemacht. 

(Beifall von der CDU) 

Wir müssen also die Weiterentwicklung unserer 
Städte als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe be-
greifen. Denn wir – jeder Einzelne – können mit un-
serem Handeln heute entscheiden, wie unsere 
Städte von morgen aussehen werden. Dazu müssen 
wir offen für neue Ideen und konstruktive Diskussio-
nen sein. 

Die NRW-Koalition leistet ihren Beitrag zur Unterstüt-
zung lebendiger Innenstädte und Ortskerne und be-
greift die Herausforderungen als Zukunftschancen. 
Lassen Sie uns diese Zukunftschancen heute ge-
meinsam ergreifen und stimmen Sie unseren Anträ-
gen zu! – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Schrumpf. – Jetzt spricht Herr Dahm für die SPD-
Fraktion. 
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Christian Dahm (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, insbesondere Kolleginnen und Kolle-
gen von der CDU und der FDP! Ja, ich nehme Ihnen 
das wirklich ab. Ich nehme Ihnen wirklich ab, dass 
Ihnen die Innenstädte am Herzen liegen. 

Wir sind insbesondere, Kollege Kehrl – ich sehe Sie 
jetzt gar nicht, es spiegelt so; ich weiß gar nicht, wo 
er sitzt –, bei vielen Dingen, die Sie hier ausgespro-
chen und ausgeführt haben, inhaltlich, glaube ich, 
sehr nah beieinander. Ich hätte mir sehr gewünscht, 
auch für unsere Fraktion, dass wir diese Debatte so 
intensiv, wie wir es heute tun, auch im Ausschuss ge-
führt hätten, beispielsweise in der Sitzung in der letz-
ten Woche. 

(Beifall von der SPD) 

Ich glaube Ihnen auch, dass Sie diesen Antrag nach 
bestem Wissen und Gewissen geschrieben haben – 
wobei ich gar nicht sicher bin, von welchem Antrag 
Sie heute gesprochen haben, von dem Änderungs-
antrag oder dem Ursprungsantrag; dazu komme ich 
gleich noch. Denn leider – das sage ich ganz deut-
lich – ist gut gemeint noch nicht gut gemacht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, einen Tag vor die-
ser Plenarsitzung mit einem elfseitigen Änderungs-
antrag um die Ecke zu kommen, das ist schon mehr 
als befremdlich. Auch das will ich sehr deutlich sa-
gen. 

(Beifall von der SPD) 

Mit diesem Änderungsantrag wollen Sie ja nur den 
Versuch unternehmen, Ihren eigentlichen Antrag zu 
retten. Zur Wahrheit gehört auch, dass der ursprüng-
liche Antrag bereits am 2. Juli 2019 gestellt worden 
ist, also vor mehr als einem Jahr. Wir haben uns im 
federführenden Ausschuss, in mehreren Ausschüs-
sen mit dem Inhalt der Anträge befasst, wie heute 
Morgen sehr klar geworden ist. Es hat eine umfas-
sende Anhörung von Experten dazu gegeben; das 
hat Herr Kollege Remmel betont. Da ist der Antrag 
durchgefallen. Auch das gehört zur Wahrheit dazu. 

Der Landtag beschäftigt sich also seit 422 Tagen mit 
diesem Thema, mit Ihrem Antrag in den Ausschüs-
sen. 

(Jochen Ott [SPD]: Hört, hört! – Sarah Philipp 
[SPD]: So lange!) 

Wenn Ihnen wirklich etwas an diesem Thema liegen 
würde und Sie es ernst meinen würden – das haben 
Sie in den Ausschüssen mehrfach angesprochen –, 
dann hätten Sie uns tatsächlich, wie angekündigt, 
das Angebot unterbreitet: Lassen Sie uns etwas Ge-
meinsames machen. – Darauf haben wir immer ge-
wartet. Nach dem Änderungsantrag von gestern 
Abend glaube ich allerdings, dass dieser Zug abge-
fahren ist. 

Stattdessen haben Sie vor Monaten schon angekün-
digt, einen Änderungsantrag einzubringen, übrigens 
auch, was uns alle überrascht hat, am vergangenen 
Freitag. Eine inhaltliche Debatte im Fachausschuss 
zu Ihrem Antrag hat es kaum gegeben, sondern die 
Ankündigung: Wir schaffen vielleicht noch einen An-
trag zum Plenum.  

Also: Seit einem Jahr, einem Monat und 25 Tagen 
brüten Sie jetzt über diesem Änderungsantrag. Ich 
sage: Die Zeit ist wahrlich kein Qualitätskriterium bei 
diesem Antrag. Das stellen Sie heute unter Beweis. 

(Beifall von der SPD) 

Schön, Herr Kollege Paul, dass Sie unseren Antrag 
gelesen haben. Das freut mich sehr. Ich habe auch 
Ihren Antrag gelesen. Das will ich hervorheben. Elf 
Seiten haben Sie zusammengeschrieben. Der Ur-
sprungsantrag war übrigens nur fünf Seiten lang. Am 
besten hat mir die Überschrift Ihres Antrags gefallen. 
Selbst redaktionelle Änderungen stellen Sie auf fünf 
Seiten zusammen. Sie haben redaktionelle Änderun-
gen und eine inhaltliche Änderung der Überschrift. 
Meine Damen und Herren, das ist kein Gesetz, es ist 
ein Antrag, den Sie eingebracht haben. 

(Beifall von der SPD) 

Sie stellen in Ihrem Änderungsantrag noch die ei-
gene Überschrift infrage. Das setzt dem Ganzen 
doch die Krone auf, um es deutlich zu sagen. 

(Beifall von der SPD)  

Wenn ich mir diesen Antrag daraufhin anschaue, wie 
gründlich er ist – mal ganz ehrlich, meine Damen und 
Herren: Schauen wir uns einmal die Seite 2 an. Das 
kann ich Ihnen wirklich nicht ersparen. Wie geht denn 
der letzte Satz im zweiten Absatz weiter? Der endet 
in einer Textwüste. Im dritten Absatz steht – ich will 
das kurz vorlesen –:  

„Die Veröffentlichungen des Landtags Nordrhein-
Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebühr 
beim Archiv … zu beziehen.“ 

Gibt es bei Ihnen in der Fraktion keinen Lektor? Und 
dann sollen wir so einem Antrag zustimmen. Meine 
Damen und Herren, dazu gehört ein bisschen mehr. 

Ich will aber anerkennen, es stehen durchaus sinn-
volle Dinge in diesem Antrag. Im Analyseteil, Herr 
Kollege Kehrl, sind wir nicht auseinander. Da gibt es, 
glaube ich, keinen Dissens.  

Insgesamt bleiben Sie aber weit hinter unserem An-
trag zurück und auch in der bisherigen Logik Ihrer 
Stadtpolitik.  

Wir wollen – das hat die Kollegin Philipp sehr deutlich 
gemacht – einen echten Paradigmenwechsel. Wir 
wollen weg von der reinen Betrachtung der Innen-
stadt als Einzelhandelszentrum. Wir wollen weg da-
von, die Antworten auf die Herausforderungen nur in 
der Städtebauförderung zu sehen.  
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Als Beispiel nenne ich die Immobilienstandortgesell-
schaften. Das muss man ganz deutlich ansprechen: 
Das funktioniert nicht, und zwar nirgends in Nord-
rhein-Westfalen. Wir wollen Innenstädte viel umfas-
sender und ganzheitlich betrachten. 

Frau Ministerin, Sie haben vorhin gewisse Dinge an-
gesprochen. Aber nur mit Geld alleine lösen wir die 
Probleme in den Städten nicht.  

Wir sind der Überzeugung, dass wir die Innenstädte 
als Mix aus Handel, Gastronomie, Wohnen, Arbeiten, 
Freizeit und Kultur sehen müssen. Dafür wollen wir 
die ausgetretenen Pfade verlassen und die Innen-
stadtpolitik unserer Städte und Gemeinden neu den-
ken. Wir wollen unsere Kommunen zu Akteuren die-
ser Innenstadtpolitik machen und sie nicht weiter am 
Spielfeldrand stehen lassen. 

Ihr Antrag leistet dazu nur am Rande einen Beitrag. 
Der große Wurf ist das wahrlich nicht. Es braucht da-
her einen Masterplan für die Innenstädte. Das gelingt 
Ihnen mit diesem Antrag leider nicht. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dahm. – Jetzt hat Herr Remmel für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen das Wort.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Minis-
terin Scharrenbach, Oppositionsbeschimpfung kön-
nen Sie, Eigenlob können Sie. Aber Konzeptionsan-
gebote, das, was an dieser Stelle notwendig wäre, 
nämlich Antworten auf Fragen zu geben, das können 
Sie offensichtlich nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich versuche es mal freundlich in Frageform zu klei-
den. Finden Sie es angesichts der Finanzlage unse-
rer Kommunen etwa angemessen, sich hier hinzu-
stellen, viel über sich selbst zu reden und einige 
Kommunen des Nichtstuns zu beschimpfen, ohne 
mit einem Wort auf diese Finanzlage einzugehen? 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Zum Altschuldenfonds hört man von Ihnen über-
haupt nichts.  

Sehr geehrte Frau Ministerin, finden Sie es ange-
sichts der Lage in unseren Städten denn angemes-
sen, an dieser Stelle ein Städtebauprogramm zu lo-
ben, ohne darüber nachgedacht zu haben, dieses 
Städtebauprogramm einmal zu evaluieren, um fest-
zustellen, ob es auf die neuen Fragestellungen rich-
tig eingeht? 

Eine letzte Frage sei mir gestattet. Warum gibt es in 
Nordrhein-Westfalen keine Städtebauministerin, die 
mutig vorangeht und einen großen Wurf in Sachen 
grüne Infrastruktur und Nachhaltigkeit fordert? Ich 
darf nur an Konrad Adenauer erinnern, der in den 
20er-Jahren den Grüngürtel in Köln auf den Weg ge-
bracht hat. Wo ist dieser Mut heute? Er ist dringender 
notwendig denn je. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Ich wollte gerade an 
die Redezeit erinnern, Herr Remmel. – Vielen Dank. 
Frau Ministerin Scharrenbach hat sich noch einmal 
zu Wort gemeldet, und das hat sie jetzt auch. Bitte 
schön. 

(Christian Dahm [SPD]: Jetzt ein bisschen aus 
dem Stadtrat Kamen!) 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Herr Remmel, die grüne Infrastruktur in 
der Innenstadtpolitik ist Realität. Wir haben sie in die-
sem Jahr ganz bewusst in die Förderaufrufe für die 
Städtebauförderung hineingeschrieben, Anpassun-
gen an Klimaveränderungen, Nachhaltigkeit, nach-
haltige Baustoffe. All das fördert diese Landesregie-
rung. Ihre hat das komischerweise nicht gemacht. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Sie weisen auf die Finanzsituation der Kommunen 
hin. Dazu folgende Information: Diese Landesregie-
rung ist die erste in der Geschichte der Bundesrepub-
lik, die zusammen mit der Bundesregierung die Ge-
werbesteuermindererträge kompensiert. Die erste! 

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD: Soll 
das ein Witz sein?) 

Diese Landesregierung ist die erste Landesregierung 
in der Geschichte des Landes, die Eigenanteile von 
Städten zu 100 % übernimmt. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Diese Landesregierung ist die erste, die – Sie haben 
den Gesetzentwurf vorliegen – dafür Sorge trägt, 
dass ab dem 1. Januar 2021 kommunale Haushalte 
genehmigungsfähig bleiben und damit kommunale 
Selbstverwaltung gewahrt bleibt und das Handeln 
vor Ort geschützt wird. Das ist die erste Landesregie-
rung, die das macht. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der SPD) 

Zugleich haben wir Ihnen vorgelegt – dem werden 
Sie ja alle zustimmen, jedenfalls nach Ihrem letzten 
Wortbeitrag –, dass noch in diesem Jahr die mehr als 
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60 Stärkungspaktkommunen eine Sonderzuweisung 
in Höhe von 342 Millionen Euro bekommen.  

Wir sind im Leim mit den Städten und Gemeinden in 
Nordrhein-Westfalen. Was die Städte und Gemein-
den bedürfen, das diskutieren wir in aller Ausgiebig-
keit. Wir haben hier in drei Jahren so viel auf den 
Weg gebracht, was Sie in den letzten fünf Jahren hier 
nicht im Ansatz geleistet haben, sonst ginge es den 
Kommunen nämlich nicht so schlecht, wie es ihnen 
manchmal geht.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Es gibt die Anmeldung einer Kurzinter-
vention von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Es 
spricht für die Fraktion Herr Mostofizadeh. Bitte 
schön. 

Mehrdad Mostofizadeh*) (GRÜNE): Vielen Dank, 
Herr Präsident. – Frau Ministerin, dass Sie das nötig 
haben, sich Coronahilfsgelder, die zwingend erfor-
derlich sind, so auf die Fahnen zu schreiben, finde 
ich schon beeindruckend. Die Bundesregierung hat 
den Gesetzentwurf gemacht, und die Landesregie-
rung konnte nicht weglaufen – das hätte man auch 
sagen können. Deswegen ist es nur notwendig und 
wichtig gewesen, diese Gewerbesteuerkompensa-
tion vorzunehmen.  

Frau Ministerin, wir sind in einer Situation, in der Sie 
nicht bereit sind, das Flüchtlingsaufnahmegesetz zu 
ändern, in der Sie nicht bereit sind, den Altschulden-
fonds auf den Weg zu bringen, obwohl der Bund mit 
hohen Kompensationsmaßnahmen bei den Kosten 
der Unterkunft sehr klar geliefert hat, was die wesent-
lichen Unterschiede zwischen den Städten abmil-
dern würde.  

Stattdessen preisen Sie sich hier für Maßnahmen, 
die zwingend und dringend erforderlich sind, um die 
Pandemie in den Griff zu bekommen, um – das ist 
das wesentliche Element in der Pandemie – nämlich 
die kommunalen Gesundheitsämter zu stärken. Da-
bei war der Landesgesundheitsminister heute Mor-
gen in der Debatte nicht einmal bereit, sich auch nur 
mit einem Wort zu den kommunalen Gesundheits-
ämtern zu äußern. 

Das, Frau Ministerin, finde schon ein starkes Stück. 
Das war auch überhaupt nicht nötig in dieser De-
batte. Denn wir haben morgen zweimal Gelegenheit, 
darüber zu reden, Frau Ministerin. Ich finde, Sie sind 
da weit am Thema vorbeigeschossen und zeigen 
sehr deutlich, wo die Lücken der Landesregierung 
sind. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Mostofizadeh. – Frau Ministerin, Sie haben 1:30 Mi-
nuten für die Reaktion. Bitte schön. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Herr Mostofizadeh, meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordneten, Sie wissen, dass 
Länder, Bund und Kommunen derzeit alles tun, um 
die wirtschaftlichen Folgen der Coronapandemie für 
Bürgerinnen und Bürger und für Unternehmen abzu-
mildern. Alle miteinander machen wir das. Alle mitei-
nander stehen wir vor entsprechenden Herausforde-
rungen.  

Alle miteinander wissen wir aber noch nicht, wie sich 
alleine in diesem Jahr die Haushalte perspektivisch 
entwickeln werden. Wir alle warten auf die Sonder-
September-Steuerschätzung des Bundes, die ange-
kündigt ist. Auch die wird noch einmal Auswirkungen 
haben zum Beispiel auf die Gewerbesteuerkompen-
sation, die ja derzeit bereits im Bundesgesetzge-
bungsverfahren ist. 

Sie wissen, dass wir an dieser Stelle immer sehr nah 
bei den Städten und Gemeinden sind, Regulatorien 
erleichtern, flexibilisieren, Möglichkeiten schaffen. 

(Zuruf von Christian Dahm [SPD]) 

Dazu gehören etliche Maßnahmen auch im finanzpo-
litischen Bereich. Das wissen Sie auch. Von den 3,9 
Milliarden Euro, die im Nordrhein-Westfalen-Pro-
gramm I gegenständlich sind, sind 2,8 Milliarden der-
zeit für die Gewerbesteuerkompensation vorgese-
hen. Das bestreiten Sie ja nicht. Das sind richtige 
Maßnahmen.  

Sie wissen doch auch, dass seit 2017 die kommuna-
len Haushalte zum ersten Mal nach 2008 schwarze 
Zahlen geschrieben haben. 2018 hat sich das fortge-
setzt. 2019 hat sich das fortgesetzt.  

Deswegen arbeiten wir mit großer Intensität zusam-
men mit der kommunalen Familie daran, die Finanz-
lage der Kommunen nachhaltig zu stabilisieren. 
Dazu wird dann auch eine Auseinandersetzung mit 
der Altschuldenfrage gehören. 

Aber ich empfehle uns allen ein Abwarten der Son-
der-September-Steuerschätzung. Dann wissen wir 
sowohl für den Landeshaushalt mehr als auch im Be-
sonderen für die kommunalen Haushalte mehr, wie 
wir damit umgehen werden. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Weitere Wortanmeldungen liegen nicht 
vor. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wir stimmen 
erstens ab über den Antrag der Fraktion der SPD 
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Drucksache17/10637. Alle fünf im Landtag vertrete-
nen Fraktionen haben sich zwischenzeitlich darauf 
verständigt, diesen Antrag zu überweisen. Die Über-
weisung des Antrags erfolgt an den Ausschuss für 
Wirtschaft, Energie und Landesplanung – feder-
führend –, an den Ausschuss für Heimat, Kommu-
nales, Bauen und Wohnen sowie an den Aus-
schuss für Digitalisierung und Innovation. Ab-
schließende Beratung und Abstimmung sollen im fe-
derführenden Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfol-
gen. Wer stimmt dieser Überweisung zu? – Gibt es 
Gegenstimmen? – Die sehen wir nicht. Enthaltun-
gen? – Auch nicht. Dann ist einstimmig so überwie-
sen. 

Wir kommen zur zweiten Abstimmung, und zwar 
über den Änderungsantrag der Fraktionen von CDU 
und FDP. Der Änderungsantrag trägt die Drucksa-
chennummer 17/10733. Wer stimmt diesem Ände-
rungsantrag zu? – CDU und FDP stimmen zu. Wer 
stimmt dagegen? – SPD und Grüne stimmen dage-
gen. Gibt es Enthaltungen? – Bei Enthaltung der 
AfD-Fraktion ist der Änderungsantrag Drucksache 
17/10733 mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
angenommen worden. 

Drittens stimmen wir ab über den Antrag der Fraktio-
nen von CDU und FDP Drucksache 17/6748. Der 
Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und 
Wohnen empfiehlt in Drucksache 17/10659, den An-
trag mit der schon genannten Drucksachennummer 
17/6748 anzunehmen. Wir kommen somit zur Ab-
stimmung über den Antrag selbst in der soeben ge-
änderten Fassung – er ist ja mit Mehrheit geändert 
worden – und damit nicht über die Beschlussempfeh-
lung.  

Wer also stimmt dem Antrag in der geänderten Fas-
sung zu? – CDU und FDP tun das, was zu erwarten 
war. Wer stimmt dagegen? – SPD und Grüne stim-
men dagegen. Wer enthält sich? – Es enthält sich 
wiederum die AfD-Fraktion. Damit ist der Antrag 
Drucksache 17/6748 in der soeben geänderten 
Fassung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen SPD und Grüne bei Enthaltung der AfD ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

4 Kommunaler Klimaschutz in NRW: Erneuer-
bare Energien für Strom und Wärme in NRW-
Städten und -Gemeinden 

Große Anfrage 15 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/6988 

Antwort 
der Landesregierung 
Drucksache 17/7697 – Neudruck 
Drucksache 17/8383 

Entschließungsantrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/10729 

Die Aussprache ist eröffnet. Ans Pult tritt Frau Kolle-
gin Brems. Bitte schön, Frau Brems, Sie haben das 
Wort. 

Wibke Brems (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Klimaschutz 
ist für Städte kein Randproblem, sondern ein sehr 
zentrales mit wachsender Bedeutung. Das sagte 
Klaus Töpfer schon im Jahr 2005. Auf EU-, Bundes- 
und Landesebene werden die Rahmenbedingungen 
für den Ausbau der erneuerbaren Energien und für 
den Klimaschutz gesetzt. Die Umsetzung geschieht 
aber vor Ort in den Kreisen, Städten und Gemeinden. 
Dort sind auch die Auswirkungen von Klimawandel 
und verfehlter Energiepolitik auf höheren Ebenen zu 
spüren. 

Um mehr über den Stand der Umsetzung der Ener-
giewende in den nordrhein-westfälischen Kommu-
nen zu erfahren, haben wir vor einem Jahr die Große 
Anfrage an die Landesregierung gestellt. Die Beant-
wortung einer Großen Anfrage ist natürlich immer 
auch eine große Fleißarbeit, keine Frage. Dafür 
möchte ich ganz explizit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in den Ministerien danken. 

Dass wir jedoch erst ein Jahr nach der Beantragung 
dieser Antwort diskutieren, hat leider dann die Lan-
desregierung zu verschulden. In der ersten Antwort 
der Landesregierung hatte sie 20 Fragen – das sind 
28 % unserer gestellten Fragen – nicht beantwortet. 
Erst nach einem deutlichen Hinweis haben wir zu ei-
nigen Fragen jetzt ergänzende Antworten erhalten. 

Insgesamt zeigt die Antwort der Landesregierung, 
dass zwar für einige Energieträger detaillierte Daten 
vorliegen, der Landesregierung der Stand der Ener-
giewende in den Kommunen zum Teil aber gar nicht 
bekannt ist. Ich habe sogar den Eindruck, dass es 
Ihnen ganz egal ist, wie der Stand ist. Das passt 
nämlich auch zum halbherzigen Einsatz der Landes-
regierung beim Ausbau der erneuerbaren Energien. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir haben zur Kenntnis genommen, dass die Zahlen 
der Großen Anfrage mittlerweile auch im Energieat-
las zu finden sind. Das ist ein erster wichtiger Schritt, 
aber um die Energiewende zu steuern, braucht man 
ein richtig gutes dauerhaftes Monitoring. Daher müs-
sen Sie dort und an anderen Stellen wirklich auch 
dauerhaft nacharbeiten, zum Beispiel bei der Aktua-
lisierung der Potenzialstudie, bei der Analyse der Ge-
lingensbedingungen oder auch der Hemmnisse vor 
Ort und bei der flächendeckend zu sichernden Finan-
zierung kommunaler Investitionen für Klimaschutz-
maßnahmen, damit kommunaler Klimaschutz nicht 
weiter ein Privileg wohlhabender Kommunen bleibt.  
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Eines ist klar: Das Potenzial für die Energiewende in 
Nordrhein-Westfalen ist da. Wir können mehr Strom 
aus erneuerbaren Energien in NRW produzieren als 
wir aktuell verbrauchen, und auch genug Wärme für 
alle Gebäude in NRW wäre klimaneutral nutzbar.  

Die Fortschritte in den letzten Jahren waren jedoch 
zum Teil überschaubar. So nutzt Nordrhein-Westfa-
len weiterhin nur etwa 1/8 der Potenziale beim erneu-
erbaren Strom und nur etwa 1/20 der Potenziale für 
erneuerbare Wärme. 

Diese Landesregierung setzt sich zwar Ausbau-
ziele – das ist ja erst einmal schön –, macht aber 
dann deren Erreichung mit ihrer eigenen Politik 
gleichzeitig unmöglich. Das passt nicht zusammen. 
Das fällt nicht nur mir auf, sondern auch den Men-
schen in den Kommunen in Nordrhein-Westfalen. 
Um die Kommunen nicht weiterhin alleine zu lassen, 
ist es dringend notwendig, dass diese Landesregie-
rung ihren großspurigen Ankündigungen endlich 
auch Taten folgen lässt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es ist notwendig, dass Sie die Nutzung der erneuer-
baren Energien vor Ort erleichtern. Dazu gehört – ich 
nenne jetzt nur ein paar kurze Beispiele –, dass Sie 
auf die Mindestabstände für Windenergieanlagen zur 
Wohnbebauung verzichten, dass Sie stattdessen 
mehr Bürgerenergieprojekte unterstützen und dafür 
sorgen, dass Menschen, Kommunen und die Wirt-
schaft im Umfeld von Windenergieanlagen davon 
auch profitieren können. 

Es ist dringend notwendig, dass Sie die Hemmnisse 
bei der Photovoltaik abbauen. Es ist dringend not-
wendig, auch bei Freiflächen-Photovoltaik mehr zu 
tun. Das haben Sie bereits im Dezember 2019 ange-
kündigt. Seitdem ist nichts passiert.  

Sie müssen dafür sorgen, dass Biogasanlagen im 
Bestand gesichert sind. 

Und – um auf die Wärme zu sprechen zu kommen – 
die Wärmewende darf nicht aus dem Blick geraten. 
Sie müssen eine Strategie der klimaneutralen Wär-
meversorgung für Nordrhein-Westfalen vorlegen.  

Wir haben diese und weitere Vorschläge in unserem 
Entschließungsantrag gemacht. Ganz im Sinne von 
Klaus Töpfers Zitat von Anfang des Jahres 2005 ap-
pelliere ich daher an Sie: Handeln Sie endlich nach 
Ihren Ankündigungen und stimmen Sie unserem An-
trag und damit endlich einer Offensive für erneuer-
bare Energien in den Kommunen zu! – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Brems. – Es spricht Herr Dr. Untrieser für die CDU-
Fraktion. 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bedanke mich erst 
einmal ebenfalls wie Frau Brems bei den Mitarbeitern 
des zuständigen Ministeriums für die detaillierte Be-
antwortung der Großen Anfrage. Ich glaube, auch ein 
Dank an die vielen Mitarbeiter in den Kommunen ist 
angesagt, weil auch die sehr viele Daten und Fakten 
geliefert haben. Ich schließe auch Frau Brems aus-
drücklich darin ein, weil es sehr interessant ist, dass 
so eine Große Anfrage hier gestellt worden ist.  

Diese detaillierten Antworten geben uns ein sehr fun-
diertes Bild. Frau Brems, Sie haben zwar kritisiert, 
dass zu wenig Zahlen vorhanden seien. – Angesichts 
der Fülle an Tabellen jedoch, die gemeindescharf 
zeigen, wieviel PV, wieviel Wind, wieviel Biomasse, 
Geothermie usw. in den Gemeinden schon installiert 
ist und was für ein Potenzial da ist, muss ich sagen: 
Es ist à la bonne heure, was wir hier aus dem Minis-
terium bekommen haben. Das ist eine sehr gute Ein-
schätzung dessen, was an erneuerbaren Energien in 
Nordrhein-Westfalen möglich ist und noch zu tun ist. 

Wir sehen es gerade im Kommunalwahlkampf: Jeder 
Bürgermeister-, Oberbürgermeister-, Landratskandi-
dat schreibt sich auch auf die Fahnen, dass erneuer-
bare Energien in seiner Stadt, in seinem Kreis aus-
gebaut werden sollen. Ich halte das für ein gutes Zei-
chen, denn ich kann hier auch für die CDU-Fraktion 
sagen: Erneuerbare Energien sollen in Nordrhein-
Westfalen stärker ausgebaut werden. 

Gucken wir uns zum Beispiel die Photovoltaik an, ist 
noch ein großes Potenzial da. 68 Terawattstunden 
könnten in Nordrhein-Westfalen installiert werden, je-
des Jahr erzeugt werden. Wir haben bisher nur 6 % 
genutzt. Da sieht man: Das Potenzial ist groß, und 
wir müssen es nutzen. Jede Kilowattstunde, die aus 
Photovoltaik in Nordrhein-Westfalen erzeugt wird, ist 
eine Kilowattstunde, die eben nicht in Kohlekraftwer-
ken oder Atomkraftwerken oder woanders erzeugt 
werden muss. Und das ist dezentrale Erzeugung, 
das ist vernünftig.  

Deswegen haben sich die Landesregierung und 
auch die Fraktionen hier im Landtag stark dafür ein-
gesetzt, dass die Bedingungen für Photovoltaik bes-
ser werden. Ich erinnere an den Einsatz zur Abschaf-
fung des 52-Gigawatt-PV-Deckels, an den Einsatz 
für die Verbesserung von Mieterstrom oder jetzt kürz-
lich, wenn wir auf die Landesebene gehen, die Ver-
besserungen im Rahmen des Denkmalschutzgeset-
zes. 

Es gibt auch die EnergieAgentur und die Klimanetz-
werke NRW, die beraten. Um eins noch zu nennen: 
progres.nrw förderte zum Beispiel Speicheranlagen 
für Photovoltaik im letzten Jahr mit 12 Millionen Euro, 
im Jahr davor waren es erst 5 Millionen Euro. Da se-
hen wir eine tolle Tendenz, wie es weitergeht.  

Bei der oberflächennahen Geothermie haben wir 
auch noch große Potenziale. 154 Terawattstunden 
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im Jahr könnten erzeugt werden. Das ist bilanziell 
mehr als die Hälfte des Bedarfs von Gebäuden in 
Nordrhein-Westfalen. Es sind aber erst 1 % erschlos-
sen und werden genutzt. Das zeigt, dass wir da noch 
weiter vorangehen müssen. Das wollen wir auch. 

Nur wenn Sie jetzt fragen, Frau Brems, warum das 
nicht schon stärker geschehen ist, dann muss ich 
den Ball zurückspielen. Denn gerade diese Landes-
regierung und die Fraktionen, die sie tragen, setzen 
sich dafür ein, dass Geothermie stärker ausgebaut 
wird. Wir fangen jetzt erst einmal an zu schauen: Ist 
der Ausbau hier und dort auch konkret möglich?  

In Ihrer Regierungszeit von sieben Jahren haben Sie 
es nicht einmal geschafft, eine Potenzialstudie zu 
machen oder zu schauen, ob der Boden unter unse-
ren Füßen für Geothermie geeignet ist.  

Die Landesregierung hat seit Anfang 2019 ein EU-
INTERREG-Projekt aufgesetzt, mit dem landesweit 
eine Charakterisierung des karbonzeitlichen Kohle-
kalks dargestellt werden soll. Solche Sachen haben 
Belgien und die Niederlande schon viel früher initiiert. 
Die sind deswegen auch weiter. Sieben Jahre haben 
Sie geschlafen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Deswegen gab es keine Kenntnisse, was wir alles 
machen könnten. 

Die alte Leier mit dem Wind hören wir mittlerweile 
von Ihnen auch immer wieder. Dazu nur zwei Zahlen: 
Im ersten Halbjahr 2020 war Nordrhein-Westfalen 
Spitzenreiter aller Bundesländer beim Bruttozubau 
mit 115 Megawatt, und bei der Ausschreibung im 
Jahr 2020 war NRW auf dem zweiten Platz. Wenn 
Sie immer weiter sagen, diese Ziele der Landesre-
gierung seien nicht ambitioniert und die Maßnahmen 
passten nicht, dann schauen Sie sich mal die Zahlen 
an. Genau das Gegenteil ist der Fall. Ich glaube, 
diese schwarz-gelbe Koalition betreibt viel stärker Er-
neuerbare-Energien-Politik als Sie vorher. Deswe-
gen sind wir auf dem richtigen Weg. 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Klimaschutz ist zu einem großen Teil auch auf der 
kommunalen Ebene wichtig, denn wenn ich PV in-
stallieren will, bin ich beim einzelnen Gebäude, beim 
städtischen Gebäude, beim Einfamilienhaus, beim 
Mehrfamilienhaus, bei der Gewerbefläche. Deswe-
gen ist es wichtig, dass das Land auch den kommu-
nalen Klimaschutz weiter unterstützt. Das war bisher 
so, und jetzt gibt es noch mal einen besonderen As-
pekt durch das Konjunkturpaket I, mit dem zusätzlich 
127 Millionen Euro in das Investitionsprogramm Kli-
maschutz und Energie fließen. 

Sie sehen also, dass es viele Maßnahmen gibt, die 
in die richtige Richtung gehen.  

Für uns als CDU-Fraktion ist weiter wichtig, Erneuer-
bare im ganzen Land auszubauen. Deswegen leisten 

wir einen guten Beitrag zum Klimaschutz in Nordrhein-
Westfalen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und Dietmar Brockes 
[FDP]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Dr. Untrieser. – Nun spricht Herr Kollege Stinka für 
die SPD-Fraktion. 

André Stinka (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Untrie-
ser, Sie betonen häufig, dass Sie den regierungstra-
genden Fraktionen angehören würden. – Ich habe in 
Ihrem Vortrag nichts gehört, was auf das Handeln 
der schwarz-gelben Regierung hinweist. Stattdessen 
haben Sie sich auf Zahlen ausgeruht, die die rot-
grüne Landesregierung unter der Führung von Han-
nelore Kraft organisiert hat. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Das ist nicht wahr! 
Sie haben nicht zugehört!) 

Es gibt eine EnergieAgentur. – Das ist ein Schlüssel-
satz, den Sie hier gebracht haben. Sie haben nichts 
dazu beigetragen.  

Wenn Sie auf die Zahlen schauen, wissen Sie, dass 
wir im ganzen vergangenen Jahr beim erneuerbaren 
Strom einen Zuwachs von 0,5 am Gesamtverbrauch 
hatten. – Dass sich eine schwarz-gelbe Landesregie-
rung mit 0,5 hervortut, ist der Tiefpunkt dessen, was 
Sie hier an Energiepolitik leisten, Herr Untrieser. – So 
viel von uns dazu. 

(Beifall von der SPD) 

Als Industrieland Nordrhein-Westfalen stehen wir vor 
gewaltigen Herausforderungen. Die Atomkraft wird 
auslaufen, die Kohleverstromung wird per Gesetz 
beendet. Das ist für Nordrhein-Westfalen natürlich 
eine enorme Aufgabe. Der Anteil erneuerbarer Ener-
gien – das haben wir gerade schon gehört – wächst 
eben nicht von alleine. Wir müssen eine Transforma-
tion organisieren. 

Die Antwort der Landesregierung auf die Große An-
frage der Grünen hat eines gezeigt: Es gibt in Nord-
rhein-Westfalen enorme ungenutzte Potenziale. Es 
gibt viele Möglichkeiten, den Einsatz erneuerbarer 
Energien innovativ und zukunftssicher aufzustellen. 

Herr Untrieser, Sie führen immer wieder aus, dass 
Sie das von der Vorgängerregierung übernommen 
hätten. – Ich will Sie nur daran erinnern, dass Sie 
schon fast dreieinhalb Jahre lang regieren. Ich hätte 
erwartet, dass Sie hier einen ganzheitlichen Ansatz 
zum Thema „Energiewende“ vorstellen – leider Fehl-
anzeige. 

Es bleibt Ihnen, Herr Dr. Untrieser, nicht erspart, 
dass ich noch mal das Thema „Energiewende und 
Windkraft“ aufrufe. Eines verstehen Sie nämlich an 



Landtag   26.08.2020 

Nordrhein-Westfalen 50 Plenarprotokoll 17/97 

 

der ganzen Debatte nicht: Abstandszahlen bringen 
nichts für die Akzeptanz. Dann würden viele andere 
Industrieanlagen anders dastehen.  

Wenn Sie bei einem der großen Träger der erneuer-
baren Energien, nämlich der Windkraft, die Akzep-
tanz politisch infrage stellen, müssen Sie auch den 
Mut haben, die Frage zu beantworten, was alternativ 
organisiert werden soll. Finden wir dazu etwas ? – 
Fehlanzeige. Sie bleiben die Antwort schuldig und 
sägen an einem erneuerbaren Ast. So kommen Sie 
nicht weiter. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Sie sind beim Thema „Windkraft“ gescheitert; die 
Antwort liegt bis heute nicht vor. Sie wissen genau, 
dass die Akzeptanz mit dem Abstand nichts zu tun 
hat. Ich habe im Ausschuss mehrfach darauf hinge-
wiesen, aber Sie bleiben weiterhin bei Ihrer Haltung.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Ihre Haltung ist rückwärtsgewandt, weil Sie nicht den 
Mut haben, den Menschen deutlich zu sagen, dass 
es, wenn man die Energiewende will, Veränderun-
gen im Netzausbau und Veränderungen bei der Er-
zeugung von Energie geben muss. 

Für das Gelingen der Energiewende werden die 
Kommunen als Akteure und Partner natürlich fest an 
der Seite aller übrigen Akteure gebraucht. Sie entwi-
ckeln schon heute Klimaschutzkonzepte und setzen 
diese gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern mit-
tels vieler Maßnahmen um. 

Schwerpunkte dabei sind die Förderung der erneuer-
baren Energien und die Steigerung der Energieeffizi-
enz, was sich beispielsweise durch energetische Ge-
bäudesanierung sowie Stadt- und Quartiersentwick-
lung ausdrückt. Deshalb brauchen die Kommunen 
für eine gemeinsame koordinierte Planung und für 
eine klare Finanzplanung die Landesebene. 

Über einen Satz im Entschließungsantrag der Grü-
nen habe ich mich gewundert. Ich finde es keines-
wegs überraschend, dass Bottrop beim Ausbau des 
Windenergiepotenzials mit fast 90 % in Nordrhein-
Westfalen Spitzenreiter unter den kreisfreien Städten 
ist. Das Modellprojekt InnovationCity, das in enger 
Abstimmung mit der ehemaligen Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft und dem SPD-Oberbürgermeister 
Bernd Tischler initiiert worden ist, zeigt eindrucksvoll, 
dass Politik und Verwaltung gemeinsam mit Bürge-
rinnen und Bürgern durch Aufklärung und klare An-
sprachen Veränderungen hinbekommen. 

Hier werden Blaupausen erzeugt, die man im ganzen 
Land ausrollen kann und mit denen man in der Praxis 
vor Ort deutlich macht, wie ein Bundesland wie Nord-
rhein-Westfalen tatsächlich umgebaut wird. 

Das Thema „Wärmeversorgung“ ist bereits ange-
sprochen worden. Die Wärmewende fährt leider häu-
fig im Windschatten der Stromnutzung. Die ober-

flächennahe Geothermie haben wir bei uns im Aus-
schuss thematisiert, und die Sozialdemokraten ste-
hen dem offen gegenüber. Wir hatten unzählige An-
hörungen dazu, Herr Dr. Untrieser.  

Sie müssen dann aber auch springen. Mit Pilotpro-
jekten muss Schluss sein, damit wir in die Anwen-
dung kommen. Wir können nicht feststellen, dass 
von Ihrer Landesregierung Anwendung organisiert 
wird. Wir können auch nicht feststellen – das noch 
mal zum Thema „Akzeptanz“ –, dass Sie eine Akzep-
tanzoffensive für diese nicht immer unumstrittene 
Technik fahren – Fehlanzeige. Eine Anhörung, Herr 
Dr. Untrieser, reicht nicht, um die Energiewende zu 
organisieren. 

Abschließend kann ich für die sozialdemokratische 
Fraktion feststellen: Wir brauchen eine solidarische 
Energiewende mit den Kommunen und mit den Bür-
gern, die sozial abgefedert werden muss. Die Akzep-
tanz ist dort zu finden, wo alle Menschen in der Kom-
mune diese Energiewende wegen klarer Preisvor-
stellungen als ihren Vorteil erkennen können. – Vie-
len Dank. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Kollege Stinka. – Jetzt spricht Herr Brockes für die 
FDP-Fraktion. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Lieber Kollege Stinka, ich finde es, 
ehrlich gesagt, peinlich, wenn Sie aus Ihrem Manu-
skript Kritik am Kollegen Untrieser vorlesen, obwohl 
er eben etwas gesagt hat, was diese Kritik widerlegt. 
Er hat nämlich eben mit ganz aktuellen Zahlen Hin-
weise zu dieser Landesregierung gegeben und sich 
nicht – wie Sie behaupten – auf alte Zahlen berufen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU – Zuruf) 

Ich möchte mich bei der Grünenfraktion ganz herz-
lich für diese Große Anfrage bedanken. Mein Dank 
gilt natürlich auch denjenigen in den Häusern und 
den Kommunen, die dazu beigetragen haben, sie zu 
beantworten.  

Denn das gibt uns die Möglichkeit, einmal mehr dar-
über zu sprechen, wie erfolgreich, ambitioniert und 
akzeptanzgesichert diese Landesregierung beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien vorangeht. Wir 
als NRW-Koalition verfolgen keinen einseitigen Fo-
kus beim Ausbau der erneuerbaren Energien, son-
dern schöpfen die ganze Breite erneuerbarer Tech-
nologien aus. Wir unterstützen insbesondere neue 
innovative Ansätze, und wir sind nicht einseitig auf 
eine Technologie festgelegt.  

Meine Damen und Herren, ich möchte ein paar Bei-
spiele nennen:  
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Bei der Windenergie nutzen wir die Ausbaupotenzi-
ale unter Einhaltung notwendiger Akzeptanz. Des-
halb ist Nordrhein-Westfalen auch auf dem dritten 
Platz bei der kumulierten Betrachtung aller zehn bis-
herigen Ausschreibungsrunden des Bundes mit 251 
genehmigten Windenergieanlagen und einer Leis-
tung von 907 MW. Dies zeigt, meine Damen und Her-
ren, dass wir im Ländervergleich als Binnenland sehr 
gut liegen. Die nun durch den Bund vorgelegte 
1.000-Meter-Abstandsregelung werden wir landes-
seitig unter Berücksichtigung der Ziele des Koaliti-
onsvertrages entsprechend umsetzen und so eben 
auch für mehr Rechtssicherheit sorgen. 

Meine Damen und Herren, durch die Abschaffung 
des 52-GW-Deckels kann die Photovoltaik nun auch 
ihre umfänglichen Potenziale endlich entfalten. Dies 
ist eine Forderung, die wir hier schon mehrfach par-
lamentarisch aufgestellt haben, die mit Sicherheit 
dazu beitragen wird, dass wir in Nordrhein-Westfalen 
die Photovoltaik deutlich ausbauen können.  

Unser Entfesselungspaket II sieht vereinfachte und 
klarere Rahmenbedingungen für Photovoltaik in der 
Fläche vor. Mit dem Entfesselungspaket IV können 
auch Randstreifen und überregionale Schienenver-
bindungen genutzt werden. Außerdem sieht es An-
reize bei der regionalen Wirtschaftsförderung mit ei-
nem Bonussystem vor.  

Mit diesen Instrumenten wollen wir die vorhandene 
installierte Leistung von 11,5 GW Photovoltaik ver-
doppeln, meine Damen und Herren, und das, glaube 
ich, ist wirklich bemerkenswert.  

Für die mitteltiefe und perspektivisch auch die tiefe 
Geothermie bestehen in Nordrhein-Westfalen durch 
die Infrastruktur des Altbergbaus besonders chan-
cenreiche Bedingungen. Wir haben in Nordrhein-
Westfalen, vor allem im Ruhrgebiet, aber demnächst 
auch im Rheinischen Revier, hervorragende For-
schungsstandorte im Bereich der Geothermie, die 
hierzu sehr wertvolle Impulse geben.  

Die oben genannten Entfesselungspakete enthalten 
auch Verbesserungen für Geothermienutzer. Sie be-
seitigen rechtliche Hemmnisse, die von Ihnen teil-
weise geschaffen wurden, sehen ein digital zusam-
mengeführtes Genehmigungsverfahren vor, und für 
Tiefengeothermie-Vorhaben prüft das Wirtschaftsmi-
nisterium Instrumente zur besseren wirtschaftlichen 
Absicherung der Tiefenbohrungen. 

Meine Damen und Herren, der Klimaschutz hat ins-
gesamt einen äußerst hohen Stellenwert in der Lan-
despolitik. Die Haushaltsmittel für den Klimaschutz 
wurden in diesem Jahr im Vergleich zu 2017 – Herr 
Stinka, Ihr letztes Jahr – mehr als verfünffacht. Die 
Mittel setzen wir gut ein. Denn wir fördern damit In-
novationen und die Erforschung moderner Technolo-
gien. Diese Politik hilft dem Klima mehr als alle über-
höhten Sonntagsreden unserer grünen Kollegen, 
meine Damen und Herren.  

Klimaschutz ist als Querschnittsaufgabe zu verste-
hen, die nur unter Beteiligung aller betroffenen Ak-
teure erfüllt werden kann. Daher ist die NRW-
Koalition in einem ständigen Austausch mit diesen 
Akteuren.  

Neben der Verantwortung für den Klimaschutz ha-
ben wir aber auch Verantwortung für die Menschen. 
Es muss sichergestellt werden, dass der Strom be-
zahlbar bleibt, dass die Versorgung gesichert ist. Un-
sere Politik zielt darauf ab, Klimaschutz, Bezahlbar-
keit und Versorgungssicherheit in Einklang zu brin-
gen.  

Verschiedene Förderprogramme unterstützen uns 
auf diesem Weg. Ich will hier auch progres.nrw nen-
nen. Hierüber werden zum Beispiel indirekt der BV-
Ausbau in den Kommunen, Solarthermie und Was-
serkraft gefördert. Auch die EnergieAgentur.NRW 
leistet hier als operative Plattform einen wertvollen 
Beitrag. Diesen Weg, meine Damen und Herren, 
werden wir weiterhin erfolgreich beschreiten und da-
für sorgen, dass Nordrhein-Westfalen mit erneuerba-
ren Energien auch weiterhin Energieland Nummer 
eins in Deutschland bleibt. – Vielen Dank. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Brockes. – Jetzt hat Herr Loose für die AfD-Fraktion 
das Wort. 

Christian Loose (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wet-
ter ausgerechnet durch lokale Maßnahmen verän-
dern zu wollen, das grenzt an Hybris.  

Die Grünen fordern Klimaschutz in Städten und Ge-
meinden, heißt es. Aber was bedeutet das genau? 
Wo werden die Windindustrieanlagen stehen? Wo 
werden die Biomassekraftwerke stehen? Wo werden 
die E-Autos fahren, und wer trägt die Lasten?  

Die Antworten liegen auf dem Land. Auf dem Land 
stehen all die Windindustrieanlagen, nicht aber in der 
Stadt. Auf dem Land stehen die Biomassekraftwerke, 
nicht aber in der Stadt. Auf dem Land fahren aber 
nicht die E-Autos, die fahren  – dank E-Auto-Bonus – 
in der Stadt. Auf dem Land wird das Ganze bezahlt: 
durch die Zerstörung der Kulturlandschaft, durch die 
Gesundheit der Menschen, und ebenso wird das 
Ganze bezahlt durch die Fleißigen in unserem Land, 
seien es die Handwerker, die Reinigungskräfte oder 
auch die Lagerarbeiter.  

Deshalb ist Ihre Politik auch eine Politik gegen die 
Bevölkerung auf dem Land und gegen die Fleißigen 
bei uns in Deutschland.  

Gehen wir auf die unterschiedlichen Energieträger im 
Detail ein: 
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Wasserkraft gibt es seit mehr als 100 Jahren, läuft 
ohne Subventionen, und alle Standorte sind verge-
ben. Können wir also abhaken.  

Windmühlen sind eine Erfindung des Mittelalters, 
technisch längst überholt und könnten ebenfalls ab-
gehakt werden, wäre da nicht die Windkraftlobby.  

Interessant bei den Antworten der Landesregierung 
ist übrigens, dass beim Ermitteln des Potenzials der 
Schutz von Menschen und Tieren unberücksichtigt 
bleibt. Vogelschutz und Insektenschutz spielen keine 
Rolle. Wertvolle Waldbiotope spielen keine Rolle. Inf-
raschall und Schlagschatten spielen keine Rolle. 

Jedes Argument wird zugunsten der Windmillionäre 
beiseite gewischt, damit diese ihre Industrieanlagen 
in die Umwelt setzen können.  

Doch was leisten diese Windindustrieanlagen eigent-
lich in der Realität? – Schauen wir uns doch einmal 
den 8. August 2020 an. Es ist morgens, 10:30 Uhr, 
Hochdrucklage in Deutschland. Alle Windindustrie-
anlagen in Deutschland produzieren 153 MW. Das 
sind nicht einmal 20 % eines modernen Kohlekraft-
werks. 153 MW von mehr als 62.000 MW installierter 
Leistung. Das soll Ihre Zukunft sein? 

Was das bedeuten kann, haben wir in der letzten 
Woche in Kalifornien gesehen: 2 Millionen Menschen 
wurde der Strom abgestellt. – So sieht Ihre Zukunft 
aus. 

Nächster Punkt: Geothermie. Man bräuchte in NRW 
allein 300 Geothermiekraftwerke, die 3.000 m tief ge-
bohrt werden, um nur ein einziges Kohlekraftwerk zu 
ersetzen. – Das können wir also auch vergessen. 

Kommen wir zu den Photovoltaikanlagen. Interes-
sant ist, dass die Landesregierung und auch die Grü-
nen dort die theoretische Kenngröße Gigawatt Peak 
heranziehen. Das ist allerdings ein Maximalwert, der 
nur unter Laborbedingungen erreicht werden kann, 
mittags um 12:00 Uhr bei 25 Grad Celsius Umge-
bungstemperatur. Es kommt aber nicht auf die theo-
retischen Werte an, sondern auf das, was in der Re-
alität dabei rauskommt. 

Schauen wir uns das Jahr 2018 an. Damals haben 
die installierten Solarzellen nur 9,3 % ihrer möglichen 
Leistung erbracht – 90 % Leerleistung!  

Und wo sollen die ganzen PV-Anlagen stehen? – Die 
neueste Idee sind die Freiflächen: Wälder, Natur-
schutzgebiete, landwirtschaftliche Flächen für den 
Nahrungsmittelanbau oder gar neue Bauplätze. – 
Das können Sie alles vergessen, denn diese Par-
teien hier wollen dort Windindustrieanlagen hin-
bauen. Nochmals: 90 % Leerleistung! 

Biomasse: Der Anbau der Biomasse braucht ebenso 
Flächen. Wenn man den Strombedarf in NRW damit 
decken wollte, bräuchte man dafür mehr als 7 Millio-
nen Hektar landwirtschaftlicher Fläche. Wir haben in 
NRW aber nur etwa 1 Million Hektar an landwirt-

schaftlicher Fläche. Also ist das ebenfalls total unre-
alistisch: kann weg. Mit klaren Worten: Es ist unmög-
lich, den Energiebedarf über diese Energiepflanzen 
zu decken.  

Bedenken Sie: Alle zehn Sekunden stirbt auf der 
Welt ein Kind an Hunger. Die Grünen und Sie alle 
wollen diese Kinder nicht retten, indem Sie mehr 
Nahrungsmittel anbauen. Nein, Sie wollen diese 
Menschen retten, indem Sie die Äcker für die Tank-
stellen nutzen. 

Und dafür zahlen in Deutschland die Fleißigen am 
Ende 25 Milliarden Euro EEG-Kosten. Das sind die 
Zusatzkosten, die gezahlt werden: 25 Milliarden 
Euro. Zum Vergleich: Das ärmste Land der Welt, 
Südsudan, hat eine Wertschöpfung, ein Bruttoin-
landsprodukt von nur 12 Milliarden Euro – und Sie 
verschenken den doppelten Wert an die Windmillio-
näre! Aber nicht mit uns! – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Loose. – Für die Landesregierung hat jetzt Herr Mi-
nister Professor Dr. Pinkwart das Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu-
nächst möchte ich mich bei allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern bedanken, die dazu beigetragen ha-
ben, die umfangreiche und detaillierte Anfrage zu be-
antworten. Das bezieht sich insbesondere auf die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in unseren Kommu-
nen, die sich an unserer Befragung, auch an der er-
gänzenden Onlinebefragung, beteiligt haben. 

Natürlich auch einen besonderen Dank, liebe Frau 
Brems, an Sie und Ihre Fraktion für die Fragen, aber 
vor allen Dingen auch für Ihr Verständnis, dass wir 
nicht alle Fragen sofort und in der Qualität beantwor-
ten konnten, wie wir das auch gerne hätten tun wol-
len, weil es diese Datenerhebung schlicht und ergrei-
fend bislang nicht gab. Wir haben dann noch einmal 
nachgearbeitet. Das hat etwas Zeit gebraucht – Sie 
haben darauf hingewiesen –, aber ich hoffe, dass 
heute etwas vorliegt, mit dem wir zusätzliche Er-
kenntnisse gewinnen können. 

Die Erkenntnisse, die wir gewinnen, sind ein differen-
zierter Blick auf den Ausbaustand der erneuerbaren 
Energien im Land Nordrhein-Westfalen insgesamt 
wie auch in unseren Kommunen. Wir sehen da un-
terschiedliche Potenziale und eine unterschiedliche 
Nutzung dieser Potenziale. Wir sehen, dass sich ei-
nige Erneuerbare noch nicht so weit entwickelt ha-
ben, wie es vielleicht auch möglich gewesen wäre. 

Herr Stinka, das können Sie bis Juni 2017 auf Ihr 
Konto schreiben, dann müssen Sie sich aber auch 
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mit der Differenziertheit des Ergebnisses zufrieden-
geben, müssen  

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

deutlich machen, dass manches sehr einseitig vor-
entwickelt worden ist und die neue Regierung nicht 
nur daran anknüpft, sondern auch kräftig Gas gibt bei 
den Erneuerbaren – und zwar nicht einseitig nur 
beim Wind, sondern bei allen erneuerbaren Ener-
gien.  

Das halte ich auch für dringend notwendig, wenn wir 
unsere Ziele, die wir in der Energieversorgungsstra-
tegie festgelegt haben, erreichen wollen. Wir gehen 
raus aus Kohle, wir gehen rein in die Erneuerbaren – 
das müssen wir in den nächsten Jahren konsequent 
und akzeptanzgesichert fördern. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Bei PV – so viel, Herr Stinka, zu Ihrer Leistungsbi-
lanz – haben wir in 2019 doppelt so viel Zubau erle-
ben können wie im Fünfjahresdurchschnitt jährlich 
zuvor. Das heißt, gerade dort, wo es sich in Nord-
rhein-Westfalen in den Jahren zuvor eher zurückhal-
tend – um es freundlich zu formulieren – entwickelt 
hat, haben wir deutlich aufholen können. Die ersten 
zwei Quartale dieses Jahres deuten darauf hin, dass 
das in diesem Jahr eher noch besser werden könnte. 

Obwohl es bei PV schon deutlich besser läuft, sind 
wir damit noch längst nicht zufrieden – auch mit Blick 
auf unsere Ausbaupläne 2030, wo wir die Photovol-
taik insgesamt mehr als verdoppeln wollen.  

Deswegen haben wir viele Initiativen ergriffen. Wir ha-
ben mit dafür gesorgt, dass im Bundesrat am 3. Juli 
2020 der 52-GW-Photovoltaikausbaudeckel abge-
schafft worden ist. Wir haben im Entfesselungspa-
ket V vorgesehen, dass im Zuge der Novelle des nord-
rhein-westfälischen Denkmalschutzgesetzes der Bau 
von PV-Anlagen auf denkmalgeschützten Bauwerken 
erleichtert wird, so wie es in Hessen schon seit Jahren 
möglich ist – das hätten Sie damals auch schon ma-
chen können, Herr Stinka. 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen erstmalig als Lan-
desregierung einen Fahrplan für den Ausbau von PV 
auf landeseigenen Gebäuden vorgelegt. Wir haben 
die ersten 80 Pilotgebäude – Gerichte, Finanzämter 
und Polizeiwachen – jetzt in die Planung geben kön-
nen. 

Wir haben – das ist auch im Rahmen des Konjunk-
turprogramms „Corona“ bereits angesprochen wor-
den – zusätzliche Mittel zur Installation von PV-
Anlagen bereitgestellt. Wir haben im „Programmbe-
reich Emissionsarme Mobilität“ zusätzliche 35 Millio-
nen Euro für die Beschaffung von Ladeinfrastruktu-
ren in Verbindung mit PV-Anlagen bereitgestellt.  

Wir haben in der Umsetzung des fünften Entfesse-
lungspaketes bei der Bezirksregierung Köln erste 

Vorhaben von PV-Flächenanlagen auch entlang von 
Bundesautobahnen.  

Wir ergänzen entsprechend die Potenzialstudie zu 
PV-Flächenanlagen und die Integration der Flächen 
in das landesweite Solarkataster durch das LANUV, 
um damit eine öffentlich zugängliche Informations-
quelle zu haben. Das alleine nur zu PV – in wenigen 
kurzen zeitlichen Abständen! 

Lassen Sie mich noch etwas zum Wind sagen, der 
hier immer viel diskutiert ist. Auch für den Wind in 
Deutschland haben wir in den letzten drei Jahren aus 
Nordrhein-Westfalen viele Verbesserungen im Bund 
angeregt. Ich will, lieber Herr Stinka, hier auch noch 
einmal mit aller Fairness sagen: Es war doch Ihr Bun-
desenergieminister Gabriel, der die Windenergie in 
Deutschland mit seiner Regelung nahezu zum Erlie-
gen gebracht hat. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Deren Änderung haben wir Nordrhein-Westfalen im 
Bundesrat zum Erfolg geführt und damit die Rege-
lung überwunden. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Ja, klar. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Das ist freundlich. – 
Frau Düker, bitte schön. 

Monika Düker (GRÜNE): „Windenergie“ war das 
Stichwort. Herr Minister, danke für die Zulassung der 
Zwischenfrage. – Wir haben seit Kurzem die Bilanz 
des Jahres 2019; sie wurde auch vom Landesver-
band „Erneuerbare Energien“ kommentiert. Sie ken-
nen zwar die Zahlen, aber ich möchte sie noch ein-
mal nennen. Laut der Veröffentlichung, die im Netz 
einsehbar ist, lag der Zuwachs bei Wind im Jahr 2018 
bei 355 GW. 2019 waren es magere 125 GW. 

Um Ihr selbstgestecktes Ziel, die Verdoppelung bis 
2030 auf der Basis 2018, zu erreichen, ist, glaube 
ich, rechnerisch ein Zubau von 750 MW erforderlich. 
Das heißt, bei 125 im Jahr 2019 gibt es noch ein we-
nig Luft nach oben. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Kollegin, stellen 
Sie bitte Ihre Frage! 

Monika Düker (GRÜNE): Wie wollen Sie im Hinblick 
auf diese zurückgehenden Zahlen das von Ihnen ge-
nannte Ausbauziel erreichen, und wie wollen Sie den 
Wind stärker fördern? 



Landtag   26.08.2020 

Nordrhein-Westfalen 54 Plenarprotokoll 17/97 

 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Liebe Frau 
Düker, das kann ich Ihnen ganz einfach beantworten. 
Dieses Ziel wollen wir dadurch erreichen, dass wir 
die Rahmenbedingungen für einen akzeptanzgesi-
cherten Ausbau der Windenergie in Deutschland und 
damit auch in Nordrhein-Westfalen wiederherstellen. 
Das ist genau das, woran wir arbeiten. 

Dass es jetzt in Berlin gelungen ist, die von uns for-
mulierte Forderung durchzusetzen, nämlich die Ak-
zeptanz des Windausbaus auch dadurch zu fördern, 
dass wir zu einer bundeseinheitlichen und damit 
rechtssicheren Mindestabstandsregelung kommen, 
ist ein absoluter Durchbruch. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Welche denn? Die 
gibt es ja nicht!) 

Ihr Parteivorsitzender, Herr Habeck, hat das im Übri-
gen auch öffentlich eingefordert. Er hat auch gesagt, 
1.000 sollten es mindestens sein. Das ist jetzt gere-
gelt worden. Endlich haben wir eine Ausgangslage.  

Wir werden das hier verantwortungsvoll, akzeptanz-
sichernd und dann auch unsere Ausbauziele errei-
chend umgestalten und ausfüllen. Diese Rahmenbe-
dingungen mussten aber erst geschaffen werden; sie 
lagen nicht vor. Im Gegenteil: Wir hatten im Bund 
Rahmenbedingungen, die die Windenergie bundes-
weit zum Einbruch gebracht haben. 

Diese nicht sehr schöne Bilanz, die Sie vortragen, ist 
für die anderen Bundesländer noch viel schlechter. 
Wir sind mit dem Ergebnis 2019 das Bundesland mit 
dem drittstärksten Ausbau. Das muss man sich ein-
mal vorstellen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sehen Sie nur einmal, welche Zuwächse Länder wie 
Baden-Württemberg oder Schleswig-Holstein im ver-
gangenen Jahr verzeichnen! Das geht gegen null. 

Was eben von Dietmar Brockes angesprochen 
wurde, ist auch ein Teil der Antwort auf Ihre Frage, 
wie es weitergehen soll. – Es geht so weiter, dass wir 
jetzt in einem geordneten rechtlichen Rahmen, mit 
einer entsprechenden stärkeren Akzeptanz und mit 
verkürzten Rechtswegen und Planungszeiträumen 
zu einer schnelleren Umsetzung gelangen, zum Bei-
spiel von 1.060 MW Windkapazität, die in Nordrhein-
Westfalen – Frau Düker, wenn Sie das vielleicht auch 
zur Kenntnis nehmen wollen – schon genehmigt ist 
und jetzt nur noch gebaut werden muss. Damit ist 
Nordrhein-Westfalen das Bundesland mit den meis-
ten genehmigten Windkraftanlagen in ganz Deutsch-
land. Das müssen Sie sich einmal vorstellen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Jetzt müssen wir das nur schnell umgesetzt bekom-
men, damit sie auch tatsächlich ans Netz gehen kön-
nen. 

Interessant ist auch, dass in den bisherigen 16 Aus-
schreibungsrunden für Windenergieanlagen an Land 
nach einer aktuellen Auswertung durch die Facha-
gentur Windenergie Windenergieanlagen aus Nord-
rhein-Westfalen mit einer Leistung von über 1.328 
Megawatt erfolgreich waren; das sind Angaben vom 
13. Juli 2020. Nur Brandenburg liegt hier vor Nord-
rhein-Westfalen.  

Und dann sagen Sie doch noch allen Ernstes, wir 
würden nicht genug für den Wind tun! Frau Düker, 
sagen Sie das einmal Ihren Parteifreunden in Baden-
Württemberg, Schleswig-Holstein und andernorts. 
Sie sollen sich auch einmal anstrengen; dann kom-
men wir mit der Energiewende in Deutschland bes-
ser voran. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Last, but not least – wenn ich diesen Satz mit Blick 
auf die fortgeschrittene Zeit noch sagen darf, Herr 
Präsident – konnten wir, das hat die Debatte gezeigt, 
natürlich auch wichtige Fortschritte bei anderen The-
men erzielen, und daran wollen wir weiter arbeiten. 
Für uns ist das die Geothermie, und zwar auch die 
Tiefengeothermie. 

Wenn wir uns von der Kohle verabschieden, dürfen 
wir nicht nur an den Strom und an die Mobilität den-
ken, sondern wir müssen auch an die Wärme den-
ken. Wenn wir auf Erneuerbare setzen wollen, wer-
den wir da aber nur weiterkommen, wenn wir die Ge-
othermie in Nordrhein-Westfalen wo immer möglich 
nutzbar machen. Wir haben jedoch gute geologische 
Voraussetzungen. Ich freue mich, dass wir uns jetzt 
endlich daran machen, ein Kataster zu erstellen; das 
hätte auch alles schon vorliegen können. Wir arbei-
ten nun daran. 

Wir wollen alle Technologien technologieoffen nutz-
bar machen, um unser Land nachhaltig, klimaneutral 
und energetisch zu versorgen. – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Frau Brems hat sich für die Grünenfrak-
tion zu Wort gemeldet. – Sie haben noch 27 Sekun-
den Redezeit. 

Wibke Brems (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich muss 
noch einmal kurz etwas sagen, weil mich das, was 
ich hier gehört habe, an einigen Stellen wirklich fas-
sungslos und auch sauer macht.  

Nehmen wir Herrn Brockes mit seiner Geothermie. 
Er verweist immer darauf, dass wir beim Wind nicht 
so viel machen müssten, wir hätten doch so viel Ge-
othermiepotenzial. 
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Ehrlich gesagt haben wir das beim Strom im Grunde 
genommen kaum. Sie verwechseln da immer Strom 
und Wärme. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Alles, auf das Sie hinweisen … 

(Unruhe) 

Beim Großteil der angekündigten Maßnahmen aus 
den Entfesselungspaketen ist bisher nichts passiert, 
Herr Brockes. Wo ist das Konzept für Photovoltaik-
anlagen entlang von Autobahnen usw. usf.? 

(Zuruf) 

Dann möchte ich noch auf einen Punkt eingehen, 
den Herr Untrieser und jetzt eben auch Herr Pinkwart 
genannt haben. Sie sagten, wir in Nordrhein-Westfa-
len seien besser als andere Bundesländer, und damit 
sei für Sie alles in Ordnung. – Der Zubau ist so nied-
rig wie seit 20 Jahren nicht mehr. Sie können hier 
doch nicht mit der Haltung stehen: Wenn es woan-
ders noch schlechter läuft, dann können wir einfach 
so weitermachen wie bisher. – So funktioniert das bei 
der Energiewende nicht. Das ist schlicht und einfach 
ein Armutszeugnis. 

(Beifall von den GRÜNEN – Josef Hovenjür-
gen [CDU]: Das haben Sie doch verursacht!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Brems. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Damit kann ich die Aussprache schließen und fest-
stellen, dass die Beratung der Großen Anfrage 15 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abgeschlos-
sen ist. 

Wir kommen noch zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen Drucksache 17/10729. Wer stimmt der Ent-
schließung zu? – Die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen sowie die SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
CDU, FDP und AfD sowie Herr Pretzell, fraktionslos, 
stimmen dagegen. Gibt es Enthaltungen? – Das ist 
nicht der Fall. Damit ist der Entschließungsantrag 
Drucksache 17/10729 mit breiter Mehrheit im Ho-
hen Hause abgelehnt – gegen die Stimmen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 

Wir kommen zu: 

5 Maskenzwang an den Schulen in NRW sofort 
aufheben – Kinder und Jugendliche aus der 
Geiselhaft einer Angstpsychose befreien! 

Antrag 
der Fraktion der AfD 

Drucksache 17/10644 

Am Pult steht bereits Herr Seifen für die AfD-Fraktion 
bereit. Sie haben das Wort. Bitte schön. 

Helmut Seifen (AfD): Vielen Dank. – Sehr geehrter 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Der vorliegende Antrag der AfD bringt die immer lau-
ter werdenden Hilferufe aus Eltern-, Schüler- und 
Ärzteschaft gegen den Maskenzwang an den Schu-
len hier ins Parlament ein, um ihnen Gehör zu ver-
schaffen und als Teil der Legislative die Exekutive 
zur Vernunft zurückzubringen. 

Denn die fundierte Kritik gegen den Maskenzwang in 
der Öffentlichkeit verhallt leider ungehört, wird von 
den Medien kaum aufgegriffen und von der Regie-
rung ignoriert. Mit Datum vom 4. August 2020 haben 
zum Beispiel 190 Ärzte der Ministerin Gebauer in ei-
nem offenen Brief dargelegt, welche Schäden der 
Maskenzwang bei den Schülerinnen und Schülern 
sowie den Lehrkräften hervorrufen kann. Aber die Mi-
nisterin reagiert nicht und schweigt dazu. Dabei hätte 
Sie der Brief aufrütteln müssen, Frau Gebauer, wenn 
Sie wirklich am Wohl der Ihnen anvertrauten Schüle-
rinnen und Schüler interessiert sind. 

(Beifall von der AfD) 

Die Ärzte sprechen in ihrem Brief davon, dass die 
Masken fundamentale Elemente der Erziehung, des 
Lernens und der Sozialentwicklung in erheblichem 
Maße beschneiden. Lernen und Verstehen in diesem 
Alter gelingen nur durch eine intensive soziale Bezie-
hung zwischen Lehrern und Schülern und natürlich 
auch zwischen den Schülern untereinander. Morali-
sche Erfahrungen wie Würde, Respekt, Integrität oder 
Anstand entwickeln sich eben nicht virtuell und wer-
den durch die Masken in höchstem Maße behindert. 
Deshalb seien die Masken in höchstem Maße lern- 
und entwicklungsgefährdend – so die Ärzte. 

Weiter führen sie aus, dass sie in ihren Sprechstun-
den eine wachsende Zahl von Kindern mit Anzeichen 
der Überforderung erleben, die durch die ihnen auf-
gebürdeten Verhaltensregeln und die Verantwor-
tungslast für das Leben ihrer geliebten Angehörigen 
verursacht seien. Sie reagieren mit Angst vor eige-
nem Erkranken und Sterben ebenso wie vor dem ih-
rer Lieben. Sie entwickeln Schlafstörungen und Ver-
haltensstörungen wie Waschzwänge. 

Eine Berührung ist für viele zur Bedrohung gewor-
den. Dies habe verheerende Folgen für ihre gesamte 
Beziehungsentwicklung und ihr Beziehungsver-
ständnis. Nichts haben Kinder in diesen Monaten in-
tensiver gelernt als: Ich bin eine Gefahr für andere, 
und andere sind eine Gefahr für mich. 

Die anhaltende Verwendung von Angst erzeugenden 
Bedrohungsszenarien durch Medien und Regierung 
in dieser Krise erzeuge eine Angst, welche die Kin-
der, die Eltern und die Bevölkerung insgesamt 
schwächt und verängstigt – so die Ärzte in ihrem 
Brief. Dass auch Lern- und Verstehensprozesse in 
einer solchen Situation nur unvollkommen gelingen 
können, liegt da wohl auf der Hand. 
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Wie sehr diese Angst bereits das Denken der Men-
schen in unserem Land bestimmt – meine Kollege 
Vincentz hat das gerade in der Aktuellen Stunde dar-
gelegt –, belegt eine Studie des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung aus Berlin vom 6. August 
2020 mit dem Titel – ich zitiere – „Sozio-oekonomi-
sche Faktoren und Folgen der Verbreitung des 
Coronavirus in Deutschland“. 

Die Befragten schätzen das individuelle Risiko, an 
COVID-19 zu erkranken, auf 25 %. Die tatsächliche 
Wahrscheinlichkeit, an COVID-19 zu erkranken, liegt 
aber bei unter 1 %. Die Befragten überschätzen also 
ihr Risiko, an COVID-19 zu erkranken; wenn man die 
Daten einmal bereinigt, schätzen sie es um den Fak-
tor 20 höher ein als das tatsächlich vorhandene Ri-
siko. Das heißt, dass man hier wirklich sagen kann: 
Die Leute machen sich verrückt. 

Das, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ist das 
Ergebnis eines unkontrollierten Alarmismus, der die 
Menschen in Ängste stürzt und eine Einschränkung 
von Freiheiten zulässt, wie man sie sich vor einem 
Jahr noch nicht hat vorstellen können. 

Diese Ängste nutzen Sie von der Regierung nun, um 
die Schülerinnen und Schüler sowie die Lehrkräfte 
hinter Masken zu zwingen – hinter Masken, die wohl 
keine krankheitsverhindernde Wirkung haben. Denn 
nach Auskunft des Bundesinstituts für Arzneimittel 
und Medizinprodukte können sich die Träger von 
Mund-Nase-Bedeckungen aus handelsüblichen Stof-
fen nicht darauf verlassen, dass diese sie oder andere 
vor einer Übertragung von SARS-CoV-2 schützen, da 
für diese Masken keine entsprechende Schutzwirkung 
nachgewiesen wurde. Es fehlt also der Nachweis ei-
nes positiven Effektes Ihrer Maßnahmen und damit 
jede Verhältnismäßigkeit, wissenschaftliche Begrün-
dung und Rechtslage für Ihr Vorgehen. 

(Beifall von der AfD) 

Ich komme zum Schluss. Der hier vorliegende Antrag 
sollte von Ihnen, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen, angenommen werden, um die Mitglieder der 
Schulgemeinden aus dieser Geiselhaft einer künst-
lich erzeugten Angstpsychose zu befreien und sie in 
die psychische und physische Freiheit zu entlassen. 

Morgen gedenken wir des 250. Geburtstags Hegels. 
Folgen wir gemäß Hegel der Vernunft, damit die Frei-
heit zu ihrem Recht kommt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Fraktion der CDU spricht nun die Ab-
geordnete Frau Troles.  

Heike Troles*) (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen! Als ich den 

Antrag der AfD durchlas, fühlte ich mich wie im Film 
„Und täglich grüßt das Murmeltier“. 

Schon im Mai stand ich hier und wusste bei Ihrem 
Antrag zur Schulöffnung nicht, ob ich weinen oder la-
chen sollte. Die verzweifelte Suche Ihrer Partei nach 
Aufmerksamkeit und Schlagzeilen kann offensichtli-
cher nicht mehr werden. 

Nachdem all Ihre Themen weg sind, haben Sie sich 
jetzt auf die Masken eingeschossen. Den Sinn und 
Zweck dahinter haben Sie anscheinend bis heute 
nicht verstanden 

(Helmut Seifen [AfD]: Doch, sehr wohl!) 

oder wollen ihn einfach nicht verstehen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Schon der Titel Ihres Antrags legt offen, welches Ziel 
Sie verfolgen. Es geht Ihnen doch gar nicht um die 
Sicherstellung guter Bildung. Es geht Ihnen auch 
nicht um ein verantwortungsbewusstes Miteinander. 

(Helmut Seifen [AfD]: Doch!) 

Mit rhetorischen Kampfbegriffen wie „Geiselhaft“ und 
„Angstpsychose“ machen Sie von Anfang an klar, 
dass Sie an einer sachlichen Debatte gar nicht inte-
ressiert sind. Nein, vielmehr versuchen Sie, weiter zu 
spalten, indem Sie die Situation bewusst falsch dar-
stellen. 

Seien Sie doch ehrlich: Was wir hier vorliegen haben, 
ist nichts weiter als verzweifelte Polemik einer in sich 
zerstrittenen und sich auflösenden Partei. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der AfD) 

Aber wir kennen es ja schon. Was macht die AfD, 
wenn sie im freien Fall ist? Genau: Sie spürt Bewe-
gungen des rechten Randes auf und versucht, sie für 
sich zu nutzen. 

Wir haben es bei der Pegida-Bewegung schon gese-
hen. Jetzt sind es die Maskenverweigerer und Anti-
coronademonstranten. 

(Helmut Seifen [AfD]: Leugner!) 

Aber, liebe AfD-Fraktion, die Realität ist nicht so sim-
pel, wie Sie sich das in Ihrer „Corona ist nur eine 
Grippe“-Welt vorstellen. 

Was es in der Realität braucht, ist ein Ausgleich zwi-
schen Infektionsschutz auf der einen Seite und der 
Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags auf 
der anderen Seite – genau so, wie es unsere Schul-
ministerin Frau Gebauer gemacht hat. 

Den eingeschlagenen Weg hat im Übrigen auch das 
Oberverwaltungsgericht in Münster letzte Woche be-
stätigt. Damit ist jetzt auch gerichtlich festgestellt, 
dass auch während des Unterrichts das Tragen einer 
Mund-Nase-Bedeckung zum Zwecke des Infektions-
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schutzes verhältnismäßig und eine sinnvolle Maß-
nahme ist. 

Was mich in Ihrem Antrag aber besonders amüsiert 
hat, war die Behauptung, die Maskenregelung über-
fordere Schüler, Eltern und Lehrer. Sagen Sie, haben 
Sie sich einmal die Mühe gemacht und in den Schu-
len nachgefragt? Offensichtlich nicht! 

Ich habe alle Schulleiterinnen und Schulleiter in mei-
nem Wahlkreis angeschrieben 

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

und um Feedback zum Schulstart gebeten. Und Sie 
werden es kaum glauben – ich zitiere mit Erlaubnis 
des Präsidenten aus nur einer der durchweg positi-
ven Rückmeldungen –: 

„Es gibt bei uns bisher weder von Schülern noch 
von Kollegen, aber auch nicht von Eltern Wider-
stand gegen die Maskenpflicht. Im Gegenteil: Sie 
wird von den Schülerinnen und Schülern insge-
samt sehr diszipliniert umgesetzt – auch in den 
zurückliegenden heißen Tagen. 

Auch über gesundheitliche Belastungen wurde 
nicht geklagt. Ich denke, hier ist allen Beteiligten 
klar, dass dies derzeit der einzige Weg ist, um 
diese ,Normalität‘ des Schulbesuchs weiter zu er-
möglichen.“ 

Die Maske wird also, wie wir gerade gehört haben, 
nahezu überwiegend gut angenommen. Auch der 
Sinn und Zweck dahinter muss größtenteils nicht ein-
mal erklärt werden. 

Zum Ende möchte ich noch etwas Grundsätzliches 
sagen. Eine parlamentarische Demokratie zeichnet 
sich durch Rede und Gegenrede aus. Das Ringen 
um die besten Argumente ist unabdingbarer Teil der 
politischen Entscheidungsfindung. Dazu gehört na-
türlich auch die Kontrolle der Landesregierung durch 
das Parlament. 

Was es aus meiner Sicht aber nicht braucht, sind An-
träge, die offensichtlich Menschenleben gefährden, 
Anträge, die inhaltsleerer und provokanter kaum sein 
können. Ich meine, es ist Ihr gutes Recht, solche An-
träge zu stellen. Ich frage mich aber wirklich, wie man 
das mit seinem Gewissen vereinbaren kann. 

Den Antrag werden wir natürlich ablehnen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Es gibt eine Kurzintervention der AfD, und zwar 
vom Abgeordneten Seifen. Herr Seifen hat das Wort. 

(Heike Troles [CDU]: Ich antworte dann von 
meinem Platz aus!) 

– Gerne. 

Helmut Seifen (AfD): Möchten Sie lieber den schüt-
zenden Raum Ihres Platzes einnehmen? Dann tun 
Sie das, Frau Troles. 

(Zurufe von der CDU und der FDP – Regina 
Kopp-Herr [SPD]: Das haben Sie überhaupt 
nicht zu bewerten! – Daniel Sieveke [CDU]: 
Was soll denn das? Mann, Mann, Mann! – Zu-
ruf von der SPD: Und so was war Lehrer!) 

– Ich verstehe ja solche Hemmungen, die man dann 
hat, wenn man sich einer Intervention stellen muss. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Nein, das ist chauvinis-
tisch, Herr Seifen! – Michael Hübner [SPD]: 
Halten Sie sich an Regeln! Das ist ganz ein-
fach! – Weitere Zurufe von der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Frau Troles, ich bin mit Ihnen einer Meinung, dass 
das Parlament dazu da ist, hier Rede und Gegenrede 
auszutauschen. Ich finde es nur befremdlich, dass 
Sie sich im ersten Teil Ihrer Rede – ca. die ersten 
zwei Minuten – ausschließlich mit der AfD beschäftigt 
haben, und muss Ihnen sagen: Die Schüler sitzen 
acht Stunden hinter der Maske, und im Bus müssen 
sie sie auch tragen. Und Sie beschäftigten sich jetzt 
mit der AfD. Das finde ich schon sehr befremdlich. 

Ich hätte mir gewünscht, dass Sie sich sowohl mit 
den Argumenten in unserem Antrag als auch mit den 
Argumenten, die ich in meiner Rede vorgebracht 
habe, beschäftigt hätten. Die haben Sie einfach weg-
gewischt. Ich sage Ihnen auch, warum: weil diese Ar-
gumente stichhaltig sind und weil Sie keine Gegen-
argumente haben. 

Sie machen sich die Angst, die geschürt worden ist, 
zunutze und verordnen den Kindern Masken, die 
nichts nützen. Übrigens, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, gilt das auch für den Großteil Ihrer Masken, die 
Sie tragen. Das finde ich verantwortungslos. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Kollegin Troles. 

Heike Troles*) (CDU): Sehr geehrter Herr Seifen, 
das, was Sie eben gesagt haben, war niveaulos. Ich 
habe aber auch nichts anderes von Ihnen erwartet. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Auch Ihre Kurzintervention erinnerte mich an „Und 
täglich grüßt das Murmeltier“. Denn bei Ihren Anträ-
gen gibt es ja nur noch Kurzinterventionen. Aber sei 
es drum! 

Sie sollten besser zuhören, wenn Reden gehalten 
werden. Ich habe aus einem der Briefe zitiert, die ich 
von Schulleitern bekommen habe. Hinzu kommt, 
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dass ich selbst Mutter bin. Ich habe einen Sohn, der 
täglich in die Schule geht. 

Und ich kann Ihnen eines sagen, Herr Seifen: Mein 
Sohn und seine Freunde haben mehr Anstand und 
Gewissen den Menschen gegenüber als Sie und tra-
gen aus diesem Grund eine Maske. 

Eben noch hat Ihr Kollege in der ersten Reihe ganz 
schnell seine Maske abgezogen, als Sie gesagt ha-
ben, unser Maskentragen sei überflüssig. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Sie machen sich wirklich lächerlich. Hier geht es 
doch gar nicht um die Frage: Maske, pro oder 
kontra? Hier geht es um Ihre sinkenden Umfrage-
werte. Das ist das Thema. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN)  

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
Fraktion der SPD hat nun Herr Abgeordneter Ott das 
Wort. 

Jochen Ott (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Bei aller berechtigten Kri-
tik an der Landesregierung, die wir auch immer wie-
der geäußert haben, ist dieser Antrag eine Frechheit. 
Weder sind unsere Schülerinnen und Schüler Gei-
seln des Landes NRW, noch leiden sie an einer 
Angstpsychose. 

(Beifall von der SPD, der CDU und der FDP) 

Dieser Antrag ist schamlos. Die AfD nutzt die aktuelle 
Situation aus und verbreitet alternative Fakten. Mitt-
lerweile müsste auch Ihnen, Herr Seifen, und Ihren 
Kolleginnen und Kollegen klar sein, dass COVID-19 
kein harmloser Schnupfen ist und die Infektionsver-
läufe teils dramatisch oder auch tödlich enden. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Insofern ist Ihr Antrag von vorne bis hinten wirklich 
daneben. Wenn Sie versuchen, Eltern, Kinder, Schü-
ler und Lehrer gegeneinander auszuspielen, ist die 
Folge nur noch mehr Verunsicherung. 

Nach dem Treffen mit der Bundeskanzlerin morgen 
und auch im Laufe der weiteren Gespräche werden 
wir erfahren, wie sich die Landesregierung zur Zu-
kunft der Maskenpflicht entscheiden wird. Wir hoffen 
sehr, dass nicht erst am Freitagabend um 22 Uhr ge-
sagt wird, wie es am Montag weitergeht. 

Eines ist klar: Wir sind auch der Auffassung, dass wir 
diese Maskenpflicht in den letzten Wochen brauch-
ten, weil es keine Alternative dazu gab. Es wurde 
nichts vorbereitet. Das Einzige, was übrig geblieben 
war, war die Maskenpflicht. Der schulische Regel-

betrieb verlangte die Maskenpflicht, weil es andern-
falls keinen sicheren Unterricht hätte geben können. 

Aber der Mund-Nase-Schutz – das möchte ich noch 
einmal betonen – ist ein Hilfsmittel. Es kann nicht 
sein, dass wir das gesamte Schuljahr hindurch Kin-
der für acht Stunden mit Masken in die Klassen set-
zen. 

Die Landesregierung hat es versäumt, ein vernünfti-
ges und flexibles Konzept für den Präsenzunterricht 
und eine umfassende Teststrategie auf den Weg zu 
bringen. Sie hatten genügend Vorlauf, meine sehr 
verehrten Damen und Herren von CDU und FDP. 
Seit Ostern predigen wir Ihnen: Erarbeiten Sie ein 
Konzept, und kommunizieren Sie es! 

Eine Woche vor dem Schulstart in NRW verkündigen 
Sie die Maskenpflicht und weitere kleinere Maßnah-
men – wieder zu wenig, wieder zu spät. 

In den Ferien haben wir alle damit gerechnet, dass 
irgendwann einmal eine Idee präsentiert werden 
würde. Aber nichts ist geschehen. Im Übrigen sind 
wir nicht die Einzigen, die das kritisieren. Fast alle 
Verbände kritisieren das. 

Vor Monaten haben wir aufgeschrieben, was man 
tun kann: Kooperationen mit außerschulischen Lern-
orten, Kurzstunden, flexible Startzeiten, feste Lern-
gruppen, Schichtbetrieb, die Unterrichtszeit flexibler 
gestalten, vielleicht auch mehrere, aber dafür kür-
zere Pausen. All das wäre möglich, wenn man ein 
vernünftiges Konzept hätte und nicht ideologisch am 
Regelbetrieb festhalten würde. 

Und was noch viel schlimmer ist: Die Schulen, die 
das machen, werden von Ihnen auch noch drangsa-
liert, beispielsweise die Realschule in Bochum-Wie-
melhausen, die mit einem rotierenden System ver-
sucht hat, sicheren Unterricht zu ermöglichen. Dies 
wurde ihr jedoch von der Bezirksregierung mit dem 
Verweis darauf verboten, dass die Landesregierung 
das nicht in Ordnung finde. – So darf man doch nicht 
mit innovativen Schulen in unserem Land umgehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wis-
sen, dass, sofern die Zahlen stimmen, im Moment 
524 Lehrkräfte und über 5.000 Schülerinnen und 
Schüler in Quarantäne sind. Das bedeutet: Wir kön-
nen von allem anderen als von einer Normalität aus-
gehen. Daher müssen wir uns Gedanken darüber 
machen, wie wir unter diesen Bedingungen ein si-
cheres Schuljahr garantieren können. 

Die Schulleiter in Nordrhein-Westfalen werfen dem 
Schulministerium in ihrem Schreiben von Anfang die-
ser Woche vor, dass es die gesamte Verantwortung 
nach unten abdrücke und sich nicht kümmere. Auch 
die Runde, die am Montag im Ministerium stattgefun-
den hat, war nicht besonders harmonisch, wie wir ge-
hört haben. Angeblich sind Gesprächsteilnehmer 
vorzeitig aus der Runde verschwunden. Das klingt 
angesichts dieser schwierigen Situation jedenfalls 
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nicht nach „Versöhnen statt Spalten“ und macht es 
Rechtspopulisten einfach, mit unsinnigen Anträgen 
wie diesem weiter Öl ins Feuer der Debatte in Nord-
rhein-Westfalen zu gießen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Ant-
wort im Schulausschuss letzte Woche auf all die Kri-
tik und die Fragen, die im Land aufgekommen sind, 
war nur: Läuft alles super in NRW; bestens; keine 
Probleme. 

Angesichts der Zuschriften, die man aus dem ganzen 
Land bekommt, muss man muss sich schon an den 
Kopf fassen. Vor diesem Hintergrund ist es ein biss-
chen zu wenig, nur ein paar positive Rückmeldungen 
zu erwähnen, Frau Troles. Natürlich haben viele 
Schulen das Beste versucht, und selbstverständlich 
arrangieren sich die Kinder damit. Was sollen sie 
denn auch sonst machen? 

Und natürlich sind wir der Auffassung, dass die Kin-
der wieder zur Schule gehen sollen. Das ist über-
haupt nicht die Frage. Es geht aber doch darum, ob 
wir in der Lage sind, auf Probleme einzugehen. 

Eine Gruppe, die mir am Herzen liegt, möchte ich 
zum Schluss besonders hervorheben. Wenn ein 
Staatssekretär beim Thema „Förderschulen“ in Run-
den davon spricht, dass man Kollateralschäden in 
Kauf nehmen müsse, verwundert mich das sehr. 
Denn gerade die Eltern der Förderkinder, die jetzt 
wieder protestieren, weil die Schülerfahrten nicht ver-
nünftig abgewickelt werden können, brauchen un-
sere besondere Unterstützung. Ich bin es wirklich 
leid, dass wir seit einem halben Jahr immer wieder 
dieselbe Debatte führen, die wir heute Abend übri-
gens noch einmal fortsetzen werden. 

Wir erwarten ein vernünftiges Konzept. Die Maske 
darf nicht das gesamte Schuljahr bestimmen. Aber 
wenn Sie so weitermachen, gibt es am Ende keine 
andere Möglichkeit. 

In Richtung der AfD möchte ich noch Folgendes sa-
gen: Wer sich so aufstellt wie Sie, der schadet unse-
rer Gesellschaft und unserem Land. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Es gab eine Zwischenfrage; aber wir kamen 
nicht mehr dazwischen. Nun gibt es noch eine 
Kurzintervention der AfD, und zwar von Herrn Abge-
ordneten Seifen. Herr Seifen, Sie haben das Wort. 

Helmut Seifen (AfD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Herr Ott, dass Sie das Wohl der Kinder für unsinnig 
halten, ist mir, ehrlich gesagt, nicht neu. Sie haben 
den Antrag offenbar überhaupt nicht begriffen. Sonst 
hätten Sie nicht gesagt, er sei schamlos. Denn wenn 
das zutreffend wäre, müssten in den anderen Lan-
desregierungen auch nur schamlose Leute sitzen. 

Schließlich hat ausschließlich Nordrhein-Westfalen 
die Maskenpflicht eingeführt, begründet mit der un-
wägbaren und sehr kindlichen Vorstellung, dass die 
Infektionen zunähmen. Herr Dr. Vincentz hat gerade 
in der Aktuellen Stunde dargelegt, wie es sich mit den 
Infektionen verhält. Das ist also eine sehr naive Deu-
tung der jeweiligen Zahlen. 

Die Beschimpfungen, die wir hier regelmäßig und 
auch in diesem Fall erfahren, zeigen mir, dass Sie 
überhaupt keine Argumente haben. Wenn Sie Argu-
mente hätten, würden Sie sie hier vorbringen. Daher 
bleibt Ihnen nichts anderes übrig – allerdings sind Sie 
verglichen mit Frau Troles noch sehr maßvoll geblie-
ben –, als uns mit irgendwelchen Vokabeln, die dem 
Parlament nicht würdig sind, auf das Übelste zu be-
schimpfen. 

Noch ein Letztes – das belegt auch das, was mein 
Kollege Herr Dr. Vincentz gerade in der Aktuellen 
Stunde gesagt hat –: Diese Verfahrensweise mit die-
ser Krankheit spaltet unser Land und macht es offen-
bar nicht mehr möglich, vernünftig miteinander über 
den rechten Weg zu diskutieren. Wir von der AfD ver-
suchen es. Wir bieten Ihnen das an und werden von 
Ihnen beschimpft. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Zur Antwort auf die Kurzin-
tervention hat nun der Kollege Ott das Wort. Bitte. 

Jochen Ott*) (SPD): Herr Präsident! Ich will auf mei-
nen Vorredner nur so viel antworten: Vertreter Ihrer 
Partei haben in den letzten Tagen mit dem Hinweis 
„Das System ist schlimmer als Corona“ zu Großde-
mos aufgerufen. 

Die AfD zeichnet sich dadurch aus, dass sie ihren ge-
samten Entstehungsprozess vor allem einem ver-
dankt – nämlich, gegen andere zu hetzen und vor al-
len Dingen immer wieder zu versuchen, Menschen 
gegeneinander auszuspielen. Das zieht sich wie ein 
roter Faden durch. 

Im Gegensatz zu Ihnen sehe ich meine historische 
Verantwortung als Abgeordneter dieses Landes da-
rin, solche Formulierungen und Vorgehensweisen, 
wie Sie sie hier immer wieder versuchen und bei de-
nen Sie sich dann noch als Opfer stilisieren, scho-
nungslos offenzulegen, sie klar zu bekämpfen und 
deutlich zu sagen: Das ist einer wehrhaften Demo-
kratie nicht angemessen. 

Die Art und Weise, in der Sie mit Menschen – egal, 
welcher anderen hier vertretenen Partei – umgehen, 
ist inakzeptabel. Deshalb weise ich alles, was Sie ge-
sagt haben, zurück. Ihnen geht es eben nicht um ver-
nünftige Lösungen. Das ist eben nicht der Punkt. 

(Zuruf von der AfD) 
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Ihnen geht es darum, Öl ins Feuer zu gießen und 
Menschen hochzujazzen, um möglichst viele politi-
sche Kollateralschäden zu erreichen. Deshalb werde 
ich mit allem, was ich kann, dafür sorgen und darum 
kämpfen, dass Sie mit Ihren Ansichten nicht weiter 
Stimmen in diesem Land gewinnen. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die FDP 
erteile ich als nächster Rednerin der Abgeordneten 
Frau Müller-Rech das Wort. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Worum geht es bei der Maskenpflicht? Es geht zu ei-
nem kleinen Teil darum, sich selbst zu schützen, 
aber zum allergrößten Teil darum, seine Mitmen-
schen zu schützen. 

(Zuruf von der AfD: Die gehen da durch!) 

Ich kann mir Schöneres als eine Maskenpflicht vor-
stellen. Ja, sie ist eine Zumutung. Aber sie ist eben 
auch zumutbar. Wir haben steigende Infektionszah-
len. Daher wurde diese Maßnahme befristet einge-
führt. Das ist auch richtig so. 

Ich kann Eltern verstehen, die sich um ihre Kinder 
sorgen, wenn diese stundenlang eine Maske tragen 
müssen. Die gute Nachricht ist hier aber: Entgegen 
dem, was die AfD schreibt, ist die Mund-Nase-Bede-
ckung kein Gesundheitsrisiko. Das Gesundheitsri-
siko ist das Coronavirus. 

Bemerkenswert ist, dass die AfD in ihrem Antrag eine 
Pressemitteilung der Uniklinik Leipzig zitiert – aber 
natürlich, wie immer, unvollständig. Schon in der 
Überschrift steht der wichtige Beisatz: „Maskenpflicht 
trotzdem richtig“. Weiter heißt es: 

„Die Ergebnisse“ 

– der Studie – 

„stellten jedoch keinesfalls eine Kritik an der 
Maske als Coronaschutzmaßnahme dar, betonen 
die Autoren. 

… 

Keinesfalls sei die Arbeit als Kritik oder als ein In-
fragestellen der Maskenpflicht gedacht, betont 
Prof. Laufs, denn der Mund-Nase-Schutz sei 
wertvoll, um die weitere Ausbreitung der Corona-
Pandemie zu verhindern oder zu verlangsamen, 
,aber wir zahlen halt einen Preis dafür.‘„ 

Ich habe mit der Uniklinik selbst noch vor zwei Stun-
den telefoniert. Dass die AfD die Studienergebnisse 
hier aus dem Kontext reißt und die Uniklinik Leipzig 
als vermeintlichen Kronzeugen kontra Maskenpflicht 
aufführt, sei – da möchte ich auch wieder zitieren – 
„bösartig“. 

Herr Seifen, Sie sind Vorsitzender des Wissen-
schaftsausschusses. Mal wieder zitieren Sie hier 
maßgeblich falsch. Der Antrag – und das ist das Ei-
gentliche – ist mal wieder diesem Hohen Hause un-
würdig, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU und der SPD) 

Hier ist der gesellschaftliche Zusammenhalt gefor-
dert. Unsere Schülerinnen und Schüler und unsere 
Lehrerinnen und Lehrer schützen mit den Masken 
sich selbst und andere. Ich wiederhole: Es ist eine 
Zumutung. Aber es ist eben auch zumutbar. 

Ich gebe zu, dass die Eltern sich sorgen. Aber das 
Gute ist: Die Kinder kommen damit gut zurecht, und 
sie gehen damit verantwortungsvoll um. Entgegen 
Ihrer Aussage sind die Kinder mit einer Maskenpflicht 
auch nicht überfordert – im Übrigen im Gegensatz 
zur AfD. 

Denn – das ist spannend – der stellvertretende AfD-
Vorsitzende Stephan Brandner war damit überfor-
dert. Er hat sich im ICE geweigert, eine Mund-Nase-
Bedeckung zu tragen. Doch damit nicht genug: Er 
hat sich dann auf einer Zugtoilette versteckt und da-
mit einen Polizeieinsatz und eine Zugverspätung 
ausgelöst. 

Ich halte fest: Unsere Schülerinnen und Schüler in 
NRW haben deutlich mehr Verantwortungsbewusst-
sein im Leib als die Abgeordneten der AfD. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Im Gegensatz zur AfD haben unsere Schülerinnen 
und Schüler in NRW nämlich verstanden, worum es 
geht: darum, dass sie sich selbst, aber vor allem an-
dere mit einer Mund-Nase-Bedeckung schützen. 

Ihr Vorwurf der „Geiselhaft einer Angstpsychose“ 
richtet sich als Kritik an unsere Schulen und insbe-
sondere an unsere Lehrkräfte. 

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 

Diese Wortwahl macht Schulen zu Gefängnissen, 
Klassenzimmer zu Hafträumen und Lehrkräfte zu 
Gefängniswärtern. 

Das ist ein Bild von Schule, das wir nicht teilen. 
Schule ist ein Raum, in dem sich alle sicher und 
wohlfühlen sollen und können, insbesondere auch 
die Schülerinnen und Schüler, die zum Beispiel 
selbst einer Risikogruppe angehören oder Angehö-
rige haben, die einer solchen angehören. Sie alle 
müssen sich in Schule sicher- und wohlfühlen kön-
nen. 

Es geht darum, sich und andere zu schützen. Die 
AfD versteht das nicht. Ich bin froh, dass alle anderen 
Fraktionen im Hause das verstehen. Das ist der 
große Unterschied zwischen uns und Ihnen. 
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Diesen sinnlosen und nutzlosen Antrag werden wir 
natürlich ablehnen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erteile 
ich nun der Abgeordneten Frau Beer das Wort. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Die Grundmelodie des Antrags 
der AfD ist ja klar: Eine Gefährdung durch das 
COVID-19-Virus soll infrage gestellt werden. Das hat 
schon der Titel gezeigt. 

Wieder wird versucht, gegen Virologen und das RKI 
zu argumentieren. Wieder wird unredlich zitiert.  

Dabei weisen gerade aktuelle Studien aus den USA 
darauf hin, dass Kinder eine hohe Viruslast tragen 
können, unabhängig von ihrer Anfälligkeit für die Ent-
wicklung einer COVID-19-Infektion. Ich verweise auf 
die entsprechenden Quellen – Massachusetts Gene-
ral Hospital –, gerade in verschiedenen Texten er-
schienen; Sie können es sicherlich nachlesen. Ver-
suchen Sie mal, genau zu lesen.  

Die Studien in Deutschland sind vor allem nach dem 
Shutdown gemacht worden; deswegen waren die 
entsprechenden Infektionsquoten auch sehr niedrig. 
Auch die Verantwortlichen der Heidelberg-Studie sa-
gen: Die Frage, wie infektiös Kinder sind, beantwor-
tet unsere Studie nicht.  

Wir müssen jetzt zur Kenntnis nehmen, dass sich un-
ter den neuen Infektionen gerade junge Menschen 
finden. Es bleibt weiterhin eine große Herausforde-
rung, vulnerable Gruppen zu schützen, auch unter 
Kindern, den Lehrkräften, den Familien und natürlich 
besonders den vorerkrankten und älteren Menschen.  

Ich gebe der Kollegin Troles völlig recht: Ihr Antrag 
ist doch in eine Art der Strategie eingebettet, die da-
hin geht, sich als strauchelnde Partei die Proteste bei 
den Coronademonstrationen zu eigen zu machen 
und zu nutzen, um die Menschen, die dort bewusst 
oder unbewusst nah mit Ihnen gehen, auf die Seite 
von Demokratieverächtern zu ziehen.  

Dafür habe ich kein Verständnis. Man muss schon 
schauen, wer mit einem auf diesen Demonstrationen 
unterwegs ist. Ich erwarte, das staatsbürgerlich ent-
sprechend wahrzunehmen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der FDP) 

Ich finde es geradezu unverschämt, 

(Zuruf von der AfD) 

wenn Alice Weidel die Absage der Großdemo in Ber-
lin mit Vorkommnissen in Minsk und mit Maßnahmen 
von Lukaschenko vergleicht.  

Es ist wirklich beschämend und unverschämt, Men-
schen, die wahrhaftig Freiheitsrechtseinschränkun-
gen, Bedrohungen, Folter und Menschenrechtsver-
letzungen erfahren, in dieser Art und Weise mit dem 
gleichzustellen, was Sie mit einem Faschisten Höcke 
anzetteln, der dazu aufruft, an diesen Demonstratio-
nen teilzunehmen,  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

der genau die Verstöße gegen die Hygieneregeln 
und das Ganze unterstützt, weshalb die Demonstra-
tion ja auch abgesagt wird.  

Wie Ihre Parte insgesamt unterwegs ist, ist unwürdig. 
Es ist wirklich beschämend, wenn Sie in dem Zusam-
menhang auf Belarus verweisen, vor allen Dingen 
weil es genügend Abgeordnete aus Ihrer Partei gibt, 
die rege Besuchskontakte nach Belarus pflegen. Das 
ist sehr interessant.  

Wir sollten vielleicht alle zur Kenntnis nehmen, dass 
zwischen Gesundheit und Freiheit kein Konflikt ge-
schürt werden kann, denn beides steht in einem en-
gen Verhältnis. Gesundheit ist elementar für die Frei-
heit, und Freiheit ist bei mangelnder Gesundheit 
schwer zu leben.  

Unsere zentrale Kritik an der Frage, wie es jetzt mit 
den Masken in den Schulen weitergeht, habe ich 
heute Morgen schon vorgetragen.  

Die Maske hat auch den Effekt, dass verdeckt wird, 
dass kein Plan B besteht. Wenn es in der nächsten 
Woche dazu kommt, dass die Maskenpflicht ausge-
setzt wird, sind wir wieder am gleichen Punkt.  

Wir werden heute Abend noch darüber reden, wel-
che Maßnahmen aus unserer Sicht zu ergreifen sind, 
damit wir endlich zu einer anderen Lage kommen.  

Die Grundlage für eine solche Diskussion bietet der 
AfD-Antrag nicht. Er ist absolut überflüssig und soll 
nur Gift in die Adern der Demokratie geben.  

(Beifall von den GRÜNEN – Christian Loose 
[AfD]: Das sagen gerade Sie, Frau Beer!) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Es gibt eine Kurzintervention aus den Reihen 
der AfD, in diesem Fall vorgetragen von Herrn 
Dr. Vincentz. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Vielen Dank. – Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Frau Beer, „Gift in die Adern der 
Demokratie“ ist ein schwerer Anwurf. Ich finde, wir 
sollten zumindest wertschätzen und würdigen, dass 
es durchaus auch einen fachlichen Diskurs darüber 
gibt, wann, wo und wie Masken in Schulen zu tragen 
sind.  
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Einige kleine Studien sagen aus, dass eine getra-
gene Maske durchaus im Stande ist, eine Infektion 
zu verhindern. Trotzdem tun Sie hier so, als würde 
die Diskussion darüber, wann, wo und wie ich in der 
Schule eine Maske tragen müsste, überhaupt nicht 
existieren.  

Natürlich gibt es mehrere Fachgesellschaften, die 
sich dafür ausgesprochen haben, dass man in der 
Schule vielleicht eine Maske tragen sollte, um den 
Schulbetrieb überhaupt wieder zu ermöglichen, denn 
sie haben sich vor allen Dingen dafür ausgespro-
chen, dass die Schulen endlich wieder öffnen sollen.  

Aber genau diese Fachgesellschaften unter ande-
rem der Kinder- und Jugendärzte haben gesagt, 
dass das Tragen von Masken im Unterricht nicht nö-
tig ist. Das ziehen Sie hier allesamt in Zweifel. Das 
sind doch Gespräche, die man vernünftig miteinan-
der führen können muss.  

Sie können doch nicht diesen Ton hier hereinbrin-
gen, wir würden Gift in die Adern der Demokratie 
spritzen. Wo sind wir denn hier angekommen? 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Frau Kollegin Beer wird 
Ihnen antworten.  

Sigrid Beer*) (GRÜNE): Danke schön. – Herr Präsi-
dent! Ja, wo sind wir denn hier hingekommen? Das 
frage ich mich manchmal, wenn wir Töne in diesem 
Haus vernehmen müssen, die sich gegen Menschen 
richten, die gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
hineintragen. Wo sind wir denn hingekommen?  

(Christian Loose [AfD]: Können Sie zum 
Thema sprechen? Das ist unglaublich, Frau 
Beer!) 

Wir haben im Schulausschuss über das Thema 
„Masken“ schon gesprochen. Allein der Titel dieses 
Antrags „Geiselhaft einer Angstpsychose“ hat aus 
meiner Sicht schon nichts mit fachlichem Diskurs zu 
tun. Die Antwort auf diesen Antrag kann man zu 
Recht verweigern. Das ist kein fachlicher Diskurs.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich nun der Ministerin Gebauer 
das Wort.  

Yvonne Gebauer*), Ministerin für Schule und Bil-
dung: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Vielleicht vorab einige Anmerkungen 
meinerseits zu den Ausführungen des Kollegen Ott – 
er ist jetzt nicht im Saal, aber vielleicht hört er es 
draußen –: 

Sie sprachen von Normalität. – In Pandemiezeiten 
gibt es keine klassische Normalität. Natürlich wollen 
wir alle zu einer verantwortungsvollen Normalität 
kommen. Normalität im klassischen Sinne jedoch 
gibt es derzeit nicht.  

Herr Ott hat von den Schulleitern gesprochen; dar-
über werden wir uns heute Nachmittag noch einmal 
unterhalten. Die Schulleiter in Nordrhein-Westfalen 
gibt es nicht, sondern mehrere Verbände. Dass sie 
zu unterschiedlichen Aussagen kommen, durften wir 
auch erfahren.  

Die „Süddeutsche Zeitung“ hat in dieser Woche zum 
Thema Maskenpflicht getitelt: „Vorsicht lässt sich kor-
rigieren, Leichtsinn kaum“. Ich darf Ihnen sagen: 
Mein Handeln zur Einführung der Maskenpflicht an 
Schulen im Unterricht ist eine Vorsichtsmaßnahme 
gewesen, von der wir alle wissen, dass sie im Unter-
richt bis zum 31. August befristet ist.  

Ich habe von vornherein gesagt, dass wir uns in der 
Zwischenzeit das Infektionsgeschehen in Nordrhein-
Westfalen weiter anschauen wollen, um dann zu ei-
ner Entscheidung zu kommen, wie es nach dem 31. 
August weitergeht. 

Wenn wir von einer Maskenpflicht außerhalb des Un-
terrichts an Schulen sprechen, ist Nordrhein-Westfa-
len in guter Gesellschaft, denn meine SPD-Minister-
kolleginnen und -kollegen aus Berlin, Brandenburg, 
Hamburg und Niedersachsen haben eine Masken-
pflicht auf den Fluren, im Gebäude und auf dem Pau-
senhof. 

(Zuruf von Dr. Martin Vincentz [AfD]) 

Ich denke, das ist zu dieser Zeit auch richtig und an-
gebracht. 

(Beifall von der FDP) 

Ich möchte gerne auch eine Schülerin der Landes-
schüler*innenvertretung NRW zu Wort kommen las-
sen: 

„Ich habe mit sehr vielen Mitschüler:innen gespro-
chen und viele sehen aber den Aspekt, dass es“ 

– also das Tragen einer Maske – 

„für die Gesundheit notwendig ist. Gerade wenn 
man ihnen“ 

– den Schülerinnen und Schülern –  

„die aktuellen Infektionszahlen vorhält oder klar-
macht, dass sie nicht nur sich selbst, sondern 
auch ihre eigenen Angehörigen schützen. Da 
stoße ich größtenteils auf Verständnis.“ 

Ich habe die vergangenen Tage genutzt, um viele 
Schulen unterschiedlicher Schulformen zu besu-
chen: eine Realschule in Düsseldorf, eine Förder-
schule für körperliche und motorische sowie geistige 
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Entwicklung in Borken, ein Berufskolleg in Dortmund 
sowie eine Grundschule in Bottrop. 

Das Bild, das sich mir an allen Schulen geboten hat, 
hat aber auch gar nichts mit der Schwarzmalerei der 
AfD-Fraktion zu tun und findet sich an allen Schulfor-
men von Schülerinnen und Schülern unterschiedli-
chen Alters wieder, dass sie nämlich froh waren, wie-
der in die Schule gehen zu können, und dafür auch 
gern die Maske in Kauf nehmen. 

Es ist unbestritten, dass es sicherlich eine Umstel-
lung für die Schülerinnen und Schüler ist, aber sie 
tragen diese Maske mit Bravour. 

(Beifall von der FDP) 

Ich kann nur sagen: Es ist großartig, wie unsere 
Schülerinnen und Schüler das handhaben; alles an-
dere ist von meinen Kolleginnen und Kollegen schon 
gesagt worden. 

Ich möchte an die Aussagen von Frau Beer anknüp-
fen. Ich habe es in der Vergangenheit schon getan 
und appelliere noch einmal an Sie als Mitglieder der 
AfD-Fraktion: Geben Sie acht, und seien Sie sorg-
sam bei der Auswahl Ihrer Überschriften. 

(Beifall von der FDP) 

Sie nehmen hier Begriffe wie Geiselhaft und Angst-
psychosen in den Mund, mit denen Sie nur das Feuer 
der Unsicherheit  

(Beifall von Bodo Löttgen [CDU]) 

während der Pandemie bei uns hier in Nordrhein-
Westfalen, aber auch darüber hinaus schüren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das ist in Zeiten der Pandemie, aber auch generell 
gefährlich und politisch unverantwortlich. 

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 

Ich darf Sie noch mal dazu auffordern, das in Ihrer 
politischen Arbeit zu unterlassen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr 
vor.  

Daher schließe ich die Aussprache, und wir kommen 
zur Abstimmung. Die antragstellende Fraktion der 
AfD hat direkte Abstimmung beantragt. Wir kommen 
somit zur Abstimmung über den Inhalt des Antrags 
Drucksache 17/10644. Wer möchte zustimmen? – 
Das ist die AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? – Das 
sind SPD, Grüne, CDU und FDP. Gibt es Enthaltun-
gen? – Das ist nicht der Fall. Wir dürfen übrigens zu 
Protokoll nehmen: Der fraktionslose Abgeordnete 
Neppe hat auch entsprechend der AfD für den Antrag 

gestimmt. Damit ist der Antrag Drucksache 
17/10644 abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

6 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Er-
richtung des Landesamtes für Finanzen  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/9828 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/10658 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die Fraktion der CDU dem Abgeordneten 
Blöming das Wort. 

Jörg Blöming (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Errichtung des Lan-
desamtes für Finanzen wird IT.NRW zum zentralen 
Dienstleister des Landes beim Thema „Digitalisie-
rung“.  

Der Landesbetrieb nimmt für die Landesverwaltung 
Aufgaben in den Themenfeldern „Informationstech-
nik und Statistik“ wahr. Als Statistisches Landesamt 
werden umfassende Daten über soziale und wirt-
schaftliche Gegebenheiten erhoben und veröffent-
licht. 

Im Jahr 2018 feierte die amtliche Statistik in Nord-
rhein-Westfalen ihr 70-jähriges Bestehen. Seitdem 
führt IT.NRW bei der Wahrnehmung statistischer 
Aufgaben zusätzlich die Bezeichnung „Statistisches 
Landesamt“.  

Die Geschichte von IT.NRW spiegelt die Entwicklung 
und zunehmende Bedeutung der Informationstech-
nik wider. Sie zeigt, dass mit der Weiterentwicklung 
der technischen Möglichkeiten und der steigenden 
wirtschaftlichen Bedeutung immer wieder eine Neu-
orientierung verbunden war.  

In den 2000er-Jahren erfolgte eine grundlegende 
Neuorganisation in der Landesverwaltung. Seitdem 
werden nun die IT-Ressourcen des Landes gebün-
delt, denn IT.NRW soll der zentrale Dienstleister des 
Landes werden. 

Der Konsolidierungsprozess im IT-Bereich ist damit 
aber noch lange nicht abgeschlossen. Schrittweise 
werden über 200 IT-Verfahren in den zentralen Be-
trieb übernommen, denn eine funktionierende Zent-
ralisierung erfordert, die bis jetzt noch dezentralen 
Ressourcen zu bündeln. 
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Aus diesem Grund soll auch die Überführung des 
SAP-Know-hows sowie des Verfahrens EPOS.NRW 
vom Landesamt für Finanzen zu IT.NRW erfolgen. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung sieht Fol-
gendes vor: IT.NRW soll mit der Aufgabe des Be-
triebs, der Pflege, der Weiterentwicklung des Verfah-
rens EPOS.NRW sowie der Erbringung von Service-
dienstleistungen beauftragt werden, ein wichtiger 
Schritt zur weiteren Digitalisierung der Landesver-
waltung. Kurz gesagt: Wir werden schneller, effizien-
ter und auch digitaler.  

Ziel ist es, die Landesverwaltung bis zum Jahr 2025 
vollständig zu digitalisieren. Wir sind davon über-
zeugt, dass die vorgesehenen Neuerungen einen 
wichtigen Beitrag dazu leisten, die Landesverwaltung 
erfolgreich zu digitalisieren. Daher unterstützen wir 
diesen Gesetzentwurf. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete 
Herr Zimkeit das Wort. 

Stefan Zimkeit*) (SPD): Herr Präsident! Kolleginnen 
und Kollegen! Kollege Blöming hat den Inhalt des 
Gesetzentwurfs gut zusammengefasst. Ich möchte 
ihn aber darauf hinweisen, dass es nicht „Ei-
Ti“.NRW, sondern IT.NRW heißt, Information und 
Technik, ganz in Deutsch und nicht in Englisch; aber 
das tut der Sache keinen Abbruch. 

Es handelt sich hier um eine organisatorische Lö-
sung, der die SPD-Fraktion zustimmt. Ich wundere 
mich etwas, dass hierüber unbedingt eine Debatte 
stattfinden muss. 

Ich will mir den Hinweis erlauben, dass es nach über 
drei Jahren Regierungszeit vielleicht auch ein biss-
chen spät ist, wenn man das für einen zentralen Bei-
trag zur Entwicklung der Digitalstrategie hält; das ist 
eine Voraussetzung zur weiteren Umsetzung.  

Wenn man es für so wichtig hält, hätte man es viel-
leicht ein bisschen eher machen können, um die Di-
gitalstrategie endlich auf den Weg zu bringen, und 
nicht nur darüber reden sollen. 

Wir haben die ausdrückliche Bitte an die Landesre-
gierung, die Umsetzung dieser Maßnahme in enger 
Abstimmung mit den Vertreterinnen und Vertretern 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie mit 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern selbst 
vorzunehmen. Das trägt nicht nur zur Unterneh-
menskultur bei, sondern auch zur besseren Umset-
zung. 

Insofern werden wir dieser organisatorischen Maß-
nahme zustimmen und hoffen, dass die Digital-

strategie nach der Umsetzung dann endlich in Gang 
kommt. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete 
Witzel das Wort. 

Ralf Witzel*) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Im Rahmen von 
EPOS.NRW arbeitet die Landesregierung bereits 
seit vielen Jahren an Reformoptionen für das Haus-
halts-, Rechnungs- und Kassenwesen des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Diese Prozesse sind unabhän-
gig von der jeweiligen Regierungskonstellation in den 
letzten Jahren vorangetrieben worden. 

Die Frage meines Vorredners, warum das eine oder 
andere in den Prozessen ein bisschen Zeit braucht, 
ist aus unserer Sicht einfach zu beantworten: Wenn 
eine Konzeption auf den Weg gebracht werden soll, 
die perspektivisch zu einer grundlegenden Verände-
rung des Rechnungswesens führen kann, soll das 
natürlich mit Bedacht, evaluiert und faktenbasiert er-
folgen. Dabei kommt es schon auf Gründlichkeit an. 

Angedacht ist die Einführung eines neuen Rech-
nungswesens mit einer Kosten- und Leistungsrech-
nung, die später einmal die Grundlagen für ein Fi-
nanz- und Wirtschaftlichkeitscontrolling bieten soll.  

Die Prozesse zur weiteren Erprobung von EPOS-
Komponenten werden aktuell sogar von dem eige-
nen Unterausschuss Modernisierung des Budget-
rechts und Finanzcontrolling innerhalb des Haus-
halts- und Finanzausschusses parlamentarisch be-
gleitet. 

Gegenwärtig sammeln wir im Rahmen von Modell-
versuchen mit ausgewählten Budgeteinheiten wich-
tige Praxiserfahrungen, wie sich die diskutierte Um-
stellung auf Produkthaushalte möglicherweise reali-
sieren lassen könnte und welchen Konzeptions- oder 
Änderungsbedarf es dabei noch gibt. Genau das wol-
len wir in der eben angesprochenen Gründlichkeit 
tun und deshalb den zweiten Schritt nach dem ersten 
gehen. 

Die FDP-Landtagsfraktion ist jedenfalls gespannt auf 
die weiteren Arbeitsergebnisse und Erfahrungen, die 
wir dann gern gründlich analysieren und evaluieren 
wollen. Uns interessieren im weiteren Prozess bei-
spielsweise folgende Fragen: 

Steht der erhoffte Mehrwert einer Umstellung in adä-
quater Relation zu einem möglichen Mehraufwand in 
den Häusern, oder muss diesbezüglich nachgesteu-
ert werden? 

Wo stoßen theoretisch gute Gedanken bei ihrer Um-
setzung in der Praxis vielleicht an ihre Grenzen? 
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Wie sicher gehen die Bediensteten mit den neuen Ar-
beitsanforderungen um? 

Wo und wie müssen zumeist SAP-basierte Software-
lösungen aber auch angepasst und weiterentwickelt 
werden? 

Die Landesregierung hat bereits im Jahr 2017 ent-
schieden, alle dezentralen Ressourcen und Kompe-
tenzen zum Betrieb und zur Weiterentwicklung von 
SAP-basierten Softwarelösungen beim Landesbe-
trieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen, 
also IT.NRW, zu bündeln. 

Insofern handelt es sich bei diesem Gesetzentwurf 
nicht um ein Spezifikum, das nur EPOS und die Fi-
nanzverwaltung betrifft, sondern es ist die generelle 
strategische Vorgehensweise über alle Ressorts hin-
weg. Dadurch soll sukzessive ein beachtliches Kom-
petenzzentrum entstehen, das eine zentrale Rolle 
bei der Digitalisierungsstrategie unserer Landesver-
waltung und deren Umsetzung spielt.  

Das Finanzministerium plant im Zuge dieser Kompe-
tenzbündelung, jetzt auch die weitere IT-Betreuung 
des EPOS.NRW-Projektes vom Landesamt für Fi-
nanzen an IT.NRW zu übertragen, wie dies in dem 
Gesetzentwurf der Landesregierung dargestellt ist. 

Wir stehen diesem Plan nicht im Weg und unterstüt-
zen ihn gerne, wenn die Landesregierung dadurch 
eine höhere Effizienz des Mitteleinsatzes verspricht. 
Von der Übertragung erhoffen wir uns jedenfalls ne-
ben angenommenen wertvollen Synergien insbeson-
dere, dass das EPOS-Projekt durch unsere Experten 
bei IT.NRW auch in Zukunft die bestmögliche IT-
Unterstützung und -begleitung erfährt. 

Das LaFin wurde im Jahr 2013 als Landesbehörde 
gegründet und ist mit seinen derzeit rund 370 Be-
schäftigten nach eigener Darstellung eine junge und 
noch wachsende Behörde. Daran ändert sich nichts, 
auch wenn mal Aufgaben im Bereich von EPOS an 
IT.NRW abgegeben werden. 

Dem LaFin bleiben viele wichtige Aufgaben. Wir ha-
ben es in den letzten Monaten gestärkt, besonders 
seit Juli 2019 durch die Übertragung der Zuständig-
keit für den Rückgriff beim Unterhaltsvorschussge-
setz, UVG. Das wird sicherlich neben der Funktion 
der Landeshauptkasse, die das LaFin weiter wahr-
nimmt, eine der Kernaufgaben sein. 

Zu seinen Aufgaben zählt auch das landesweite Per-
sonalmarketing mit Karriere.NRW und dem Projekt 
„Vorfahrt für Weiterbeschäftigung“, das angesichts 
von über 1.000 Beamten, die jedes Jahr wegen 
Dienstunfähigkeit vorzeitig in den Ruhestand treten, 
für die Finanzverwaltung sehr wichtig ist.  

Insofern gehen dem LaFin wichtige und sinnvolle 
Aufgaben nicht verloren, auch wenn EPOS zukünftig 
vollständig bei IT.NRW liegt.  

Diesen Weg sollten wir gemeinsam gehen und uns 
dann freuen, wenn die seitens der Landesregierung 
versprochenen Synergien in den nächsten Monaten 
eintreten. Insofern werbe ich für Unterstützung. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Fraktion der Grünen hat die Abgeord-
nete Frau Düker das Wort.  

Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Da die 
Aufgaben von EPOS.NRW vom Landesamt für Fi-
nanzen zum Landesbetrieb IT.NRW verlagert wer-
den, muss in der Folge auch das Gesetz über die Er-
richtung des Landesamts für Finanzen geändert wer-
den. Wir stimmen der Aufgabenverlagerung, ergo 
auch dem Gesetzentwurf zu. Den Rest haben die 
Kollegen schon gesagt. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kollegin 
Düker. – Für die Fraktion der AfD hat der Abgeord-
nete Strotebeck das Wort.  

Herbert Strotebeck (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Es sollen die Aufga-
ben von EPOS.NRW und das SAP-Know-how auf 
IT.NRW übertragen werden. Kern der Strategie ist 
es, die Landesverwaltung bis 2025 vollständig zu di-
gitalisieren. Es handelt es also um eine Zentralisie-
rung der IT der Landesverwaltung. 

Der Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen, übrigens bereits am 1. Juli 1948 ge-
gründet, kurz IT.NRW, ist das Statistische Landes-
amt des Landes Nordrhein-Westfalen und damit der 
zentrale Informationsdienstleister. Ebenfalls über-
nimmt IT.NRW die Aufgaben des zentralen IT-
Dienstleisters für die Landesverwaltung in Nordrhein-
Westfalen.  

Bereits im Mai 2017 hat die Landesregierung diese 
Bündelung der Ressourcen beschlossen; das ist üb-
rigens in Punkt I. des „Allgemeinen Teils“ der uns al-
len vorliegenden Drucksache ausführlich beschrie-
ben. Die Kollegen haben bereits ausführlich dazu 
ausgeführt, insbesondere Herr Witzel. 

Bei dieser Zentralisierung stellt sich eine Kernfrage: 
Wie wird die Umsetzung gemanagt? Ist das Problem 
gelöst, dass es nicht zu Reibungsverlusten kommt, 
worin bei solchen Anpassungsvorhaben ja die größte 
Gefahr besteht? – Diese Fragen wurden im Unter-
ausschuss Personal gestellt und zufriedenstellend 
beantwortet.  
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Wir gehen davon aus, dass die Zentralisierung nach 
dem abgeschlossenen Flächen-Roll-out erfolgreich 
umgesetzt werden kann. Folglich werden wir als AfD-
Fraktion zustimmen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Landesregierung hat nun Finanzmi-
nister Lienenkämper das Wort. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Nach 
dieser Debatte kann ich erfreut feststellen, dass die 
Kollegen die Gründe und Hintergründe der vorge-
schlagenen Gesetzesänderung ausführlich darge-
stellt haben. Ich stimme der Zusammenfassung von 
Frau Kollegin Düker ausdrücklich zu, schließe mich 
ihr an und bitte um Zustimmung.  

(Beifall von der CDU, der FDP und den 
GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Ich schließe die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Haushalts- und 
Finanzausschuss empfiehlt in Drucksache 17/10658, 
den Gesetzentwurf Drucksache 17/9828 unverän-
dert anzunehmen. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über den Gesetzentwurf selbst und nicht über 
die Beschlussempfehlung. Wer möchte zustim-
men? – Das sind SPD, Grüne, CDU, FDP und AfD. 
Gibt es Gegenstimmen? – Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist der Gesetzentwurf 
Drucksache 17/9828 in zweiter Lesung einstimmig 
angenommen und verabschiedet.  

Ich rufe auf: 

7 Schulsozialarbeit in NRW neu strukturieren 
und Finanzierung dauerhaft sicherstellen! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/10640 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin für die Fraktion der SPD der Abgeordneten 
Voigt-Küppers das Wort. 

Eva-Maria Voigt-Küppers (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist wirklich nicht 
das erste Mal in dieser Legislaturperiode, dass wir 
über die Schulsozialarbeit reden. Fünf Anträge hat 
unsere Fraktion dazu eingereicht. In all diesen Anträ-
gen – so auch in diesem – geht es darum, dem 

wichtigen Instrument der Schulsozialarbeit eine si-
chere Zukunft zu geben.  

Bei den Redebeiträgen der Koalitionsseite stelle ich 
fest, dass Sie immer grundsätzlich dafür waren. Herr 
Rock etwa hat im Oktober 2017 gesagt, Ziel der Ko-
alition sei und bleibe – ich zitiere mit Genehmigung 
der Präsidentin – „eine verlässliche Absicherung der 
Schulsozialarbeit.“ 

Weiter sagte Herr Rock: „Wir brauchen eine dauer-
hafte Finanzierung über 2018 hinaus.“ 

Herr Kollege, Sie sind zwar nicht da, aber ich muss 
trotzdem sagen: Recht haben Sie.  

Das gilt übrigens auch für die Mitglieder der FDP-
Fraktion und des Kabinetts, denn bis zum heutigen 
Tag haben Sie Ähnliches gesagt.  

Das Ergebnis allerdings ist ein anderes. Die dauer-
hafte Übernahme der Stellen aus dem Bildungs- und 
Teilhabepaket wurde immer noch nicht erreicht – im 
Gegenteil: In vier Monaten läuft die Finanzierung er-
neut aus. Die Koalition aus CDU und FDP zeigt kei-
nerlei Initiative, hieran etwas zu ändern.  

Immer mussten wir in den Ausschüssen Berichte an-
fordern, weil von Ihnen nichts kam. Letzte Woche 
gab es noch einmal einen solchen schriftlichen Be-
richt im Schulausschuss, übrigens während der Sit-
zung des Schulausschusses.  

In dem Bericht, der zum guten Teil Plagiat einer Vor-
lage aus dem Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales vom Juni war, heißt es erneut – ich zitiere 
wieder mit Genehmigung –: Für die Landesregierung 
hat die Schulsozialarbeit einen sehr hohen Stellen-
wert. – Weiter heißt es, dass geprüft werde, wie die 
Finanzierung dauerhaft sichergestellt werden kann. 

Berichtet wird außerdem, dass am 26. März 2020, 
vor sage und schreibe fünf Monaten, ein Gespräch 
von Schul-, Familien- und Sozialministerium mit den 
kommunalen Spitzenverbänden stattgefunden hat. 
Weitere Gespräche sollten zeitnah geführt werden. 

Die Aussage ist auch deshalb verwunderlich, weil 
Frau Ministerin Gebauer schon im März 2019, also 
ein Jahr früher, im Ausschuss erklärt hatte, dass eine 
entsprechende interministerielle Arbeitsgruppe ein-
gesetzt sei und dass diese kurz vor Abschluss der 
Verhandlungen stehe. Frau Gebauer, Sie haben uns 
in derselben Sitzung zugesagt, im Ausschuss 
schnellstmöglich über die Ergebnisse zu berichten. 
Geschehen ist bis zum heutigen Tag nichts. 

Meine Damen und Herren, ich halte fest: Immer wie-
der loben Sie die soziale Arbeit an den Schulen und 
betonen, wie wichtig Multiprofessionalität ist. In der 
Tat ist Schulsozialarbeit unverzichtbar geworden. Sie 
ist eine Bereicherung für die Schulen, und sie verhilft 
Schülerinnen und Schülern zu einer besseren Zu-
kunft. 
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Aber gleichzeitig speist die Koalition die Schulsozial-
arbeiterinnen und Schulsozialarbeiter seit drei Jah-
ren nur mit Durchhalteparolen ab, immer und immer 
wieder. Weniger Wertschätzung können Sie den Kol-
leginnen und Kollegen nicht entgegenbringen. Das 
gilt unmittelbar für die Schulsozialarbeiterinnen und 
Schulsozialarbeiter.  

Mittelbar gilt das aber auch für alle anderen Beschäf-
tigten in der Schule. Sie sind seit Monaten am Rande 
ihrer Belastungsfähigkeit und auf jede Hilfe angewie-
sen. Auf Äußerungen und Brandbriefe der zahlrei-
chen Verbände muss ich wohl nicht eingehen. Ich 
hoffe, Sie kennen sie alle. 

Noch mehr als sonst sind wir gerade jetzt in einer Si-
tuation, in der es in den Schulen auf jede besetzte 
Stelle ankommt. Es wäre nichts einfacher, als jetzt 
ein kleines Zeichen zu setzen und klarzumachen: 
Diese Landesregierung tut alles, um die Schulen zu 
stärken. Sie tut alles, um denen zu helfen, die unter 
der Coronakrise besonders leiden. – Das ist es, was 
die Menschen im Land von dieser Landesregierung 
erwarten. 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die 
Schulsozialarbeit muss gesichert werden. Erneut for-
dern wir Sie deshalb auf: Lassen Sie Ihren Worten 
Taten folgen. Geben Sie endlich allen Beteiligten 
Klarheit und Sicherheit. – Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Voigt-Küppers. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Herr Kollege Rock. 

Frank Rock (CDU): Sehr geehrte Frau Landtagsprä-
sidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Meine 
Damen und Herren! Ich entschuldige mich erst ein-
mal für mein Verspäten. Ich war noch auf dem Weg 
wohin und musste dann plötzlich die Kurve kriegen. 

Liebe Damen, liebe Herren, unsere Schulen stehen 
vor großen Herausforderungen, nicht nur weil die an-
haltende Pandemie einen normalen Alltag bis auf 
Weiteres nicht möglich macht, sondern auch, weil 
unsere Gesellschaft sich ständig verändernden Pro-
zessen unterliegt, die immer schneller und auch un-
geplanter auf uns zukommen. 

Herausforderungen sind Motivation und zugleich 
Bürde für die Menschen, die in diesem Bereich arbei-
ten. Spiegeln wir dieses auf die Entwicklung in unse-
ren Schulen, kann man festhalten, dass die dortigen 
Herausforderungen ständig gestiegen sind, steigen 
und noch steigen werden. 

Dies hat in unseren Augen drei Gründe: erstens Her-
ausforderungen durch die veränderte Kindheit und 
Erziehung in unseren Familien, zweitens Heraus-

forderungen wegen der Inklusion und der damit ver-
bundenen Aufgaben, drittens und zuletzt Herausfor-
derungen aufgrund der Migration und der Aufgabe, 
den vielen neu angekommenen Kindern und Jugend-
lichen aus den verschiedensten Ländern der Erde 
Chancen in unserem Bildungssystem zu geben. All 
dies führt zu mehr Heterogenität in den Schulen, eine 
Realität unserer Zeit, die es anzunehmen gilt, auch 
indem wir verstärkt sozialpädagogische Fachkräfte 
über die Schulformen hinweg zum Einsatz bringen. 

Zu all diesem kommen auch noch die aktuellen Ver-
änderungen in der pandemischen Lage. 

Aus diesem Grund wird es in Zukunft wichtiger denn 
je sein, mehr Professionen und Kompetenzen an die 
Schulen zu bringen, um die Fähigkeiten dieser für un-
sere Kinder zu nutzen. Aus diesem Grund wird es 
auch unerlässlich sein, die Schulsozialarbeit an un-
seren Schulen zu stabilisieren und auszubauen. Sie 
ist fester Bestandteil unserer schulischen Arbeit ge-
worden. Diesen Wert hat die NRW-Koalition erkannt 
und dies auch schon im Koalitionsvertrag fest veran-
kert. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir werden hier 
unseren Teil dazu beitragen. Wir möchten Netzwerke 
schaffen und vorhandene Professionen an Schulen 
fester einbinden. 

Ich möchte gerne den Blick auf die verschiedenen 
Aufgabengebiete einer Schulsozialarbeiterin, eines 
Schulsozialarbeiters in der heutigen Zeit richten. Mit 
dem Blick auf das Ganze sind die Aufgaben vielfältig, 
vielschichtig und nicht ganz klar zuzuordnen, unter-
scheiden sich auch je nach Schulform sehr. Aufgrund 
dieser Divergenz wird aber auch die zukünftige Ge-
samtfinanzierung besprochen werden müssen. Dies 
haben Sie in Ihrem Antrag beschrieben. Einfach ist 
aber anders. 

Die Schulsozialarbeit ist eben eine Schnittstellenauf-
gabe dreier großer Bereiche: der Schule, der Ju-
gendhilfe und des Sozialen. Dies ist auch der Grund 
für die Einbindung dreier Ministerien. Der Zuschnitt in 
dem Bereich des Sozialministeriums beruht auf der 
Mitfinanzierung des Bundes im Rahmen des Bil-
dungs- und Teilhabepakets und ist somit Bestandteil 
einer präventiven Arbeits-, Bildungs- und Sozialpoli-
tik aus den Jahren 2011 bis 2014. Die fast 1.800 Kol-
leginnen und Kollegen leisten hier sehr gute Arbeit 
und haben den anfänglichen Stau bei der Beantra-
gung prima behoben. 

Meine Aufzählung und auch die Diskussion der Prob-
lematik machen deutlich, dass es sich hier um ein 
sehr komplexes System handelt. Den Kolleginnen 
und Kollegen in den Schulen, aber vor allem den Kin-
dern ist nur wichtig, dass es Menschen gibt, die sich 
ihrer Probleme annehmen. Denen ist die Verteilung 
auf die Ministerien und die Finanzierung eher un-
wichtig.  
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Ihre Darstellung, dass sich der Neustrukturierungs-
prozess innerhalb der Landesregierung noch in ei-
nem frühen Anfangsstadium befindet, weisen wir 
ausdrücklich zurück.  

Auch eine Kürzung der Mittel im Bereich der 
Schulsozialarbeit ist nicht geplant. Die fehlenden Mit-
tel werden vonseiten der Landesregierung zur Verfü-
gung gestellt, damit die Sozialarbeit, die bisher im 
Bereich des MAGS unter der Überschrift „BuT“ läuft, 
erhalten bleibt. Eine dauerhafte ausreichende Finan-
zierung bedarf auch einer Zukunftsplanung, die nicht 
von heute auf morgen entwickelt werden kann. 

Sehr geehrte Frau Voigt-Küppers, wenn Sie anspre-
chen, dass Anfang des Jahres die Gespräche statt-
fanden, dann ist das richtig. Aber Sie wissen auch, 
dass Anfang des Jahres die pandemische Lage viel-
leicht auch die Konzeptentwicklung in den Häusern 
deutlich erschwert hat. Das hier als Beispiel zu neh-
men, finde ich unredlich und nicht richtig. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Entschuldigung, 
Herr Kollege Rock, dass ich Sie unterbreche. – Frau 
Voigt-Küppers würde Ihnen gerne eine Zwischen-
frage stellen. 

Frank Rock (CDU): Ja. 

Eva-Maria Voigt-Küppers (SPD): Danke, Herr 
Rock, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Sie 
sind ein bisschen zu spät gekommen. Deshalb will 
ich kurz wiederholen, was ich ausgeführt habe.  

Im März dieses Jahres hat die Ministerin gesagt, es 
gebe eine interministerielle Arbeitsgruppe. Ich habe 
aber deutlich gesagt, dass diese Gruppe schon seit 
2019 besteht. Gestehen Sie mir zu, dass das nichts 
mit Corona zu tun hat, sondern dass wir jetzt seit an-
derthalb Jahren auf Ergebnisse warten und dass uns 
nichts mitgeteilt worden ist? 

Frank Rock (CDU): Ich versuche jetzt, eine Frage 
daraus zu hören. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: „Gestehen Sie 
mir zu?“ 

Frank Rock (CDU): Okay. Ich bemühe mich sehr. 
Ich gestehe Ihnen zu, Frau Voigt-Küppers, dass das 
Thema nicht neu ist. Ich habe auch versucht, Ihnen 
in meinem Wortbeitrag zu erläutern, wie schwierig 
die Komplexität des Themas ist, vor allem aufgrund 
der Zuständigkeiten der Minister, der zuständigen 
Ministerien und dass das Problem nicht von heute 
auf morgen gleich zu lösen ist. Mit Blick auf die 

vergangene Landesregierung ist es auch schwierig. 
Es bedarf der Diskussion vieler Problemlagen. Sie 
hatten ausdrücklich eben den März angesprochen. 
Da habe ich darauf hingewiesen, wie schwierig es in 
solchen Zeiten ist, Dinge zu Ende zu bringen. 

Wir möchten Schulsozialarbeit auch an den Grund-
schulen etablieren und vor allem die Schulen in den 
Fokus rücken, die angesichts der sozialen Problem-
lagen besondere Herausforderungen vor sich haben. 
Dies ist auch im Masterplan Grundschule beschrie-
ben. Sehr zeitnah wird das MSB den neuen schul-
scharfen Sozialindex auch vorstellen. Die Vorgän-
gerregierung hatte diesen lange versprochen. Wir 
bringen ihn an den Start und schaffen einen echten 
Mehrwert für die Schulen mit sozialen Problemlagen.  

Der Überweisung des Antrags in die zuständigen 
Ausschüsse stimmen wir gerne zu, obwohl ange-
sichts der Komplexität und der Schnittstellenproble-
matik die Frage der Federführung nicht nur aus fi-
nanztechnischer Sicht beantwortet werden darf. Wir 
werden sehen, wie wir darüber diskutieren. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rock. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Hannen. 

Martina Hannen (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Man könnte 
fast meinen, liebe Kolleginnen und Kollegen der So-
zialdemokratie, Sie könnten nichts anderes als ge-
fühlt jede Sitzungswoche einen Antrag Ihrer Fraktion 
zum Thema „Schulsozialarbeit“ zur Diskussion zu 
stellen.  

(Beifall von der SPD – Eva-Maria Voigt-Küp-
pers [SPD]: Darauf sind wir stolz!) 

Ungeduld, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
ist hier keine Tugend. Nennen wir es höflich: Es ist 
reiner Aktionismus und sonst gar nichts.  

Ich hätte es mir hier leicht machen können, so wie 
Sie es in Ihrem Antrag gemacht haben, einfach copy 
and paste, und meine Rede aus der vergangenen 
Debatte erneut halten können. Aber ganz so einfach 
wollte ich es mir zumindest nicht machen.  

Ich möchte auch dieses Mal die Gelegenheit nutzen, 
von dieser Stelle aus wieder den multiprofessionellen 
Teams, den Sozialarbeiterinnen und den Sozialar-
beitern, den Sonderpädagoginnen und Sonderpäda-
gogen und allen Akteuren in diesem so wichtigen Be-
reich für ihre tägliche Arbeit zu danken und zu versi-
chern, dass wir um die Notwendigkeit und Wichtigkeit 
ihrer Leistungen wissen und diese zutiefst wertschät-
zen.  
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(Beifall von der FDP und der CDU – Jochen 
Ott [SPD]: Dann machen Sie es doch!) 

Zurück zu Ihrem Antrag, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der SPD-Fraktion: In der Sache sind wir uns alle 
einig: Die Schulsozialarbeit ist ein überaus wichtiger 
Bestandteil in unseren Schulen und leistet einen ele-
mentaren Beitrag, Bildungschancen für alle Kinder in 
unserem Land zu schaffen. 

Auch ist es völlig unstrittig, dass die Lehrkräfte an un-
seren Schulen entlastet werden und die Auswirkun-
gen einer heterogener werdenden Gesellschaft pro-
fessionell aufgefangen werden müssen. Wir haben 
immer wieder betont, dass die Schulsozialarbeit für 
uns einen sehr hohen Stellenwert hat und wir den 
Ausbau multiprofessioneller Teams an unseren 
Schulen ausdrücklich unterstützen, zum einen als 
Entlastung für die Lehrerinnen und Lehrer, zum an-
deren aber auch, um eine soziale, nachhaltige Be-
gleitung der Schülerinnen und Schüler sicherstellen 
zu können.  

Dies haben wir bereits maßgeblich vorangetrieben. 
Unsere Landesregierung hat unter Hochdruck hier 
an einer Lösung gearbeitet. Seit 2018 hat diese Lan-
desregierung 1.157 zusätzliche Stellen für die sozial-
pädagogischen Fachkräfte in der flexiblen Schulein-
gangsphase geschaffen und jährlich rund 48 Millio-
nen Euro für die Fortführung der Schulsozialarbeit bis 
2021 in den Haushalt eingestellt. 

Ich bin mir sicher, dass unsere Landesregierung die-
ses Thema in den vergangenen Wochen und Mona-
ten mit aller Konsequenz und aller Notwendigkeit be-
arbeitet hat.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren, zur Wahrheit gehört 
ebenfalls, auch wenn Sie das nicht gerne hören 
möchten, dass die unsichere Finanzierung, über die 
Sie sprechen, noch aus Zeiten der rot-grünen Lan-
desregierung stammt und dass die SPD-Fraktion die 
Versäumnisse einer langfristigen und gesicherten Fi-
nanzierung in der vergangenen Legislaturperiode un-
ter ihrer Regierungsverantwortung zu tragen hat.  

(Zuruf von Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Frau Kollegin 
Hannen, entschuldigen Sie, dass ich Sie unterbre-
che. Jetzt würde Ihnen gerne Herr Kollege Ott eine 
Zwischenfrage stelle. 

Martina Hannen (FDP): Selbstverständlich gerne. 

Jochen Ott (SPD): Danke schön, Frau Kollegin, 
dass Sie das zulassen. – Ich will Sie gar nicht daran 
erinnern, wer überhaupt dafür gesorgt hat, dass 
Schulsozialarbeit in Deutschland finanziert worden 

ist und wer dann gesagt hat, das müssen wir im Land 
weitermachen. In der Tat sind wir schon seit drei Jah-
ren in der Diskussion darüber, wer sie finanziert. 

Meine Frage an Sie ist – Sie sagen, die Landesregie-
rung sei an der Arbeit –: Finanzieren Sie jetzt 2021 
weiter oder nicht? 

Martina Hannen (FDP): Herr Ott, ich glaube, Sie ha-
ben nicht zugehört. Wenn Sie davon sprechen, was 
in den letzten drei Jahren passiert ist, dann haben 
Sie wohl nicht gehört, dass ich gerade 1.157 zusätz-
liche Stellen erwähnt habe, und ich habe von 48 Mil-
lionen Euro gesprochen. Das ist unter anderem in 
den letzten drei Jahren passiert. Das haben Sie in 
der Legislaturperiode davor nicht im Ansatz ge-
schafft. Das müssen wir mal ganz deutlich sagen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir sollten es doch hier nicht auf die Spitze treiben. 
Das wäre unseriös. 

(Jochen Ott [SPD]: Ich will es auf die Spitze 
treiben: ja oder nein? Sie drücken sich!)  

Meine Damen und Herren, das ist genau der Punkt, 
an dem ich stehengeblieben war. Ich sprach von der 
unsicheren Situation, die Sie zurückgelassen haben. 
Mit Ihren immer wieder skizzierten Horrorszena-
rien … 

(Zurufe von Franziska Müller-Rech [FDP] und 
Jochen Ott [SPD]) 

– Nein, kein bisschen; konkrete Zahlen und Fakten, 
von mir geliefert und genannt.  

Mit Ihren immer wieder skizzierten Horrorszenarien 
in dieser Legislaturperiode haben sie einzig Verunsi-
cherung bei den Betroffenen geschürt. Sie haben 
den Prozess nicht konstruktiv im Sinne der Schulso-
zialarbeit begleitet, sondern immer wieder Anträge 
gestellt, um Irritationen und Unsicherheit zu schüren. 

(Beifall von Franziska Müller-Rech [FDP] und 
Daniela Beihl [FDP] – Zuruf von Jochen Ott 
[SPD]) 

Unser Ziel ist es, das bestehende Konstrukt durch 
eine transparente und verlässliche Weiterfinanzie-
rung zu ersetzen. Das wissen Sie, und das wissen 
wir.  

Spätestens seit dem 19. August müssten Sie auch 
wissen, dass Ihr Antrag längst von der Wirklichkeit 
überholt ist. Dass die NRW-Koalition und diese Lan-
desregierung geliefert haben – ich sagte es schon 
und wiederhole es –, haben die vergangenen drei 
Jahre eindrucksvoll gezeigt. 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Was ist mit 
den BuT-Mitteln?) 
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Mit Erlaubnis des Präsidiums zitiere ich aus dem Be-
richt des Ministeriums zum Thema „Zukunft der 
Schulsozialarbeit“ vom 19. August 2020: In den lau-
fenden Haushaltsberatungen für den Haushalt 2021 
wird geprüft, wie die verschiedenen Instrumente der 
Arbeitsmarktpolitik, der Schulsozialarbeit und der Ju-
gendhilfe so aufeinander abgestimmt werden kön-
nen, dass eine effiziente Stärkung und verlässliche 
Fortführung der Schulsozialarbeit in Nordrhein-West-
falen erreicht wird. 

(Zuruf) 

Das ist genau das, was Sie in III.1. fordern. Sie kön-
nen sicher sein, dass wir den Koalitionsvertrag fest 
im Blick haben. Auch bei diesem wichtigen Punkt 
wird die NRW-Koalition – wie in allen anderen Berei-
chen auch – liefern. Wir arbeiten hart, und wir verlie-
ren unser Ziel nicht aus den Augen, während Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD-Fraktion, 
mit Ihren immer wieder aufgewärmten Anträgen an 
der Startlinie verharren. Besser kann man die Unter-
schiede zwischen unser beider Politik nicht aufzei-
gen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Jochen 
Ott [SPD]: Zahlen Sie es jetzt, oder zahlen Sie 
es nicht?) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Hannen. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt Frau Kollegin Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach dem Bei-
trag der Kollegin Hannen wird mir jetzt angst und 
bange. 

(Beifall von der SPD – Jochen Ott [SPD]: Ja!) 

Ich finde, man muss nach dreieinhalb Jahren klar ha-
ben, dass sozialpädagogische Fachkräfte in der 
Schuleingangsphase nichts mit der klassischen 
Schulsozialarbeit zu tun haben.  

(Beifall von Josefine Paul [GRÜNE] und der 
SPD) 

Das sollte man das nicht durcheinanderbringen. Au-
ßerdem sollte man die Stellen nicht mit den 47,7 Mil-
lionen Euro verwechseln, die die Finanzierung der 
BuT-Stellen ausgemacht haben.  

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Richtig!) 

Die hatte Rot-Grün damals auf den Weg gebracht, 
und Minister Laumann verkündete im Oktober 2017: 
Das stellen wir in der Mittelfristigen Finanzplanung 
bis 2021 sicher. 

(Zuruf von Martina Hannen [FDP]) 

Da sind wir noch gar nicht, derzeit sind wir in 2020. 
Nach dem Schwiemeln von Frau Hannen gerade 

weiß ich gar nicht mehr, was an Finanzierung gesi-
chert ist. 

(Zuruf von Karl-Josef Laumann, Minister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales) 

Ich fand den Bericht, den ich für unsere Fraktion an-
gefordert hatte und den wir für den Schulausschuss 
bekommen haben, hinlänglich unbestimmt – um das 
mal deutlich zu sagen. 

(Beifall von Josefine Paul [GRÜNE] und der 
SPD – Jochen Ott [SPD]: So ist es!) 

Nämlich: Wir prüfen. Wir haben im März mit den kom-
munalen Spitzenverbänden geredet. Und die Top-
Aussage war: Man kann dem entnehmen, dass die 
kommunalen Spitzenverbände grundlegendes Inte-
resse haben. – So etwas nenne ich nicht verbindlich; 
so etwas nenne ich nicht verlässlich. Das ist wirklich 
ein Unding, was Sie heute abliefern. Steht die Finan-
zierung in der Mittelfristigen Finanzplanung – ja oder 
nein? Stehen die 47,7 Millionen Euro da noch – ja 
oder nein? 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Jo-
chen Ott [SPD]: Einfache Frage, einfache Ant-
wort!) 

Der Entscheidungsdruck in den Kommunen ist näm-
lich massiv. Daran hängen Verträge von Kolleginnen 
und Kollegen, die nicht wissen, wie es weitergeht.  

Deswegen müssen wir das im Haushaltsplan sehen. 
Ich bin gespannt. Warum konnten Sie uns das, was 
der Kollege Rock versucht hat anzudeuten, nicht in die 
Antwort schreiben? Gibt es das Geld jetzt – ja oder 
nein? 

Sie haben es noch nicht klar, höre ich gerade. 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Doch, doch!) 

– Doch, Herr Laumann? Dann wollen wir doch mal 
schauen.  

Ist es denn jetzt auch vom Tisch, Ihre Aufwendungen 
für die Berufseinstiegsbegleitung eigentlich schön 
aus dem BuT-Budget finanzieren zu wollen? Wie viel 
wird denn dann ins Ministerium hinübergeschoben? 
Das ist doch die große Frage: Wo kommt es zu Kür-
zungen? 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Richtig, Sie haben es 
begriffen!) 

Ich sehe, dass da der Sparstift angesetzt wird. Da 
werden Dinge zusammengeführt.  

(Beifall von der SPD – Karl-Josef Laumann, 
Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales: 
Nein!) 

Immer wenn über Neustrukturierungen geredet wird, 
werde ich erst mal sehr aufmerksam. Versichern Sie 
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uns hier, dass die Mittel umfänglich erhalten blei-
ben – das möchte ich jetzt gleich von der Ministerin 
oder von den Ministern hören. Dann sind wir dabei, 
und dann können wir über Neustrukturierungen re-
den.  

Aber das Aufgabenportfolio muss umfänglich abge-
deckt werden. Wenn in der Antwort argumentiert 
wurde, dass es mit der Bundesgesetzgebung eine 
Entbürokratisierung bei den BuT-Aufgaben gegeben 
habe … – Ich finde das gar nicht so lustig, Herr 
Laumann und Frau Gebauer. 

(Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und 
Bildung: Wir hören ganz genau zu!) 

Das ist doch der Punkt. Die Realität sieht doch so 
aus: Die haben schon lange keine Anträge mehr ak-
quiriert, stattdessen wurde in den Schulen klassische 
Sozialarbeit gemacht. Da ist doch die Entwicklung 
längst weitergegangen. Das haben sie schon ge-
macht, als wir es unterfüttert hatten. Die brauchen 
jetzt keine Schaufensterreden,  

(Martina Hannen [FDP]: Aber auch keine 
Schaufensteranträge!) 

mittels derer sich alle gegenseitig vergewissern, wie 
wichtig das sei. – Stattdessen muss es jetzt eine 
klare Zusicherung geben: Die Mittel bleiben da, und 
die Kommunen und im Übrigen auch die freien Trä-
ger können darüber verfügen. 

Wie sieht das aus? Das frage ich mich und auch die 
Ministerin. Es wird immer so viel davon erzählt, dass 
man mit allen gesprochen habe. – Wenn wir dann mit 
denen sprechen, sagen sie: Das ist schon lange her; 
das war in einem anderen Zusammenhang. Oder: 
Wir sind gar nicht einbezogen worden. – Eine solche 
Stellungnahme gibt es auch von der Landesarbeits-
gemeinschaft Schulsozialarbeit vom 9.7.: Wir sind 
nie gefragt worden.  

Wo sind denn eigentlich die Standards zur Schulso-
zialarbeit? Warum wird nicht mit dem Fachverband 
geredet? Wie sieht es mit der Fachaufsicht aus? Wie 
sieht es eigentlich mit der Balance zwischen Schul-
gesetz und Jugendhilfe aus? – Das ist alles nicht ge-
klärt, und dann liefern Sie uns drei dürre Seiten für 
den Schulausschuss. Das ist keine Grundlage.  

Deswegen bin ich froh, dass wir hier einen Antrag ha-
ben, über den wir diskutieren müssen. Frau Hannen, 
dann können Sie da noch ein bisschen nacharbeiten,  

(Zuruf von Martina Hannen [FDP]) 

damit die Trennschärfe gegeben ist 

(Beifall von Josefine Paul [GRÜNE] und der 
SPD) 

und wir konzeptionell weiterarbeiten können.  

Ich empfehle das Schreiben der Landesarbeitsge-
meinschaft Schulsozialarbeit. Darin sind die Fragen, 

die geklärt werden müssen, alle aufgeführt. Ich lese 
sie gerne mal vor: 

(Zuruf von Martina Hannen [FDP]) 

Welche Lösung haben Sie zur Weiterfinanzierung 
von Schulsozialarbeit in NRW ab Dezember 2020? 
Was ist der Arbeitsstand im Hinblick auf die Zusam-
menführung in der Frage des Erlasses? Wie sieht es 
mit Qualitätsstandards aus? Wie stellen Sie sich die 
Einbindung der Expertise von SchulsozialarbeiterIn-
nen und einen Beteiligungsprozess von Verbänden 
überhaupt vor?  

Keine Antworten, drei dürre Seiten, viel Nebel, und 
deswegen ist es wichtig, dass wir heute hier darüber 
reden, damit die Zukunft der Schulsozialarbeit wirk-
lich gesichert ist und damit schnell Klarheit herrscht, 
dass die Verträge kommunal und auch bei den freien 
Trägern weitergeführt werden können.  

Dazu habe ich heute hier noch nichts gehört, aber ich 
bin gespannt und offen, auch für die Antwort von der 
Landesregierung. Da muss endlich Butter bei die Fi-
sche. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Für die AfD-Fraktion spricht 
Herr Kollege Seifen. 

Helmut Seifen (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wieder ein-
mal liegt dem Plenum ein Antrag der SPD vor, der 
sich mit der Schulsozialarbeit beschäftigt. Sollte den 
Bürgerinnen und Bürger damit langsam klar werden, 
dass die SPD in Sachen Schulpolitik sehr fantasielos 
ist? Sie konzentriert sich ausschließlich auf die von 
ihr – also von der SPD – als unselbstständig und 
hilfsbedürftig stigmatisierten Kinder und betrachtet 
Schulsozialarbeit ausschließlich als eine andere 
Form der Sozialhilfe. 

Schulsozialarbeit wird hier überfrachtet mit Aufga-
ben, die ihr gar nicht zukommen, und soll Probleme 
lösen, für die eine Schule nicht zuständig ist und mit 
denen sie auch überfordert wäre. Die Schule muss 
sich bei allem, was sie unternimmt, auf ihre eigentli-
che Aufgabe konzentrieren, nämlich die Vermittlung 
und Einübung von Kulturtechniken wie Lesen, 
Schreiben, Rechnen, Fremdsprachen lernen, muss 
über Betrachtung, Beschreibung und Analyse von 
Sachverhalten aus Naturwissenschaft, Gesell-
schaftswissenschaften, Literatur zu Wertung und Ur-
teilsbildung hinführen und Verstehensprozesse initi-
ieren.  

Alles das erfordert auch die Einübung von bestimm-
ten Verhaltensweisen, erfordert Disziplin, Zurückstel-
len von augenblicklichen Bedürfnissen, erfordert Mo-
tivation, Durchhaltevermögen, das Lernen, mit 



Landtag   26.08.2020 

Nordrhein-Westfalen 72 Plenarprotokoll 17/97 

 

Enttäuschungen umzugehen, und schließlich auch 
soziales und kommunikatives Verhalten. Das war im-
mer schon so, und das fiel einigen Schülerinnen und 
Schülern leicht, anderen Schülerinnen und Schülern 
fiel es schwer, und deswegen haben Lehrer natürlich 
immer selbstverständlich Erziehungsarbeit geleistet.  

Schule war nie eine Anstalt reiner Wissensvermitt-
lung. Sie war immer eine Institution, in der junge 
Menschen ihre geistigen und charakterlichen Poten-
ziale entfalten und ihre Persönlichkeit ausbilden 
konnten.  

Das hier im Antrag vermittelte Bild von Schule, wie 
sie angeblich früher war, stimmt einfach nicht. Auch 
in früheren Zeiten war die Schule ein zentraler Le-
bensmittelpunkt für die Kinder. Aber sie konzentrierte 
sich in höherem Maße auf ihre eigentliche Aufgabe, 
die ich gerade dargestellt habe. Diese Aufgabe zu er-
füllen, fällt ihr heute allerdings wesentlich schwerer – 
das ist wohl wahr –, als es früher der Fall war. Dafür 
tragen gerade Sie von der SPD mit Ihren Genossen 
vom politischen Linksblock eine große Verantwor-
tung. 

(Lachen von der SPD) 

– Haben Sie gerade den Scheibenwischer gemacht? 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Ich? Nee!) 

Erstens. Die Diskriminierung bürgerlicher Lebensfor-
men gerade durch Ihre linksideologisch-libertären 
Gesellschaftsvorstellungen entwertet alle sogenann-
ten Sekundärtugenden, die aber für einen sozialver-
träglichen Umgang miteinander und für den Lerner-
folg unabdingbar sind.  

Zweitens. Ihre antiautoritäre Ideologie der letzten 40 
Jahre unterhöhlte die Autorität sämtlicher Amtsper-
sonen – man merkt das ja jetzt auch bei der Polizei – 
und raubte damit auch den Lehrern und Erziehern 
ein unverzichtbares Instrument der Menschenfüh-
rung und der emotionalen Fürsorge. 

Drittens. Die Inklusion mit zieldifferentem Unterrich-
ten macht das Unterrichten in einigen Lerngruppen 
fast unmöglich und überfordert nicht nur die Lehr-
kräfte, sondern vor allen Dingen zahlreiche Schüle-
rinnen und Schüler. 

Viertens. Der massenhafte unkontrollierte Zuzug aus 
dem Ausland mit einer Vielzahl von Kindern, die nun 
in den Schulen intensiver Betreuung bedürfen, ver-
langt von allen Beteiligten in den Schulen ungeheure 
Anstrengungen und geht nicht ohne soziale Friktio-
nen ab.  

Fünftens. Die Zunahme der Schulsysteme des ge-
meinsamen Lernens produzieren mit Ihren instabilen 
Lerngruppen Frust und Langeweile, werfen die Schü-
lerinnen und Schüler auf sich selbst zurück und för-
dern ebenfalls soziale Verwerfungen im schulischen 
Raum.  

Sie haben überall da, wo Sie regiert haben, diese Er-
ziehungsmisere in den Schulen maßgeblich mit zu 
verantworten. Nun wollen Sie diese Verwerfungen 
mit Hilfe von Schulsozialarbeit bewältigen. Ja, das ist 
richtig: Schulsozialarbeit ist mittlerweile unbedingt 
notwendig; ich selbst habe in meinen Schulen ganz 
wertvolle Erfahrungen mit Schulsozialarbeit ge-
macht.  

Aber Schulsozialarbeit kann nicht gesellschaftliche 
Defizite heilen und psychotherapeutische Dienste 
leisten. Schulsozialarbeit muss letztlich immer aus-
gerichtet sein auf Hilfestellungen zum besseren Ler-
nen und zur gelungenen Eingliederung in den Klas-
sen- und Schulverband. Deshalb ist sie der verlän-
gerte Arm der Lehrerinnen und Lehrer, die den Erzie-
hungsprozess in der Schule leiten und steuern. Denn 
Unterrichten und Erziehen ist eine Einheit und kann 
nicht getrennt erfolgen. Sie aber wollen eine Schulso-
zialarbeit als Parallelstruktur neben der Lehrtätigkeit 
aufbauen.  

In einem Ihrer früheren Anträge hatten Sie ja sogar 
die Forderung eingebracht, die stellvertretende 
Schulleitung jeweils mit einem Sozialarbeiter zu be-
setzen. Damit wird doch deutlich, Frau Voigt-Küp-
pers, dass sie von der Erziehungsstruktur innerhalb 
der Schule wenig wissen und die Verschränkungen 
des Lern- und Verstehensprozesses  

(Zurufe von der SPD) 

mit dem Erziehungsprozess ignorieren.  

Genau aus diesem Grund müssen die verschiede-
nen Stränge der Schulsozialarbeit bei einer Lehrkraft 
zusammenlaufen, welche die unterschiedlichen Be-
ratungsstränge koordiniert und die Arbeit der Bera-
tungslehrer, der Schulsozialarbeit und die Angebote 
anderer Träger wie Caritas und Diakonie zusammen-
führt und in ein Beratungskonzept einbindet.  

Das ist Aufgabe der Schule, und Ausgangspunkt sind 
immer Beratungen entweder der Lehrer, die in der 
Klasse unterrichten, oder einer Jahrgangsstufe oder 
der Schulleitungsrunde oder von wem auch immer. 
Sonst bleibt es bei Einzellösungen.  

Deshalb können auch die Standards nicht vom Land 
gesetzt werden. Schulsozialarbeiter sind oftmals nur 
für bestimmte Tage in der Schule. Sie betreuen häu-
fig mehrere Schulen in der Woche an festgesetzten 
Tagen. Deshalb müssen die Schulsozialarbeiter bei 
den Kommunen angesiedelt sein und den Schulen 
gemäß den Notwendigkeiten zugeordnet werden. 
Schulsozialarbeit ist damit eine Dienstleistung der 
Kommunen für die Schulen, so wie es auch eine 
Dienstleistung der Schulpsychologischen Beratungs-
stellen für die Schulen gibt, die natürlich Gott sei 
Dank nicht so häufig in Anspruch genommen wer-
den.  

Den Kommunen muss allerdings die finanzielle Absi-
cherung zugestanden werden, damit sie die 
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Schulsozialarbeiter beschäftigen und in die Schulen 
entsenden können. Hier wäre tatsächlich eine klare 
Verantwortlichkeit hinsichtlich der Finanzierung zu 
begrüßen. Wir werden das im Schulausschuss mal 
wieder intensiv diskutieren, denke ich. Ich hoffe, dass 
wir dann vielleicht zu einer Lösung kommen, die allen 
nützt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Seifen. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Frau Ministerin Gebauer. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Frau Voigt-Küppers, es ist sehr nett 
von Ihnen, dass Sie sich um meine persönliche Be-
findlichkeit Sorgen machen. Ich darf Ihnen versi-
chern: Ich bin noch weit entfernt von der Grenze mei-
ner Belastbarkeit. Sie können in Bezug auf Regie-
rungshandeln und Bildungspolitik bei uns in Nord-
rhein-Westfalen noch einiges von mir erwarten. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD-Fraktion, in 
Ihrem Antrag sprechen Sie von einem phlegmati-
schen Vorgehen. – Auch davon kann keine Rede 
sein, eher von einem angemessenen Regierungs-
handeln,  

(Lachen von Sigrid Beer [GRÜNE] – Zuruf) 

einem Regierungshandeln, das verantwortungsvoll 
und besonnen ist, das aber auch zukunftsorientiert 
ausgestaltet ist – also all das beinhaltet, was Ihrer 
Oppositionsarbeit leider an vielen Stellen verloren 
gegangen ist. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Liebe Frau Voigt-Küppers, Regierungshandeln muss 
der Opposition nicht in allen Teilen und immer darge-
legt werden. 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Ab und zu 
wäre aber gut! – Weiterer Zuruf) 

Was zählt, ist das Ergebnis, und den Weg zum Er-
gebnis gestaltet nicht die Opposition, sondern das 
Regierungshandeln. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU – Mehrere Zurufe) 

Jetzt die Botschaft für heute, auf die alle warten: Herr 
Ott, Frau Beer, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
SPD und Grünen, Sie haben damals eine Unsicher-
heit in Bezug auf die Fortführung der Schulsozialar-
beit hinterlassen. 

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]) 

Es war damals unser Minister Karl-Josef Laumann, 
der gesagt hat: Wir führen das weiter bis 2020, damit 
diese Unsicherheit beseitigt wird. Das haben wir als 
ersten Schritt in unserem gemeinsamen Regierungs-
handeln getan.  

Heute lautet die Botschaft: Sie können sich darauf 
verlassen, dass die Schulsozialarbeit natürlich 
selbstverständlich auch über den 31.12.2020 hinaus 
dauerhaft fortgeführt wird und auch aus Landesmit-
teln gesichert ist. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Vereinzelt 
Beifall von der SPD – Zurufe) 

Darauf können sich die Schulen und alle Beteiligten 
am Schulleben verlassen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von Jochen Ott [SPD] und Franziska Müller-
Rech [FDP]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Für die SPD-Fraktion hat Herr Kol-
lege Dudas das Wort. 

Gordan Dudas (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokrati-
schen Fraktionen! Vorab, Frau Ministerin: Beim Re-
gierungshandeln sollte man natürlich immer das Par-
lament mit einbinden. Ich weiß nicht, was Sie für ein 
Demokratieverständnis haben, aber ich glaube, in 
unseren Sphären ist es üblich, dass Parlamente be-
teiligt werden. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU, 
der SPD und der FDP) 

Es ist ja mittlerweile Konsens, dass die Schulsozial-
arbeit eine große Bedeutung hat und einen wichtigen 
Beitrag als Element der Präventionskette leistet. 
Schülerinnen und Schüler, aber auch Lehrkräfte wer-
den deutlich entlastet; wir haben heute viel dazu ge-
hört. 

Daher ist klar, dass wir das Erfolgskonzept Schulso-
zialarbeit nicht nur fortführen, sondern endlich auf so-
lide Füße stellen und eine dauerhafte Finanzierung 
klären müssen. Dass das kommen soll, haben wir ja 
gerade gehört. 

Denn nach dem Auslaufen der Bundesförderung 
2014 hangeln wir uns von Verlängerung zu Verlän-
gerung bei der Erstattung der Kosten im Rahmen von 
BuT. 

Immer wieder ging es darum, ob die über 47 Millio-
nen Euro pro Jahr auch weiterhin vom Land über-
nommen werden oder nicht. Diese wiederkehrende 
Hängepartie hat Spuren in der Landschaft hinter-
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lassen. Dass wir hier auf Landesebene darüber dis-
kutieren, ist nur der kleinste Punkt. 

Fataler ist vielmehr, dass die Kommunen bis heute 
immer wieder rechnen und planen müssen, wie es 
denn weitergeht, dass Arbeitsverträge immer wieder 
befristet geschlossen werden mussten, dass die Be-
schäftigten regelmäßig bangen müssen, ob und wie 
und wann es nun weitergeht. Dass sie sich Sorgen 
machen, kann doch jeder normale Mensch nachvoll-
ziehen, denn schließlich sind es nur noch rund fünf 
Wochen bis zum 30.09, und ab dem 01.10. sind es 
die besagten drei Monate, die man sich vor Ende ei-
ner Anstellung arbeitssuchend melden muss. Das 
sorgt für tiefe Verunsicherung. 

Deswegen hat die Zeit massiv gedrängt. Denn immer 
wieder war bislang in den zuständigen Ämtern zu hö-
ren, dass so manche Fachkraft irgendwann entnervt 
aufgegeben und sich eine andere Stelle mit einer 
dauerhaften Perspektive gesucht hat. Am Ende ste-
hen dann wieder die Kommunen und damit auch die 
Schulen vor dem Dilemma, woher sie denn neue 
Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter be-
kommen sollen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser unselige Zyk-
lus wird entsprechend Ihrer Ankündigung nun endlich 
auf Druck der SPD ein Ende haben. 

(Beifall von der SPD – Lachen von der CDU 
und der FDP) 

Wenn ich es richtig sehe, waren wir beim grundsätz-
lichen Ziel immer beieinander. Aber warum es so 
lange gedauert hat, wird vermutlich – wie Sie es ge-
rade auch gesagt haben – Ihr Regierungsgeheimnis 
bleiben. 

Frau Ministerin Gebauer, Herr Minister Laumann, wir 
nähern uns in großen Schritten dem letzten Quartal 
des Jahres und brauchen endlich eine verbindliche 
Lösung, mit der die Schulsozialarbeit dauerhaft und 
auskömmlich finanziert wird. 

(Martina Hannen [FDP]: Haben Sie zugehört?) 

Das sind wir den Schülerinnen und Schülern, den 
Lehrerinnen und Lehrern und den Kommunen schul-
dig. Es freut uns daher, dass Sie auf Druck der SPD 
nun endlich ein Einsehen haben und den Betroffenen 
endlich eine Perspektive geben. Bitte sorgen Sie für 
eine schnelle Umsetzung. Es darf jetzt keine Zeit 
mehr verloren gehen, denn das Quartal ist bald zu 
Ende. 

Ich freue mich auf die weiteren Beratungen. – Danke 
für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dudas. – Für die Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen spricht noch einmal Frau Kollegin 
Beer.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Werte Damen und 
Herren! Frau Ministerin, zum einen freut mich die 
eine klare Aussage. 

(Beifall von Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]) 

Das andere ist aber, dass die Kommunen Klarheit 
darüber haben müssen, ob sie die Stellen wieder be-
setzen können. Die Kolleginnen und Kollegen müs-
sen Klarheit haben, damit sie sich nicht wegbewer-
ben müssen; denn die Konkurrenz um die Stellen ist 
groß, und es gibt viele vielfältige Angebote. Die Trä-
ger müssen wissen, ob sie die Stellen weiterführen 
können. – Es reicht nicht, dass wir das im Dezember 
hier beschließen, sondern das muss jetzt klar sein. 

Wir müssen dann auch noch einmal über die Stan-
dards reden. Zudem hätte ich mir gewünscht, dass 
hier neben dieser erfreulichen Botschaft etwas zu 
Neukonzeptionen gesagt wird; denn da können 
schon noch Pferdefüße drinstecken. Deswegen 
müssen wir das fachlich betrachten. 

(Beifall von Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]) 

Der von mir angeforderte Bericht wird in der nächs-
ten Schulausschusssitzung behandelt; eine wunder-
bare Gelegenheit, das anzufüttern und uns vielleicht 
etwas mehr als die drei dürren Seiten vorzulegen. 
Wir werden das auf jeden Fall nachfragen, denn wir 
können nicht auf Anhörung und Debatte warten. 

Es war gut, dass wir den Antrag heute beraten ha-
ben. Das war ein Impuls, der dazu beigetragen hat, 
dass wir hier ein Stück mehr Klarheit haben. Der Ne-
bel hat sich aber noch nicht ganz gelichtet. – Danke. 

(Beifall von den GRÜNEN und Eva-Maria 
Voigt-Küppers [SPD]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, damit sind wir am Ende der Debatte zu Tages-
ordnungspunkt 7; es liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Drucksa-
che 17/10640 an den Ausschuss für Schule und 
Bildung – federführend – sowie an den Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales und an den 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend zur 
Mitberatung. Die abschließende Beratung und Ab-
stimmung sollen im federführenden Ausschuss in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Möchte jemand gegen 
die Überweisung stimmen? – Das ist nicht der Fall. 
Möchte sich jemand enthalten? – Das ist ebenfalls 
nicht der Fall. Damit haben wir so überwiesen. 
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Ich rufe auf: 

8 Länderöffnungsklausel für eine zukunftsfä-
hige Grundsteuer in NRW nutzen – Bodenwert-
modell jetzt umsetzen 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/10625 

Ich eröffne die Aussprache. Als erste Rednerin hat 
für die antragstellende Fraktion Frau Kollegin Düker 
das Wort. 

Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Es 
sind acht Monate vergangen, seit Bundestag und 
Bundesrat nach langem Gezerre und sehr ausgiebi-
gen Beratungen in der Finanzministerkonferenz die 
vom Bundesverfassungsgericht geforderte Neurege-
lung der Grundsteuer beschlossen haben. Die Län-
der konnten sich nicht abschließend auf ein Modell 
verständigen. So gibt es nun das sogenannte Bun-
desmodell, und es gibt eine Länderöffnungsklausel, 
wonach Länder eigene Regelungen festlegen kön-
nen. 

Der Sachstand ist, dass es fast alle Länder in diesen 
acht Monaten geschafft haben, diese Debatte zu füh-
ren, und wir in den Ländern Tendenzen oder sogar 
schon Entscheidungen haben, was gemacht wird – 
mit unterschiedlichen Ergebnissen. Wir stellen fest, 
dass nur NRW dieses Thema offenbar aussitzt. Viel-
leicht hat die Kommunalwahl damit etwas zu tun; 
keine Ahnung. Wir meinen aber, dass es endlich an 
der Zeit für eine Entscheidung ist und die Kommunen 
Klarheit brauchen. 

Das Bundesmodell hat als Berechnungsgrundlage 
den Bodenwert, das Alter des Gebäudes und pau-
schalierte Mieteinkünfte. Auf Bundesebene gibt es 
dazu inzwischen eine Bewertung vom Wissenschaft-
lichen Dienst des Bundestags, der – nachvollzieh-
bar  – an diesem Modell verfassungsrechtliche Be-
denken geltend macht. 

Ehrlich gesagt haben uns in der Debatte – und dazu 
stellen wir heute den Antrag – die Argumente über-
zeugt, die für eine sogenannte modifizierte Boden-
wertsteuer sprechen. Dabei ist die Berechnungs-
grundlage nicht mehr das Gebäude, sondern die Be-
rechnungsgrundlage sind die Grundstücksfläche und 
der Bodenrichtwert. Der Vorteil ist, dass damit neu 
geschaffener Wohnraum keine höhere Besteuerung 
auslöst, denn die Gebäudefläche wird nicht mit be-
steuert. 

Im Ergebnis führt eine solche modifizierte Bodenwert-
steuer, wie sie Baden-Württemberg plant, zu einer 
mäßig höheren Belastung für Einfamilienhäuser – 

allerdings sehr im Rahmen – und einer deutlichen Ent-
lastung für Mehrfamilienhäuser, besonders in ange-
spannten Innenstadtlagen. Außerdem werden unge-
nutzte Grundstücke höher besteuert und Gewerbeflä-
chen entlastet. 

Die Wirkung, liebe Kolleginnen und Kollegen, die die 
Grundlage dafür ist, für welches Modell man sich ent-
scheidet, ist bei dieser Steuer eine bodenpreisdämp-
fende. Es ist eine Wirkung gegen Bodenspekulatio-
nen, die besonders in den großen Innenstadtlagen 
zu verzeichnen sind. Wir können damit ein wenig – 
ich will es nicht überbewerten – den Druck erhöhen, 
ungenutzte Grundstücke, die für den Wohnbau spe-
kulativ leer gelassen werden, zu mobilisieren. Damit 
stärken wir die Zielrichtung „Innen- vor Außenent-
wicklung“ und können so noch die ökologische Kom-
ponente fördern, mit Grund und Boden ökologisch 
vertretbar umzugehen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich finde, diese Argumente sind schlagend. Darüber 
hinaus baut dieses Modell auf dem Bündnis „Grund-
steuer: Zeitgemäß“ auf, das vom NABU, vom BUND, 
vom Institut der deutschen Wirtschaft, vom Deut-
schen Mieterbund und von vielen anderen unterstützt 
wird, und das jetzt eben auch in Baden-Württemberg 
eingeführt wird. 

Die Modifizierung besteht in Baden-Württemberg da-
rin – auch das würden wir unterstützen –, dass das 
Wohnen am Ende durch diese Reform im Durch-
schnitt nicht teurer wird.  

Daher hat Baden-Württemberg vor, bei Wohngrund-
stücken einen Abschlag von 30 % bei der Steuer-
messzahl gegenüber Gewerbegrundstücken zu be-
rücksichtigen, sodass die Wirkung einer solchen Mo-
difizierung tatsächlich nur positiv ist.  

Das Modell hat also eine ökologische Lenkungswir-
kung, und das Wohnen soll nicht teurer werden.  

Verfassungsrechtlich wird dieses Modell nicht prob-
lematisiert.  

Und schlussendlich kommt zu allen positiven Argu-
menten noch der erheblich geringere Verwaltungs-
aufwand hinzu.  

Ich finde die Argumente schlagend und bin gespannt, 
welche Gegenargumente der Finanzminister hat. An-
sonsten hoffe ich, Sie ein wenig von diesem Modell 
überzeugt haben zu können. – Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Düker. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Krückel. 

Bernd Krückel*) (CDU): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau Kollegin 
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Düker, im Vorbeigehen riefen Sie mir zu: Jetzt bin ich 
gespannt auf die Gegenargumente!  

Als ich Ihren Antrag gelesen habe, habe ich mir die 
Frage gestellt, ob ich mir die Mühe machen soll, mich 
differenziert mit dem Antrag auseinanderzusetzen 
und die bekannten Modelle gegeneinander abzu-
grenzen. Die Tatsache, dass Sie direkte Abstimmung 
beantragt haben, veranlasst mich aber, mich hier mit 
diesem steuerlichen Feinschmeckerthema nicht nä-
her zu beschäftigen. 

Wenn Sie die fachliche Auseinandersetzung und Be-
schäftigung mit dem Thema gewollt hätten, dann 
wäre der Haushalts- und Finanzausschuss der rich-
tige Ort gewesen. 

(Beifall von der CDU) 

Diese fachliche Befassung wollen Sie nicht. Deshalb 
verzichte ich auf eine differenzierte Betrachtung. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Krückel, Entschuldigung, dass ich Sie unterbreche. 
Frau Kollegin Düker möchte Ihnen eine Zwischen-
frage stellen. Diese bezieht sich auf das Verfahren.  

Monika Düker (GRÜNE): Entschuldigung, aber 
meine Worte jetzt sind wirklich Grundlage für die 
Auseinandersetzung. Ich entschuldige mich tau-
sendmal dafür, dass dies anders in den Ältestenrat 
gekommen ist, aber wir würden den Antrag gerne 
überweisen. Sie haben völlig recht, dass das Thema 
in den Ausschuss gehört. Wir haben jetzt auch – lei-
der etwas kurzfristig – eine Abstimmung herbeige-
führt, den Antrag überweisen zu lassen.  

Bernd Krückel*) (CDU): Das heißt: keine direkt Ab-
stimmung, sondern Überweisung? 

Monika Düker (GRÜNE): Nein, keine direkte Ab-
stimmung. Entschuldigen Sie bitte die Kurzfristigkeit. 
Es war ein Versehen auch von mir.  

Bernd Krückel*) (CDU): Ich habe Verständnis für Ihr 
kurzfristiges Umswitchen, und Sie haben sicherlich 
Verständnis dafür, dass ich die drei Modelle so kurz-
fristig jetzt nicht intensiv gegeneinander abgrenzen 
kann. Die fachliche Befassung werden wir dann 
gerne im Haushalts- und Finanzausschuss führen. 
Denn Sie haben recht, dass das die richtige Betrach-
tung und der richtige Umgang damit wäre. 

Eines möchte ich dennoch anmerken: Sie schreiben 
in Ihrem Antrag zu Recht, dass das Bundesmodell 
zur Grundsteuerberechnung auf den Bodenwert und 
das Alter der Gebäude zurückgreift sowie pauschali-
sierte Mieteinkünfte zugrunde legt. Insbesondere we-
gen der Pauschalierung bei den Gebäudewerten gibt 

es verfassungsrechtliche Bedenken. Diese Einschät-
zung teile ich ausdrücklich. Ob das von Ihnen präfe-
rierte Bodenwertmodell oder andere Modelle verfas-
sungssicher sind, sollte das Finanzministerium in 
Ruhe prüfen und anschließend einen belastbaren 
Gesetzentwurf vorlegen.  

Die Grundsteuer ist eine wichtige Einnahmequelle 
der Kommunen und sollte mit Sorgfalt eine gesetzli-
che Basis bekommen. Ich habe keinen Zweifel da-
ran, dass unser Finanzminister diese Aufgabe mit 
der erforderlichen Umsicht und Weitsicht erfüllen 
wird.  

Da es um eine Überweisung geht, werden wir dieser 
selbstverständlich zustimmen. – Ich bedanke mich 
herzlich für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU und der FDP ) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Krückel. – Damit es keine Missver-
ständnisse gibt: Der Wunsch nach Überweisung ist 
hier oben angekommen. Es gibt zwischenzeitlich 
auch eine Verständigung aller fünf hier im Landtag 
vertretenen Fraktionen, so zu verfahren. – Für die 
SPD-Fraktion hat jetzt Herr Kollege Weske das Wort.  

Markus Herbert Weske (SPD): Die Grünen sind im-
mer für Chaos gut. So ist das halt, Frau Düker. 

(Beifall von der CDU) 

Herr Finanzminister, sind Sie bereit? – Der Laptop ist 
ausgepackt, der Duden und Wikipedia sind geöffnet. 
Ich freue mich gleich auf Ihre Ergänzungen zu mei-
ner Rede. Dann können wir ja loslegen. 

(Lachen von der CDU – Zuruf von Josef 
Hovenjürgen [CDU]) 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Zunächst einmal ein großes Danke-
schön an die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen für den 
Antrag. Nicht, dass Sie Gefühle kriegen: Es sieht 
nicht so aus, als ob wir irgendwann einem solchen 
Antrag zustimmen würden, allerdings – dafür der 
Dank – haben Sie das Thema „Grundsteuer“ wieder 
auf die Tagesordnung gesetzt.  

Auch uns ist es – wahrscheinlich wegen Corona, der 
Sommerpause usw. – ein bisschen aus dem Blickfeld 
geraten. Dass das im größten Bundesland überhaupt 
passieren konnte, liegt nicht wirklich an Corona, son-
dern in erster Linie an der Arbeitsweise des nord-
rhein-westfälischen Finanzministers bei solchen 
Themen. 

Er ist unter den Finanzministern der Länder so etwas 
wie das Wasser bei den Elementen: Er sucht sich im-
mer den Weg des geringsten Widerstands. Das be-
deutet aktuell beim Thema „Grundsteuer“: Nicht be-
wegen, nicht positionieren und sich schon gar nicht 
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vor einer Kommunalwahl auf eine Seite schlagen oder 
gar eine eigene Position entwickeln. Das ist das Prob-
lem in NRW. Da sind – Frau Düker hat es eben er-
wähnt – die anderen Länder schon weiter.  

(Beifall von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Doch von vorn: Klar ist, dass die Grundsteuer als 
wichtige Einnahmequelle der Städte und Gemeinden 
erhalten bleiben musste und es ja auch bleibt. Sie ist 
zudem die vom Finanzvolumen her wichtigste Form 
der Vermögensbesteuerung in Deutschland. 

Jetzt müssen 36 Millionen Grundstücke in Deutsch-
land neu bewertet werden. Diese Zahl nenne ich, 
weil sie alleine den Bürokratieaufwand zeigt. Was 
diesen angeht, muss man ehrlich sein: Selbst bei ei-
nem klugen Einsatz digitaler Möglichkeiten der Da-
tenerhebung und der Datenbearbeitung ist das erst 
einmal ein riesiger bürokratischer Akt. Herr Finanz-
minister, Sie hatten – glaube ich – einmal als aktuel-
len Stand mitgeteilt, dass künftig 2.000 Leute damit 
beschäftigt wären, die neuesten Daten zu erheben – 
egal, für welches Modell man sich entscheidet.  

Damit kommen wir zur Kernfrage: Wird NRW das 
Bundesmodell umsetzen, so wie es auch Berlin und 
Schleswig-Holstein tun wollen oder wird die Landes-
regierung die Länderöffnungsklausel nutzen und, 
wenn ja, wie? – All diese Fragen wurden in den ver-
gangenen Monaten seitens des Finanzministeriums 
nicht beantwortet.  

Zur Länderöffnungsklausel möchte ich grundsätzlich 
anmerken, dass solche Klauseln in den Verhandlun-
gen zwischen dem Bund und den Ländern der letzte 
Ausweg sind, wenn sonst vor allem unter Zeitdruck 
kein echter Kompromiss möglich ist. Es ist kein 
Grund, zu jubeln. Ich finde, einige Basics in unserer 
Gesellschaft sollten bundesweit geregelt sein. Wie 
gesagt, die Grundsteuer ist vom Finanzvolumen her 
die wichtigste Form der Vermögensbesteuerung in 
Deutschland. 

Sie merken, wir sympathisieren ebenfalls mit dem 
Bundesmodell, so wie es schon andere Länder tun, 
insbesondere in Kombination mit der Einführung der 
Grundsteuer C. Damit sollen die Kommunen zukünf-
tig die Möglichkeit haben, über einen Hebesatz die 
Spekulation mit baureifen Grundstücken mindestens 
einzudämmen. Frau Düker hat es eben auch schon 
kurz angesprochen: Wir in Düsseldorf wissen, was 
Spekulanten treiben. Angesichts der Zahl der Woh-
nungen, die wir brauchen, ist das schon eine echte 
Sauerei. 

Zudem gehen wir davon aus, dass bei einer breiten 
Annahme des Bundesmodells die Chance am größ-
ten ist, den Bürokratieaufwand auf Dauer klein zu 
halten. Das für alle Beteiligten wiederum Aufwen-
digste, was passieren kann – aber so ist es mit der 
Länderöffnungsklausel –, ist ein Flickenteppich aus 
vielen verschiedenen Herangehensweisen. 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen favorisiert nun 
in ihrem Antrag das modifizierte Bodenwertmodell 
der Baden-Württemberger; Frau Düker hat es vorge-
stellt. Das kann man machen. Das Bodenwertmodell 
ist auf den ersten Blick relativ einfach zu erheben und 
animiert Grundstückseigentümer in der Tat zur Be-
bauung.  

Allerdings ist uns das modifizierte Bodenwertmo-
dell – ich sage es mal so – zu zweidimensional. Es 
ist nämlich nur nebensächlich oder es spielt gar keine 
Rolle, was auf dem Grundstück gebaut wird. Der Ge-
bäudewert wird nicht berücksichtigt. Wir finden, es 
macht schon einen Unterschied, ob auf einem 
Grundstück eine Villa oder ein Mietshaus steht. Da-
rum fokussieren wir uns – ich nenne es so – auf die 
3D-Variante des Bundes und werden uns in der Dis-
kussion auch noch dazu positionieren. 

Aber wie bereits zu Beginn gesagt, sind wir für Vor-
schläge und Anträge dankbar. Denn von diesen kann 
man im Diskurs nur schlauer werden. 

Das eigentliche Problem … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Markus Herbert Weske (SPD): … ist die schwarz-
gelbe Landesregierung. Von dieser ist bisher über-
haupt nichts gekommen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Weske. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Witzel. 

Ralf Witzel*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Mit dem vorliegenden An-
trag werben die Grünen dafür, das sogenannte Bo-
denwertmodell als grünes Grundsteuermodell aus 
Baden-Württemberg für das Land Nordrhein-Westfa-
len abzuschreiben und zu übernehmen. 

Im grünen Bodenwertmodell basiert die Grundsteuer 
bekanntlich auf zwei Kriterien, nämlich auf der 
Grundstücksfläche und dem Bodenrichtwert. Für die 
Bewertung einer Liegenschaft werden beide Werte 
miteinander multipliziert. In einem weiteren Schritt 
wird dann eine gesetzlich festgelegte Steuermess-
zahl zur Berechnung der Grundsteuer angewandt. 

Wir können diesem Ansinnen als FDP-Landtags-
fraktion nicht zustimmen. Bei dieser Forderung im 
Antrag der Grünen ist eine einzige Feststellung aus 
Sicht der FDP-Landtagsfraktion nachvollziehbar: Sie 
halten das Scholz-Modell für kritikwürdig und lehnen 
es ab. 

Wie die Überschrift Ihres Antrages bereits sagt, soll 
die Länderöffnungsklausel genutzt werden. Diesen 
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Punkt haben auch wir bislang immer vertreten. Die 
FDP-Landtagsfraktion in Nordrhein-Westfalen hat 
wie auch die FDP-Bundestagsfraktion stets dafür ge-
worben, dass große Bundesländer mit einer leis-
tungsfähigen Finanzverwaltung den Anspruch haben 
sollten, eine überzeugendere eigene Lösung für die 
zukünftige Grundsteuererhebung zu finden, als es 
der nach jahrelanger und quälender Debatte gefun-
dene GroKo-Kompromiss in Berlin vorschlägt. 

Mit dieser Sichtweise, Frau Düker, haben Sie sich 
jetzt bewegt und auch etwas dazugelernt. Ich kann 
mich an frühere Debatten erinnern, in denen Sie vor 
Länderöffnungsklauseln gewarnt und für Sie noch 
ganz andere Szenarien gegolten haben.  

Mit dieser Sichtweise steht die FDP-Landtagsfraktion 
nicht alleine da. Die Mehrzahl der Bundesländer prüft 
derzeit bessere Alternativen zum Scholz-Modell, da 
sie dieses als wenig überzeugend empfinden. Das 
Grundsteuermodell von Bundesfinanzminister Olaf 
Scholz ist aus unserer Sicht ausdrücklich keine gute 
Empfehlung für seine Kanzlerkandidatur. 

Interessant ist der Umfaller der Grünen in dieser 
Frage. Als sich das Land NRW für die Länderöff-
nungsklausel starkgemacht hat, ist Schwarz-Gelb 
von Ihnen unredlicherweise monatelang der Vorwurf 
gemacht worden, wir würden das Scholz-Modell ab-
lehnen, um eine zukünftige Grundsteuererhebung an 
sich zu torpedieren. Diese Panikmache ist bekannt-
lich immer unbegründet gewesen.  

Selbstverständlich brauchen die Kommunen in unse-
rem Land bei rund 4 Milliarden Euro Steueraufkom-
men für die kommunale Familie auch zukünftig eine 
Grundsteuererhebung, die wir weiterhin ermöglichen 
wollen; an dieser Auffassung gab es nie irgendeinen 
Zweifel. 

Mit diesem Antrag korrigieren die Grünen nun ihre 
bisherige Position, eine Länderöffnungsklausel und 
deren Nutzung abzulehnen. 

Inhaltlich ist das grüne Modell aber nicht überzeu-
gend, und ich möchte Ihre Neugierde befriedigen, 
Frau Düker, und Ihnen die einschlägigen Argumente 
nennen, damit Sie sich auch im Nachgang fachlich 
mit diesen befassen können, zumal dieser Antrag 
auch einer Ausschussdebatte standhalten soll. 

Zum einen spricht dagegen, dass das Bodenwertmo-
dell nicht aufkommensneutral ist bzw. dies maximal 
zum Umstellungszeitpunkt wäre. Spätestens danach 
fallen erhebliche Mehrbelastungen an, was von den 
Grünen sicherlich auch beabsichtigt ist, von uns al-
lerdings nicht. Der grüne Ansatz beinhaltet eine in-
nere Wertdynamik. Kontinuierlich steigende Boden-
werte führen automatisch ohne eine aktive Anpas-
sung der Hebesätze vor Ort, für die die Kommune 
auch Flagge zeigen müsste, zu einer immer weiter 
steigenden Grundsteuer. 

Zum anderen bricht Ihr Modell vollständig mit dem 
Äquivalenzprinzip. Die Grundsteuer ist eine Objekts-
teuer auf Grund- und Wohneigentum zur Finanzie-
rung kommunaler Leistungen. Bei Objektsteuern 
sollte eine individuelle steuerliche Leistungsfähigkeit 
eines Steuerzahlers definitionsgemäß keine ent-
scheidende Rolle spielen.  

Die Legitimation der Grundsteuer ergibt sich aus der 
Möglichkeit der Inanspruchnahme von kommunalen 
Leistungen. Sie können beispielsweise Verkehrs-
wege, Bildungsinfrastruktur, Kultureinrichtungen oder 
Sportstätten nutzen.  

Eine ungedämpfte Orientierung am Bodenwert führt 
faktisch vielmehr zu einer Vermögensteuer und im-
mer mehr Umverteilung, die nicht durch innerkom-
munale Unterschiede beim Umfang bereitgestellter 
Leistungen sachlich gerechtfertigt ist. Das scheint 
auch Ihre Absicht zu sein, wenn ich mir Ihre Rede vor 
Augen führe. 

In besseren Lagen entsteht beim Bodenwertmodell 
eine teilweise erhebliche zusätzliche Steuerlast, der 
auch mit viel Fantasie kein adäquates Mehrangebot 
gegenübersteht. 

Die NRW-Koalition prüft deshalb gegenwärtig sorg-
fältig, welches Grundsteuermodell das beste für un-
ser Land ist. Die Zielsetzungen der FDP-Landtags-
fraktion sind dabei bekannt: Wir wollen ein bürokra-
tiearmes, gerechtes, verfassungsfestes und aufkom-
mensneutrales sowie planungssicheres Modell für 
Bürger und Kommunen. Wir stehen dazu auch im 
Austausch mit anderen Ländern. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Ralf Witzel*) (FDP): Die Ansätze aus anderen Bun-
desländern nehmen wir bei der Entscheidung für das 
beste Modell für unser Land selbstverständlich eben-
falls zur Kenntnis, auch wenn wir längst nicht alle un-
terstützen, wie beispielsweise den von Ihnen hier 
vorgelegten Antrag. – Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Witzel. – Für die AfD-Fraktion spricht 
Herr Kollege Beckamp. 

Roger Beckamp (AfD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Mit Urteil vom 10. April 2018 hat 
das Bundesverfassungsgericht die damalige Grund-
steuer für verfassungswidrig erklärt. Dem Gesetzge-
ber wurde aufgegeben, eine neue Regelung zu ent-
werfen, die ab 2025 gelten soll. Das hört sich trocken 
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an und ist es auch. Aber es ist wichtig; denn es betrifft 
wirklich jeden, ob Eigentümer oder Mieter. 

Der Bund hat nunmehr eine Regelung getroffen, das 
hier schon oft genannte Bundesmodell, das sehr 
viele Kriterien wie Miethöhe – diese dann pauscha-
liert –, Wohnfläche, Baujahr, Grundstücksfläche, Bo-
denrichtwert usw. umfasst. Das ist alles sehr kom-
plex, sehr aufwendig und immer wieder zu aktualisie-
ren. 

Hiervon abgewichen werden kann durch eine Öff-
nungsklausel für die Länder. Genau darum geht es 
heute: dass NRW auf Grundlage dieser Öffnungs-
klausel gegebenenfalls eine eigene Regelung 
schafft. 

Grundsätzlich ist eine solche Öffnungsklausel sehr 
zu begrüßen. Das ist Wettbewerb; das ist Föderalis-
mus; die besten Ideen können miteinander streiten. 

Die Grünen möchten nun konkret ein Bodenwertmo-
dell. Baden-Württemberg hat es vorgemacht. Dort 
wird es wohl auch zur Anwendung kommen. 

Nun schauen wir uns einmal den Vorschlag an, wie 
auch die Grünen unsere Vorschläge immer ganz un-
voreingenommen anschauen, und überlegen uns, 
was daran ist oder auch nicht. 

Bei dem Bodenwertmodell – es wurde bereits teil-
weise ausgeführt – gibt es zwei grundlegende Krite-
rien: die Grundstücksfläche und der Bodenrichtwert. 
Der Bodenrichtwert ist der Durchschnittswert aus ei-
ner Vielzahl von Verkäufen in einem bestimmten Ge-
biet. Für die Bewertung werden beide Werte multipli-
ziert. Dann gibt es noch eine Differenzierung nach 
Nutzung des Gebäudes, je nachdem, ob es sich um 
ein Wohngebäude oder ein Gewerbegebäude han-
delt. 

In der Tat hat das Modell viele Vorteile. Der Verwal-
tungsaufwand hält sich in Grenzen. Die üblichen 
Werte dafür sind schon vorhanden, und eine regel-
mäßige Marktbewertung wie bei dem Bundesmodell 
ist überhaupt nicht notwendig. Das ist sehr gut. 

Die Effizienz einer solchen Steuer könnte in der Tat 
darin bestehen – Sie sagten es, Frau Düker von den 
Grünen –, dass Baulücken und stille Flächenreser-
ven einer stärkeren Nutzung zugeführt werden, weil 
diese unbebauten Flächen durch die Grundsteuer 
höher besteuert werden und dadurch ein Anreiz ent-
steht. Auch das ist sicherlich ein Vorteil. 

Wie verhält es sich mit der Gerechtigkeit oder – etwas 
weniger hoch gehängt – der Akzeptanz einer solchen 
Steuer? Hierbei kommt es darauf an, wen man fragt. 
Wer wird von der Steuer eher getroffen oder entlastet? 

Klar ist: Es gibt auf jeden Fall Verschiebungen, je 
nachdem, welches Modell zur Anwendung kommt 
und welche Lage das Grundstück hat. So ist es auch 
bei Ihrem Modell, dem Bodenwertmodell. Eigentü-
mer von Einfamilienhäusern – Sie sagten es selber – 

werden deutlich stärker und Eigentümer von Woh-
nungen und Mehrfamilienhäusern deutlich weniger 
belastet. 

Dies ist nicht die Zeit und der Ort – Herr Krückel, Sie 
erwähnten es bereits –, in allen Einzelheiten darüber 
zu befinden, welche Modelle welche Eigenarten ha-
ben. Zumindest von der Tendenz her können wir 
aber schon sagen, dass dieses Modell sehr viel ein-
facher ist als das komplizierte Wertmodell des Bun-
des und wohl auch etwas differenzierter und insofern 
auch etwas gerechter als das in Bayern vorgesehene 
Flächenmodell. 

Ich muss wirklich sagen: Das von den Grünen vorge-
schlagene Modell überzeugt somit in vielen Punkten, 
unter anderem durch einen geringeren Bürokratie-
aufwand und eine schnellere Umsetzbarkeit. Eine 
Grundsteuer C brauchen Sie gar nicht. Am Ende wird 
bei Frau Düker sogar noch zwischen Hebesätzen bei 
Wohnen und Gewerbe unterschieden. Das ist ein 
wichtiger Punkt. 

Egal, für welches Modell Sie sich entscheiden: Es 
wird nicht zu mehr oder weniger Belastung führen; 
denn am Ende sind es immer die Gemeinden, die frei 
entscheiden können, welche Hebesätze sie einfüh-
ren. 

Ihr Vorschlag trifft bei uns also auf Gegenliebe. Aber 
er hat auch deutliche Schwächen. Die FDP sagte es 
bereits: Die Steuererhöhung ist immanent. Wenn Sie 
maßgeblich auf den Bodenwert abstellen und der Bo-
denwert steigt, steigt auch die Steuer. So einfach ist 
das. Insofern wird es in vielen Gegenden der Bun-
desrepublik wohl auch zu Explosionen der Kosten für 
Eigenheimbesitzer kommen. 

Aber das Besondere ist ja: Wenn der Bodenwert 
steigt und somit die Grundsteuer auch, ist das für die 
Eigentümer dieser Häuschen nur fiktiv. Sie besitzen 
Häuser, die mehr wert sind, haben aber keinen un-
mittelbaren Vorteil davon. Die Grundsteuer aber ist 
real; denn die müssen sie zahlen. 

Wir jedenfalls denken einen Schritt weiter. Die Lan-
desregierung, die mit Blick auf die Grunderwerb-
steuer zum Teil mit etwas unrühmlichen Bundesrats-
initiativen beschäftigt ist – 3,5 % versprochen, 6,5 % 
behalten –, wäre vielleicht gut beraten, einmal eine 
Bundesratsinitiative anzugreifen, die sich dem Hebe-
satz der Gemeinden auf die kommunale Einkom-
menssteuer widmet. 

Erwähnt sei in diesem Zusammenhang Art. 106 
Abs. 5 GG. Dort heißt es auszugsweise: 

„Die Gemeinden erhalten einen Anteil an dem 
Aufkommen der Einkommensteuer, … Das Nä-
here bestimmt ein Bundesgesetz, …“ 

Es kann bestimmen, dass die Gemeinden Hebe-
sätze für den Gemeindeanteil festsetzen. Da haben 
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Sie es: Die Gemeinden könnten selber sagen, wel-
cher Anteil für sie gut ist. 

So ein kluges Grundgesetz stärkt die kommunale 
Selbstverwaltung. Die Bürger werden nach Einkom-
men, also nach Leistungsfähigkeit, besteuert, und 
der Aufwand, die Steuer zu erheben, ist gering; die 
Daten liegen nämlich schon vor. Und – der Kreis 
schließt sich –: Die Gemeinden könnten auf die 
Grundsteuer verzichten, und alle komplizierten und 
aufwendigen oder auch einfachen und ungerechten 
Modelle wären Makulatur. 

Sehen Sie das als freundlichen Servicehinweis der 
AfD-Landtagsfraktion an die Landesregierung. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Das war Herr 
Abgeordneter Beckamp. – Als nächster Redner hat 
für die Landesregierung Herr Minister Lienenkämper 
das Wort.  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe 
Kollegen! Lieber Herr Kollege Weske, Sie haben 
mich dankenswerterweise eingeladen, mit Wikipedia 
und dem iPad ans Rednerpult zu treten. Eine solche 
freundliche Einladung kann ich natürlich schon des 
intellektuellen Diskurses wegen nicht ablehnen. 

Sie haben mich dann als „Wasser bei den Elemen-
ten“ bezeichnet. Dazu muss ich sagen: Chapeau! Sie 
führen uns in die Lehre der vier Elemente zurück. 
Das ist eine Theorie aus der frühen chinesischen Phi-
losophie um 630 v. Chr., 

(Bodo Löttgen [CDU]: Da passen die auch 
hin!) 

aufgegriffen von griechischen Philosophen und wei-
terentwickelt zur Fünf-Elemente-Lehre. Ich habe 
aber auch nur fünf Minuten Redezeit. Deshalb will ich 
Ihnen nur das Ende Ihrer Theorie aus Wikipedia zi-
tieren: 

„Die Vier-Elemente-Lehre war bis ins 17. Jahr-
hundert hinein bestimmend für die Chemie. ... 
Erst Robert Boyle leitete eine Entwicklung ein, die 
zum heutigen Elementbegriff … im Periodensys-
tem … führte.“ 

Die Diskussionen von 600 v. Chr. sind inzwischen 
durch ein vernünftiges, besseres System abgelöst. 
Sie haben uns in die Vergangenheit geführt. Das hat 
mir Spaß gemacht. Erfolg bringend war es nicht. 

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

Ich darf gerne auf die Grundsteuer zu sprechen kom-
men. 

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

– So eine Einladung kann ich nicht ablehnen, Frau 
Düker. – Es ist vieles über die Grundsteuer gesagt 
worden. Daraus ergibt sich schon, dass viele ver-
schiedene Möglichkeiten bestehen. 

Es gibt ein geltendes Recht. Das ist das Bundesmo-
dell. Es gibt eine Länderöffnungsklausel.  

In den Ländern, die von dieser Öffnungsklausel Ge-
brauch machen wollen, existieren noch keine belast-
baren Gesetzentwürfe. Das liegt auch daran, dass es 
so viele Möglichkeiten gibt. Sie bemerken auch die 
Spanne, in der diskutiert wird: Es gibt Länder, die das 
Bundesmodell für ihr Land für richtig halten. Es gibt 
andere, die es in einzelnen Details ändern wollen, 
ansonsten aber im Wesentlichen beim Bundesmo-
dell bleiben. Bayern und Baden-Württemberg schla-
gen ganz andere Modelle vor. Das Baden-Württem-
berger Modell hat es Ihnen in diesem Antrag ange-
tan. 

Ich denke, dass es diesem Landtag in dieser schwie-
rigen und wichtigen Frage wie immer gut zu Gesicht 
steht, alle Argumente für und wider abzuwägen, da-
nach zu einer einheitlichen Entscheidungsvorlage zu 
kommen und dann entlang dieser Entscheidungsvor-
lage zu entscheiden. Dazu sind jedes Modell und 
auch jeder Gedanke, der in der Diskussion geäußert 
wird, ein willkommener Beitrag. 

In diesem Sinne freue ich mich auf die weitere Dis-
kussion und bin sicher, dass wir am Ende ein auf-
kommensneutrales, faires, gerechtes und innerhalb 
der gesetzten Fristen administrierbares Modell für 
Nordrhein-Westfalen finden werden und dass dieser 
Landtag dann, wie so häufig, weise Beschlüsse fas-
sen wird. Ich würde mich freuen, wenn das nicht nur 
für diese Diskussion gilt, sondern auch darüber hin-
aus. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister Lienen-
kämper, Sie haben mir leider keine Gelegenheit gegeben, 
Sie vorher zu unterbrechen. Der Abgeordnete Zimkeit 
möchte Ihnen gerne eine Zwischenfrage stellen. 

(Zuruf von der CDU: Immer!) 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Das 
macht mir auch noch nach Ende der Rede Spaß. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte sehr, Herr 
Abgeordneter Zimkeit. 

Stefan Zimkeit*) (SPD): Herr Minister, der Kollege 
Witzel hat gerade für die FDP-Fraktion die Forderung 
erhoben, von der Öffnungsklausel Gebrauch zu ma-
chen. Ist das die Position der Landesregierung? 
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Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Lieber 
Herr Kollege Zimkeit, ich bin sicher, dass Sie Herrn 
Kollegen Witzel wie immer im Zusammenhang zuge-
hört haben. Im Zusammenhang hat Kollege Witzel 
mit dem gleichen Satz geendet, mit dem ich auch ge-
endet habe: Es wird eine faire, aufkommensneutrale 
und administrierbare Lösung geben. – Wir suchen 
nach der besten Lösung. Insofern bin ich in voller 
Übereinstimmung mit dem Kollegen Witzel. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir 
sind damit am Schluss der Aussprache zu diesem 
Tagesordnungspunkt angelangt. 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich, wie gerade schon erwähnt, zwischenzeitlich da-
rauf verständigt, den Antrag Drucksache 17/10625 
heute nicht direkt abzustimmen, sondern ihn zu 
überweisen. Die Überweisung erfolgt an den Haus-
halts- und Finanzausschuss. Die abschließende 
Beratung und Abstimmung sollen dort in öffentlicher 
Sitzung erfolgen. Ich darf fragen, ob irgendjemand 
dagegen ist. – Das ist nicht der Fall. Möchte sich ein 
Abgeordneter oder eine Abgeordnete der Stimme 
enthalten? – Das ist ebenfalls nicht der Fall. Dann 
stelle ich fest, dass der Antrag einstimmig so über-
wiesen ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen damit 
zu: 

9 Verbindungen zwischen den Missbrauchs-
komplexen „Lügde“, „Bergisch Gladbach“ 
und weiteren Täterstrukturen bzw. Täternetz-
werken – Erweiterung des Untersuchungsauf-
trages des Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses IV (Kindesmissbrauch) 

Antrag 
der Abgeordneten 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/10647 

In Verbindung mit: 

Verbindungen zwischen den Missbrauchs-
komplexen „Lügde“ und „Münster“? – Erwei-
terung des Untersuchungsauftrages des Par-
lamentarischen Untersuchungsausschusses 
IV (Kindesmissbrauch) 

Antrag 
der Abgeordneten 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/10648 

Ich eröffne hierzu die Aussprache und erteile für die 
Fraktion der AfD Herrn Abgeordneten Wagner das 
Wort. 

Markus Wagner (AfD): Pädokriminelle Täter und 
Netzwerke, die Kindern sexuelle Gewalt antun, diese 
missbrauchen und quälen, müssen endlich unseren 
vollen Verfolgungsdruck spüren. 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Deutschland und insbesondere 
Nordrhein-Westfalen erleben in den letzten Monaten 
eine unfassbare Welle von sexueller Gewalt gegen 
Kinder: Besser gesagt: Es kommt immer mehr ans 
Licht. 

Ans Licht kommt dabei aber leider auch, dass die 
staatliche Sphäre, also insbesondere Polizei und Ju-
gendamt, aber auch Schulen, Kitas und Justiz, noch 
immer nicht richtig aufgestellt ist. Ob in Lügde, Ber-
gisch Gladbach oder Münster: Mal gehen Jugend-
ämter Hinweisen nicht oder nicht mit dem gebotenen 
Nachdruck nach. Mal verschwinden bei der Polizei 
Asservate und tauchen nicht wieder auf. Mal werden 
Anzeigen nicht bearbeitet. Auch die Gerichte spre-
chen viel zu selten ein Umgangsverbot für verurteilte 
Pädophile aus, das es ihnen verbietet, sich Kindern 
körperlich zu nähern.  

Vor allem aber müssen wir als Politik alles in den 
Blick nehmen und daraufhin untersuchen, was wir 
strukturell verbessern können, seien es Arbeitspro-
zesse in den Ämtern, seien es Anzeige- und Melde-
pflichten, klare Definitionen von Zuständigkeiten; Mi-
nister Reul hat bei der Polizei bereits damit begon-
nen. Außerdem müssen endlich Aufsichts- und 
Sanktionsmechanismen eingeführt werden, die dann 
auch eingehalten werden. 

Wir sollten die Täter, die noch im Verborgenen auch 
und gerade jetzt in dieser Sekunde agieren, spüren 
lassen, dass es uns ernst damit ist. Dazu gehört 
auch, dass wir den Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss zum Fall „Lügde“, den ich hier drei 
Mal gegen Ihre Stimmen beantragen musste, um die 
Tatkomplexe in Bergisch Gladbach und Münster er-
weitern. 

Ich wundere mich ohnehin – und mit „sich wundern“ 
ist das schon nett umschrieben –, dass von keiner 
Ihrer vier Fraktionen dazu etwas gekommen ist. Es 
gab keinen Antrag auf Erweiterung des Untersu-
chungsgegenstandes – nicht von der SPD, nicht von 
der FDP, nicht von der CDU, nicht von den Grünen. 
Dabei sind die pädokriminellen Taten in Münster 
doch ebenso widerwärtig und pervers, wie sie auch 
Hinweise darauf geben, was bei der Verhinderung, 
Verfolgung und Aburteilung nicht stimmt. 

Schon von 2010 bis 2013 verbreitet der Haupttäter 
Adrian V. kinderpornografisches Material. Dafür gibt 
es die erste Bewährungsstrafe. Zu dieser Zeit kommt 
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er mit seiner Freundin zusammen, die ein kleines 
Kind mit in die Beziehung bringt. Weiterhin verbreitet 
er Kinderpornos im Netz. 

Im ersten Strafverfahren, Ende 2015, ist die Sache 
ein Fall für die Clearingstelle, was aber keine fami-
lienrechtlichen Konsequenzen nach sich zieht. 2016 
wird die Mutter in ihrer Elternverantwortung belas-
sen. Es gäbe keine Gefährdung – so das Jugendamt. 

Im Juni 2017 wird Adrian V. dann wieder wegen Kin-
derpornos verurteilt, wieder nur auf Bewährung. Bis 
Mai 2020 vergewaltigt er das zehnjährige Kind immer 
wieder und nimmt dies auch per Video auf, um die 
Clips ins Darknet zu stellen. Mit weiteren – ich weiß, 
dass ich mir dafür eine Rüge einhandele – asozialen 
Dreckskerlen vergewaltigt er den Zehnjährigen und 
einen fünfjährigen Jungen stundenlang zu viert in der 
Gartenlaube seiner Mutter. 

Ich will hier eines für unsere Fraktion ganz klar ma-
chen – und ich glaube, ich spreche da für alle Frakti-
onen –: Dieses widerliche und kaum zu begreifende 
asoziale Verhalten muss in uns jeden rechtsstaatlich 
möglichen Verfolgungsdruck auslösen. Diese Täter 
dürfen sich nicht mehr eine Sekunde sicher sein, 
nicht doch entdeckt zu werden und nicht doch hart 
und eindeutig verurteilt zu werden. 

(Beifall von der AfD) 

Das Beste ist es aber, wenn wir diese Taten schon 
im Vorwege verhindern, sodass Opfer gar nicht erst 
entstehen. Ich weiß, dass das nicht in jedem Falle 
möglich ist. Aber trotzdem müssen wir deshalb ran 
an die Strukturen, ran an die Jugendämter. Da darf 
es auch kein parteipolitisches Klein-Klein geben. 
Kommen wir also weg von diesen parteipolitischen 
Spielchen! Dafür ist die Sache zu ernst. Ich frage 
mich wirklich, warum man bestimmte Themen – und 
Kindesmissbrauch gehört ganz sicher dazu – nicht 
völlig von parteipolitischen Ränkespielen entfernt. 

Wir haben bei der Erweiterung des von uns geforder-
ten Untersuchungsausschusses „Lügde“ um den 
Komplex „Bergisch Gladbach“ ihre letztmalige Kritik 
aufgenommen und das Ganze für Sie sachlich zu-
stimmungsfähig gemacht. 

Und Münster, meine Damen und Herren, ist doch 
nun wirklich völlig unstrittig. Je schneller wir hier als 
Politik reagieren, desto eher können wir etwas gegen 
potenzielle Täter tun, desto eher können wir struktu-
relles und individuelles Behördenversagen abstellen, 
und desto eher, schneller und besser können wir po-
tenziellen Opfern helfen, gar nicht erst zu Opfern zu 
werden. 

Dafür stehen wir mit unserem Antrag, und dafür bitte 
ich Sie herzlich um Ihre Zustimmung. – Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Wagner. 

Sie haben natürlich den Hinweis, den ich jetzt gebe, 
schon vorweggenommen. Ich will Ihnen zwar, was 
die inhaltliche Beschreibung angeht, nicht widerspre-
chen. Gleichwohl würde ich Sie herzlich bitten, doch 
die parlamentarischen Umgangsformen an der Stelle 
zu bewahren. 

Als nächster Redner hat nun Herr Abgeordneter 
Panske das Wort. 

Dietmar Panske (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Aufar-
beitung schlimmster Taten wie des massenhaften 
brutalen Missbrauchs von Kindern ist aus Sicht der 
CDU-Fraktion alles andere als dafür geeignet, sich 
mit parteipolitischen Überbietungsanträgen zu profi-
lieren – insbesondere dann, wenn es den Betroffe-
nen überhaupt nicht hilft.  

Schlimmer noch: Noch mehr große Tatkomplexe 
gleichzeitig abzuarbeiten, führt genau zum Gegenteil 
dessen, was wir eigentlich mit dem Untersuchungs-
ausschuss erreichen wollen, nämlich, notwendige 
Veränderungen – Sie haben es angesprochen, Herr 
Wagner – schnell und tiefgründig zu erkennen und 
dann auch politisch solche Veränderungen auf den 
Weg zu bringen. 

Opferschutz – gerade was die Prävention, das Ver-
hindern künftiger Taten und das schnellere Aufklären 
angeht – darf kein parteipolitisches Spielchen wer-
den. Doch genau das, muss ich sagen, macht die 
AfD erneut, Herr Wagner, mit ihren beiden Anträgen, 
den Untersuchungsauftrag für Lügde um die Tatkom-
plexe von Bergisch Gladbach und Münster zu erwei-
tern. 

Das ist ja nicht das erste Mal. Schon vor wenigen Mo-
naten – ich glaube, im Februar – kam reflexartig 
diese Forderung. Doch so, wie die Begründung 
schon im Februar war, ist sie heute auch. Es gibt na-
hezu keinen nachvollziehbaren Grund dafür: weder 
politisch noch strafrechtlich, nicht sachlich und erst 
recht nicht, was die besonderen Umstände – und das 
wissen Sie aus dem Untersuchungsausschuss zum 
Fall“ Lügde“ – des Falls „Lügde“ angeht. 

Wenn man sich Ihre beiden Anträge inhaltlich an-
schaut, muss man doch feststellen, dass Sie offen-
bar bis heute noch nicht vollständig erfasst haben, 
wie man in dem Untersuchungsausschuss in der 
Ausschussarbeit wirklich vorankommt.  

Der Untersuchungsausschuss „Lügde“ soll doch 
mögliche Versäumnisse, Unterlassungen, Fehlein-
schätzungen und Fehlverhalten von Behörden und 
Institutionen untersuchen. Er soll feststellen, wo es 
Defizite in den Strukturen, in den Arbeitsweisen und 
in den Kompetenzen von Behörden und Institutionen 
gibt, damit solche Fälle wie in Lügde, in Münster oder 
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in Bergisch Gladbach zukünftig schneller erkannt 
werden können, Täter schneller hinter Schloss und 
Riegel gebracht werden können und am besten die 
Tatmuster, die es ja gibt, viel schneller erkannt wer-
den können, damit die Taten möglichst gar nicht erst 
passieren. 

Es geht eben nicht – und das geht aus Ihren Anträ-
gen hervor – um kriminalistische Fallbearbeitung. Ich 
zitiere aus Ihrem Antrag: 

„Durch den eingesetzten Untersuchungsaus-
schuss IV ist daher notwendigerweise ebenso 
aufzuklären, ob auch strafrechtlich relevante Ver-
bindungen zwischen den Missbrauchskomplexen 
von Lügde und Bergisch Gladbach vorhanden 
sind, …“ 

Wenn man sich Ihre Anträge anschaut, sieht man, 
dass mehr oder weniger alle Ihre Fragen in dieser 
Richtung eine grundsätzliche Fehleinschätzung des-
sen sind, was der Untersuchungsausschuss leisten 
soll. Denn wir sind keine Strafermittlungsbehörde. 
Wir sind weder Polizei noch Staatsanwaltschaft. Wir 
sind auch kein Gericht. Wir sind ein Parlamentari-
scher Untersuchungsausschuss und eben nicht die 
„Soko Landtag“. 

Den Kindern, den Opfern von brutalem Missbrauch 
und unendlicher Gewalt, helfen diese Anträge hier im 
Plenum überhaupt nicht weiter – im Gegenteil. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Würden wir diesen Anträgen von Ihnen stattgeben 
und sie unterstützen, würden wir uns heillos zwi-
schen den unterschiedlichen Ermittlungsverfahren 
verzetteln. 

Ich gebe dem Kollegen Börschel von der SPD in sei-
ner Funktion als Ausschussvorsitzender recht. Er hat 
kürzlich in einem Interview im „SPIEGEL“ gesagt – 
ich zitiere –: 

„Wir dürfen nicht Gefahr laufen, an der Komplexi-
tät des Auftrags zu ersticken.“ 

Recht hat der Kollege Börschel. Absolut in Ordnung! 
Genau das dürfen wir nicht, und genau das müssen 
wir verhindern – wobei ich mich an dieser Stelle 
frage, wie die SPD heute mit den Anträgen der AfD 
umgehen wird. Denn der SPD-Fraktionsvize Wolf – 
er ist im Moment leider nicht hier – hat schon Ende 
Juni über die dpa angekündigt, dass die SPD auch 
an einer solchen Erweiterung arbeite. Deswegen bin 
ich einmal gespannt. Nicht, dass die SPD heute Ihre 
Anträge ablehnt, um sie in vier Wochen möglicher-
weise selbst ins Plenum einzubringen! 

Das ist aber egal. Viel wichtiger ist es doch, am Bei-
spiel des großen, in seiner Dimension des Schre-
ckens besonderen Tatkomplexes „Lügde“ Verfehlun-
gen und Unzulänglichkeiten zu erkennen sowie dar-
aus politische und gesetzgeberische Konsequenzen 

zu ziehen. Denn im Fall „Lügde“ gibt es eine unver-
gleichliche Häufung von Fehlern, Unzulänglichkei-
ten, Fehlverhalten und Naivität. Genau dieses Bild 
zeichnet sich seit Monaten im Untersuchungsaus-
schuss in den Sitzungen ab. 

Es gibt noch einen weiteren Punkt, weshalb die Kon-
zentration dieses Ausschusses auf den beispiellosen 
Tatkomplex von Lügde beschränkt werden soll. Das 
ist dieses unsägliche Mauern von beteiligten Behör-
den und Ämtern, wenn es darum geht, redlich und 
ernsthaft aufzuklären. 

Insofern bin ich froh über die Entscheidung des Ober-
landesgerichts Düsseldorf, das mit seinem Urteil zur 
vollumfänglichen Aussageverweigerung der Jugend-
amtsmitarbeiter aus Niedersachsen der Arbeit im 
Ausschuss den Rücken gestärkt hat. Die Richter ha-
ben damit klar zum Ausdruck gebracht, dass man 
sich seiner Verantwortung nicht so einfach entziehen 
kann. 

Verantwortung gegenüber den Opfern zeigen und 
durch eigenes Handeln versuchen, dass es zukünftig 
möglichst keine Opfer mehr gibt: So verstehen wir als 
CDU-Fraktion die Arbeit im Untersuchungsaus-
schuss. Das ist Leitlinie dessen, was wir dort tun. 

Übrigens: In demselben Interview im „SPIEGEL“, aus 
dem ich gerade den Kollegen Börschel zitiert habe, 
fordert die SPD bereits jetzt, dass der Untersu-
chungsausschuss „Lügde“ über die Landtagswahl 
2022 hinaus arbeiten soll – heute schon für die Zeit 
nach 2022. Ich will mir gar nicht vorstellen, was es 
bedeuten würde, wenn wir den Auftrag für Lügde 
auch noch um Bergisch Gladbach und um Münster 
erweitern würden. Aber das klären dann diejenigen, 
die das beantragen, bitte untereinander. 

Wer wirklich aufklären will, wer wirklich die richtigen 
und notwendigen Schritte aus den Versäumnissen 
im Fall „Lügde“ ziehen will, wer will, dass Tatmuster 
bereits erkannt werden, bevor Taten passieren, und 
wer die Arbeit im Ausschuss nicht lahmlegen will, 
stimmt heute gegen die Anträge der AfD und wird 
sich nicht selbst auf den Weg machen, möglicher-
weise eigene Anträge zu stellen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Panske. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der SPD Herr Abgeordneter Berg-
hahn das Wort. 

Jürgen Berghahn (SPD):Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Kolleginnen und Kollegen! In gewisser Hin-
sicht ist mir durchaus klar, wieso diese Anträge von 
der AfD hier heute eingebracht worden sind. Es gibt 
viele Hinweise, dass die verschiedenen Miss-
brauchskomplexe zusammenhängen. Die beiden 
vorliegenden Anträge sind dementsprechend 
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umfassend formuliert und sollen erläutern, wo es 
Verbindungen zwischen den Taten in Lügde und de-
nen in Bergisch Gladbach und Münster geben 
könnte. Dazu kommt die grundsätzlich richtige For-
derung, den Untersuchungsauftrag des PUA IV so 
zu erweitern, dass eine Kontrolle der Behörden auch 
zu den beiden anderen Komplexen möglich sein soll. 

Sie von der AfD-Fraktion wissen ja selbst, dass diese 
Forderung grundsätzlich richtig ist. Denn Sie haben 
eine Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion 
vom 30. Juni dieses Jahres aufgegriffen. Wir freuen 
uns natürlich, wenn Sie unsere Pressemitteilungen 
lesen, auch wenn Sie daraus diesen untauglichen 
Versuch machen, daraus heute einen Antrag ins Ple-
num einzubringen. 

Warum untauglich? Das werde ich Ihnen gern erklä-
ren. Ich könnte mich auf rein formelle Gründe zurück-
ziehen. Diese sind dann auch schnell aufgezählt. 

Erstens. In Ihren beiden Anträgen schildern Sie we-
der den Untersuchungszeitraum noch den Untersu-
chungsgegenstand. Es fehlt an einer Eindeutigkeit, 
was genau das Ziel unserer parlamentarischen Kon-
trolle der Exekutive sein soll.  

Sofern Sie vorhaben, zu den Komplexen „Bergisch 
Gladbach“ und „Münster“ seit 2002 Unterlagen zu 
verlangen, erscheint uns dies wenig praktikabel.  

Zweitens. Ihre Anträge werden dem Gebot der Be-
stimmtheit bei einem solchen Untersuchungsauftrag 
nicht gerecht. Ihre formulierten Fragestellungen sind 
entweder so speziell, dass sie andere Möglichkeiten 
völlig außer Acht lassen, oder aber so offen, dass ich 
den Eindruck habe, der Untersuchungsausschuss 
soll eigene Ermittlungen durchführen, als seien wir 
die Staatsanwaltschaft oder die Polizei; entspre-
chende Hinweise haben Sie eben auch gegeben. 

Damit sind wir schon beim dritten Punkt: Der Parla-
mentarische Untersuchungsausschuss ist gerade 
kein Ausforschungsausschuss. Man muss belegbare 
Missstände und konkrete Vorwürfe erheben, um 
diese dann entsprechend zu untersuchen. Diese 
konkreten Vorwürfe erheben Sie aber nicht. Damit 
verstoßen Sie gegen das Prinzip der Gewaltentei-
lung.  

Das sind die rein formellen Gründe unserer Ableh-
nung.  

Es gibt aber natürlich noch einen Hauptgrund, wes-
halb wir die Anträge zu diesem Zeitpunkt mit dieser 
Begründung ablehnen:  

Der überaus wichtige Untersuchungsauftrag des 
PUA IV ist getragen von einem breiten Konsens des 
Parlaments. Der Einsetzungsantrag wurde von vier 
der fünf Fraktionen unterzeichnet und am 26. Juni 
letzten Jahres einstimmig angenommen. 

Unsere Arbeit im Untersuchungsausschuss ist seit 
seiner Konstituierung davon geprägt, dass die Art 

des Vorgehens, die Durchführung der Beweisauf-
nahme bis hin zur Festlegung von Terminen von ei-
ner breiten demokratischen Mehrheit getragen wird.  

Wenn es also das Interesse des Parlaments ist, den 
Untersuchungsauftrag des PUA IV um die Komplexe 
„Bergisch Gladbach“ und „Münster“ zu erweitern, 
sollte ein solcher Erweiterungsantrag in einem ge-
ordneten Verfahren von einer breiten Mehrheit getra-
gen werden, oder aber diese beiden Komplexe müs-
sen in einem weiteren Untersuchungsausschuss ge-
klärt werden. 

In beiden Fällen darf ich Ihnen für die SPD-Fraktion 
aber nun auch noch den letzten Grund nennen, wa-
rum wir Ihre Anträge ablehnen; vielleicht haben Sie 
dies nicht aufgenommen, weil es nicht in unserer 
Pressemitteilung stand. 

Egal, was dieses Parlament zu dem Behördenhan-
deln in den Komplexen „Bergisch Gladbach“ und 
„Münster“ herausbringen bzw. untersuchen soll: Die 
Zeit wird für alle drei Themenkomplexe bis zum Ende 
der Legislaturperiode nicht ausreichen.  

Wir schulden es allen Opfern und deren Familienan-
gehörigen, aber auch der Öffentlichkeit, dass die Un-
tersuchungen in der nächsten Legislaturperiode fort-
gesetzt werden, wie wir es auch im Fall Amri getan 
haben. Diese wichtige politische, moralische und 
rechtlich nicht bindende Festlegung gehört ebenfalls 
in einen Erweiterungsantrag. 

Wie Sie sehen, gibt es viele Gründe, das eigentlich 
richtige Ansinnen zur Erweiterung des PUA IV heute 
abzulehnen. 

Zum Schluss muss ich Ihnen aber noch ganz deutlich 
sagen: Wir empfinden die Missbrauchsfälle als ge-
nauso unerträglich wie sicher alle anderen hier auch. 
Auch wir möchten, dass diese Komplexe umfassend 
aufgeklärt werden.  

Wir lehnen die Anträge dennoch aus den genannten 
Gründen ab und betonen, dass wir damit nicht gene-
rell gegen eine zukünftige parlamentarische Befas-
sung und einen großen Konsens hier im Hause stim-
men. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Berghahn. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der FDP Herr Abgeordneter 
Lürbke das Wort. Bitte sehr, Herr Kollege. 

Marc Lürbke (FDP): Vielen Dank. – Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will vorweg-
sagen: Die konsequente Bekämpfung von Kindes-
missbrauch, die Bekämpfung dieser, wie ich finde, 
abscheulichsten Verbrechen, die man sich nur vor-
stellen kann, zählt für mich und uns zu den 
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wichtigsten Aufgaben, die wir als Parlamentarier 
überhaupt haben können. 

Ich glaube, ich kann für alle, die sich damit in den 
letzten Monaten intensiv befasst haben, sagen: Es 
hat sich bei uns regelrecht eingebrannt, uns dafür 
einzusetzen, dass diese schändlichen Taten aufhö-
ren. 

Ich will, dass jeder dieser Täter zur Rechenschaft ge-
zogen wird. Ich will, dass unsere Kinder und Jugend-
lichen bestmöglich geschützt werden. Deswegen 
machen wir das hier.  

Wir machen das, damit Nordrhein-Westfalen wirklich 
optimal im Kampf gegen Kindesmissbrauch aufge-
stellt ist. Das ist unser Ziel. Ich glaube, da sind wir 
uns auch alle hier im Hause einig. Die Zeit des jahr-
zehntelangen Wegschauens ist definitiv vorbei. 

Ich spüre aber – das hat auch die Diskussion ge-
zeigt –, dass man unterschiedliche Einschätzungen 
darüber hat, was der Untersuchungsausschuss leis-
ten kann, um dieses Ziel zu erreichen. Wir müssen 
wirklich sehr sauber differenzieren, was Aufgabe des 
Untersuchungsausschusses sein kann. 

Wir haben uns hier bereits am 13. Februar 2020 über 
eine Erweiterung des Untersuchungsauftrages aus-
getauscht. Wir haben ihn aus gutem Grund nicht er-
weitert, wie ich nach wie vor finde.  

Ich habe damals gesagt: Ich nehme allen hier im 
Hause ab, dass sie ein ehrliches Interesse an der 
Aufklärung und daran haben, am Sachverhalt zu ar-
beiten. – Das gilt auch weiterhin. Aber wir sind eben 
nicht die Staatsanwaltschaft. Wir sind auch nicht die 
besseren Ermittler. 

Unsere Rolle als Parlamentarier ist eben eine an-
dere. Wir können gar nicht – so gern wir das vielleicht 
wollen – jede dieser schrecklichen Taten einzeln 
ausforschen, sondern unsere Aufgabe muss es doch 
sein, die strukturellen Defizite, das Handeln, die Feh-
ler von Behörden aufzudecken und abzustellen. Das 
ist unser Job. 

Herr Wagner, die Anträge gehen weit über das hin-
aus, was der Untersuchungsausschuss leisten kann. 
Straftaten aufzuklären, Verbindungen zwischen den 
Straftaten, Tätern, Tatkomplexen aufzudecken – all 
das ist, sosehr ich mir das auch wünsche, nicht Auf-
gabe des Untersuchungsausschusses. 

Es ist auch nicht unsere Aufgabe zu glauben, wir 
seien in irgendeiner Form cleverer oder hätten viel 
mehr Möglichkeiten als Hunderte von Ermittlern bei 
der Polizei oder der Staatsanwaltschaft, die seit Mo-
naten rund um die Uhr an der Aufklärung arbeiten, 
um alle Vorgänge vollumfänglich aufzuklären und die 
Täter dieser schrecklichen Taten zur Rechenschaft 
zu ziehen. Ich glaube nicht, dass wir mehr Möglich-
keiten haben. Unser Job als Parlamentarier ist ein 
anderer. 

Aber ich möchte die Gelegenheit nutzen, einmal al-
len Beamtinnen und Beamten, die seit Monaten in-
tensiv an der Aufklärung dieser vielen Taten arbeiten, 
für den sicherlich sehr schwierigen Job zu danken. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Herr Wagner, Sie stellen in Ihren Anträgen zu Recht 
viele Fragen, die mich auch interessiert. Aber wenn 
man sich das näher anschaut, muss ich sagen: Die 
Fragen gehören in den Innenausschuss oder in den 
Familienausschuss, gegebenenfalls in den Rechts-
ausschuss.  

Wir haben uns ja – ich spreche jetzt einmal für den 
Innenausschuss – mehrfach mit diesen Themen-
komplexen auseinandergesetzt. Wir haben mehrfach 
zu Bergisch Gladbach oder Münster getagt, darüber 
beraten und uns darüber ausgetauscht.  

Fakt ist: Ein bloßer Sachzusammenhang, so traurig 
und dramatisch er auch sein mag, reicht nicht aus, 
um den Untersuchungsauftrag des Untersuchungs-
ausschusses zu erweitern. Dann liefen wir wirklich 
Gefahr, uns zu verzetteln, weil jeder weitere Miss-
brauchsfall Gegenstand des PUAs werden könnte.  

Ich glaube, das bringt uns nicht weiter. Unsere Auf-
gabe ist es, schnell Bedingungen, Strukturen und Ab-
läufe so zu verbessern, dass jeder Form des Miss-
brauchs frühzeitig ein Riegel vorgeschoben wird. Da-
rauf sollten wir uns konzentrieren. 

Vieles ist bereits passiert. Das jahrzehntelange Weg-
schauen ist vorbei. Wir haben schon sehr viel auf den 
Weg gebracht. Wir haben die Kinderschutzkommis-
sion. Wir haben die IMAG. Wir haben uns über Än-
derungen im Strafrecht unterhalten.  

Bei der Polizei machen wir unglaublich viel. Bis 2021 
werden alleine 32 Millionen Euro in Technik inves-
tiert. Das Personal wird in diesem Bereich vervier-
facht. Es passiert also eine Menge.  

Nordrhein-Westfalen schaut ganz sicher nicht schul-
terzuckend zu, sondern wir haben Kindesmissbrauch 
und Kindesmissbrauchsabbildungen auf allen Ebe-
nen klipp und klar den Kampf angesagt, eben auch 
im Untersuchungsausschuss.   

Eine Erweiterung dieses PUAs – ich befürchte dann 
Beratungen bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag – führt 
uns eben nicht zu dem Ziel, dass wir effektiver und 
konsequenter aufgestellt sind. Das bringt uns an der 
Stelle nicht weiter. – Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Vereinzelt 
Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lürbke. – Als nächste Rednerin hat für 
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die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau Abgeord-
nete Kollegin Schäffer das Wort. Bitte sehr. 

Verena Schäffer*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte zu Be-
ginn noch einmal betonen, dass all diese Miss-
brauchsfälle, über die wir gerade sprechen – Lügde, 
Münster, aber auch der große Missbrauchskomplex, 
der von Bergisch Gladbach ausgegangen ist –, 
furchtbar und schrecklich sind.  

Wir wissen aber auch, dass die Dunkelziffer noch viel 
höher ist. Wir wissen aus Dunkelfeldstudien, dass in 
jeder Schulklasse durchschnittlich ein bis zwei Kin-
der von sexualisierter Gewalt betroffen sind.  

Die verstärkte Ermittlungsarbeit, die es schon gibt, 
aber auch die erhöhte öffentliche Aufmerksamkeit, 
die wir auch durch die Debatten zu Lügde, Münster, 
Bergisch Gladbach bekommen haben, führen aus 
meiner Sicht zu einer stärkeren Sensibilität in der Ge-
sellschaft, wodurch mehr Missbrauchsfälle bekannt 
werden.  

Das ist gut so. Es ist gut, dass diese Missbrauchsfälle 
bekannt werden, denn wir wollen ja gerade, dass das 
Dunkelfeld aufgehellt wird und Kinder aus anhalten-
den Missbrauchssituationen befreit werden können. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

In dem Zusammenhang leisten wir als Untersu-
chungsausschuss eine wichtige Arbeit, weil wir dazu 
beitragen können, die Frage eines möglichen Behör-
denversagens aufzuklären. Ziel ist es, strukturelle 
Verbesserungen für die Zukunft zu schaffen.  

Dafür muss man sich natürlich die Behörde angu-
cken – allerdings nicht nur die Polizeibehörde. Ich 
weiß, dass das Innenministerium das bereits durch 
die Stabstelle gemacht hat. Allerdings haben wir als 
Untersuchungsausschuss auch die Aufgabe, bezo-
gen auf die Jugendämter Aufklärungsarbeit zu leis-
ten, und das machen wir auch. 

Die Erweiterungsanträge der AfD werden wir als 
Grüne ablehnen. Ich möchte Ihnen gerne die Gründe 
dafür nennen: 

Erstens. Ich finde die Anträge anmaßend, weil wir als 
Abgeordnete nicht die besseren Polizeibeamtinnen 
und -beamte sind; das müssen wir auch anerkennen. 
Wir sind nicht die Ermittlerinnen und Ermittler, die 
strukturelle Netzwerke von Personen, die Kindes-
missbrauch betreiben, aufdecken können. Das kön-
nen wir schlichtweg nicht.  

Ich will noch einmal daran erinnern, dass die BAO 
Berg, die den Komplex Bergisch Gladbach unter-
sucht und wichtige Ermittlungsarbeit leistet, in der 
Spitze aus 360 Polizeibeamtinnen und -beamten be-
standen hat. Und wir sollen mal eben deren Arbeit 
übernehmen? – Das ist völlig unrealistisch.  

Ich finde das wirklich anmaßend, weil ich weiß, dass 
diese Polizeibeamtinnen und -beamten eine sehr en-
gagierte und wichtige Ermittlungsarbeit leisten. Das 
können wir als Untersuchungsausschuss überhaupt 
nicht; das ist auch gar nicht unsere Aufgabe. 

Herr Wagner, Sie sagen, Sie wollen Ermittlungsdruck 
aufbauen. Es ist zwar richtig, Ermittlungsdruck auf-
zubauen, aber das macht doch nicht der Untersu-
chungsausschuss, sondern die Polizei, weil es auch 
die Arbeit der Polizei ist.  

Der Untersuchungsausschuss kann mögliches Be-
hördenversagen untersuchen; das ist unsere Auf-
gabe. Das muss man klar trennen und die Aufgaben-
beschreibungen ernst nehmen, wer eigentlich für 
was zuständig ist. 

Es ist wichtig und richtig, Behördenversagen in Be-
zug auf Lügde zu untersuchen. Einige Zeugenver-
nehmungen bestätigen mich darin, wie richtig es war, 
diesen Untersuchungsausschuss einzusetzen. 

In Münster ist vielleicht nicht alles so gelaufen, wie 
man sich das vorgestellt hat, zum Beispiel in Bezug 
auf das Jugendamt oder auf das Landgericht. Das 
kann man alles diskutieren; das haben wir auch in 
der Sondersitzung gemacht, denn deswegen hatten 
wir ja eine Sondersitzung zu Beginn der Sommer-
pause beantragt.  

Aber diese Art eines möglichen Behördenversagens, 
wie wir es in Lügde vorfinden, haben wir meines Er-
achtens und nach dem jetzigen Kenntnisstand weder 
in Münster noch in Bergisch Gladbach.  

Ich finde, es wird auch den beteiligten Polizeibeam-
tinnen und -beamten nicht gerecht, insbesondere in 
Bezug auf Bergisch Gladbach, wo mit sehr großer 
Akribie Chatprotokolle und Missbrauchsabbildungen 
ausgewertet werden und jede Tapete, jede Bettde-
cke oder sonst was in Augenschein genommen wird, 
um weitere Täter, aber vor allen Dingen weitere Kin-
der zu entdecken und diese Kinder zu befreien.  

Ich finde, man kann diese Komplexe nicht verglei-
chen. Die Parallelen, die Sie ziehen, ziehe ich nicht. 
Das ist für mich der erste Grund, warum es dieser 
Anträge der AfD nicht bedarf und warum wir sie ab-
lehnen werden.  

(Beifall von den GRÜNEN und der FDP – Ver-
einzelt Beifall von der CDU) 

Den zweiten Grund habe ich bereits in Bezug auf die 
BAO Berg und die 360 eingesetzten Polizeibeamtin-
nen und -beamten in der Spitze der Ermittlungsarbeit 
angedeutet:  

Wir überfordern unseren Untersuchungsausschuss 
Lügde, wenn wir meinen, dass wir weitere Komplexe 
hineinnehmen können. Wir haben den Untersu-
chungsausschuss vor einem Jahr eingesetzt. Wir ha-
ben inzwischen zahlreiche Akten vorliegen und zahl-
reiche Zeuginnen und Zeugen vernommen.  
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Aber wir haben auch nach einem Jahr noch nicht alle 
Akten auf dem Tisch, die wir noch brauchen und an-
gefordert haben, allerdings nur noch anderthalb 
Jahre Zeit. 

Wir haben eine ellenlange Zeugenliste, die wir mo-
mentan überhaupt nicht abarbeiten können – im Ge-
genteil: Nach jeder Zeugenvernehmung haben wir 
gefühlt zwei neue Zeugen auf der Liste.  

Ich schaue den Ausschussvorsitzenden, Herrn Bör-
schel, an: Wir kommen mit den Zeugenvernehmun-
gen überhaupt nicht durch, weil wir bei jeder Verneh-
mung mindestens drei bis vier Stunden brauchen. 
Wir haben jetzt schon ein enormes Zeitproblem, 
überhaupt durch diesen Komplex „Lügde“ durchzu-
steigen. 

Wenn wir uns und unsere Arbeit ernst nehmen, müs-
sen am Ende Handlungsempfehlungen stehen. Ich 
will das nicht alles nur gemacht haben, um eine wich-
tige Aufklärungsarbeit geleistet zu haben, sondern 
ich will, dass wir nachher hoffentlich im Konsens ge-
meinsame Handlungsempfehlungen erarbeiten. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Die muss es irgendwann auch geben, und zwar nicht 
erst in zehn Jahren, sondern in anderthalb Jahren, 
zum Ende der Legislatur. 

Es ist vielleicht eine bittere Erkenntnis, dass wir mei-
nes Erachtens nicht jeden größeren Missbrauchsfall 
in einem PUA aufklären können. Ich habe zu Beginn 
gesagt: Wir haben eine riesengroße Dunkelziffer, 
und ich glaube, auch in den nächsten Jahren wird die 
Polizei noch weitere solcher großen Komplexe aus-
heben.  

Das ist ja politisch gewollt; wir verstärken die Polizei, 
damit das Dunkelfeld aufgeklärt wird. Aber wir kön-
nen nicht jeden Missbrauchsfall – so bitter das ist – 
in einem Untersuchungsausschuss aufklären. Das 
ist schier nicht möglich. 

Deshalb haben wir uns ja darauf verständigt, mit der 
Kinderschutzkommission eine beständige Struktur 
im Parlament zu schaffen, um das Thema „Kinder-
schutz“ aufrechtzuerhalten, damit es eben nicht eine 
Eintagsfliege wird, sondern auch über Legislaturperi-
oden hinaus ein wichtiges Thema in diesem Landtag 
bleibt. Ich meine, dass es eine wichtige und eine gute 
Entscheidung war, diese Kinderschutzkommission 
einzurichten. 

Ich habe es schon mehrfach gesagt und bleibe da-
bei; das will ich mir auch immer wieder auf die Fahne 
schreiben: Aus meiner Sicht tragen wir hier die ge-
meinsame Verantwortung dafür, dass das Thema 
„Kinderschutz“ in anderthalb Jahren nach Ablauf die-
ser Legislatur nicht einfach so vorbei ist, sondern 
auch in der nächsten Legislatur und in der über-
nächsten – vielleicht von unseren Nachfolgerinnen 
und Nachfolgern – weiter bearbeitet wird, weil 

Kinderschutz in unserer Gesellschaft unheimlich 
wichtig ist. Also lassen Sie uns doch dieser Verant-
wortung gemeinsam gerecht werden und Kinder-
schutz hochhalten. 

Aber es gibt die bittere Erkenntnis, dass wir nicht je-
den Fall aufarbeiten können; dazu haben wir nicht die 
Möglichkeiten. Wir sind nicht die besseren Polizeibe-
amtinnen und -beamten. Deshalb werden wir diese 
Anträge der AfD auch ablehnen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Schäffer. – Als nächster Redner 
hat Herr Abgeordneter Bialas für die Fraktion der 
SPD das Wort. 

Andreas Bialas (SPD): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Die pädokriminellen 
Verbrechen und die Aufarbeitung von Münster – ich 
werde im Weiteren hauptsächlich auf Münster einge-
hen – zeigen nach dem, was wir bisher wissen und 
mitbekommen haben, meines Erachtens, wo wir ste-
hen: Wir sind immer noch relativ am Anfang eines 
Weges. 

Wir sehen in Münster: Sobald Behörden und auch 
die Polizei den Straftatbestand des schweren sexu-
ellen Missbrauchs ernst nehmen und sogenannte 
harte Ausgangsfaktoren anerkennen, verfolgen sie 
den Sachverhalt konsequent und arbeiten in der Re-
gel sehr professionell. Für den Bereich der Polizei 
sind wir heute auch dem Innenminister für seine Ar-
beit sehr dankbar; das sage ich sehr deutlich. 

Wo es aber scheinbar nur weiche Hinweise gibt, wo 
die Verhinderung von Straftaten und die Prävention 
nicht in den Mittelpunkt rücken, wo kein schwerer Fall 
des Missbrauchs angenommen wird oder wo bereits 
Ermittlungsarbeit zu Beginn jenseits einer Technikfo-
kussierung geleistet werden sollte, aber genau das 
nicht stattfindet, sind wir noch nicht wesentlich wei-
tergekommen. Das zeigt Münster 2020 auf erschre-
ckende Weise; Lügde war da bereits geschehen. 
Warum erneut diese Formen in Münster? 

Niemand hat Verständnis dafür, dass bei einem 
zweimalig vorbestraften Pädophilen, bei dem erneut 
der Verdacht besteht, kinderpornografisches Mate-
rial zu besitzen und zu vertreiben, bei dem eine 
Durchsuchung und Sicherstellung durchgeführt 
wurde, bei dem das Handy Mitte des Jahres 2019 
ausgelesen wurde, wobei erneut einschlägiges Ma-
terial, Filme und Fotos gefunden wurden, jenseits der 
Ausleseversuche von Datenträgern keine anderen 
Ermittlungen stattfanden. 

Niemand hat Verständnis dafür, dass nichts weiter 
gemacht wurde, obwohl völlig klar war, dass sich dort 
ein Kind im unmittelbaren Zugriffsbereich des Täters 
befand. 
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Ein Jahr nach Sicherstellung, ein Dreivierteljahr nach 
Auslesen des Handys mit Kinderpornos darauf 
wurde nichts unternommen. Da hilft auch kein Ver-
weis auf die enorme Datenmenge. Umso mehr müs-
sen dann eben auch andere Ermittlungsmaßnahmen 
ansetzen und greifen. 

In dieser Zeit, in der der Täter bereits wusste, dass 
die Polizei gegen ihn ermittelt, fanden die brutalen ta-
gelangen Gruppenvergewaltigungen an zwei kleinen 
Jungen statt. Wie sicher muss sich dieser Täter ge-
fühlt haben? 

Warum – so fragen wir uns – wird nicht automatisch 
ein Verdacht des Missbrauchs und der sexuellen Ge-
walt angenommen, wenn ein Pädophiler wegen an-
derer Sexualdelikte gegen Kinder mehrfach auffällig 
wird und sich ein wehrloses Kind in seinem unmittel-
baren Zugriffsbereich befindet?  

Dabei geht es nicht um Strafverfolgung, sondern da-
rum, Straftaten zu verhindern. Die Annahme, dass 
der Missbrauch und die sexuelle Gewalt gegen Kin-
der und das Anfertigen, Kaufen und Verkaufen dieser 
abscheulichen Filme und Bilder eng beieinanderlie-
gen, ist doch nun wirklich nahe liegend. 

Ebenso wissen wir doch mittlerweile auch, dass die 
Täter aus dem nahen Umfeld der Opfer stammen 
und meistens die Väter, Stiefväter oder die Lebens-
gefährten der Mütter sind.  

Wie lässt sich sagen: In Münster gab es keinen An-
fangsverdacht auf sexuellen Missbrauch? Musste 
wirklich erst ein Film gefunden werden, auf dem Tä-
ter und Opfer zu sehen waren? Brauchte es das, um 
dadurch und erst dann einen Ausgangspunkt für Er-
mittlungen zur sexuellen Gewalt zu erkennen? – Ich 
glaube, das ist ein Kernpunkt im Fall Münster.  

Was wurde dann getan? – Auch das wird doch zu 
betrachten sein: ein planmäßiges Suchen nach Infor-
mationen mittels der zur Verfügung stehenden Maß-
nahmen zur Ermittlung, beispielsweise Befragungen, 
Vernehmungen, Observationen, Telekommunikati-
onsüberwachungen, ein weiteres Sicherstellen und 
Durchsuchen möglicherweise, also ein umfassendes 
Ausleuchten des Verhaltens und Handelns des Tä-
ters. 

Die Wohnungen von Opfer und Täter lagen meines 
Wissens in Sichtweite. Wir wollen schon wissen, wa-
rum dort nicht gehandelt wurde. 

Insgesamt besteht bei den Behörden – das ist zu-
nächst in einem freiheitlich orientierten Land auch 
völlig richtig so – eine deutliche Zurückhaltung und 
Schwierigkeit, wenn es in private Bereiche von Er-
wachsenen vorzudringen gilt.  

Aber auch hier – das sei sehr deutlich gesagt – gilt 
für uns: Die Rechte der Kinder müssen höherwertig 
sein und vor den Rechten der Eltern gewahrt werden. 

Die Kinder sind die Schwächeren und bedürfen da-
her größerer Unterstützung.  

Eine primäre und aktuelle Betrachtung der Opferge-
fahr von Kindern und Jugendlichen im aktuellen Zeit-
alter ist eher lückenhaft; der Blick ist hier nicht scharf. 
Das Kind als Mittelpunkt der Betrachtung, als poten-
zielles Opfer gerade auch innerhalb der familiären 
und nahen sozialen Bezüge zu sehen, ist ein wesent-
licher Schwachpunkt derzeitiger Behördenarbeit. 

Lassen Sie mich noch etwas zum derzeitigen Unter-
suchungsausschuss IV hinzufügen. Ein Untersu-
chungsausschuss dient der parlamentarischen Kon-
trolle, der Aufdeckung von Sachverhalten, der Suche 
nach Strukturen als Ausgangspunkt für Verbesse-
rungen.  

Er ist selbstverständlich auch das schärfste Schwert 
der Opposition und ein politisches Kampfmittel. Wir 
sehen zurzeit leider, dass sich der eine oder andere 
dessen nicht enthalten kann.  

Aber dieser PUA ist dennoch etwas anderes: Er ist 
ernsthaft von der breiten Überzeugung und dem brei-
ten Willen getragen, Sachverhalte überhaupt erst 
einmal zu verstehen, aufzudecken, zu lernen, Ände-
rungen anzustoßen.  

Sexueller Missbrauch an Kindern ist nun nicht neu; 
vermutlich ist er so alt wie die Menschheit. Wellenför-
mig wird das Thema hochgespült und verschwindet 
dann wieder im Wellental. Wir sorgen im Untersu-
chungsausschuss auch dafür, dass das eben nicht 
geschieht, sondern das Thema präsent bleibt.  

In der Tat wird das Delikt nicht einfach verschwinden. 
Es wird das in jeder Stadt immer geben. Jetzt hat 
man ein, zwei, drei Städte; wahrscheinlich werden 
alle quer durchs Land irgendwann dazukommen. Wir 
werden mit Sicherheit nicht in jede Stadt schauen.  

Aber wir müssen Dinge in Erfahrung bringen. Wir 
können nur mittels Repression, Aufklärung, Vorbeu-
gung und Ermittlungen zur Verhinderung versuchen, 
es stetig zurückzudrängen.  

Wir können dringend nötige und stetige Aufmerk-
samkeit erzeugen und neues Wissen anregen. Wenn 
uns das in diesen Fällen gelingt, ist das jeglichen 
Schweißes wert.  

Daraus folgt: Wir sind beileibe nicht die besseren Er-
mittler. Wir machen auch weder Polizeiarbeit noch 
die Arbeit der Staatsanwaltschaften noch der Ge-
richte etc.  

Aber wir haben jenseits der individuellen Schuldfrage 
den Blick auf die Rahmenbedingungen und Zusam-
menhänge: Warum wurde von verschiedenen Perso-
nen in den verschiedenen Strukturen so gehan-
delt? – Das ist schon von höchstem Interesse für 
uns.  
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Ich durfte bereits an mehreren Untersuchungsaus-
schüssen teilnehmen. Man stellt sich immer die 
Frage: Warum macht er oder sie das? Wie passiert 
so etwas? Ist das Boshaftigkeit? – Eher nicht. Ist das 
Dummheit? – Ja, mitunter.  

Ist das Faulheit? – Ja, auch. Möglicherweise unpas-
sende Haltungen? – Das schon häufiger. Falsche 
Strukturen? – Ebenfalls häufiger. Fehlendes Wissen 
und Können? – Auch sehr häufig. Fehlende Netz-
werke? – Ebenfalls. Es gibt auch andere Faktoren. 

Alles das haben wir in den verschiedenen Untersu-
chungsausschüssen schon immer herausfinden und 
wichtige Hinweise für die weitere Arbeit geben kön-
nen. Das sollten wir in diesem Fall ebenfalls umfas-
send und auch lang anhaltend tun. 

Das sind die Fragen, die uns beschäftigen, damit wir 
Opfer besser schützen und die Täter früher ins Hell-
feld ziehen. Das ist auch der Gedanke, der uns in 
diesem Untersuchungsausschuss eindeutig eint.  

Wir werden zum geeigneten Zeitpunkt einen Antrag 
zur Erweiterung des Untersuchungsauftrags stellen. 
Herr Panske, lieber Dietmar, ich darf dir seherische 
Fähigkeiten an dieser Stelle unterstellen. Wir werden 
dort genau prüfen, was wir betrachten müssen, damit 
es nicht zu ausufernd ist. Wir wollen natürlich auch 
Rücksicht auf laufende Verfahren nehmen und müs-
sen schauen, welche Zeiträume wir abdecken.  

Wenn wir uns umfangreicher damit beschäftigen wol-
len, kann es in der Tat sein, dass der PUA wie jeder 
Ausschuss der Diskontinuität anheimfällt. Wir sollten 
dann tatsächlich versuchen, einen Konsens zu fin-
den, diese Untersuchung weiterzuführen.  

Noch einmal: Es geht nicht darum, den Untersu-
chungsausschuss als politisches Kampfmittel zu nut-
zen oder zu instrumentalisieren, sondern lang anhal-
tende Aufklärungsarbeit leisten zu können. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Bialas. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der AfD Herr Abgeordneter Wagner 
das Wort. 

Markus Wagner (AfD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Liebe Kollegen Bialas 
und Berghahn, natürlich verfolgen wir die Pressemit-
teilungen der SPD; wir tun quasi den ganzen Tag 
nichts anderes.  

Aber natürlich haben wir auch Ihre Äußerungen im 
Parlamentarischen Untersuchungsausschuss mitbe-
kommen. Ich glaube, da sind wir alle hellwach, egal 
welcher Fraktion wir angehören. Dort haben Sie be-
reits angekündigt, dass Sie möglicherweise eine 

Weiterverfolgung des Falles Münster im Rahmen des 
PUA für notwendig halten. 

Sie haben eben sehr eindrücklich dargelegt, warum 
das so ist. Allerdings war das schon vor zwei Mona-
ten. Sie hatten also zwei Monate Zeit, das zu tun.  

Wir stehen heute im PUA IV vor der Situation, dass 
uns noch nicht einmal alle Akten vorliegen. Ich habe 
damals – Sie werden sich möglicherweise daran er-
innern, als ich hier stand und den PUA beantragt 
habe – darauf hingewiesen, dass es notwendig sei, 
den PUA so früh wie möglich einzusetzen, weil aus 
meiner Sicht viel Zeit vergehen würde, bis wir mit der 
Arbeit starten können. Dass wir heute noch nicht ein-
mal alle Akten haben, hätte selbst ich damals nicht 
gedacht. Deswegen entschieden wir uns, Münster 
und Bergisch Gladbach heute einzureichen. 

Herr Panske, da Sie von strafrechtlich relevanten 
Verbindungen reden: Wenn wir den Fall „Bergisch 
Gladbach“ betrachten, stellen wir fest, dass es zwi-
schen beiden Komplexen verwandtschaftliche Bezie-
hungen gibt. Uns wird gesagt: Das waren möglicher-
weise ungewöhnliche Zufälle. – Ich denke, es geht 
Ihnen ähnlich wie mir: Seit unserer Arbeit im PUA IV 
glaube ich immer weniger an ungewöhnliche Zufälle, 
schon gar nicht bei zwei Kindesmissbrauchsfällen, 
die sich räumlich so überschneiden. Der Camping-
platz in Lügde wurde durch Täter aus Bergisch Gla-
dbach genutzt – umgekehrt verhielt es sich ähnlich. 

Das alles gilt es zu beleuchten – und das können wir 
im Rahmen eines Untersuchungsausschusses tun. 
Ich finde es gut, dass Sie alle zu der Erkenntnis ge-
kommen sind, dass dieser Untersuchungsausschuss  

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

– ich bin gleich am Ende; leider ist die Zeit vorbei – 
über die Legislaturperiode hinausreichen wird. Das 
muss er sogar; er muss über die Legislaturperiode 
hinausreichen. Das wird uns die Möglichkeit geben, 
wenigstens Münster mit zu bearbeiten. Ich habe sehr 
erfreut zur Kenntnis genommen, dass die SPD-
Fraktion Münster mit bearbeiten will. Sie können sich 
darauf verlassen, dass unsere Stimmen dafür sicher 
sind. – Danke. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, mir liegen keine 
weiteren Wortmeldungen zu diesem Tagesord-
nungspunkt vor. – Das bleibt auch weiterhin so. Dann 
sind wir am Schluss der Aussprache. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, zuerst über den 
Antrag Drucksache 17/10647. Die Abgeordneten der 
antragstellenden Fraktion der AfD haben direkte Ab-
stimmung beantragt, sodass ich nunmehr über den 
Inhalt des Antrags abstimmen lasse und frage, wer 
dem zustimmen möchte. – Das sind die anwesenden 
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Abgeordneten der AfD. Gegenstimmen? – Das sind 
die anwesenden Abgeordneten der Fraktionen der 
CDU, der SPD, der FDP und von Bündnis 90/Die 
Grünen. Gibt es Kolleginnen und Kollegen, die sich 
der Stimme enthalten wollen? – Das ist nicht der Fall. 
Dann stelle ich fest, dass der Antrag Drucksache 
17/10647 mit dem gerade festgestellten Abstim-
mungsergebnis abgelehnt wurde. 

Ich lasse zweitens abstimmen über den Antrag 
Drucksache 17/10648. Auch hier hat die antragstel-
lende Fraktion der AfD direkte Abstimmung bean-
tragt. Ich lasse deshalb über den Inhalt des Antrags 
Drucksache 17/10648 abstimmen und frage, wer 
dem zustimmen möchte. – Das sind die Abgeordne-
ten der AfD. Gegenstimmen? – Das sind die Abge-
ordneten der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen. Gibt es Kolleginnen und Kol-
legen, die sich der Stimme enthalten wollen? – Das 
ist nicht der Fall. Dann stelle ich fest, dass auch der 
Antrag Drucksache 17/10648 abgelehnt wurde. 

Ich rufe auf: 

10 Fragestunde 

Drucksache 17/10704 

Es liegen Ihnen die Mündlichen Anfragen 77, 78 und 
79 vor.  

Ich rufe zunächst die  

Mündliche Anfrage 77  

des Abgeordneten Johannes Remmel von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen  auf: „Wann und mit wel-
chem Teilnehmerkreis haben die von Frau Ministerin 
Scharrenbach im Rahmen der Aktuellen Stunde am 
25. Juni 2020 angekündigten Treffen der Landesre-
gierung mit Vertreterinnen und Vertretern der von 
den Filialschließungen bei Galeria Karstadt Kaufhof 
und Karstadt Sport betroffenen Städte stattgefun-
den?“ 

Ich weise vorsorglich darauf hin, dass die Landesre-
gierung in eigener Zuständigkeit entscheidet, wel-
ches Mitglied der Landesregierung eine Mündliche 
Anfrage im Plenum beantwortet. Ich darf feststellen, 
dass die Landesregierung mitgeteilt hat, dass Frau 
Ministerin Scharrenbach antworten wird, sodass ich 
ihr jetzt auch das Mikro freischalte. Bitte sehr, Frau 
Ministerin. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. – Sehr geehrte Herr Abgeordneter Rem-
mel, die erste Frage lautet: „Wann und mit welchem 
Teilnehmerkreis haben die von Frau Ministerin 
Scharrenbach im Rahmen der Aktuellen Stunde am 
25. Juni 2020 angekündigten Treffen der Landes-

regierung mit Vertreterinnen und Vertretern der von 
den Filialschließungen bei Galeria Karstadt Kaufhof 
und Karstadt Sport betroffenen Städte stattgefun-
den?“ 

Zur Beantwortung: Unmittelbar nach der Ankündi-
gung der drohenden Filialschließungen der Waren-
häuser von GALERIA Karstadt Kaufhof habe ich mit 
der Oberbürgermeisterin und den Oberbürgermeis-
tern sowie der Bürgermeisterin und den Bürgermeis-
tern der betroffenen Städte ein gemeinsames Ge-
spräch geführt. Sie haben noch an dem Freitag – das 
war eine Mitteilung, die über den WDR Verbreitung 
gefunden hat – eine Adresse der Landesregierung 
bekommen, dass wir auf die betroffenen Städte zu-
gehen werden. 

Letztendlich fand das gemeinsame Gespräch am 
8. Juli 2020 statt. Es war zum Zeitpunkt der Aktuellen 
Stunde am 25. Juni 2020 bereits terminiert. An die-
sem Gespräch nahm im Rahmen des Insolvenzver-
fahrens auch der Sachwalter von GALERIA Karstadt 
Kaufhof teil. 

Die einzelnen Teilnehmer: vonseiten der Bun-
desstadt Bonn hat Herr Oberbürgermeister Ashok-
Alexander Sridharan teilgenommen; vonseiten der 
Landeshauptstadt Düsseldorf Herr Oberbürgermeis-
ter Thomas Geisel; vonseiten der Stadt Essen Herr 
Oberbürgermeister Thomas Kufen; vonseiten der 
Stadt Hamm Herr Oberbürgermeister Thomas 
Hunsteger-Petermann; vonseiten der Stadt Köln 
Frau Oberbürgermeisterin Henriette Reker; vonsei-
ten der Stadt Leverkusen Herr Oberbürgermeister 
Uwe Richrath; vonseiten der Stadt Mönchenglad-
bach Herr Oberbürgermeister Hans Wilhelm Rei-
ners; vonseiten der Stadt Bielefeld in Vertretung des 
Oberbürgermeisters Clausen Herr Wirtschafts- und 
Baudezernent Gregor Moss; vonseiten der Stadt 
Gummersbach Herr Bürgermeister Helmenstein; 
vonseiten der Stadt Gütersloh Herr Bürgermeister 
Schulz; vonseiten der Stadt Brühl in Vertretung des 
Bürgermeisters Freytag Herr Beigeordneter Gerd 
Schiffer; für die Stadt Neuss in Vertretung des Bür-
germeisters Breuer Herr Erster Beigeordneter und 
Kämmerer Frank Gensler; für die Stadt Iserlohn in 
Vertretung des dortigen Bürgermeisters Herr Beige-
ordneter Stolte; für die Städte Dortmund und Witten 
hat niemand an dem Austausch am 8. Juli teilgenom-
men; vonseiten Kebekus et Zimmermann Rechtsan-
wälte GbR der benannte Sachwalter im Insolvenz-
verfahren, Herr Dr. Frank Kebekus; vonseiten des 
Städtetags Nordrhein-Westfalen hat Herr Detlef 
Raphael teilgenommen und vonseiten des Städte- 
und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen Frau 
Dr. Cornelia Jäger. 

Im Zusammenhang mit diesem ersten Erfahrungs-
austausch am 8. Juli haben wir miteinander verein-
bart, dass wir in einen regelmäßigen Erfahrungsaus-
tausch mit den Vertreterinnen und Vertretern dieser 
Städte eintreten wollen, um vor allem aktuelle 
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Entwicklungen bei den Gesprächen der Kommunen 
mit den verschiedenen Grundstückseigentümerin-
nen und -eigentümern für alle sichtbar zu machen 
und um gemeindeübergreifende Verhandlungspositi-
onen und Strategien im Umgang mit möglicherweise 
final zur Aufgabe anstehenden Immobilien auszulo-
ten.  

Daneben sollen in diesem Erfahrungsaustausch 
auch aus anderen Projekten mit ähnlichen Heraus-
forderungen resultierende Lösungswege diskutiert 
und darüber hinaus entwickelt werden.  

Dieser erste Termin auf Arbeitsebene fand am 25. Au-
gust 2020 statt. Hier haben entweder die Oberbürger-
meisterinnen und Oberbürgermeister oder die ent-
sprechenden Dezernentinnen und Dezernenten so-
wie Amtsleitungen der Städte teilgenommen.  

Ein nächster Erfahrungsaustausch in diesem Kreis 
ist für November 2020 terminiert. Für 2021 sind wei-
tere Sitzungen geplant.  

Zu Ihrer zweiten Frage: „In welchem Zusammenhang 
steht die Kommunalumfrage, über welche die Minis-
terin die Kommunen erstmals am 26. Juni informiert 
hat, mit den Schließungen bei Galeria Karstadt Kauf-
hof?“  

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Remmel, die Kom-
munalumfrage steht in keinem Zusammenhang mit 
den Schließungen von GALERIA Karstadt Kaufhof, 
denn wir haben als Landesregierung bereits im Som-
mer 2018 die Landesinitiative „Zukunft Innenstadt 
Nordrhein-Westfalen“ mit vielen verschiedenen Be-
teiligten ins Leben gerufen, um uns im Besonderen 
den Herausforderungen der Innenstadt- und Zen-
trenpolitik in Nordrhein-Westfalen widmen zu kön-
nen.  

Dazu gehört beispielsweise der Verband der Woh-
nungswirtschaft, um das Thema „Wohnen“ in Innen-
stadt, in Zentren verstärkt zu adressieren. Natürlich 
gehören auch der Handelsverband Einzelhandel und 
die kommunalen Spitzenverbände und viele andere 
Akteure aus Wirtschaft, Handel und vergleichbaren 
Verbänden und Organisationen dazu.  

Wir haben uns im Zuge dieser Landesinitiative für 
dieses Jahr überlegt, eine Kommunalumfrage durch-
zuführen, um passgenauer für die Bedürfnisse von 
Städten und Gemeinden im Blick auf die Zukunft der 
Innenstadtentwicklungen Lösungen zu finden. Diese 
Kommunalumfrage ist bereits vor Corona entwickelt 
und angegangen worden.  

Wir haben dann während des Coronashutdowns seit 
dem 16. März diese Umfrage nicht gestartet, weil die 
Städte und Gemeinden vor dem Hintergrund der un-
bekannten Lage – das wissen Sie, und alle Beteilig-
ten innerhalb von Landesregierung und Landtag ha-
ben sich dafür ausgesprochen, die Umfrage erst ein-
mal zurückzustellen – andere Herausforderungen zu 
bewältigen hatten, als eine Umfrage zu beantworten.  

Wir haben im weiteren Verlauf von Corona diese Um-
frage noch um coronaspezifische Fragestellungen 
ergänzt und sie letztendlich am 26. Juni in die Wege 
geleitet. Wir verzeichnen bisher einen erfreulich ho-
hen Rücklauf von ungefähr 70 % der adressierten 
Städte und Gemeinden. Die Ergebnisse sollen 
Grundlage für die weitere Unterstützung der Kommu-
nen und die Umsetzung von landespolitischen Initia-
tiven im Zusammenhang mit Innenstadt- und Zen-
trenentwicklung sein. Die Entwicklungen werden im 
Herbst/Winter 2020 vorliegen und natürlich dem Par-
lament zur Verfügung gestellt.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin. – Herr Remmel hat eine erste Frage. Bitte 
schön, Herr Kollege Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Schönen Dank, Frau 
Ministerin, für die Beantwortung der Eingangsfrage.  

Ich würde gerne ergänzend fragen wollen, welche 
konkrete Unterstützung die Landesregierung mit den 
betroffenen Städten in den von Ihnen dargestellten 
Gesprächsrunden besprochen und vereinbart hat. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau Mi-
nisterin. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Es war – so will ich es einmal wiederge-
ben – ein sehr emotionales Gespräch mit den Vertre-
tungen der Städte und Gemeinden, in dem unisono 
vonseiten der Stadtvertretungen deutlich gemacht 
wurde, dass sie sich mit hoher Intensität für den Er-
halt ihrer jeweiligen Filiale einsetzen. Das ist absolut 
nachvollziehbar. 

Die Filialen, über die wir hier sprechen – ob sie nun 
in den großen Städten und kreisfreien Städten des 
Landes angesiedelt sind oder in dem kreisangehöri-
gen Raum –, sind in der Regel für die Innenstädte 
oder Zentren Ankergeschäfte. Insofern befürchten 
natürlich die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
neben dem Verlust der Arbeitsplätze, der entspre-
chend vor Ort droht, auch die Schließung einer ent-
sprechenden Ankerfiliale, eines Ankergeschäftes mit 
den möglichen negativen Ausstrahlungswirkungen, 
die wir durchaus aus vergleichbaren Schließungen in 
Nordrhein-Westfalen – Stichwort, das hatte ich da-
mals in der Debatte auch gesagt: Hertie-Insolvenz 
2008/2009 – kennen.  

Die Bürgermeister haben in diesem ersten Gespräch 
deutlich gemacht, dass sie zu dem Zeitpunkt 8. Juli, 
zu dem noch Verhandlungen geführt wurden – und 
das hat der Sachwalter im Insolvenzverfahren deut-
lich gemacht –, mit einzelnen Grundstückseigentü-
merinnen und -eigentümern der betroffenen Stand-
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ortkommunen noch nicht über Anschlusskonzepte 
reden wollten. Sie haben gesagt: Das wäre zum jet-
zigen Zeitpunkt falsch, denn jetzt konzentrierten wir 
unsere ganzen Kräfte darauf, dafür Sorge zu tragen, 
dass wir Filialen behalten können.  

Das ist zumindest bis zum heutigen Zeitpunkt für Es-
sen mit der Konzernzentrale und der entsprechen-
den Filiale der GALERIA-Karstadt-Kaufhof-Gruppe 
gelungen, es ist auch für andere Städte in Nordrhein-
Westfalen gelungen.  

Es gibt derzeit noch zwei weitere Städte, die um den 
Erhalt dieser Filialen mit dem Sachwalter im Insol-
venzverfahren, auch mit Unterstützung der Landes-
regierung, ringen, sodass wir im Hinblick auf die Un-
terstützung vereinbart haben, zum einen diesen re-
gelmäßigen Erfahrungsaustausch durchzuführen, 
der sehr wichtig ist, um eben vergleichbar Strategie-
austausche betreiben zu können und Vorgehenswei-
sen miteinander zu verabreden.  

Zum anderen haben wir zum Zeitpunkt 8. Juli mitei-
nander die Eckpunkte des Sonderprogramms „In-
nenstädte“ besprochen, weil wir in die Konzeption 
des Sonderprogramms, das Gegenstand des Nord-
rhein-Westfalen-Programms I und mit 70 Millionen 
belegt ist, auch einen Baustein zügig aufgenommen 
haben, was das Thema „GALERIA Karstadt Kaufhof 
Großimmobilien“ anbetrifft. Das finden Sie entspre-
chend in dem Förderaufruf hinterlegt. Das sind die 
beiden Punkte. 

Ergebnisse aus dem Gespräch von gestern habe ich 
zum heutigen Zeitpunkt noch nicht vorliegen. Sofern 
Sie – und davon gehe ich aus – natürlich im weiteren 
Verlauf informiert werden wollen, kann ich Ihnen die 
Ergebnisse gerne in einer der nächsten Sitzungen 
des Ausschusses für Heimat, Kommunales, Bauen 
und Wohnen zur Verfügung stellen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke, Frau Ministe-
rin. – Frau Schäffer hat eine Frage. Bitte schön, Frau 
Schäffer. 

Verena Schäffer*) (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Frau Ministerin, Sie haben ja gerade ange-
sprochen, dass manche Filialen von GALERIA Kauf-
hof erhalten bleiben können, dass der Erhalt gesi-
chert ist, was für die jeweiligen Städte natürlich eine 
erfreuliche Nachricht ist. 

War die Landesregierung an Gesprächen zum Erhalt 
von konkreten Filialen beteiligt und, wenn ja, in wel-
chen konkreten Filialen hat die Landesregierung an 
Gesprächen teilgenommen? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte.  

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Diese Gespräche ha-
ben stattgefunden, auch unter aktivem Einschalten 
des Ministerpräsidenten – zentral war hier der Erhalt 
sowohl der Konzernzentrale als auch der Filiale in 
Essen –, in dem Fall mit dem unmittelbaren Eigentü-
mer der SIGNA Gruppe. 

Ich selbst habe auch Gespräche mit dem Generalbe-
vollmächtigten von GALERIA Karstadt Kaufhof über 
einzelne Standorte geführt. Über diese Standorte ist 
aber noch nicht positiv entschieden. Insofern gestat-
ten Sie mir, dass ich hier in öffentlicher Sitzung zu 
diesem Zeitpunkt keine weiteren Ausführungen ma-
che. Aber die Landesregierung hat sich aktiv in die 
Diskussionen um die Erhaltungsfähigkeit der ent-
sprechenden Warenhäuser mit einem Angebot ein-
gebracht. 

Wir haben zugleich immer sehr deutlich gemacht – 
ob das hier im Plenum war oder in entsprechenden 
Gesprächen mit Vertretungen von GALERIA Kar-
stadt Kaufhof –, dass es eines nachhaltigen und be-
lastbaren Zukunftskonzeptes auch für die verbleiben-
den Filialen bedarf. 

Wenn Sie die Historie dieser Warenhausgruppe neh-
men, egal welchen Namen sie seit ihrer Initiierung 
getragen hat, dann ist eine der großen Herausforde-
rungen der letzten Jahre und Jahrzehnte eben die-
ses nachhaltige Warenhauszukunftskonzept. Es ist 
beispielsweise auch von den Oberbürgermeisterin-
nen und Oberbürgermeistern und den Bürgermeis-
tern am 8. Juli gegenüber dem Sachwalter im Insol-
venzverfahren mehr als deutlich gemacht worden, 
dass man genau dies erwartet.  

Alle, die dort waren – die zum Teil bis heute betroffen 
sind, weil die Warenhausschließung unabwendbar 
ist, auch wenn der eine oder andere noch hofft, dass 
man zu einer Einigung kommt –, haben ganz einfach 
die Sorge für alle anderen Filialen gleich mit vorge-
tragen. Es war eine im hohen Maße verantwortliche 
Diskussion auch für die Filialen, deren Belegenheits-
bürgermeister in dem Fall nicht an dem Tisch geses-
sen haben. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin. – Frau Beer hat eine Frage.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön, Herr Präsi-
dent. – Frau Ministerin, Anfang August haben die 
Medien darüber berichtet, dass es im aktuellen Stand 
der Gespräche auch um eine Transfergesellschaft 
geht. Es wurde übereinstimmend dazu berichtet, 
dass eine einvernehmliche Lösung für eine Verlän-
gerung der Laufzeit über ein halbes Jahr hinaus ge-
scheitert sei. Das soll an der fehlenden Finanzie-
rungszusage des Landes gelegen haben. 
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Wie stehen Sie zu diesem Vorwurf von ver.di, dass 
eine Verlängerung der Transfergesellschaft über ein 
halbes Jahr hinaus an der fehlenden Finanzierungs-
zusage des Landes NRW gescheitert sei? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau Mi-
nisterin. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Die Gespräche über die Transfergesell-
schaft sind vonseiten des Ministeriums für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales unter Beteiligung des Wirt-
schaftsministeriums sehr intensiv geführt worden. In-
sofern kann ich Ihnen hier zum Sachstand zum jetzi-
gen Zeitpunkt keine verlässliche Auskunft geben. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Herr Remmel, zweite Frage. Bitte, Herr 
Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Frau Ministerin, 
wenn Sie das nicht können, vielleicht kann das der 
Arbeitsminister beantworten. Der ist ja dafür zustän-
dig. ver.di hat getitelt – das ist mehrfach kommentiert 
worden –: Landesregierung lässt Karstadt-Transfer-
gesellschaft im Stich. – Wie sieht es aus, Herr Ar-
beitsminister? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister 
Laumann, wollen Sie dazu etwas sagen? – Gut, dann 
schalte ich Ihr Mikro frei. Bitte schön. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Herr Abgeordneter Remmel, es 
geht ganz einfach um folgenden Sachverhalt: Bei je-
der Transfergesellschaft, die in Nordrhein-Westfalen 
gegründet wird, übernimmt das Land immer be-
stimmte Kostenanteile, die mit der Frage der Qualifi-
zierung der Mitarbeiter zusammenhängen. 

Was das Land Nordrhein-Westfalen noch nie ge-
macht hat, egal, wer regiert hat, ist, sich an den so-
genannten Remananzkosten zu beteiligen. Das 
Teure an Transfergesellschaften für die Unterneh-
men ist, dass sie das Geld für die Sozialversiche-
rungsbeiträge in den Topf geben müssen. 

Ich kann Ihnen sagen, wenn wir einmal in Nordrhein-
Westfalen anfangen, Remananzkosten bei Transfer-
gesellschaften über öffentliche Mittel zu finanzieren, 
dann hängen wir in dieser Finanzierung ohne Ende 
drin. Das ist am Ende nicht zu bezahlen. Deswegen 
hat sich, solange ich denken kann, kein Arbeitsminis-
ter und kein Abteilungsleiter für Arbeit im MAGS je-
mals an Remananzkosten beteiligt. Ich hatte diese 
Auseinandersetzung auch, als die Fluggesellschaft 

airberlin pleitegegangen ist. Da ging es um die glei-
che Frage, nämlich die Finanzierung der Remananz-
kosten. 

Wir machen für Karstadt alles, was wir woanders 
auch machen, aber wir übernehmen natürlich nicht 
die Remananzkosten. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Laumann. – Herr Remmel hat eine dritte und 
letzte Frage. Bitte schön, Herr Remmel. 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Meine letzte Frage 
richtet sich noch einmal an Frau Ministerin Scharren-
bach. – Wenn ich Sie richtig verstanden habe – auch 
aufgrund der Kommentarlage, die öffentlich hinter-
fragte, dass sich die Landesregierung Nordrhein-
Westfalens im Gegensatz zu anderen Landesregie-
rungen wenig bis gar nicht in diese Gespräche mit 
den Eigentümern und mit Karstadt eingeschaltet 
hat –, gibt es hier eine gewisse Arbeitsteilung zwi-
schen den Ministerien. 

Sie sind sozusagen für die Zukunft zuständig, und 
der Wirtschaftsminister – jedenfalls hat er das in der 
Plenarsitzung so gesagt – hatte im Vorfeld nicht un-
bedingt ein „Okay“, aber ein „Go“ für das Vorgehen 
der Eigentümer gegeben. 

Ist diese Aufgabenbeschreibung so richtig? Sie sind 
für das Scherbenaufsammeln zuständig, und die an-
deren Ministerien sind für die Hardware – ob noch 
etwas geht bei Immobilien und Beschäftigung – zu-
ständig? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau Mi-
nisterin. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Zum einen, Herr Abgeordneter Remmel, 
gibt es dafür ja Fachministerien mit unterschiedlichen 
Aufgaben. 

Wir beschäftigen uns, was sie ja gerade auch ge-
merkt haben, sehr intensiv – in dem Fall der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales im Zusammen-
hang mit den in Rede stehenden Transfergesell-
schaften – mit der Nachnutzung, der städtebaulichen 
Qualifizierung, der Innenstadtentwicklung von Groß-
immobilien.  

Zugleich, das habe ich in einer Antwort deutlich ge-
macht, leisten wir bis heute Unterstützung in der 
Frage, ob es noch gelingt, die eine oder andere Fili-
ale in den nordrhein-westfälischen Städten und damit 
auch die Beschäftigung zu sichern. 

Insofern kann ich die Arbeitsteilung so, wie Sie sie 
aufzeigen, nicht in Gänze bestätigen. Diese Landes-
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regierung arbeitet in Summe; das will ich sehr deut-
lich machen.  

GALERIA Karstadt Kaufhof ist Anker in Nordrhein-
Westfalen, und das seit vielen Jahrzehnten bzw. in 
einzelnen Städten seit Jahrhunderten, ist Garant für 
Innenstadt, Innenstadtpolitik, Entwicklung und Be-
schäftigung. Die Beschäftigten sind, das wissen Sie, 
überwiegend Frauen. Ganz viele von ihnen sind al-
leinerziehend. Die Anschlussperspektiven sind des-
halb möglicherweise schwierig, was eine sehr unsi-
chere Zukunft bedeutet. 

Bitte gehen Sie davon aus, dass die Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalen in der Vergangenheit alles 
dafür unternommen hat und in der Zukunft alles dafür 
unternehmen wird, um entsprechend Vorsorge zu 
treffen, was die Standorte, aber auch die möglichen 
Perspektiven für die Beschäftigten anbelangt. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Gibt es weitere Fragen zu diesem Kom-
plex? – Ich sehe hier keine Anmeldungen mehr und 
gehe deshalb davon aus, dass es keine weiteren 
Fragen gibt. Vielen Dank, Frau Ministerin, für die Be-
antwortung. Vielen Dank, Herr Minister Laumann, für 
die Beantwortung zwischendurch. Die Mündliche An-
frage 77 ist damit abgearbeitet. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 78 

des Abgeordneten Jochen Ott von der Fraktion der 
SPD auf. Die Frage lautet: „Ist eine Form des Sams-
tagsunterrichts für Schülerinnen und Schüler mit den 
entsprechenden Bedarfen geplant?“ 

Ich darf wiederum darauf hinweisen, dass die Lan-
desregierung immer in eigener Zuständigkeit ent-
scheidet, welches Mitglied der Landesregierung eine 
Mündliche Anfrage im Plenum beantwortet. Hier ist 
angekündigt, dass Frau Ministerin Gebauer antwor-
ten wird. Frau Ministerin, Sie haben das Wort. Bitte 
schön. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrter Herr Ott, Ihre Frage gibt 
mir die Gelegenheit, unsere Planungen hinsichtlich 
der Ausweitung der Angebote zur Kompensation der 
pandemiebedingten Schulschließungen näher zu er-
läutern.  

Was ich Ihnen aktuell mitteile, ist am heutigen Tag 
ein Zwischenstand; die Beratungen im Ministerium 
für Schule und Bildung, aber auch innerhalb der Lan-
desregierung sind noch nicht in Gänze abgeschlos-
sen. 

Wie bereits im Ausschuss für Schule und Bildung am 
vergangenen Mittwoch mitgeteilt, ist es uns nach wie 

vor ein zentrales Anliegen, die durch Schulschließun-
gen entstandenen individuellen schulischen Lücken, 
Defizite, aber auch Bedarfe der Schülerinnen und 
Schüler aufzuarbeiten. Unsere vielen Lehrerinnen 
und Lehrer kennen ihre Schülerinnen und Schüler 
am besten und können hier natürlich konkrete Hin-
weise geben.  

Unsere Schulen haben sich dieser Aufgabe in den 
vergangenen Tagen sehr engagiert angenommen. 
Sie arbeiten Tag für Tag daran, damit den Schülerin-
nen und Schülern durch die Schulschließungen vor 
den Sommerferien keine Nachteile entstehen. 

Unsere Schulen leisten in diesem Zusammenhang 
auch – nicht nur, aber auch – eine hervorragende Ar-
beit und sehen das auch ganz selbstverständlich als 
ihre Aufgabe an. Das durfte ich bei den verschiede-
nen Schulbesuchen, die ich in meiner Rede vorhin 
bereits angesprochen habe, erleben. Ich möchte das 
gerne deshalb noch einmal betonen, weil in diesem 
Zusammenhang mein Dank und meine Anerken-
nung den Lehrerinnen und Lehrern gilt. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Eine weitere Komponente sind außerschulische An-
gebote, die wir trotz des kurzfristigen Vorlaufs bereits 
zu den Sommerferien aufgelegt hatten. Ich erachte 
es vor dem Hintergrund dieser unerwarteten und für 
uns alle sicher auch neuen Situation als meine Auf-
gabe, den Schulen, aber natürlich in erster Linie den 
Schülerinnen und Schülern gute Rahmenbedingun-
gen zu geben und mit den Maßnahmen des Landes 
dann weiterzugehen. 

Das Ministerium für Schule und Bildung plant daher 
weitere Maßnahmen, die es ermöglichen sollen, 
dass Schülerinnen und Schüler unabhängig von der 
Schulform und unabhängig vom individuellen Bil-
dungsstand bzw. von den entstandenen Defiziten 
und Förderbedarfen ein passendes Angebot finden 
können, um einer pandemiebedingten Benachteili-
gung entgegenzuwirken.  

Hierüber werde ich Sie in Kürze ausführlich informie-
ren können; in der momentanen Situation befinden 
wir uns, wie gesagt, bezüglich dieser Maßnahmen 
noch in der Abstimmung. 

Dennoch sei aber so viel gesagt: Es wird um eine 
größere Flexibilität für Schülerinnen und Schüler, 
aber auch für die Maßnahmenträger gehen. Wir wol-
len mit den Angeboten zeitlich flexibel, flexibler sein 
und Programme an den Wochenenden, in den Fe-
rien und – warum auch nicht? – vielleicht an unter-
richtsfreien Nachmittagen anbieten.  

Es wird darum gehen, eine möglichst große Band-
breite von Angeboten zu fördern – Angebote für 
Schülerinnen und Schüler, bei denen sich die ge-
nannten Lücken, Defizite entwickelt haben, genauso 
wie Angebote für Schülerinnen und Schüler aus dem 
oberen Leistungsspektrum; Angebote für das fach-
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liche Lernen genauso wie anregende pädagogisch 
ausgerichtete Freizeitangebote.  

Darüber hinaus handelt es sich, wie bereits in den 
Sommerferien, auch um spezielle Förderangebote 
für Schülerinnen und Schüler mit besonderen För-
derbedarfen sowie mit einem Bedarf an sonderpäda-
gogischer Unterstützung in allgemeinen Schulen und 
in Förderschulen. 

Nicht geplant ist eine Ausweitung des schulischen 
Unterrichts auf die Samstage. Eine Entscheidung zur 
Verteilung des Unterrichts auf sechs Tage trifft – ich 
denke, das wissen viele von Ihnen – gemäß § 65 
Abs. 5 die Schulkonferenz. Ich habe das an unter-
schiedlichen Stellen gesagt, und das ist auch meine 
Position. Zudem hat hier eine Abfrage der Eltern-
schaft der Grundschulen ein sehr eindeutiges Ergeb-
nis ergeben. 

Was das eingesetzte Personal in den Sommerferien 
bzw. das einzusetzende Personal für die kommende 
Zeit anbelangt, möchte ich Ihnen ebenfalls einen kur-
zen Zwischenstand mitteilen. Selbstverständlich 
muss das Personal geeignet sein, Kindern und Ju-
gendlichen qualitativ anspruchsvolle Bildungsinhalte 
zu vermitteln. Wir werden daher Maßnahmen för-
dern, die durch pädagogisch ausgebildetes oder an-
derweitig geeignetes Personal durchgeführt werden 
können. Etwas Konkreteres dazu werden Sie dann in 
den neuen Förderrichtlinien lesen können. 

Die Coronakrise hat gezeigt, dass unsere Bildungs-
landschaft reich an hochengagierten außerschuli-
schen Akteuren ist. Ich bin sehr zuversichtlich, dass 
es uns allen gemeinsam gelingen wird, entspre-
chende Antworten für die Schülerinnen und Schüler 
geben zu können. – Herzlichen Dank. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin Gebauer. – Die erste Frage stellt der Fra-
gesteller selbst. Herr Kollege Ott, bitte schön.  

Jochen Ott (SPD): Danke schön, Herr Präsident! 
Danke schön, Frau Ministerin! Noch einmal zur Klar-
stellung: Ich habe jetzt verstanden, dass es keinen 
Unterricht am Samstag gibt – denn darüber entschei-
det die Schulkonferenz –, sondern Bildungsangebote 
am Wochenende, am Nachmittag und in den Abend-
stunden.  

Meine Frage ist deshalb: Wer organisiert diese An-
gebote – auch wenn ich mir darunter noch nicht so 
richtig etwas vorstellen kann –, und wer kümmert sich 
um den Personaleinsatz vor Ort? Wer ist dafür zu-
ständig? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau Mi-
nisterin. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber 
Herr Ott, richtig ist – genau, wie Sie das auch gesagt 
haben –, dass es keinen Samstagsunterricht im klas-
sischen Sinne geben wird, sondern es soll Angebote 
geben, auch an den Wochenenden, was so bisher 
nicht vorgesehen war. In den Sommerferien gab es 
ausschließlich 5-Tages-Angebote von morgens bis 
nachmittags. Dies soll auf die Wochenenden ausge-
weitet werden. 

Wir wollen in unseren Angeboten flexibler werden. 
Das resultiert aus einer Rückmeldung, die wir zu den 
Sommerferienangeboten erhalten haben. Wir wollen 
also über die „starren“ Wochenprogramme hinaus-
gehen und werden an den Wochenenden in der 
Herbstferienzeit und in den kommenden Wochen 
darüber hinaus solche Angebote unterbreiten.  

Ich weiß – das haben Sie selbst auch gesagt –, dass 
es Tausende – oftmals langjährige und motivierte – 
ehrenamtliche Helferinnen und Helfer sowie pädago-
gisches Personal und Lehrkräfte gibt, die sich etwas 
dazuverdienen wollen. Dies sind zum Beispiel Lehr-
amtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter, denen 
jetzt aufgrund der Coronapandemie unter Umstän-
den eine verlässliche Einnahmequelle weggefallen 
ist. Dieses Personal soll mit den Trägern vor Ort, die 
auch schon in der Vergangenheit Angebote gemacht 
haben, zum Einsatz kommen.   

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin. – Frau Beer hat eine Frage. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön für die Ausfüh-
rungen, Frau Ministerin. – In welchen Räumen sollen 
die Angebote stattfinden? Falls es Schulen sind, wer-
den dann die zusätzlichen Kosten für Reinigung und 
Desinfektion erstattet? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau Mi-
nisterin. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Frau Beer, das wird genau das gleiche Prozedere 
sein wie von uns in den Sommerferien angeboten. 
Dementsprechend gilt das auch in Bezug auf die Rei-
nigungskosten.  

Wenn wir von solchen Angeboten an Wochenenden 
und an den Nachmittagen sprechen, dann ist das na-
türlich nur in vorheriger Abstimmung mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden möglich, damit Reinigungs-
personal für die Reinigung nach dem regulären Un-
terricht und vor Beginn dieser Angebote – es hallt 
furchtbar, oder meine ich das nur? – am Nachmittag 
oder am Wochenende zur Verfügung gestellt werden 
kann. 



Landtag   26.08.2020 

Nordrhein-Westfalen 96 Plenarprotokoll 17/97 

 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin. – Ja, wir haben im Moment eine leichte 
Rückkopplung. Es wird daran gearbeitet, sie zu be-
seitigen. Und durch die Kabinen ist zudem natürlich 
alles etwas schwieriger als vorher. Ich weiß nicht, ob 
Sie möglicherweise selbst auch etwas verändern 
können, indem Sie etwas oberhalb des Mikrofons 
sprechen. Wir werden das schon hinbekommen. Wir 
haben verstanden, was Sie gesagt haben. – Nun hat 
Herr Seifen die nächste Frage. Bitte, Herr Seifen. 

Helmut Seifen (AfD): Vielen Dank, Herr Präsident! – 
Frau Ministerin, eine Quelle des Unterrichtsausfalls 
besteht darin, dass Oberstufenschüler eine Klausur 
nachschreiben müssen, wenn sie diese wegen 
Krankheit versäumt haben. Dann ist es häufig so, 
dass die jungen Leute schon wegen Krankheit Unter-
richt versäumt haben und dann bei der Nachschreib-
klausur wiederum Unterricht versäumen, wenn diese 
Nachschreibklausur von Montag bis Freitag ange-
setzt wird.  

Es war durchaus üblich, dass Nachschreiben von 
Klausuren auch für samstags anzusetzen. Nach mei-
nen Informationen – ich weiß nicht, ob das stimmt – 
sei es vom Ministerium untersagt worden, den Sams-
tag für Nachschreibklausuren vorzusehen.  

Meine Frage: Ist es mit in Ihren Denkprozess einge-
flossen, dass für den Fall, dass in der Oberstufe 
Klausuren nachgeschrieben werden müssen, diese 
Klausuren für samstagmorgens terminiert werden 
dürfen, sobald die Schulkonferenz das gestattet? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau Mi-
nisterin. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Sei-
fen, zu dem von Ihnen aufgeführten Fall kann ich jetzt 
nichts sagen. Diesem würde ich gerne nachgehen.  

Ebenso möchte ich Ihren Vorschlag prüfen, ob es 
möglich wäre – wenn Schülerinnen und Schüler eine 
Klausur versäumt haben –, eine solche Nachschreib-
klausur an einem Samstag zu schreiben. Ich denke, 
dass wir in Pandemiezeiten sicherlich flexible Lösun-
gen anbieten müssen, aber sie müssen auch prakti-
kabel und in Einklang zu bringen sein. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin. – Frau Lück hat eine Frage. Bitte schön. 

Angela Lück (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident! –  
Frau Ministerin, wie wird gewährleistet, dass an den 
Samstagen auch immer genügend und ausreichend 
Fachlehrerinnen und Fachlehrer zur Verfügung ste-
hen? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte 
schön. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Ich muss leider passen. Ich habe den Beginn der 
Frage nicht ganz verstanden – nachher habe ich es 
verstanden. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Es war die Frage, ob 
auch genügend Fachlehrer zur Verfügung stehen.  

(Angela Lück [SPD]: Und ob das gewährleistet 
wird!) 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Da es sich hier – wie schon gesagt – nicht um einen 
regulären Unterricht am Samstag handelt, müssen 
Fachlehrerinnen und Fachlehrer ihre Tätigkeit auch 
nicht von 5 auf 6 Tage ausweiten. Es handelt sich 
hier um ein Ferien- und ein Lernangebot, das auf frei-
williger Basis von Lehrkräften erbracht werden kann. 
Es ist kein Samstagsunterricht im klassischen Sinne, 
wie wir ihn hier in Nordrhein-Westfalen auch einmal 
hatten und der von Fachlehrkräften durchgeführt 
worden ist.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin. – Herr Ott stellt seine zweite Frage. Bitte 
schön, Herr Ott.  

Jochen Ott (SPD): Also, wir haben ein nachgeholtes 
Ferienprogramm am Wochenende, das zwar ohne 
Fachlehrer stattfindet, aber die Defizite ausgleichen 
soll, die in der Coronazeit entstanden sind. Deshalb 
meine Frage: Welche Kriterien entscheiden über 
eine Teilnahme von Schülerinnen und Schülern am 
Samstag? Man könnte auch fragen: Wer entschei-
det? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte, Frau Ministerin. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber 
Herr Ott, da es sich hier um ein freiwilliges Angebot 
handelt, das wir den Schülerinnen und Schülern ma-
chen, entscheiden auch die Schülerinnen und Schü-
ler darüber, ob sie das Ferienangebot wahrnehmen 
möchten.  

Wir haben mit den Schulleitungen, mit den Lehrerin-
nen und Lehrern gesprochen und mit ihnen verein-
bart, dass jetzt im Zuge des Präsenzunterrichts ganz 
genau geschaut werden soll, wo Defizite, wo Lücken 
bei Kindern entstanden sind. Dann sollen in Abspra-
che mit den Kindern bzw. mit ihren Eltern Lernange-
bote unterbreitet werden. Ob die Kinder bzw. die Ju-
gendlichen diese Lernangebote wahrnehmen, liegt 
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bei den Kindern und Jugendlichen, da es sich um 
freiwillige Lernangebote, freiwillige Ferienangebote 
handelt. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin. – Herr Müller hat eine Frage. Bitte schön, 
Herr Müller. 

Frank Müller (SPD): Vielen Dank. – Herr Präsident! 
Frau Ministerin, Sie haben gerade noch einmal klar-
gestellt, dass es an den Samstagen nicht um die Um-
verteilung oder Ausweitung von Unterrichtungsver-
pflichtungen geht, und in dem Zusammenhang auch 
skizziert, welche Personengruppen an diesen Sams-
tagen eingesetzt werden sollen. Vielleicht können 
Sie uns schon etwas über den Finanzierungsrahmen 
sagen und wie diese Mittel von den Schulen bzw. von 
den Schulträgern abgerufen werden. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau Mi-
nisterin. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber 
Herr Müller, Sie wissen, dass wir für das Sommerfe-
rienprogramm 75 Millionen Euro zur Verfügung ge-
stellt haben. 710 Maßnahmen sind insgesamt durch-
geführt worden. Wir haben noch einen sehr großen 
Betrag übrig. 

Wir stehen jetzt kurz davor, die Förderrichtlinien fer-
tigzustellen. Wir müssen allerdings – auch das muss 
ich an dieser Stelle sagen – mit einem HFA-
Beschluss gewährleisten, dass diese Gelder ent-
sprechend den Förderrichtlinien, die wir auf den Weg 
bringen wollen, verwendet werden dürfen, und dann 
sollte dieser Förderung – das hängt natürlich davon 
ab, wie der HFA entscheidet – sowohl unter der Wo-
che als auch am Wochenende als auch in den 
Herbstferien nichts entgegenstehen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin. – Frau Stotz hat eine Frage. Bitte schön. 

Marlies Stotz (SPD): Herzlichen Dank, Herr Präsi-
dent. – Frau Ministerin, im Regelbetrieb unserer 
Schulen sollen die Lerngruppen nicht gemischt wer-
den; das ist zurzeit so. Wie sieht die Umsetzung die-
ser Vorgabe bei den geplanten Bildungs- und Förder-
angeboten aus? Können Sie schon etwas dazu sa-
gen?  

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 

Stotz, über die genauen Förderrichtlinien werde ich, 
sobald diese abgestimmt sind, im Ausschuss berich-
ten. Es wird sich so verhalten, wie wir es schon in den 
Sommerferien geplant haben, und natürlich sind 
auch die Hygienevorschriften zu beachten.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin. – Frau Beer stellt ihre zweite und letzte 
Frage. Bitte, Frau Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön. – Frau Minis-
terin, Sie haben ausgeführt, dass es bei den Ange-
boten durchaus auch um fachliches Lernen gehen 
soll, und auch darauf hingewiesen, dass die Lehr-
kräfte mit den Schülerinnen und Schülern schauen 
sollen, welche Defizite, welche Unterstützungsbe-
darfe gegeben sind. Inwieweit erwachsen jetzt aus 
dem Vorhaben, das Sie geplant haben, Aufgaben für 
die Schulleitungen und Lehrkräfte, die die Brücken-
funktion zwischen den Angeboten, dem Unterricht 
und dem Curriculum der Schule wahrnehmen? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau Mi-
nisterin. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Frau Beer, wir haben in unserem Schulgesetz die in-
dividuelle Förderung verankert, und in solchen Au-
genblicken geht es natürlich um die einzelne indivi-
duelle Förderung in Absprache mit den Schülerinnen 
und Schülern bzw. mit den Eltern. Ich gehe, auch 
nach Rücksprache mit den Lehrerinnen und Lehrern, 
fest davon aus, dass hier genau geschaut wird und 
vielleicht auch in dem einen oder anderen Förderplan 
sichergestellt wird, welche Fördermöglichkeiten dem 
Schüler bzw. der Schülerin zuteilwerden sollen.  

Ich möchte noch einmal darauf aufmerksam ma-
chen, dass es nicht nur Lernferien sind bzw. Ferien-
lernen ist, sondern es auch, wie schon im Sommer, 
um das große Thema „Ferienfreizeit“ geht, um den 
Schülerinnen und Schülern hinsichtlich von Defiziten 
zum Beispiel bei sozialen Kontakten ein entspre-
chendes Angebot zu machen. Es geht auch um eine 
sonderpädagogische Förderung und eine passge-
naue Unterstützung von Berufsschülerinnen und -
schülern. Das sind die Themen, die in den kommen-
den Wochen bzw. in den Herbstferien über entspre-
chende Förderprogramme abgedeckt werden sollen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin. – Frau Voigt-Küppers hat noch eine 
Frage. Bitte schön. 

Eva-Maria Voigt-Küppers (SPD): Vielen Dank. – 
Frau Ministerin, die Frage, die sich mir in diesem 
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Zusammenhang stellt, ist, wer bei diesen Angeboten 
die Dienst- und Fachaufsicht hat. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte, Frau Ministerin. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Es geht hier um außerschulische Lernangebote, au-
ßerschulische Ferienangebote, und da stellt sich das 
Thema „Dienst- und Fachaufsicht“ nicht. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin. – Herr Ott stellt seine dritte und letzte 
Frage. Bitte schön, Herr Kollege Ott. 

Jochen Ott*) (SPD): Also, das sind sehr interessante 
Antworten, die Sie bisher gegeben haben.  

Bei der Offenen Ganztagsschule ist es sehr oft so, 
dass ein Träger da ist, der außerschulische Ange-
bote macht, die er auch sonst unterbreitet, und in der 
Zusammenarbeit erfahren ist. Ich möchte insbeson-
dere für die weiterführenden Schulen fragen, die ei-
nen solchen Träger nicht in der Schule haben. Wie 
funktioniert es an diesen Schulen, wenn es ein au-
ßerschulisches Angebot gibt, mit der Kooperation 
bzw. Zusammenarbeit, um es an die Schule anzudo-
cken? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte 
schön. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber 
Herr Ott, wir haben in den Förderrichtlinien für das 
Sommerferienprogramm vorrangig davon gespro-
chen, dass dieses Programm aus den Gründen, die 
Sie eben ausgeführt haben, an Schulen mit einem 
Ganztag abgehalten werden soll. Gleichwohl ist es 
möglich, dass Träger an anderen Schulen oder an-
deren außerschulischen Lernorten entsprechende 
Angebote für Schülerinnen und Schüler unterbreiten. 

(Lachen von Jochen Ott [SPD]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Ministerin Gebauer. 

Gibt es weitere Fragen? – Diese sehe ich nicht. Dann 
danke ich Ihnen für die Beantwortung der Fragen, 
Frau Ministerin Gebauer, und rufe auf die 

Mündliche Anfrage 79 

des Abgeordneten Sven Wolf von der SPD-Fraktion. 

Der Abgeordnete Wolf fragt, wie viele Personen die 
Staatskanzlei zu der Veranstaltung eingeladen hat 
bzw. wie eine solche Großveranstaltung mit dieser 

Personenzahl pandemiegerecht im Gegensatz zu 
Karnevalssitzungen ablaufen sollte.  

Ich darf wiederum darauf hinweisen, dass die Lan-
desregierung in eigener Zuständigkeit entscheidet, 
welches Mitglied der Landesregierung eine Mündli-
che Anfrage im Plenum beantwortet. Die Landesre-
gierung hat angekündigt, dass Herr Minister Karl-Jo-
sef Laumann antworten wird. Neben ihm sitzt nicht 
der neue Innenminister, sondern der Kollege, der mit 
für die Beantwortung zuständig ist. Das ist so in Ord-
nung. Das haben wir von hier oben aus gerne so ge-
nehmigt. 

Herr Minister, Sie haben das Wort. Bitte schön.  

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Herr Präsident! Sehr geehrter Ab-
geordneter! Bei dem Abendessen am vergangenen 
Samstag aus Anlass des 74. Landesgeburtstags 
handelte es sich gemäß § 13 Abs. 5 der Corona-
schutzverordnung um eine Veranstaltung aus einem 
herausragenden Anlass. 

Mit 96 Gästen wurde die maximal zulässige Teilneh-
merzahl von 150 deutlich unterschritten. Die für eine 
solche Veranstaltung gemäß Coronaschutzverord-
nung geltenden Hygieneschutzauflagen wurden 
nicht nur berücksichtigt und eingehalten, sondern so-
gar übererfüllt. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Herr Watermeier stellt die erste Frage. 
Bitte schön, Herr Watermeier. 

Sebastian Watermeier (SPD): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Herr Minister Laumann, Sie haben gerade 
die Zahl 96 genannt. Ist das denn inklusive aller Be-
diensteten und des Personals bzw. wie viele Perso-
nen waren es dann? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte, Herr Minister. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Unter Einbeziehung des Minister-
präsidenten sowie des Sicherheits- und Begleitper-
sonals waren 108 Personen im Raum. Hinzu kam 
das eingesetzte Gastronomiepersonal von zehn Per-
sonen. Die maximal zulässige Teilnehmerzahl von 
150 wurde damit deutlich unterschritten. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke, Herr Minis-
ter. – Herr Wolf stellt nun seine erste Frage. Bitte, 
Herr Wolf. 

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Minister Laumann, 
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vielen Dank für die Antworten, die Sie bisher gege-
ben haben. – Meine Frage lautet: Wurde bei der Ver-
anstaltung Alkohol angeboten? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte 
schön. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Ja. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Herr Müller hat eine Frage. Bitte schön, 
Herr Müller. 

Frank Müller (SPD): Vielen Dank. – Wieso gibt es 
entgegen den üblichen Gepflogenheiten von dieser 
Veranstaltung kaum Fotos von den Gästen oder von 
der Veranstaltung selber? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte 
schön. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Das weiß ich nicht. Ich denke, 
dass es bei einer solchen Veranstaltung, bei der der 
Geburtstag unseres geliebten Landes gefeiert wird, 
eine gute Medienberichterstattung und auch genü-
gend Fotos gibt. 

(Matthias Kerkhoff [CDU]: Ich habe welche ge-
macht, falls einer welche haben will!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Müller-Witt hat 
eine Frage. Bitte schön. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Herr Minister, wie viele 
Personen aus wie vielen Haushalten haben jeweils 
an einem Tisch gesessen? 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Das kann ich Ihnen auch nicht sa-
gen. Aber auf dieser Veranstaltung wurde alles das 
eingehalten, was in einer ganz normalen Gaststätte 
überall in Nordrhein-Westfalen bei einer Veranstal-
tung aus einem Anlass von besonderer Bedeutung 
passieren darf. Wir können unsere Geburtstage fei-
ern, wir können Beerdigungskaffees veranstalten, 
und bis zu 150 Personen können Hochzeiten feiern.  

Das Entscheidende ist, dass es eine Veranstaltung 
aus besonderem Anlass ist. Und der 74. Geburtstag 
unseres Landes ist ohne Frage ein besonderer An-
lass. Es ist im Übrigen auch ein besonders schöner 
Anlass. Deswegen haben wir das auch gemacht. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Herr Weiß hat die nächste Frage. Bitte 
schön, Herr Kollege Weiß. 

Rüdiger Weiß*) (SPD): Danke schön. – Herr Minis-
ter, warum durften Medienvertreter auf der Veran-
staltung weder filmen noch fotografieren? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte 
schön. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Das weiß ich nicht. Ich war nicht 
da. Aber warum sollten Medienvertreter dort nicht fil-
men und fotografieren dürfen? 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist ja die 
Frage! – Heiterkeit von der SPD) 

Das beantworten wir schriftlich. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Als Nächster hat Herr Watermeier mit sei-
ner zweiten und letzten Frage das Wort. Bitte schön, 
Herr Watermeier. 

Sebastian Watermeier (SPD): Herr Minister, haben 
Personen aus Risikogruppen an der Veranstaltung 
teilgenommen? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte 
schön. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Die Frage ist, wie man Risikogrup-
pen definiert. Manche sagen, jeder über 60 gehört 
zur Risikogruppe. Die Frage ist immer, wie man sich 
fühlt. Wenn ich da gewesen wäre, hätte ich mich 
nicht zur Risikogruppe gezählt. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Herr Wolf stellt seine zweite Frage. Bitte, 
Herr Wolf. 

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Minister, ich hatte 
zwei Fragen zu den Kosten formuliert. Wollen Sie die 
gleich noch beantworten? Kommen Sie noch darauf 
zu sprechen? 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Ja. Das ist ganz einfach. 

Sven Wolf (SPD): Ich will die Frage nicht stellen, weil 
ich sie schriftlich gestellt habe. 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Es geht um die Frage 
nach den Kosten, oder? 

Sven Wolf (SPD): Die will ich nicht stellen, weil ich 
sie schriftlich gestellt habe. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Okay. – Der Minister 
will aber antworten. Bitte schön, Herr Minister. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Nein, die kann ich noch nicht be-
antworten, weil die Rechnung des Wirtes noch nicht 
vorliegt. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Frau Stotz hat eine Frage. Bitte schön, 
Frau Stotz. 

Marlies Stotz (SPD): Ich wüsste gern, ob es eine 
Maskenpflicht gegeben hat und, wenn ja, wann diese 
angeordnet wurde. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte 
schön. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Bei dieser Veranstaltung wurden 
beim Betreten des Saales selbstverständlich Masken 
getragen. Wenn die Menschen den Saal verlassen 
haben, wurden Masken getragen. Auf dieser Veran-
staltung wurden auch alle Hygienemaßnahmen mit 
Desinfektionsmitteln und, und, und eingehalten. 

Sitzt man hingegen an den Tischen, muss man bei 
solchen Veranstaltungen keine Masken tragen, und 
das ist auch bei jeder anderen Feier in einer nord-
rhein-westfälischen Gaststätte der Fall.  

Das muss man deswegen nicht, weil wir anhand der 
Einladungslisten genau wissen, wer da war. Wenn 
etwas passiert wäre, könnten wir anhand der Einla-
dungslisten die Nachverfolgbarkeit für die Gesund-
heitsämter sicherstellen. Somit gilt in diesem Fall die 
Maskenpflicht nicht in der Weise, wie wir es in ande-
ren Bereichen kennen. Die Maskenpflicht kann dann 
wegfallen, wenn die Nachverfolgbarkeit sicherge-
stellt werden kann. Und da wir wissen, wer da war, 
können wir die Nachverfolgbarkeit sicherstellen. 
Auch in dieser Frage hat die Staatskanzlei, wie nicht 
anders zu erwarten, an alles gedacht. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Herr Göddertz hat eine Frage. 

Thomas Göddertz (SPD): Herr Minister, ich habe 
eine ganz einfache Frage. Wie lange hat die Veran-
staltung gedauert? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Herr Mi-
nister. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Bis zwischen 22 und 23 Uhr. Wenn 
ich da gewesen wäre, wäre es wahrscheinlich länger 
geworden. 

(Heiterkeit von der CDU)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Laumann. – Herr Weiß stellt seine zweite und letzte 
Frage. Bitte, Herr Weiß. 

Rüdiger Weiß*) (SPD): Offiziell waren die Medien ja 
nicht eingeladen. Es kursieren trotzdem Fotos bei-
spielsweise auf Twitter, auf denen man erkennen 
kann, dass mindestens ein Tisch zu klein war, bezie-
hungsweise zu viele Personen an diesem Tisch ge-
sessen haben, der Mindestabstand also nicht einge-
halten werden konnte. Frage: Wie konnte das pas-
sieren? Warum ist darauf nicht geachtet worden? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Herr Mi-
nister. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Bei diesen Feiern gibt es keinen 
Mindestabstand, weil die Nachverfolgbarkeit nach 
unserer Coronaschutzverordnung ja gewährleistet 
ist. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Herr Müller stellt seine zweite und letzte 
Frage. Bitte, Herr Müller. 

Frank Müller (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Herr Minister, haben einzelne Gäste ihre Teilnahme 
eigentlich explizit wegen der Pandemie abgesagt, 
und, wenn ja, wie viele? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Herr Mi-
nister. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Das weiß ich nicht. Ich kann Ihnen 
nicht sagen, ob einige Gäste wegen der Pandemie 
abgesagt haben. Ich habe nur davon gelesen, dass 
die SPD keine Lust hatte, unseren Geburtstag zu fei-
ern. 
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(Rainer Schmeltzer [SPD]: Von „Lust“ können 
Sie nichts gelesen haben! Von „Lust“ haben 
Sie nichts gelesen!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Herr Kerkhoff hat eine Frage. Bitte schön, 
Herr Kerkhoff. 

Matthias Kerkhoff (CDU): Auch vor dem Hinter-
grund der Kleinteiligkeit dieser Fragen, Herr Minister: 
Hatten Sie den Eindruck, dass das Fehlen der Mit-
glieder der SPD-Landtagsfraktion der Stimmung die-
ses Landesgeburtstages abträglich war? 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte 
schön. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Das wird der eine so und der an-
dere so empfunden haben. Meine Stimmung hat es 
nicht getrübt. 

(Zuruf von der SPD: Sie waren ja auch nicht 
da!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Herr Wolf stellt seine dritte und letzte 
Frage. Bitte, Herr Kollege Wolf. 

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich will jetzt nicht mit 
Ihnen darüber diskutieren, dass ich bisher nur eine 
Frage gestellt habe, da sich meine zweite Meldung 
auf die schriftlich eingereichte Frage bezog und ich 
an diese erinnern wollte. Wenn Sie mir gleich noch 
eine Frage gestatten … 

Aber ich will noch mal auf die Einladungsliste zurück-
kommen, Herr Minister Laumann. Sie hatten schon 
in Bezug auf die Verfolgbarkeit ausgeführt. Können 
Sie sagen, wie diese Einladungsliste erstellt wurde, 
wer also konkret eingeladen wurde? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte 
schön. – Herr Wolf, Sie können noch eine dritte 
Frage stellen. 

(Sven Wolf [SPD]: Danke!) 

Bitte schön, Herr Minister. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Wie das bei so etwas üblich ist: 
Wirtschaft, Gesellschaft, Ehrenamtler. Das sind die 
Verteilerschlüssel, die wohl jede Landesregierung für 

solche Veranstaltungen nutzt. Mehr kann ich Ihnen 
dazu nicht sagen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Herr Wolf stellt jetzt seine dritte und letzte 
Frage. Das tut er auch. Bitte schön.  

Sven Wolf (SPD): Ja, das werde ich jetzt tun. Vielen 
herzlichen Dank, Herr Präsident, für Ihre Großzügig-
keit. – Herr Minister, die ganze Diskussion rund um 
diesen Geburtstag steht ja im Zusammenhang mit 
der klaren Aussage der Landesregierung, Karneval 
gäbe es voraussichtlich in diesem Jahr bzw. in dieser 
Session, so muss man ja sagen, nicht. Können Sie 
mir erklären, wo der Unterschied zwischen diesem 
Geburtstag und einer Karnevalssitzung im geschlos-
senen Raum liegt? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte 
schön. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Ich war nicht da, aber die Sitzung 
hatte natürlich schon einen anderen Verlauf als eine 
Karnevalssitzung. Es ging um den Landesgeburts-
tag, um eine würdige Veranstaltung.  

Wir haben in der Nacht von Samstag auf Sonntag 
fünf bedeutende Gebäude in Nordrhein-Westfalen in 
den Landesfarben angestrahlt. Am anderen Morgen 
wurde unser Landesorden an verdiente Persönlich-
keiten unseres Landes verliehen. Solch eine Veran-
staltung dient dazu, die Identität mit unserem Land 
zu fördern. Das unterscheidet sie ein bisschen von 
Karnevalsveranstaltungen.  

Im Übrigen bin ich nicht Ihrer Meinung, dass wir den 
Karneval absagen können. Man kann Weihnachten 
nicht absagen, man kann Ostern nicht absagen, und 
wir werden im Rheinland auch Karneval nicht absa-
gen können.  

Die Frage ist, wie er gefeiert wird. Aber Karneval wird 
schon irgendwie in Köln stattfinden, glaube ich. Ich 
glaube nicht, dass die Leute in den Karnevalshoch-
burgen an Rosenmontag auf bestimmte Kleidung 
und ähnliche Dinge verzichten werden. Es ist nur die 
Frage, wie gefeiert wird und was wir in dieser Zeit 
aufgrund der Infektionslage verantworten können. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Herr Ott hat noch eine Frage. Bitte schön, 
Herr Kollege Ott. 

Jochen Ott (SPD): Ich habe mal gelernt, Herr Minis-
ter, dass man bloß keinen Westfalen etwas über Kar-
neval erzählen lassen soll; das ist immer gefährlich, 
vor allen Dingen, wenn man – wie Sie – über 
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„würdige Veranstaltungen“ redet. Karneval ist extrem 
würdig. 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Das ist wahr!) 

Aber das nur am Rande. 

Mit meiner Frage komme ich auf die Einladungsliste 
zurück. Nach dem, was wir in der Fraktion auf Ab-
frage erfahren haben, ist das eine ziemlich willkürli-
che Zusammensetzung. Welche Abgeordneten die-
ses Parlaments haben denn eine Einladung bekom-
men? Ich frage das noch mal konkret nach: Welche 
Abgeordneten der Fraktionen haben eine Einladung 
zum Geburtstag des Landes bekommen? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Herr Mi-
nister. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Ich höre gerade, dass die Staats-
kanzlei die Fraktionsspitzen eingeladen hat. 

(Zuruf von der SPD: Bitte? Was? Noch mal!) 

– Die Fraktionsspitzen, also das Führungspersonal 
der Fraktionen. Das ist dann ja ein festgelegter Kreis. 

(Zuruf von der SPD: Ja, aber ich war auch ein-
geladen!) 

– Ja. Sind Sie Hinterbänkler oder Spitze? 

(Zuruf von der SPD: Spitzer Hinterbänkler! – 
Weitere Zurufe) 

– Sind Sie Kölner Abgeordneter? 

(Zurufe von der SPD) 

– Das soll so gewesen sein. Ja.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Gut, okay. Damit ist 
die Frage beantwortet. Die Fraktionsspitzen und Köl-
ner Abgeordnete sind offenbar eingeladen gewesen, 
Herr Minister Laumann. So habe ich Sie jetzt verstan-
den. 

Gibt es weitere Fragen zu diesem Komplex? Ich 
sehe nämlich keine Wortmeldungen mehr, ich sehe 
aber auch niemanden, der noch den Knopf drücken 
will. – Zum Ersten, zum Zweiten, zum Dritten. Danke 
schön, damit sind die Fragen beantwortet und ich 
kann die Aussprache über die Mündliche Anfrage 79 
schließen. Ich danke Herrn Minister Laumann für die 
Beantwortung der gestellten Fragen. 

Weitere Anfragen liegen heute nicht vor. Damit be-
enden wir die Fragestunde und kommen zu Tages-
ordnungspunkt 

11 Überbrückungshilfen für Schausteller, Markt-
standbetreiber und die Veranstaltungsbranche 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/9944 – Neudruck 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/10745 

Die Aussprache ist eröffnet, wenn ich gesagt habe, 
wer spricht. Das ist nach meinem Zettel Herr Kollege 
Schmeltzer für die SPD-Fraktion. Da kommt er auch 
schon angelaufen. Da ist er. Das Mikrofon ist freige-
schaltet. Sie haben das Wort, Herr Kollege Schmelt-
zer. Bitte schön. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wenn ich die 
Maske sortiert habe!) 

Rainer Schmeltzer (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Wir haben heute einen 
Antrag mit der Drucksachennummer 17/9944 vorlie-
gen, den wir eigentlich schon in Juni als Eilantrag ein-
bringen wollten. Aber Sie erinnern sich: Er wurde 
nicht zugelassen.  

Es ist also der vierte Versuch, auf die Veranstal-
tungsbranche, die Schaustellerbranche und alle, die 
damit in direktem Zusammenhang stehen, aufmerk-
sam zu machen. Ich habe heute gelernt: Alleine bei 
der Veranstaltungsbranche sind insgesamt 154 Be-
rufsfelder bzw. Tätigkeitsfelder direkt von den Pan-
demieverboten betroffen. 

Heute Mittag waren wir bei der Demonstration 
„Alarmstufe Rot“ der Veranstaltungsbranche. Ich 
habe dort deutlich gemacht – das ist auf positives 
Gehör gestoßen –, was wir bereits versucht haben: 
Wir haben schon im April dieses Jahres einen Antrag 
vorgelegt, nachdem wir hier ein 25-Milliarden-Euro-
Rettungsschirm-Paket beschlossen und uns gegen-
seitig versprochen hatten, diese 25 Milliarden Euro 
auch für ergänzende Hilfen, die der Bund nicht leis-
ten kann, zu nutzen, um den Menschen hier in unse-
rem Land Hilfestellung zu geben. 

Die Angehörigen der Veranstaltungsbranche – 
Eventmanager, Caterer usw. – und der Schausteller-
branche hatten seit vielen Monaten überhaupt keine 
Einnahmen mehr. Wir wissen alle, dass die Hilfspro-
gramme dieser Branche zwar im ersten Schritt gehol-
fen haben. Aber letztendlich reicht das jetzt nicht 
mehr aus. Denn wenn man keine Einnahmen hat, 
kann man auch keine Ausgaben tätigen. 

Den 25-Milliarden-Euro-Rettungsschirm habe ich an-
gesprochen. Die Angehörigen der Veranstaltungs-
branche und der Schaustellerbranche stehen jetzt 
tatsächlich vor dem Ende ihrer Existenz. 

Am 29. April haben Sie unseren Antrag mit den Wor-
ten, dass dieser Antrag zu früh gekommen sei, abge-
lehnt.  
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Am 22. Juni wurde ein Eilantrag nicht zugelassen.  

Wir haben dann, so wie wir es ursprünglich einmal 
verabredet hatten, am 10. Juli, also während der sit-
zungsfreien Zeit, im Haushalts- und Finanzaus-
schuss nach Erarbeitung mit der Veranstaltungs-
branche und der Schaustellerbranche einen Antrag 
mit dem Titel „Ergänzung der bestehenden Bundes-
programme und Erstattung von Einnahmeausfällen 
im Schaustellergewerbe, dem Veranstaltungs- und 
Eventbereich sowie der Gastronomie und der Reise-
büros“ erörtert. Nach Rücksprache mit den entspre-
chenden Verbänden haben wir das Volumen auf 750 
Millionen Euro beziffert. 

Herr Kollege Rehbaum, Sie haben heute Mittag den 
Veranstaltern gesagt, dass es sich hierbei um Regie-
rungshandeln handeln würde. Das ist natürlich nicht 
der Fall; denn solche Anträge gehen in das Parla-
ment. Sie gehen in den jeweiligen Ausschuss, und 
wir, die Parlamentarier, entscheiden darüber. In die-
sem Fall haben Sie immer negativ entschieden – ne-
gativ für diese Branchen. Sie schieben sie immer 
weiter in die Richtung hinein, dass ihre Existenz bis 
hin zu dem Punkt gefährdet wird, dass schließlich der 
Konkurs vor der Tür steht. 

Heute haben wir einen neuen Antrag eingebracht. 
Wir werden aber dieses Mal nicht auf diese politi-
schen Spielchen eingehen, indem wir den Antrag zur 
direkten Abstimmung stellen, sondern werden ihn 
überweisen. Wir haben heute auch von der Veran-
staltungsbranche gehört, dass man sehr gerne mit 
uns ins Gespräch kommen würde. Deswegen wer-
den wir beantragen, den Antrag in den Wirtschafts-
ausschuss zu überweisen, und werden im Wirt-
schaftsausschuss schnellstmöglich darauf drängen, 
dass es zu einem Sachverständigengespräch 
kommt, bei dem wir die Schaustellerverbände mit Al-
bert Ritter und Patrick Arens am Tisch haben, aber 
auch die Veranstaltungsbranche. Heute haben wir 
konkrete Kontakte geknüpft, sodass wir die Adressen 
im Vorfeld haben, damit wir dieses Sachverständi-
gengespräch schnell führen können. 

Als letzten Punkt will ich etwas ansprechen, was auf 
der Demonstration heute Thema war und kurioser-
weise auch heute Morgen in der Aktuellen Stunde, in 
der es eigentlich um Testungen ging, schon Thema 
war. Es geht nämlich darum, welche veränderten 
Veranstaltungsformen es überhaupt geben kann. 

Durch die lokalen temporären Freizeitmärkte in ver-
schiedenen Städten wie funDOmio in Dortmund ha-
ben wir gemerkt, dass es funktioniert. Schausteller 
und Veranstalter wissen, worüber sie reden. Sie sind 
die Fachleute in ihrer jeweiligen Branche. Sie können 
etwas organisieren. Ich habe noch an keiner anderen 
Stelle so viele Handdesinfektionsmittelspender, so 
viele Abstandsregelungen und so viele organisatori-
sche Maßnahmen zum Besetzen von Karussells, Au-
toscootern und Riesenrädern wie bei funDOmio 

gesehen. Sie haben bewiesen, dass sie das Know-
how dafür haben. 

Herr Rasche hat heute Morgen gesagt – ich zitiere 
mit Genehmigung des Präsidenten –: 

„Perspektiven müssen wir auch für Schausteller 
schaffen, die aktuell unter der Pandemie leiden; 
das gilt auch mit Blick auf die Weihnachtsmärkte. 
Die regionalen Freizeitparks in Nordrhein-Westfa-
len und darüber hinaus, deren ganz hervorra-
gende Konzepte getragen haben, sind wahr-
scheinlich die Grundlage, um auch Weihnachts-
märkte organisieren zu können. 

Wir müssen die Konzepte für Weihnachtsmärkte 
konkretisieren, …“ 

Das sagen die Verbände schon seit Wochen und Mo-
naten. Warum müssen Sie erst in der Sommerpause 
einmal Riesenrad fahren, um das zu begreifen? 

(Beifall von der SPD und Arndt Klocke [GRÜNE]) 

Ich fordere Sie auf: Kommen Sie endlich zu einer or-
dentlichen Auseinandersetzung, und sperren Sie 
sich nicht. Bringen Sie diese Branchen nicht an den 
Rand des Ruins. Dann haben wir nämlich keine Tra-
dition der Kirmessen hier in Deutschland mehr. Und 
das wollen wir alle nicht. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die CDU spricht nun der Abgeordnete 
Herr Rehbaum. 

Henning Rehbaum*) (CDU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Mit Konzerten, Sportver-
anstaltungen, Messebau und Schaustellern ist die 
Veranstaltungsbranche hart von Corona betroffen. 
Zusätzlich hängen Gastronomie und Tourismus mit 
in der Kette.  

Die ersten Gespräche, die wir von der CDU nach 
dem Lockdown im März geführt haben, haben natür-
lich mit Vertretern der Veranstaltungsbranche statt-
gefunden. 

Das große Problem ist: null Umsatz bei diesen Be-
trieben. Veranstaltungen kann man nicht lagern. Man 
kann sie nur bedingt nachholen. Das Geld fehlt ein-
fach in der Kasse. Auch ein gewisser Kostenblock 
bleibt und drückt auf das Ergebnis. 

Zu Beginn der Krise, im März, als der Lockdown kam, 
gab es im Grunde eine einzige Frage in der Politik: 
Wie halten wir die Unternehmen im Notbetrieb am 
Leben? Ganz schnell wurden die Instrumente Kurz-
arbeit, Insolvenzrecht und Hilfsangebote der 
NRW.BANK und der KfW sowie die Soforthilfe ins 
Leben gerufen. 
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Man muss an dieser Stelle ganz deutlich sagen: Zu-
erst haben wir den kleinen Unternehmen geholfen 
und danach den großen. 430.000-mal wurde die So-
forthilfe an kleine und mittlere Unternehmen ausge-
zahlt; 4,3 Milliarden Euro wurden unbürokratisch und 
schnell überwiesen. 

Die SPD verschweigt in ihrem Antrag, dass es Prob-
leme rund um die Frage, ob Solo-Selbstständige ihre 
Lebenshaltung aus der Soforthilfe bestreiten können, 
gab. Da Olaf Scholz und Hubertus Heil darauf be-
standen, dass die private Lebenshaltung von Solo-
Unternehmern nicht aus der Soforthilfe, sondern aus 
Hartz IV bestritten werden soll, sind wir als Land 
Nordrhein-Westfalen eingesprungen 

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

und haben Unternehmen, die im guten Glauben 
diese Hilfen beantragt haben, 2.000 Euro aus der 
Landeskasse bereitgestellt. 

(Christian Dahm [SPD]: Das ist Ihr Wirt-
schaftsminister hier im Land!)  

Viele Unternehmen, 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

die die Coronasoforthilfe beantragt hatten, waren 
dann bei der Spitzabrechnung überrascht, dass der 
Bundesfinanzminister Personalkosten, die selbst im 
Notbetrieb von Unternehmen noch anfallen, nicht als 
abzugsfähig zulässt. 

Auch wir von der NRW-Koalition waren unzufrieden 
mit der Spitzabrechnung. Wir haben das Verfahren 
angehalten und versucht, das Vertrauen in die Politik 
wiederherzustellen. 

Präsident André Kuper: Herr Kollege, es gibt den 
Wunsch nach zwei Zwischenfragen. 

Henning Rehbaum*) (CDU): Die möchte ich gerne 
ablehnen. Wir können nachher noch darüber spre-
chen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Dann machen wir 
eine Kurzintervention!) 

Wir haben Druck auf den Bundesfinanzminister ge-
macht, und er hat eingelenkt. Man muss den Bun-
desfinanzminister an dieser Stelle stets zum Jagen 
tragen. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Ihr habt keine Ahnung!) 

Es fehlt offenbar das Verständnis für praktische Sor-
gen kleiner Unternehmen, gerade in dieser schwieri-
gen Zeit. 

(Christian Dahm [SPD]: Aber der Bundesfi-
nanzminister ist nicht für den Rettungsschirm 
zuständig!) 

Es zeigte sich schnell, dass die Soforthilfe von 9.000 
Euro, 12.000 Euro oder 25.000 Euro 

(Christian Dahm [SPD]: 25 Milliarden Euro!) 

nicht reichte. Für die ganz krass betroffenen Bran-
chen mit hohen Fixkostenblöcken und wenig Umsatz 
wird die Luft dünn. 

(Zuruf von der SPD: Hier auch!) 

Wochenlang haben wir beim Bund für ein kraftvolles 
Rettungsprogramm getrommelt. 

Mit der Überbrückungshilfe des Bundes steht nun ein 
hervorragendes Instrument für schwer betroffene 
Unternehmen und Branchen zur Verfügung. 

Leider hat die SPD nicht aus den Fehlern der Sofort-
hilfe gelernt. Das Land NRW hat mit der „Überbrü-
ckungshilfe Plus“ aber einen fiktiven Unternehmer-
lohn eingeführt und ist hier wieder in die Bresche ge-
sprungen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Haben Sie den An-
trag überhaupt mal gelesen?) 

Auch das Ergebnis des gestrigen Koalitionsaus-
schusses auf Bundesebene zeigt: Die SPD hat es 
nicht verstanden und setzt weiterhin auf Blockade. 

Die Union hatte den fiktiven Unternehmerlohn als 
Bundesförderung wieder auf den Tisch gelegt. Die 
SPD hat an Hartz IV festgehalten. Auch wenn es nun 
zu weiteren Verbesserungen für Solo-Selbstständige 
beim Schonvermögen kommen soll, ist das doch 
nicht zufriedenstellend. 

Die Antragsfrist für die Direkthilfe läuft aus, die Krise 
nicht. Deshalb haben wir von der CDU-Landtags-
fraktion den Bundeswirtschaftsminister unterstützt 

(Lachen von Nadja Lüders [SPD]) 

und fordern die Verlängerung bis Ende dieses Jah-
res. Das ist zentral. Es ist gut, dass das gestern so 
beschlossen worden ist. Damit werden Insolvenzen 
verhindert. Dieses Ergebnis der Koalitionsrunde ist 
deshalb zu begrüßen. 

Das Gleiche gilt für das Kurzarbeitergeld. Auch da ist 
es richtig, dass es verlängert wird. 

Geld ist nicht alles. Wir haben mit großen, kleinen 
und mittleren Unternehmern gesprochen. Die zent-
rale Botschaft ist immer wieder: Auf Dauer helfen 
nicht Staatsgelder, sondern Eintrittsgelder. 

Der Grat ist hier sehr schmal. Die Politik hat eine 
schwierige Aufgabe, um die uns draußen keiner be-
neidet. Wir müssen gleichzeitig aufpassen, dass es 
zu keinem Neuausbruch kommt. Durch eine zweite 
Welle würde alles zunichtegemacht. Wir müssen 
aber auch eine schrittweise Öffnung mit guten Kon-
zepten möglich machen. 
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Die Konzerte mit Tim Bendzko in Leipzig sind ein gu-
ter Ansatz, systematisch herauszubekommen, was 
geht und was nicht. Die Strandkorb-Konzerte in Mön-
chengladbach sind ein interessanter und wichtiger 
Ansatz. Aber der Grat ist schmal. 

(Zuruf) 

– Ich bin sofort fertig. – Beim Schutz von Gesundheit 
und Leben der Schwächsten auf der einen Seite und 
bei der Verhinderung gesundheitlicher, sozialer und 
gesellschaftlicher Schäden durch den Niedergang 
von Unternehmen und Arbeitsplätzen auf der ande-
ren Seite muss man einen goldenen Mittelweg fin-
den. 

Die Kultur ist die Seele der Gesellschaft. Politik, 
Künstler und Unternehmen haben große Verantwor-
tung, den goldenen Mittelweg zu finden und gemein-
sam gegen eine unkontrollierte Ausbreitung von 
COVID-19 zulasten der Schwächsten in der Gesell-
schaft und für ein Überleben von Kultur- und Veran-
staltungswirtschaft und damit für die seelische Ge-
sundheit 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Gut abgelesen, die 
Rede! Sehr gut abgelesen!) 

unserer Gesellschaft zu kämpfen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Jetzt kommen die Fragen. 

Präsident André Kuper: Wir haben mittlerweile die 
Anmeldung einer Kurzintervention. Frau Lüders, bitte 
drücken Sie sich ein. Dann bekommen Sie das Wort. 
Im Anschluss daran haben wir noch einen Antrag zur 
Geschäftsordnung durch den Kollegen Dahm. 

(Christian Dahm [SPD]: Eigentlich umgekehrt! 
Aber gut!) 

Bitte. 

Nadja Lüders (SPD): Herzlichen Dank, Herr Präsi-
dent. – Herr Kollege, ist Ihnen bewusst, dass die Aus-
gestaltung von Rettungsschirmpaketen nicht bei 
demjenigen liegt, der das Geld gibt, also beim Bun-
desfinanzminister, sondern beim Bundeswirtschafts-
minister? Meiner Kenntnis nach ist das Herr Altmaier 
und nicht Herr Scholz. 

Doch abgesehen davon haben Sie gerade in epi-
scher Breite Ihren Erkenntnisgewinn über die Not un-
ter anderem der Schausteller dargelegt. Könnten Sie 
uns bitte noch einmal in den Antragstext unseres An-
trags folgen? Dann sehen Sie, dass wir aus dem Ret-
tungsschirm des Landes etwas fordern, also weder 
die Bundesregierung noch sonst jemand verantwort-
lich wäre, 

(Christian Dahm [SPD]: So ist das!) 

sondern diese Landesregierung verantwortlich wäre. 

Wenn Sie diesen Erkenntnisgewinn haben, dass sie 
alle Not leiden, warum stimmen Sie dann nicht unse-
rem Antrag zu? Den Antrag haben Sie anscheinend 
überhaupt nicht gelesen; denn sonst hätten Sie ihn 
nicht gerade in epischer Breite zu unserem Vorteil 
begründet und müssten das nur noch umsetzen. 

(Beifall von der SPD und Arndt Klocke [GRÜNE]) 

Henning Rehbaum (CDU): „Epische Breite“ ist ein 
schönes Stichwort. Vielen Dank für die Fragen in epi-
scher Breite. – Ich wundere mich über Ihren Hinweis 
in Sachen „Zuständigkeit“. Bei uns hat der örtliche 
Bundestagsabgeordnete per Pressemitteilung dar-
über informiert, er habe sich bei Olaf Scholz für eine 
Änderung des Abrechnungsverfahrens eingesetzt. 

(Christian Dahm [SPD]: Es gibt überhaupt kein 
Abrechnungsverfahren!) 

Wir sind froh, dass wir jetzt wissen, wer da Ross und 
Reiter sind. 

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

Ansonsten kann man sagen: Die Schaustellerbran-
che hat in Nordrhein-Westfalen von uns die Möglich-
keit erhalten, ihre Veranstaltungsformate auf der grü-
nen Wiese hinzubekommen, und die Überbrü-
ckungshilfe ist gerade für die Schaustellerbranche 
ein Segen. 

(Lachen von Rainer Schmeltzer [SPD] – Rai-
ner Schmeltzer [SPD]: Das ist jetzt eine Frech-
heit, Herr Rehbaum! – Zuruf von Christian 
Dahm [SPD]) 

– Das ist keine Frechheit. Es ist völlig klar, dass das 
Programm passt. An dieser Stelle sind noch gar 
keine Zuwendungsbescheide erfolgt. Aber genau da-
für war es gedacht. Es gibt die Möglichkeit, dass die 
Schaustellerbranche arbeiten kann, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ohne Ende!) 

und es gibt die Möglichkeit der Überbrückungshilfe. 
Damit sind wir noch nicht fertig. Wir müssen immer 
weiter nachschärfen. Wir müssen diese Instrumente 
üben und besser machen. Aber ich glaube, dass das 
ein sehr guter Ansatz ist, den wir hier im Land ge-
meinsam mit dem Bund entwickelt haben. – Danke. 

(Beifall von der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Jetzt kommen wir zu dem Antrag des Kolle-
gen Dahm zur Geschäftsordnung. Ich erteile ihm das 
Wort. Bitte. 

Christian Dahm (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Zur Geschäftsordnung hätte ich den Antrag 
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gestellt, dass der zuständige Minister hier im Parla-
ment erscheint. Er ist mittlerweile da. 

Ich halte es aus Respekt vor dem Parlament für wich-
tig, bei dieser Debatte auch anwesend zu sein, nach-
dem fast die Hälfte der Debatte schon gelaufen ist. 
Insofern hat sich der Antrag erledigt. 

(Sarah Philipp [SPD]: Schade!) 

– Schade eigentlich. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Dann habe 
ich als nächsten Redner den Abgeordneten Bombis 
von der FDP.  

Ralph Bombis (FDP): Vielen Dank. – Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen, sehr geehrte 
Herren! Das gesellschaftliche Zusammenleben 
wurde und wird auch und immer wieder auf Volksfes-
ten und Jahrmärkten zelebriert. Die Feste sind Orte 
des sozialen Miteinanders, identitätsstiftend und in-
tegrativ – genauso wie viele andere Festlichkeiten im 
Großen wie im Kleinen, für die die Veranstaltungs-
branche Verantwortung trägt. Es tut weh, aufgrund 
der Pandemie bisher auf viele solcher Feste verzich-
ten zu müssen, obwohl wir sie alle dringend haben 
möchten. 

Der vorliegende Antrag macht auf diese besonders 
von der Pandemie betroffene Branche insofern zu 
Recht aufmerksam. Unsere Städte und Gemeinden 
sind ohne solche Volksfeste ein Stück ärmer. Sie feh-
len ganz besonders bestimmt den Kindern; aber 
auch wir Erwachsene vermissen sie sehr. 

Mit dem Verbot von solchen Festen ist das Schau-
stellergewerbe besonders in Bedrängnis geraten – 
ein sehr traditionsreiches Gewerbe, das Lebens-
freude, Vergnügen und angenehme Ablenkung vom 
Alltag in die Städte und Gemeinden gebracht hat. Die 
Situation in diesem Gewerbe muss ein dringender 
Appell an uns sein, uns dafür einzusetzen, dass die-
ses auch kulturell wichtige Erbe erhalten bleibt. 

Wir haben hier auf der einen Seite eine ganze Bran-
che, deren Beschäftigte nicht mehr vernünftig ihrem 
Beruf nachgehen können. Auf der anderen Seite hel-
fen wir aber niemandem nachhaltig, wenn wir feh-
lende Erträge im Wirtschaftsgeschehen eins zu eins 
und immer wieder durch Steuergeld ersetzen. So er-
zeugen wir auch keinen Mehrwert. 

Wir sollten nicht den Eindruck erwecken, dass wir 
dauerhaft mit kollektiven Rettungsschirmen und teil-
verstaatlichten Unternehmen als neue Normalität 
eine Situation und ein Gemeinwesen langfristig fi-
nanzieren können. 

(Nadja Lüders [SPD]: Bei einem faktischen 
Berufsverbot!) 

Das wollen im Übrigen auch die betroffenen Bran-
chen ganz deutlich nicht. 

(Zuruf: Die wollen arbeiten!) 

Die Schausteller und die anderen von Ihnen ange-
sprochenen Branchen an den staatlichen Tropf zu 
hängen und damit ein Stück weit von staatlicher Hilfe 
abhängig zu machen, widerspricht dem Unabhängig-
keits- und Freiheitsgedanken dieser Branche. 

Auch wenn Sie sich gerade mitten im Kommunal-
wahlkampf befinden, Herr Schmeltzer, sollten Sie 
diesen Themenbereich hier nicht dazu heranziehen 
und missbrauchen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Hä?) 

Was wir nämlich tun müssen, ist … 

Präsident André Kuper: Herr Kollege, der gerade 
von Ihnen Angesprochene hat den Wunsch nach ei-
ner Zwischenfrage. 

Ralph Bombis (FDP): Bitte schön. 

Präsident André Kuper: Herr Kollege Schmeltzer. 

Rainer Schmeltzer (SPD): Ich weiß gar nicht, ob ich 
diese Frage jetzt im Wahlkampf überhaupt noch stel-
len darf, Herr Kollege Bombis. 

(Ralph Bombis [FDP]: Sie dürfen doch alles, 
Herr Kollege!) 

Ich versuche es trotzdem einmal, weil ich ja gewähl-
ter Abgeordneter und bekannterweise auch für die 
Schaustellerbranche tätig bin. Seien Sie gewiss: Die 
Schaustellerbranche wird bei meinem Wahlkampf in 
Lünen nicht den Ausschlag geben. 

Ich will auf Ihre Wortmeldung eingehen. Ihnen ist 
aber sehr wohl bewusst, dass es sich hier um ein fak-
tisches Berufsverbot für diese Branchen handelt? 

Wissen Sie auch, dass alle Vorschläge, sowohl von 
der Veranstaltungsbranche als auch von der Schau-
stellerbranche, in keinster Weise in die Richtung ge-
hen, dass sie geschenktes Geld haben wollen? Sie 
wollen Unterstützung haben, damit sie ihre Existenz 
retten können, und nichts geschenkt bekommen. 

Sie versuchten gerade – so hatte es für mich den An-
schein –, das anders darzustellen. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Christof Ra-
sche [FDP]) 

Ralph Bombis (FDP): Vielen Dank für diese Zwi-
schenfrage, Herr Schmeltzer. Dann haben Sie mich 
in der Tat missverstanden. Im Gegenteil: Das, was 
Sie gesagt haben, bestätigt genau das, was ich sage. 
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Diese Branche will nichts geschenkt haben. Sie 
möchte die Möglichkeit haben, ihr Gewerbe auszu-
üben. Sie möchte die Möglichkeit haben, zu arbeiten. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Dazu wollen wir dieser Branche unbedingt und 
schnellstmöglich wieder verhelfen. 

(Nadja Lüders [SPD]: Wie? – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Wie denn?) 

Wir müssen die besten Bedingungen schaffen, um 
dieser Branche eigenständig Umsätze und Erträge 
zu ermöglichen, um dieser Branche die Chance zu 
geben, hier wieder selber zu agieren. 

(Nadja Lüders [SPD]: Wie? – Zuruf von Diet-
mar Brockes [FDP]) 

Wir wissen doch, dass Volksfeste vor dem Hinter-
grund der Pandemie in der gewohnten Form nicht 
möglich sind. Deswegen brauchen wir neue Ideen, 
wir brauchen Kreativität, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ja, dann sagen Sie 
doch, wie!) 

und wir brauchen Pragmatismus, damit die Schau-
steller und Marktbetreiber genauso wie das Veran-
staltungsgewerbe ihren Geschäften wieder nachge-
hen können. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wie?) 

Die Pop-up-Freizeitparks in Düsseldorf, in Dortmund, 
in Bielefeld haben doch gezeigt, dass es vor Ort in 
den Kommunen gemeinsame Lösungen geben 
kann. 

Der Freizeitpark in Erwitte – ich habe mich noch 
heute mit Minister Pinkwart darüber unterhalten – hat 
mit einer digitalen Zu- und Abgangsregelung Kreati-
vität an den Tag gelegt. Hier haben die Schausteller 
es gezeigt. 

Die Landesregierung und die sie tragenden Fraktio-
nen werden gemeinsam mit den Kommunen Wege 
finden, die verantwortbar sind, um den Schaustellern 
ihre eigenen Erträge wieder zu ermöglichen. 

(Beifall von der FDP – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Wann denn? Denen steht das Wasser 
bis zum Hals!) 

Wir wissen auch, dass die Hilfen des Bundes – da 
kommt es sehr wohl auf das Finanzministerium an, 
Frau Lüders, das da quergestanden hat – nicht für 
alle passgenau sind. 

Übrigens: Dass der Wirtschaftsminister dieser De-
batte heute nicht folgt, sondern sich vertreten lässt, 
liegt daran, dass er in der Wirtschaftsministerkonfe-
renz gerade dafür sorgen will, dass – auf Antrag von 
NRW – die Soforthilfen verlängert werden, die auch 
dem Gewerbe, das Sie hier ansprechen, 

zugutekommen. Sie sollten sich einmal bemühen, 
dass der Bund mit Ihrem Finanzminister Scholz da 
nicht so quersteht. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Seit Monaten stehlen Sie 
sich aus der Verantwortung! – Gegenruf von 
Dietmar Brockes [FDP] – Unruhe – Glocke) 

Wir müssen die besten wirtschaftlichen Bedingungen 
für Veranstalter und Schausteller, 

(Zurufe von der SPD – Dietmar Brockes 
[FDP]: Das ist keine Fragestunde!) 

auch für die Veranstaltungsbranche, schaffen, damit 
das gesellschaftliche Leben so schnell wie möglich 
und so umfangreich wie möglich wieder so stattfin-
den kann, wie wir es kannten. 

Herr Schmeltzer, ganz wichtig dabei ist – das sollten 
gerade Sie wissen – auch die soziale Komponente. 
Bei den Schaustellern und Marktstandbetreibern ist 
es eben nicht damit getan, dass man ihnen einfach 
staatliches Geld hinterherwirft. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das hat auch kei-
ner von uns behauptet, Herr Bombis!) 

Sie wollen zusammenkommen. Sie wollen gemein-
sam – diese Familien kennen sich teilweise über 
Jahrhunderte – ihren Betrieben nachgehen. Die 
NRW-Koalition wird alles dafür tun, dass das so bald 
wie möglich wieder möglich ist. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Unterstellen Sie uns doch 
nicht etwas, was wir nie gesagt haben!) 

Präsident André Kuper: Herr Kollege. 

Ralph Bombis (FDP): Ich freue mich auf die Bera-
tung im Ausschuss – jenseits von jeglichem Wahl-
kampfgetöse. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: So ein Quatsch!) 

Präsident André Kuper: Herr Kollege, es gibt noch 
den Wunsch nach einer Zwischenfrage des Abge-
ordneten Rasche. Lassen Sie sie zu? 

Ralph Bombis (FDP): Herzlichen Dank, Herr Präsi-
dent. Ich lasse gerne zum Abschluss auch noch die 
Zwischenfrage des Kollegen Rasche zu. 

Christof Rasche (FDP): Vielen Dank, lieber Kol-
lege. – Die Schaustellerfamilie hat ja im Vorfeld die-
ser Debatte um den Antrag der SPD kundgetan, dass 
sie sich von dieser Debatte eine große Unterstützung 
für die Interessen der Schausteller erhofft.  
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Haben Sie das Gefühl, lieber Herr Bombis, dass sich 
Herr Schmeltzer auch nur im Ansatz für die Interes-
sen der Schausteller eingesetzt hat? Oder hat er sich 
nur für die SPD zu profilieren versucht? 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zurufe 
von der SPD) 

Ralph Bombis (FDP): Es wäre an dieser Stelle wie 
übrigens auch an vielen anderen Stellen, lieber Kol-
lege, schön, wenn sich die SPD-Opposition im Sinne 
der Sache und im Sinne der betroffenen Menschen 
stärker konstruktiv einbringen würde. Jedenfalls hat 
nach meinem Eindruck der Kollege Schmeltzer in 
dieser Debatte dem Schaustellergewerbe, den 
Marktstandbetreibern und der Veranstaltungsbran-
che eher einen Bärendienst erwiesen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
Fraktion der Grünen hat der Abgeordnete Bolte-Rich-
ter das Wort. 

Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich versuche es 
einmal ohne Zwischenfrage aus meiner eigenen 
Fraktion. 

Wenn man diese Debatte verfolgt, fragt man sich 
schon ein bisschen, ob eigentlich alle mitbekommen 
haben, wie die letzten Monate verlaufen sind. Herr 
Bombis, Ihre Rede hätte vielleicht im Frühjahr noch 
ganz gut gepasst, als wir nicht genau wussten, wie 
das alles wird. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Aber wir kennen jetzt die Situation sehr genau. Wir 
kennen auch die Situation der Betroffenen sehr ge-
nau. Heute zu sagen: „Wir werden schon irgendwie 
kreativ; das wird schon irgendwie alles funktionie-
ren“, ist der Lage nicht so richtig angemessen. 

Wir sprechen hier zwar über einen Rahmen, bei dem 
es durchaus um Spaß und Freude geht, nämlich um 
leuchtende Kinderaugen vor bunten Karussells, was 
für uns alle sicherlich mit persönlichen Kindheitserin-
nerungen verbunden ist.  

Aber es geht eben nicht nur um Spaß und Freude, 
wie wir das immer in unseren Debatten hier empfin-
den, sondern es geht um harte Arbeit und um beruf-
liche Existenzen. Denn diejenigen, die uns diese 
schönen Erlebnisse mit den leuchtenden Kinderau-
gen vor den bunten Karussells ermöglichen, verdie-
nen unsere Unterstützung. Schaustellerinnen und 
Schausteller in unserem Land verdienen unsere Un-
terstützung. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir wissen doch jetzt ganz genau: Großveranstaltun-
gen wie Festivals und Jahrmärkte sind noch mindes-
tens bis Ende Oktober verboten. Das ist unter dem 
Gesichtspunkt des Infektionsschutzes offensichtlich 
der richtige Weg. Wir wissen auch nicht, wie es im 
Anschluss weitergeht – ob es weitere Verbote gibt, 
ob Weihnachtsmärkte möglich sind. 

All das empfinden die Schaustellerinnen und Schau-
steller als existenzbedrohlich. Diese Fragen möchten 
sie auch gerne beantwortet haben, und zwar politisch 
beantwortet haben. Sie wollen nicht einfach nur hö-
ren: Ja, das wird schon alles irgendwie; bisher ist es 
ja immer noch gutgegangen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Nein, das ist eben nicht der Fall! 

Herr Bombis, Sie führen an, dass es diese Pop-up-
Freizeitparks in größeren Städten in NRW gegeben 
hat bzw. immer noch gibt. – Es ist sicherlich richtig, 
dass es sie gegeben hat. Aber die Rückmeldungen, 
die wir alle bekommen, lauten doch: Das hat durch-
aus an vielen Stellen funktioniert.  

Aber die Verluste, die die Branche durch Corona und 
durch die Schließung eingefahren haben, konnten 
dadurch mit Sicherheit nicht ausgeglichen werden. 
Sie haben nun einmal nicht ein vollwertiges Kirmes-
erlebnis, wenn Sie irgendwo auf einem großen Park-
platz ein Karussell stehen haben. Das ist eben etwas 
grundsätzlich anderes als das, was die Menschen 
schätzen. 

Ich war wirklich überrascht – das muss ich ganz ehr-
lich sagen –, wie wunderbar die Redner der Koalition 
die Lage darstellen, wie wunderbar in ihrer Welt of-
fensichtlich alles läuft. Denn die Rückmeldungen 
sind andere. Die Rückmeldung ist ganz klar, dass die 
Branche diese Lage als existenziell bedrohlich emp-
findet. 

Und es geht noch weiter. Die vergangenen Monate hät-
ten Schaustellerinnen und Schausteller in einem nor-
malen Jahresverlauf natürlich genutzt, um Reserven für 
den Winter aufzubauen, also für die Zeit, in der sie keine 
Einnahmen generieren. Diese harte Zeit kommt erst 
noch. Da brauchen sie Hilfe. 

Wir sehen ja auch – die Rückmeldungen sind sehr 
klar –, dass die bisherigen Hilfen vielen Branchen 
durchaus geholfen haben. Aber die existenziellen 
Nöte und die Verluste werden noch länger anhalten. 

Darüber hinaus haben wir die Rückmeldung, dass 
die bisherigen Systeme so offensichtlich nicht funkti-
onieren. 

Deswegen ist es richtig, was die SPD heute fordert, 
dass sie diese Forderung aufgreift und eine spezifi-
sche Lösung fordert. 
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Präsident André Kuper: Herr Kollege, es gibt den 
Wunsch nach einer Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Rehbaum. 

Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): Die möchte ich 
jetzt nicht zulassen. 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

– Lieber Kollege Löttgen, wenn Sie der Debatte voll-
ständig gefolgt wären, hätten Sie mitbekommen, 
dass der Kollege Rehbaum auch keine Zwischenfra-
gen zulassen wollte. Daher sollten Sie sich das ein-
mal kurz überlegen. Wer zuletzt lacht, lacht nämlich 
in der Regel am besten. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Es gibt natürlich auch noch andere Bereiche. Wir 
sprechen immer über die Schaustellerinnen und 
Schausteller, weil wir uns darunter sehr viel vorstel-
len können. Aber wir sprechen auch über die ganze 
Veranstaltungsbranche – von vielen, vielen Tausend 
Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen, die von dieser 
Lage massiv betroffen sind und auch in Zukunft mas-
siv betroffen sein werden. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Was haben Sie getan?) 

– Herr Löttgen, Sie fragen mich jetzt nicht ernsthaft, 
was wir getan haben, als wir keine Pandemie hatten. 
Entschuldigung! Wir hatten zwischen 2010 und 2017 
nun einmal kein Corona. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Jetzt!) 

Dass wir jetzt gerade nicht in der Landesregierung 
sind, sollten Sie vielleicht einmal zur Kenntnis neh-
men. Im Moment stehen Sie in der Verantwortung, 
etwas für die Betroffenen, über die wir heute spre-
chen, zu tun, lieber Kollege Löttgen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir stellen einfach fest, dass diese Lage für viele 
Tausend Menschen in unserem Land existenziell be-
drohlich ist. Wir sehen, dass diese Menschen, die 
von dieser Lage betroffen sind, uns allesamt die 
Rückmeldung geben: Wir brauchen Hilfe. Wir brau-
chen Unterstützung. Das, was ihr bisher gemacht 
habt, funktioniert nicht. 

Die Rückmeldung, die sie heute von dieser Debatte 
in diesem Landtag bekommen, ist: Na ja; für uns als 
schwarz-gelbe Koalition wird das schon alles irgend-
wie hinhauen. Wir wissen noch nicht, wie. Aber es 
hat immer schon funktioniert. Und wir haben mit Re-
gieren überhaupt nichts zu tun. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
Fraktion der AfD hat der Abgeordnete Loose das 
Wort. 

Christian Loose (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
vorliegende Antrag der SPD zur Situation der Veran-
staltungsbranche spricht unbestreitbar vorhandene 
existenzbedrohende Probleme einer ganzen Bran-
che an. 

Vielleicht kommt Ihnen dieser Satz bekannt vor, liebe 
SPD. Das ist ein Zitat aus der Rede von Frau Müller-
Witt aus dem Plenum im Juni dieses Jahres. Es wur-
den lediglich „AfD“ durch „SPD“ und „Reisebüros“ 
durch „Veranstaltungsbranche“ ersetzt.  

Damals haben wir einen Antrag zur Rettung der Rei-
sebüros gestellt, den Sie am Ende leider abgelehnt 
haben. Sie führten damals an, dass unser Antrag 
wichtig sei, aber warfen uns doch tatsächlich vor, 
dass wir die schwierige Situation der Reisebranche 
für eigene Zwecke nutzen würden. 

(Bodo Löttgen [CDU]: So ist das! Genau!) 

Ich könnte Ihnen nun das Gleiche vorwerfen, liebe 
SPD, aber das tue ich nicht, denn schließlich ist es 
die Aufgabe der gewählten Parteien – das sage ich 
auch an die Adresse der CDU –, sich um die Sorgen 
und Nöte der Menschen zu kümmern.  

So haben wir es als AfD damals bei den Reisebüros 
gemacht; so haben Sie es heute für die Schausteller 
hier gemacht. Sie haben damals leider den Reisebü-
roantrag abgelehnt, weil er von der AfD kam, und da-
mit die Reisebürobranche leider im Stich gelassen.  

Das darf heute bei den Schaustellern nicht passie-
ren. Gerade in dieser schwierigen Zeit müssen par-
teipolitische Überlegungen hintanstehen. 

Noch heute Morgen habe ich mit einem Vertreter des 
Schaustellerverbandes gesprochen, einem Mann, 
der inzwischen mit seinem Sohn in siebter Genera-
tion die Fahrgeschäfte führt, einem Mann, der bun-
desweit mit den Schaustellern vernetzt ist. 

Dieser Schausteller beklagte, dass die Hilfen der 
Bundesregierung nach dem Gießkannenprinzip über 
alle Branchen verteilt werden und die existenzbedro-
hende Lage der Schausteller nicht berücksichtigt 
wird. 

Gerade die ungewisse Situation bei den kommenden 
Veranstaltungen – allen voran bei den Weihnachts-
märkten – belastet die Familien der Schausteller be-
sonders stark. Wenn die Weihnachtsmärkte nicht 
stattfinden – so war seine Prognose –, würden 80 % 
der Schausteller zum Jahresende Insolvenz anmel-
den müssen. 

Ich weiß nicht, ob das wirklich diese Dimension hat, 
aber lassen Sie es am Ende 30 oder 40 % sein. Ins-
besondere die kleineren Schausteller werden betrof-
fen sein. Das wäre ein kultureller Kahlschlag, den wir 
dann in dieser Branche haben werden. 
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Zum Dortmunder Weihnachtsmarkt, den er auch an-
führte, kommen jede Woche 100 Busse mit Besu-
chern. Die besuchen dann aber nicht nur die Weih-
nachtsmärkte, sondern auch die Geschäfte. Die hal-
ten die gesamte Stadt lebendig. 

Bei einer großen Kirmes sind 200 Schausteller zuge-
gen, 200 Familien, die dort auch zum Friseur gehen, 
die dort auch einkaufen gehen, zum Baumarkt, um 
mal etwas reparieren zu können. Das alles geschieht 
durch die Schausteller und hält auch diese Städte am 
Leben. 

Jetzt werden kleinere Kirmesveranstaltungen geneh-
migt. Ja, Herr Bombis, das ist der Fall; aber man 
sagte mir, da werde ein Knochen hingeworfen. Das 
reiche gerade so, um die Kühlschränke zu füllen. In 
Paderborn am Rande der Stadt reichte nicht einmal 
das; dort haben die Schausteller noch Geld mitge-
bracht. 

Der Schausteller kann sich jetzt auch gar nicht mehr 
die Mitarbeiter leisten. Bei ihm funktioniert das, weil 
die gesamte Familie – der Onkel, der Bruder – zu-
sammensteht und die Fahrgeschäfte aufbaut.  

Ich selbst komme gebürtig aus Ibbenbüren. Eine 
große Innenstadtkirmes ist dort ein Erlebnis, ein 
Highlight, immer am ersten Wochenende im Septem-
ber. Da kommen auch alle, die weggezogen sind, zu-
sammen, um gemeinsam Kirmes zu feiern. Dann 
geht man natürlich auch nachher noch in die Kneipen 
oder auch einkaufen. Dieses Großerlebnis hat man 
nicht auf diesen kleinen Kirmesplätzen, die jetzt ent-
stehen. 

Der Schausteller beklagte auch die Ungleichbehand-
lung mit anderen Branchen. Er sagte: Wie kann es 
denn sein, dass im Flugzeug die Leute nur 30 cm Ab-
stand haben? Die tragen zwar eine Maske, aber je-
der weiß doch, dass die nach 15 Minuten durchnässt 
ist und die Viren durchkommen. Dabei gibt es doch 
von den Schaustellerverbänden ein Konzept, mit 
dem man das Ganze wieder öffnen kann. 

Geben wir den Schaustellern die Möglichkeit, wieder 
zu arbeiten, um Geld zu verdienen, Geld, das die Fa-
milien dringend brauchen. Deshalb haben wir auch 
die Sorgen aufgegriffen und Ihren guten Antrag, liebe 
SPD, um die Weihnachtsgeschäfte ergänzt und das 
Ganze runder gemacht. 

Wir reichen Ihnen mit unserem Änderungsantrag die 
Hand und hoffen, dass wir gemeinsam helfen und 
auch die Weihnachtsmärkte wieder stattfinden kön-
nen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung spricht Herr Minister Lienenkämper in 
Vertretung für Minister Professor Pinkwart. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Sehr 
geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe 
Kollegen! Zunächst einmal bitte ich um Verzeihung 
dafür, dass ich etwas zu spät gekommen bin. Ich war 
das gar nicht mehr gewohnt, dass Sie Ihre Fragen in 
der Fragestunde so stellen, dass ich nicht zum Ein-
satz komme.  

Deswegen habe ich zugegebenermaßen das Ende 
derselben in einer anderen Besprechung nicht so be-
obachtet, wie das wahrscheinlich besser gewesen 
wäre. Insofern ahne ich, dass Sie wahrscheinlich 
beim nächsten Mal die Fragen der Fragestunde wie-
der umstellen werden. 

Jedenfalls bin ich jetzt hier und habe eine engagierte 
Debatte verfolgt, die mir schon Anlass zu einigen 
grundsätzlichen Vorbemerkungen gibt. 

Wir wissen alle, in welch schwierigen Situation wir 
sind. Wir wissen alle, dass Maßnahmen ergriffen 
werden mussten und weiter ergriffen werden müss-
ten, um die Auswirkungen der Pandemie so wenig 
wie möglich spürbar zu machen für alle bei uns in der 
Wirtschaft und für alle Bürgerinnen und Bürger in 
Nordrhein-Westfalen. 

Unser Wirtschaftsminister Andreas Pinkwart trägt da-
bei die Verantwortung, den vielen Unternehmerinnen 
und Unternehmer in Nordrhein-Westfalen, den Solo-
Selbstständigen und den Angehörigen der Freien 
Berufe Lösungen für ihre gravierenden Probleme an-
zubieten. 

Als jemand, der auch in der Zeit von 2010 bis 2017 
dabei gewesen ist, kann ich Ihnen schon sagen: Die 
Intensität, mit der sich Andreas Pinkwart mit den Ver-
bänden und den Interessenvertretern der Wirtschaft 
regelmäßig austauscht, die Intensität, mit der wir un-
sere Taskforces unter Beteiligung auch der Schau-
steller und mit der gesamten Wirtschaft machen – 
zum Teil wöchentlich und oft unter Einbeziehung so-
gar der Minister selber und oft auch von Andreas 
Pinkwart –, diese enge Kommunikation hat dazu ge-
führt, dass Nordrhein-Westfalen nach meinem festen 
Verständnis besser in dieser Krise steht als manch 
andere. Andreas Pinkwart und diese Koalition waren 
und sind dafür Garanten. 

(Beifall von der CDU – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Warum wissen die Schausteller das 
nicht?) 

Das hat mit dem Programm der Coronasoforthilfe be-
gonnen. Vielen Unternehmen ist unbürokratisch und 
schnell geholfen worden. Daran anschließend ist 
dann gemeinsam mit dem Bund das Programm der 
Coronaüberbrückungshilfe gestartet worden, mit 
dem für mehrere Monate betriebliche Fixkosten auf-
gefangen werden konnten.  

Wir wissen alle nicht, wie lange und wie stark uns 
diese Krise noch beeinträchtigen wird. Jedenfalls 
niemand, der realistisch an die Dinge herangeht, wird 
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bezweifeln können, dass sie uns unmittelbar und mit-
telbar noch für eine längere Zeit beschäftigen und 
uns auch noch viel Geld kosten wird. 

Am besten wäre den Unternehmerinnen und Unter-
nehmer in diesem Land damit geholfen, wenn sie 
ihre Tätigkeit so schnell wie möglich und in vollem 
Umfang wieder aufnehmen könnten.  

Das ist nicht nur zurzeit nicht allen Branchen möglich, 
das ist zum Teil in Branchen sogar nur sehr einge-
schränkt möglich. Deswegen muss unser Ziel sein, 
möglichst vielen Branchen – soweit es geht – dabei 
zu helfen und individuelle Probleme zu berücksichti-
gen.  

Sonderförderprogramme allerdings, wie sie hier vor-
geschlagen werden, sind nicht der richtige Weg. Ne-
ben Abgrenzungsschwierigkeiten, welche Unterneh-
men den gesondert geförderten Branchen angehö-
ren und welche nicht, wäre auch ein regelrechter Ver-
teilungskampf zu erwarten.  

Die gesonderte Förderung der einen Branche würde 
zwingend Forderungen anderer Branchen nach sich 
ziehen. Es gäbe Konflikte und Abgrenzungsfragen 
zwischen den Branchen, die geeignet wären, Wirt-
schaft und Land zu spalten. 

Deswegen verfolgen Landesregierung und auch die 
Bundesregierung an dieser Stelle einen einheitlichen 
Ansatz: Wir wollen die schwerwiegenden Folgen 
branchenübergreifend für alle Betroffenen abfedern.  

Wir wissen ganz genau um die Auswirkungen der 
Schutzmaßnahmen auf Schausteller, auf Markt-
standbetreiber, auf die gesamte Veranstaltungsbran-
che; es gibt große Härten. Sie sind längerfristig be-
troffen als andere Branchen. Die Hauptsaison 
musste weitgehend entfallen. Die Einnahmen sind 
zum Teil auf null gesunken.  

Die Landesregierung hat die Coronaschutzverord-
nung in vertretbarem Maße für Veranstaltungen lo-
ckern können. Es gibt jetzt immerhin vorübergehende 
Freizeitparks. Trödelmärkte und ähnliche Spezial-
märkte können durchgeführt werden, wenn ein ent-
sprechendes Hygiene- und Infektionsschutzkonzept 
vorliegt. Es konnte also punktuell geholfen werden, 
aber wir wissen, in welcher Situation die Branche ist. 

Die Landesregierung hat die vom Bund finanzierten 
Überbrückungshilfen zur Finanzierung betrieblicher 
Fixkosten deswegen um die NRW Überbrückungs-
hilfe Plus ergänzt. Hiermit können Solo-Selbststän-
dige, Freiberufler und im Unternehmen tätige Inhaber 
einen fiktiven Unternehmerlohn in Höhe von 1.000 
Euro pro Monat erhalten. So können sie auch ihre 
private wirtschaftliche Existenz sichern. Weitere Ne-
benbemerkung: Das haben längst nicht alle Länder 
so gemacht.  

Präsident André Kuper: Herr Minister, es gibt den 
Wunsch nach einer Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Schmeltzer. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Aber 
gerne doch. 

Präsident André Kuper: Dann hat er jetzt das Wort. 

Rainer Schmeltzer (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Minister, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Ich 
habe sehr andächtig zugehört, wie stark Herr Minis-
ter Pinkwart immer auf eigenes Bestreben hin die 
Kontakte zu den verschiedenen Branchenvertretern 
hält, auch jetzt im Rahmen der Wirtschaftsgipfel zu-
zeiten von Corona. 

Ist Ihnen bekannt, dass Herr Minister Pinkwart erst 
auf mein Bestreben hin die Schaustellerverbände 
zum Wirtschaftsgipfel eingeladen hat? 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

Dies hat mir Herr Liminski seitens der Staatskanzlei 
am 18. März dieses Jahres bestätigt und sich herz-
lich mit dem Hinweis bedankt, dass von nun an na-
türlich die Schaustellerverbände eingeladen würden. 

(Christian Dahm [SPD]: Da kann er nur Ja sa-
gen!) 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Lieber 
Herr Kollege Schmeltzer, nachdem Sie in einer 
früheren Zwischenfrage erklärt haben, in welchem 
Wahlkreis Sie gewählt und dass Sie für die Schau-
stellerverbände tätig sind, kann ich Ihnen ausdrück-
lich bestätigen, dass das auch so ist.  

Sie setzen sich wie viele andere Abgeordnete dieses 
Landtages von Nordrhein-Westfalen für die berech-
tigten Interessen auch der Schausteller ein. Wir ha-
ben als Landesregierung gemeinsam mit dem Parla-
ment viele Maßnahmen, die wir treffen konnten, ab-
gestimmt und abgesprochen. Dabei ist es am Anfang 
auch zu einer guten Interaktion gekommen. Das, was 
Sie beschreiben, ist Teil desselben.  

Das schmälert aber in überhaupt keiner Weise, was 
Andreas Pinkwart für die Schausteller gemacht hat, 
und das schmälert in überhaupt keiner Weise, dass 
im Kreise der Landeswirtschaftsminister Andreas 
Pinkwart auch vom Bund als einer derjenigen wahr-
genommen wird, die das für unsere Landesregierung 
mit besonderer Kompetenz und besonderem Erfolg 
machen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Deswegen ist Andreas Pinkwart gerade in der Be-
sprechung mit dem Bundeswirtschaftsminister und 
den Wirtschaftsministern der anderen Länder. Wir 
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setzen uns dafür ein, das Überbrückungshilfepro-
gramm Plus bis zum Jahresende zu verlängern. Das 
wäre eine Maßnahme, um die hier zu Recht bespro-
chenen Härten ein Stück weit abzumildern. Ich wün-
sche uns allen dabei viel Erfolg und bedanke mich für 
Ihre zum Teil andächtige Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr 
vor; ich schließe deshalb die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/9944 – Neudruck – an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Energie und Landesplanung; die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung sollen dort in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Der Änderungsantrag 
Drucksache 17/10745 wird ebenfalls überwiesen. 
Gibt es jemanden, der dagegen ist? – Gibt es jeman-
den, der sich enthalten möchte? – Dann haben wir 
die Überweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

12 Schulen und Kommunen zahlen für die Ver-
säumnisse der Landesregierung – Ministerin 
Gebauer muss dringend nachsteuern 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/10630 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin für die Fraktion der Grünen der Abgeordneten 
Frau Beer das Wort. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich setze da an, wo ich heute Mor-
gen aufgehört habe, weil wir von der Ministerin wie-
der keine Antwort erhalten haben:  

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Was wird eigentlich zum Ende der Woche zur Mas-
kenpflicht verkündet werden? – Dazu haben Sie sich 
nicht geäußert. Ich will noch einmal darauf eingehen.  

Am 3. August 2020 haben Sie die Entscheidung für 
die Maskenpflicht getroffen. Wir hatten damals 276 
Fälle pro 100.000 Einwohner und eine 7-Tage-Inzi-
denz von 10,1. Am gestrigen Tag gab es 319 Fälle 
pro 100.000 Einwohner, und die 7-Tage-Inzidenz be-
trug 11,3.  

Wie geht es denn jetzt weiter? Sie haben in der Ak-
tuellen Stunde gesagt, der Trend sei jetzt besser, die 

Lage sei stabil. Ich finde, wir sprechen erst einmal 
über gegenüber dem 3. August erhöhte Werte. 

Ich habe heute Morgen schon klargemacht, dass die 
Maskenpflicht das einzige Mittel war, damit Sie über-
haupt in den sogenannten Regelunterricht starten 
konnten, weil die anderen Dinge versäumt worden 
sind.  

Sie haben nicht dafür gesorgt, dass genügend Unter-
stützungspersonal vorhanden ist, um stabile und 
kleine Lerngruppen gestalten zu können.  

Sie haben nicht dafür gesorgt, dass Räume akquiriert 
worden sind.  

Sie haben keine Sorge dafür getragen, mehr in au-
ßerschulische Lernorte hinauszugehen.  

Deswegen war das letzte Mittel, damit der Unterricht 
überhaupt anlaufen konnte, auch die Maskenpflicht. 

Wenn der Ministerpräsident am vergangenen Wo-
chenende schon verkündet hat, dass es auf Dauer 
so nicht gehe, wie geht es denn dann ab der nächs-
ten Woche? 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist doch die große Frage. Ich denke nicht, dass 
Sie jetzt noch die letzten drei Tage nutzen werden 
bzw. nutzen können, um genau diese Lernbedingun-
gen herzustellen. 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Es gilt, zivilgesellschaftliche Kräfte und alle, die be-
reitstehen könnten, um anders zu unterrichten – 
Lehramtsstudierende, Praxissemesterstudierende – 
zu mobilisieren und den Schulen die Freiheit zu las-
sen, anders zu denken. 

Es gibt eine Realschule, die ein wunderbares Modell 
entwickelt hat: eine Woche Präsenzunterricht, eine 
Woche Digitalunterricht. Sie haben das dort gut ein-
gespielt. Allen Kindern, die zu Hause keine Unterstüt-
zung haben, werden entsprechende Lernräume in 
der Schule angeboten, um das sicherzustellen.  

Warum kann diese Schule nicht weiter so verfahren? 
Sie kann die Lerngruppen teilen, und es ist dort ein-
gespielt. Das ist aber nicht möglich. Warum geben 
Sie den Schulen nicht die Freiheit, Epochen- oder 
Blockunterricht zu erteilen und fächerübergreifend in 
kleinen stabilen Lerngruppen zu arbeiten, damit In-
fektionsrisiken gering gehalten werden, aber Lernen 
Spaß macht, Lernen gelingen kann und Lernen kon-
tinuierlich angesetzt werden kann? 

All das riskieren Sie, weil wir dauernd Aussetzer ha-
ben: Für 14 Tage muss die eine Lerngruppe nach 
Hause und für eine Woche die andere. So kann nicht 
kontinuierlich gearbeitet werden. 

(Zuruf von Angela Freimuth [FDP]) 
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Sie haben das, was eigentlich möglich wäre, an ver-
schiedenen Stellen auch mit einem wirklich schlech-
ten Handling versemmelt. Das sind nicht nur die Fe-
rienangebote, das ist auch die digitale Ausstattung.  

Es gibt heute immer noch keine Standards für die di-
gitale Ausstattung an Schulen und keine Vereinba-
rung mit den kommunalen Spitzenverbänden. Wir 
haben Ihnen schon im April gesagt, dass es eine 
Möglichkeit wäre, Digitalmittel zu öffnen und vorzufi-
nanzieren. – Dann ist das Sonderbudget gekommen, 
und Sie haben es tatsächlich hingekriegt, die Förder-
richtlinie mitten in den Sommerferien herauszuge-
ben.  

Ähnliches gilt für die Ausstattung mit digitalen End-
geräten. Seit zwei Jahren diskutieren wir, seit zwei-
einhalb Jahren liegt das Gutachten vor. Nur wegen 
des Drucks durch Corona sind die Mittel freigesetzt 
worden.  

Das war, was die Beschaffung angeht, aber auch 
sehr spät. Deswegen werden Schülerinnen und 
Schüler sowie Lehrkräfte noch lange darauf warten 
müssen, bis sie wirklich Geräte in den Händen ha-
ben, aber die Kommunen sind schon angewiesen, 
bis zum 31. Dezember die Verwendungsnachweise 
vorzulegen. 

(Zuruf) 

So geht es nicht. 

Was passiert ab nächster Woche, Frau Ministerin? 
Wo sind die kleinen stabilen Lerngruppen, die auch 
die Eltern einfordern? Wie kann das hergestellt wer-
den? – Wir würden gerne mithelfen, einen solchen 
Bildungspakt voranzubringen. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
SPD) 

Ich mache hier nochmals das Angebot: Lassen Sie 
uns in dieser Lage zusammen daran arbeiten. Aber 
es ist wie in einem Tunnel: Was Sie nicht sehen wol-
len, sehen Sie auch nicht mehr. Sie graben sich im-
mer mehr ein. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Das gilt auch für Sie!) 

– Herr Löttgen, ich habe manchmal das Gefühl, dass 
wir uns mit den Kästen, in denen wir sitzen, auch 
Tunnel gebaut haben. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Mit Tunneln kennen Sie 
sich aus!) 

Da ist es ganz schwierig, noch den Durchblick zu be-
halten, weil sich das doch alles etwas schwierig ge-
staltet. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Das ist schade. Anstatt die Kräfte zu bündeln und ge-
meinsam für die Schulen zu arbeiten, wird jegliche 

Kooperation verwehrt. Das führt zu traurigen Dingen 
und offensichtlich auch zu keiner sehr guten Atmo-
sphäre bei der Sitzung im Ministerium in dieser Wo-
che. 

(Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und 
Bildung: Ich bin immer erstaunt, wie Leute, die 
gar nicht dabei waren, darüber reden!) 

– Das ist interessant, weil diejenigen, die dabei wa-
ren, empört darüber reden, dass sie nicht wirklich 
einbezogen würden und sich außen vor gelassen 
fühlen.  

Vor allem kann ich das nachvollziehen, wenn es um 
die Kinder mit Behinderungen geht; da wenigstens 
bin ich bei Ihnen und froh darüber, dass Sie sofort 
Stellung bezogen haben. Was im LVR zurzeit läuft 
und das Aussetzen der Beförderung der Kinder zu 
den Förderschulen ist skandalös. Das kann nicht bei 
den Familien abgeladen werden. Wir müssen ge-
meinsam dafür sorgen, dass das sofort eingestellt 
wird. 

Ich biete Ihnen nochmals Gemeinsamkeit und Unter-
stützung an: Lassen Sie uns für kleine stabile Lern-
gruppen sorgen, damit Bildung wirklich gelingt und 
individuelle Förderung bei allen Kindern ankommt. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die SPD-Fraktion hat der Kollege Ott das 
Wort. 

Jochen Ott (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst einmal zum Tagesordnungs-
punkt 20: Wir sind empört darüber, dass das Schul-
gesetz in einem Antrag zur Stiftung für Hochschulzu-
lassung untergebracht wurde. Trotz gegenteiliger 
Absprachen unter den Wissenschaftsleuten wird das 
hier hineingezogen und die erste und zweite Lesung 
in einem durchgeführt.  

Das hat Auswirkungen auf unsere zukünftige Zusam-
menarbeit bei der Beschleunigung von Gesetzge-
bungsverfahren. Man muss schon fast meinen, dass 
wir in der vergangenen Woche bewusst getäuscht 
worden sind – und das ist inakzeptabel. 

(Beifall von Michael Hübner [SPD]) 

Ich habe bereits heute Morgen über die Versäum-
nisse der Landesregierung gesprochen. Die Dimen-
sionen dieser Pandemie – mit allen Herausforderun-
gen und Konsequenzen insbesondere für die Schü-
lerinnen und Schüler samt Familien, die Lehrkräfte 
und die Schulleitungen – sind Ihnen anscheinend im-
mer noch nicht bewusst. 

Die Äußerungen gehen immer in die Richtung, dass 
alles wunderbar sei. Ich habe den Eindruck, dass 
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Ihnen in sieben Wochen etwas passiert ist, für das 
andere mehrere Jahre brauchen: in so einen Tunnel 
zu kommen.  

Herr Löttgen, um das klar zu sagen: Sie sind in einem 
Tunnel, und das ist nicht erträglich und nicht gut für 
die Schullandschaft in Nordrhein-Westfalen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Ich will unsere Maßnahmen deshalb noch mal zu-
sammenfassen: Wir brauchen jetzt aktive Maßnah-
men zum Eindämmen und zum Ausgleich von Bil-
dungsungerechtigkeiten. Ob das an Wochenenden 
mit freiwilligen Maßnahmen gelingen kann, wie sie 
hier beschrieben sind, wage ich sehr zu bezweifeln.  

Insbesondere bedeutet das Unterstützung für be-
nachteiligte Kinder und Familien im Sinne der Bereit-
stellung des Internetzugangs, Expertise und unter-
stützende Manpower.  

Wir brauchen eine schnellere Umsetzung von digita-
len Klassenzimmern, die rechtssicher und daten-
schutzkonform sind.  

Wir brauchen Fortbildungen.  

Wir brauchen verbindliche Richtlinien und Verant-
wortungsübernahme bezüglich der Kosten von War-
tung und Support. 

Ich will darauf hinweisen, dass der Städtetag Nord-
rhein-Westfalen natürlich die Konnexitätsfrage stellt, 
weil irgendjemand die Wartung der Geräte, die jetzt 
angeschafft werden, übernehmen und bezahlen 
muss. Dafür braucht man Personal; das geht nicht so 
einfach. 

(Beifall von Christian Dahm [SPD] und Michael 
Hübner [SPD])  

Wir haben Sie vor einer Auseinandersetzung mit den 
Kommunen gewarnt, weil das wieder über Monate 
und Jahre lähmen wird, wenn man sich nicht einigt.  

Darüber hinaus haben wir darauf hingewiesen, dass 
wir über Schicht- und Blockunterricht nachdenken 
müssen. Wie heute Morgen gesagt gibt es Schulen, 
die das gerne machen wollen, weil das Unterricht in 
sichereren Kleingruppen gewährleistet, das Recht 
auf Bildung gewährleistet, aber gleichzeitig auch die 
Maske überflüssig macht, also die Gesundheit der 
Kinder nicht gefährdet. Das haben Sie verboten, an-
statt an solchen Konzepten zu arbeiten.  

Insgesamt ist dafür zu sorgen, dass man die Schul-
leitungen unterstützt, die vielfach auf dem Zahn-
fleisch gehen, insbesondere in den Bildungseinrich-
tungen, die eigentlich diesen Namen nicht verdienen, 
was das Gebäude angeht, weil in den Kommunen 
nicht vernünftig damit umgegangen wurde. Gerade 
die haben einen besonderen Organisationsaufwand 
und wissen oft nicht, wie sie das bewältigen sollen.  

Das sind nur wenige Beispiele aus unserem Antrag. 
Wir erwarten von Ihnen, dass Sie endlich auf die An-
gebote, die wir genauso wie die Fraktion der Grünen 
eingebracht haben, eingehen, dass wir gemeinsam 
ein Konzept erarbeiten, um im ganzen Schuljahr da-
für zu sorgen, dass die Kinder, dass die jungen Er-
wachsenen, dass die Lehrerinnen und Lehrer sich 
auf ihr Parlament verlassen können, dass wir ge-
meinsam für Standards sorgen, dass wir gemeinsam 
dafür sorgen, durch diese Pandemie durchzukom-
men.  

Dazu erwarten wir aber auch, dass Sie die verschie-
denen Perspektiven hören. Dass sich im Grunde ge-
nommen fast alle Elternverbände hinter die Fichte 
geführt fühlen, dass Schulleiter völlig frustriert sind 
und immer mehr Kolleginnen und Kollegen sagen 
„Was die da in Düsseldorf machen, interessiert mich 
nicht; ich versuche nur noch, irgendwie durchzukom-
men“, wird uns das nicht helfen, sondern für das Bil-
dungssystem insgesamt eine große Katastrophe 
sein.  

Wir wissen ja, dass schon vor der Pandemie nicht 
alle an den Schulen gut auf uns zu sprechen waren, 
übrigens auf gar keinen von den politischen Akteu-
ren, die hier im Parlament sitzen, weil man in den ver-
gangenen Jahren die Erfahrung gemacht hat, dass 
man an vielen Stellen alleine gelassen wurde.  

Deshalb wäre die Pandemie jetzt genau die Chance, 
gemeinsam einen Neustart für die sicheren Maßnah-
men in den Schulen unseres Landes zu ermöglichen. 
Es hat keinen Sinn, an einem Konzept für Regelun-
terricht, wie wir ihn bisher kannten, festzuhalten.  

(Beifall von der SPD) 

Wir brauchen jetzt einen Plan B, wir brauchen einen 
Plan C für eine Kombination von beiden, und vor al-
len Dingen brauchen wir eine klare Kommunikation, 
die dafür sorgt, dass Verunsicherung und chaotische 
Zustände, wie wir sie im Schulbereich in den letzten 
Monaten erlebt haben, endlich überwunden werden.  

Wenn es nicht gelingt, deutlich zu machen, dass wir 
als Parlament die Signale verstanden haben, die von 
der Basis jeden Tag gesendet werden, sondern noch 
andere anrufen, die auch mal einen positiven Brief 
schreiben, wie es im Zusammenhang mit den Schul-
leiterbriefen anscheinend geschehen ist, um es mal 
ein bisschen salopp zu formulieren, versündigen wir 
uns an den Schulen in Nordrhein-Westfalen.  

Deshalb sage ich Ihnen: Machen Sie endlich ernst 
damit, über ein Alternativkonzept nachzudenken.  

Eine Maskenpflicht für das ganze Schuljahr, um Ihre 
Fiktion von Regelunterricht und Normalität aufrecht-
zuerhalten, ist ein schwerwiegender Fehler, mit dem 
Sie sich an unseren Kindern versündigen.  
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(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Josef Hovenjürgen [CDU] und der 
FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die CDU-Fraktion hat nun die Abgeord-
nete Frau Schlottmann das Wort. 

(Unruhe) 

Claudia Schlottmann (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Beer, Herr Ott, 
wenn ich Ihnen so zuhöre, stellt sich mir ab und zu 
die Frage, ob ich im selben Bundesland lebe wie Sie, 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

oder ob Sie vielleicht einfach nur das, was Sie hören 
möchten, in Gespräche hineininterpretieren.  

(Zuruf von Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]) 

Jeder Abgeordnete – damit meine ich die CDU-
Fraktion, aber auch die FDP-Fraktion – steht natür-
lich in Gesprächen mit den Schulleitungen vor Ort; 
das ist doch gar keine Frage. 

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]) 

Wir bekommen die Reaktionen der Schulleiter, die 
natürlich unterschiedlich sind. Wir haben Reaktionen 
von „Es ist alles gut, es läuft“ bis hin zu „Na ja, wir 
haben große Probleme, aber wir arbeiten dran, und 
mit Unterstützung klappt das“. Wenn Probleme auf-
tauchen, kann man auch darüber reden. Das ist der 
ganz entscheidende Punkt.  

Aber das ständige Wiederkäuen von Problemen und 
immer nur von negativen Punkten bringt uns hier und 
auch in der gemeinsamen Arbeit, die Sie augen-
scheinlich immer nach vorne treiben wollen, keinen 
Schritt weiter.  

(Zuruf von der SPD) 

– Das vermisse ich allerdings dann tatsächlich.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das Schuljahr 2020/21 hat begonnen; das ist nichts 
Neues. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir wagen damit einen Neustart in den Präsenzun-
terricht unter völlig neuen Umständen aufgrund der 
Coronapandemie. Noch nie zuvor waren Lehrerin-
nen und Lehrer, aber vor allen Dingen Schülerinnen 
und Schüler mit einer solchen Ausnahmesituation 
konfrontiert.  

(Zurufe von der SPD) 

Präsident André Kuper: Frau Kollegin, es gibt den 
Wunsch nach einer Zwischenfrage durch den Abge-
ordneten Ott. 

Claudia Schlottmann (CDU): Gerne, Herr Ott. 

(Zurufe) 

Präsident André Kuper: Bitte schön, Herr Ott. 

Jochen Ott (SPD): Sind Sie dafür, dass die Masken-
pflicht ab nächsten Montag fortgesetzt wird oder 
nicht? 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Mach dich doch 
nicht lächerlich! Das ist ein Witz!) 

– Das ist doch eine ganz einfache Frage, die man be-
antworten kann. Das ist kein Witz, Josef, sondern 
eine einfache Frage. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Mann, so be-
scheuert muss man sein! – Weitere Zurufe, 
Unruhe) 

Claudia Schlottmann (CDU): Lieber Herr Ott, war 
die Frage an mich gerichtet, oder möchten die Her-
ren weiter diskutieren? 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ja, ich bin für die Maskenpflicht, wenn es dadurch 
weiterhin den Präsenzunterricht geben kann. Wenn 
wir keine andere Möglichkeit haben, Präsenzunter-
richt durchzuführen, um damit den Kindern weiter 
den Unterricht zu ermöglichen, bin ich für eine Mas-
kenpflicht.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die vergangenen Monate haben die ganze Gesell-
schaft, in besonderem Maße jedoch Schule und Bil-
dung vor neue Herausforderungen gestellt. In kür-
zester Zeit wurden Klassenzimmer auf Bildschirmen 
nach Hause verlegt.  

Hausaufgabenkontrollen fanden per E-Mail statt, und 
Fragen an die Lehrerinnen und Lehrer liefen über Te-
lefon und Videokonferenz, und das für alle Schülerin-
nen und Schüler im ganzen Land.  

Lehrkräfte sahen sich damit konfrontiert, nicht mehr 
mit Schülern und Kollegen kommunizieren zu kön-
nen.  

Lehrpläne wurden von heute auf morgen auf außer-
gewöhnliche Situationen angepasst.  

Natürlich gab und gibt es für jede Situation nicht die 
Ideallösung, doch ich möchte sagen: Lehrer, Lehre-
rinnen und Schulleiter haben in Zusammenarbeit mit 
dem Ministerium diese schwere Situation sehr gut 
gemeistert.  
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(Beifall von der CDU und der FDP)  

Deswegen möchte ich die Gelegenheit nutzen, an 
dieser Stelle unseren Lehrerinnen und Lehrern für ih-
ren tollen Einsatz in den vergangenen Monaten zu 
danken. 

Doch es zeigt sich auch, dass kein Headset und 
keine Webcam den wichtigen Austausch zwischen 
Schülern und Lehrern ersetzen kann. Deswegen hat 
die Landesregierung in der Sommerpause alles dafür 
getan, nach Möglichkeit wieder Präsenzunterricht 
stattfinden zu lassen, damit die Schülerinnen und 
Schüler wieder gemeinsam und geführt lernen kön-
nen. 

Der Fokus liegt dabei ganz klar darauf, wieder einen 
geregelten Schulbetrieb aufrechtzuerhalten. Natür-
lich stellen Hygienekonzept und Maskenpflicht wei-
tere Herausforderungen dar. Doch sie sind im Mo-
ment unser einzig adäquates Mittel, um weiteren Un-
terrichtsausfällen entgegenzutreten und gleichzeitig 
die COVID-19-Pandemie einzudämmen. 

So wurde auch die Entscheidung zur Maskenpflicht 
in Schulen, wie meine Kollegin Heike Troles bereits 
erwähnt hat, am 20. August 2020 vom Oberverwal-
tungsgericht Münster bestätigt. Dabei ist eine Ge-
sundheitsgefährdung der Schüler nicht feststellbar, 
der Vorteil bei der Eindämmung des Virus ist jedoch 
unumstritten. 

Es zeigt sich auch innerhalb der Schulen, wie ich vor-
hin schon erwähnt habe, eine Uneinigkeit bezüglich 
der Maßnahmen. Sie beziehen sich heute Morgen 
zum Beispiel auf den Brandbrief der Schulleitungs-
vereinigung NRW unter Herrn Willert, welcher Miss-
stände im Umgang mit der Pandemie anprangert. 

Ja, diesen Brandbrief gibt es. Dabei lassen Sie aber 
völlig außer Acht, dass sich der Grundschulverband 
NRW deutlich von den Aussagen von Herrn Willert 
distanziert. Der SLV GEW NRW sagt, dass die aktu-
ell gegebenen schulpolitischen Rahmensetzungen 
angemessen sind und in einem engen kontinuierli-
chen Austausch mit allen Beteiligten abgestimmt 
worden sind.  

Das zeigt, dass – genau wie wir hier – die Schulen in 
Nordrhein-Westfalen den Umgang mit der Pandemie 
unterschiedlich betrachten. Es zeigt auch – da 
komme ich zum Anfang meiner Rede zurück –, dass 
Sie immer wieder nur Zitate vorbringen, die Ihren An-
trägen und Meinungen nutzen. Sie lassen das Ge-
samtbild völlig außen vor; es interessiert Sie gar 
nicht. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Gegenteilige Aussagen kommen einfach nicht vor. 
Es ist, wie der Fraktionsvorsitzende der CDU heute 
Morgen bereits angemerkt hat, pure Meinungsma-
che und ein prinzipielles Dagegensein, weil man 

Opposition ist. So kann Zusammenarbeit zur Bewäl-
tigung einer Krise nicht funktionieren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Natürlich wird es immer wieder Situationen geben, 
die eine individuelle, lokale Lösung erfordern. Gene-
rell gilt es jedoch, gemeinsame Entscheidungen zu 
treffen und als Gemeinschaft zu agieren, um Lösun-
gen zu entwickeln. Das Hauptziel bleibt: Unseren 
Kindern muss das gemeinsame Lernen wieder mög-
lich gemacht werden. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Claudia Schlottmann (CDU): Wir können nicht pro-
phezeien, was die nächsten Monate bedingt durch 
Corona noch passieren wird. Aber wir arbeiten da-
ran, dass wir Stück für Stück zur Normalität zurück-
kommen werden. Da habe ich großes Vertrauen, 
dass wir das als NRW-Koalition zusammen mit dem 
Ministerium hinbekommen. – Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schlottmann. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Frau Kollegin Müller-Rech. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Zu fortgeschrittener Stunde diskutieren wir diesen 
Antrag, der nicht mehr ist als ein Sammelsurium der 
schlechten Laune. 

(Zuruf von der SPD) 

Ich werde begründen, warum wir Freie Demokraten 
die Forderungen der rot-grünen Opposition ableh-
nen, und greife dafür exemplarisch vier Punkte her-
aus, die den Unterschied in der Haltung zeigen, wie 
wir mit dieser Pandemie umgehen. Für mehr Punkte 
ist leider nicht die Zeit – genug Bedarf, darüber zu 
sprechen, wäre allerdings gegeben. 

Erster Punkt: Sie fordern ein datenschutzkonformes 
digitales Klassenzimmer. – Darf ich freundlich daran 
erinnern, wer in diesem Land für den Datenschutz 
zuständig ist? – Das ist die SPD-Datenschutz-
beauftrage seit 2015, die hier gegenüber dem Parla-
ment erklären ließ, dass sie lieber wochenlang Ein-
zelanfragen geklärt hat, statt proaktiv Vorgaben für 
die Schulen zu erstellen. 

(Zuruf von der SPD) 

Dann darf ich auch noch einmal daran erinnern, dass 
es Rot-Grün war, das uns LOGINEO mit eben die-
sem Datenschutzproblem als Rohrkrepierer vor die 
Tür gestellt hat. 
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(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der SPD) 

Im Gegensatz zu SPD und Grünen, die beim Thema 
Datenschutz auf ganzer Linie versagt haben, sind wir 
diejenigen, die jetzt Erfolge vorzuweisen haben mit 
einer wegweisenden Fortentwicklung von LOGINEO.  

(Zuruf von der CDU: So ist das!) 

Das haben Sie nicht geschafft; wir schaffen das jetzt. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Als Zweites möchte ich mir die zahlreichen Forderun-
gen nach unterstützendem Personal vornehmen. Da 
geht es um Digitalisierung, Hygieneaufpasser – ich 
frage mich: Kriegen die vielleicht noch eine Triller-
pfeife mit dazu? – und um Schulleitungen. Damit 
werfen Sie sehr viele Fragen auf und beantworten 
keine einzige davon. Was ist mit Ausschreibungsver-
fahren? Sollen wir die befristet anstellen? Was pas-
siert mit diesen Menschen, wenn die Pandemie vor-
bei ist? 

An dieser Frage macht sich ein ganz wichtiger Hal-
tungsunterschied fest. Wir sind diejenigen, die die 
Pandemie gemeinsam beenden wollen und sie nicht, 
wie Sie, verwalten wollen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU – Zuruf von der SPD) 

Bei dieser Forderung nach unterstützendem Perso-
nal, das Sie diffus anmahnen, machen wir nicht mit. 
Stattdessen haben wir 800 Vorgriffsstellen geschaf-
fen, um die Grundschulen zu unterstützen. Das sind 
Lehrerinnen und Lehrer, die an die Schulen kommen. 
Bessere Unterstützung als durch Lehrkräfte können 
wir uns nicht vorstellen. Eine so diffuse Forderung 
brauchen wir deshalb nicht. 

(Zuruf von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Frau Kollegin 
Müller-Rech, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-
schenfrage bei Frau Kollegin Beer. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Oh ja, immer gern. 
Aber gerne auch die Zeit stoppen. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön, Frau Kollegin, 
dass Sie die Zwischenfrage zulassen. Ich will noch 
einmal bei dem unterstützenden Personal ansetzen. 

Im Kitabereich gibt es die sogenannten Alltagshelfer 
und Alltagshelferinnen. Haben Ihnen auch schon ein-
mal Lehrkräfte erzählt, wie ihr Tag jetzt aussieht – mit 
den Aufsichten zum Toilettengang, dem Begleiten in 
die Mensa im Ganztag, raus zur Maskenpause, Auf-
sicht auf den Fluren und all dem, was mit Corona zu-
sammenhängt? Viele haben überhaupt keine Kaffee-
pause mehr zwischen den Stunden, die sie 

unterrichten. Wäre es dann nicht gut, solche – ich 
nenne sie einmal so – Alltagshelfer und Alltagshelfe-
rinnen zur Kontrolle, zur Aufsicht zum Beispiel auf 
dem Schulhof zur Verfügung zu haben? 

Franziska Müller-Rech (FDP): Sehr geehrte Frau 
Kollegin, vielen Dank für diese Zwischenfrage. Sie 
haben das in Ihrem Antrag „Entlastung beim organi-
satorischen Aufwand bei den Hygienemaßnahmen 
und notwendigen Aufsichten“ genannt. 

Ich stelle mir wirklich die Frage – dass das vielleicht 
gut gemeint ist, möchte ich Ihnen gar nicht abspre-
chen –, wie Sie das in der Praxis organisieren wollen. 
Wir schaffen das in den Kitas auch aus einem ande-
ren Hintergrund, wie ich finde – so habe ich es zu-
mindest begriffen. Das können wir gerne auch einmal 
mit den Kolleginnen und Kollegen besprechen, die 
etwas tiefer im Stoff sind, was Kitapersonal angeht. 

Auf die Schulen bezogen – das ist das, was Sie ge-
fragt haben – sehe ich den Aufwand, dafür befristet 
Personal einzustellen, als ein Zeichen dafür, dass 
Sie diese Pandemie verwalten möchten. Wir möch-
ten im Gegensatz dazu diese Pandemie beenden. 
Das ist der wichtige Haltungsunterschied zwischen 
Ihnen und uns. Wir wollen das gemeinsam beenden. 

(Zuruf von der SPD) 

Ich glaube, es wird nicht helfen, jetzt noch Hygie-
neaufpasser-Personal an die Schulen zu bringen. 
Das ist an dieser Stelle überhaupt nicht notwendig. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zurufe) 

– Dass Ihnen die Antwort nicht gefällt, ist doch klar. 
Wenn Sie hier einen Antrag schreiben, der so aufge-
baut ist, dass er einfach nur versucht, schlechte 
Laune von links nach rechts zu watschen, wundert 
es mich nicht, dass Sie mit meiner Antwort jetzt nicht 
zufrieden sind. Das ist aber nicht schlimm. 

(Zuruf von der SPD) 

Ich komme zum nächsten Punkt, bei dem Sie tat-
sächlich noch einmal die Maskenpflicht auf den Tisch 
bringen. Wir haben das heute vielfach diskutiert. 

(Zuruf) 

– Herr Kollege, jetzt bin ich dran. – Wir müssen hier 
auch nicht über eine Alternative zur Maskenpflicht 
sprechen; das ist überhaupt nicht notwendig.  

Das zeigt noch einmal diese Haltung, 

(Zuruf) 

den Haltungsunterschied: Sie wollen über Alternati-
ven zur Maskenpflicht diskutieren. Sie wollen diese 
Pandemie verwalten. Wir wollen zusammen als Ge-
sellschaft daran arbeiten, diese Pandemie gemein-
sam zu beenden, meine Damen und Herren. Eine 
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Maskenpflicht oder Alternativen dazu weiter zu dis-
kutieren, ist eine reine Zeitverschwendung. 

(Jochen Ott [SPD]: Arbeitsverweigerung ist 
das!) 

Wenn wir darüber sprechen, müssen wir uns auf an-
dere Dinge konzentrieren. 

Die nächste Forderung: zusätzliche Räume. – Dabei 
habe ich gedacht, dass es mich jetzt total aus den 
Schuhen haut. Was für eine merkwürdige Forde-
rung! – Wollen Sie tatsächlich Schulunterricht viel-
leicht im Schützenverein oder auf der Kegelbahn 
durchführen? Ist das Ihr Ernst? Was ist mit der Aus-
sage, dass der Raum der dritte Pädagoge ist? Sagen 
wir jetzt pauschal, Schule kann überall stattfinden? – 
Das ist mangelnde Wertschätzung gegenüber unse-
ren Lehrkräften und unseren Schülerinnen und Schü-
lern. 

(Zuruf von Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]) 

Wir machen keinen Unterricht im Schützenverein oder 
am besten noch in einer hallenden Kirche mit.  

Noch einmal: Sie wollen die Pandemie verwalten. Wir 
wollen sie beenden. 

(Zurufe von der SPD – Gegenrufe von der 
CDU) 

Ich könnte jetzt noch etwas zur digitalen Infrastruktur 
sagen. Sie haben aber immer noch nicht verstanden, 

(Unruhe – Glocke) 

dass die Ausstattung der Schulen im Zuständigkeits-
bereich des Schulträgers steht und wir den Kommu-
nen nicht jede Aufgabe aus den Händen nehmen 
können. Wenn Sie sich dafür einsetzen wollen, dass 
es einen Digitalpakt 2.0 gibt, eine Verstetigung der 
Bundesmittel, dann stehen wir an Ihrer Seite. Das ist 
jedoch eine Forderung, die wir im Deutschen Bun-
destag diskutieren sollten. An dieser Stelle könnten 
Sie sich auch der Unterstützung der Freien Demo-
kraten gewiss sein. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ich fasse zusammen: Bei diesem Sammelsurium der 
schlechten Laune machen wir nicht mit. Wir müssen 
als Gesellschaft zusammenstehen. Wir dürfen uns in 
der größten Krise unseres Landes seit dem Zweiten 
Weltkrieg nicht im politischen Klein-Klein wie diesem 
nutzlosen Antrag verlieren. 

Noch einmal, weil es Sie so freut: Im Gegensatz zu 
Ihnen setzen wir darauf, die Pandemie gemeinsam 
Hand in Hand als Gesellschaft zu beenden 

(Zuruf: Mit den Schützenvereinen!) 

und sie nicht zu verwalten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zurufe) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Müller-Rech. – Für die AfD-Fraktion 
spricht Herr Kollege Seifen. 

Helmut Seifen (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Der vorlie-
gende Antrag von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
bildet sehr schön 

(Unruhe) 

die Konfusion ab, mit der diese Parteien in Gegen-
wart und Vergangenheit Schulpolitik betreiben und 
betrieben haben. Die Rede von Frau Beer hat dieser 
Konfusion noch einmal die Krone aufgesetzt. Sie 
spricht von Maskenpflicht, aber der Antrag sagt da-
von nichts. Sie hat ihren Antrag überhaupt nicht vor-
gestellt, sondern sie kaut immer dieselben Worte 
wieder, die sie schon seit zwei Monaten kaut. 

(Zuruf: Ja, eben!) 

Da SPD und Grüne jetzt in der Opposition sitzen, 
kann man über ihre Unkenntnis schulpraktischer Be-
dingungen und die kindliche Naivität, die sich in eini-
gen der Forderungen des Antrags offenbaren, lä-
cheln. Leider haben Sie aber zwischen 2010 und 
2017 regiert, und Ihre Unkenntnisse und Ihre konfu-
sen Vorstellungen, 

(Zuruf von der SPD: Die AfD spricht von kon-
fusen Vorstellungen!) 

wie Unterricht und Lernen gelingen kann, haben im 
Schulbereich zu Verwüstungen geführt, unter denen 
Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte und letztlich 
auch viele Eltern heute leiden. 

Dieser Antrag ist ein Sammelsurium von Forderun-
gen – völlig konfus, völlig zusammenhanglos –, die 
Sie in der Vergangenheit auch schon in anderen Zu-
sammenhängen gestellt haben und die sich seit 2017 
in einer ewigen Schleife wiederholen. Ihnen fällt 
nichts Neues mehr ein. 

Ein neues Steckenpferd ist, die Mängel in der digita-
len Ausstattung zu beklagen und der jetzigen Regie-
rung Passivität vorzuwerfen. Ich hatte das Glück, in 
zwei Städten Schulen zu leiten, 

(Zuruf: Sie?) 

in denen ich mit sehr aufgeschlossenen Stadtverwal-
tungen zu tun hatte, die ihre Schulen im IT-Bereich 
kenntnisreich unterstützt und letztlich die gesamte 
Hard- und Softwarebetreuung übernommen haben. 
Von Ihnen, von der rot-grünen Landesregierung, ha-
ben wir Schulleiter, Lehrer und Lehrerinnen vor Ort 
damals in dieser Hinsicht jedoch nichts gar vernom-
men. Sie waren vollständig abgetaucht. 

Wahrscheinlich war das aber sogar gut so, denn die 
Feinabstimmung über den Einsatz von IT kann nicht 
zentral erfolgen, sondern muss vor Ort geregelt 
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werden. Die Leistungsfähigkeit der Kommunen, die 
Vorstellungen der Lehrkräfte in den Fachkonferen-
zen und schließlich die Schulkonferenz, in der auch 
die Eltern ihre Expertise einbringen, sind für die Ge-
staltung der IT in den jeweiligen Schulen maßge-
bend. 

Im Übrigen tauschen sich die Kommunen aus und 
übernehmen geeignete Modelle der IT-Betreuung 
von anderen Kommunen. Sie sind ja nicht stumm, sie 
kommunizieren miteinander. Deshalb stehe ich auch 
Ihrer Forderung skeptisch gegenüber, einheitliche 
Richtlinien zu erlassen. 

Was aber auf jeden Fall seit Langem fehlt, ist eine 
geeignete digitale Plattform, auf der die Schulen da-
tengestützt kommunizieren können; vielfach verwen-
det man heute Office 365 oder ISurv. Hier sind in den 
letzten 15 Jahren alle Regierungen ziemlich untätig 
gewesen. Die Schulen waren das allerdings nicht. Di-
gitale Medien werden seit Langem in der Schule be-
nutzt – je nach Fach intensiv oder weniger intensiv. 
Dazu bedarf es des Antrags der Linksopposition 
nicht. 

Was die Schulen in der Tat brauchen, ist die Sicher-
heit, zeitgemäß mit digitalen Medien ausgestattet zu 
werden. Sie brauchen den Support durch die jewei-
lige Kommune als Backoffice und vor allem in den 
größeren Schulen zumindest Schulassistenten, wel-
che in den Schulen unter anderem die IT betreuen 
und die Verbindung zu den IT-Abteilungen in den 
Kommunen halten. Das ist dringend notwendig, denn 
die Pflege des pädagogischen Netzes erfordert einen 
recht hohen Arbeitsaufwand und verschlingt so man-
che Unterrichtsstunde, die der Schulleiter dem zu-
ständigen Kollegen als Anrechnungsstunde für seine 
Arbeit geben muss. 

Einige Schulen haben auch nur einen oder zwei Kol-
legen, die Informatik unterrichten. Gerade diese Kol-
legen werden dann aber zum Teil für drei Stunden 
abgeordnet, um die IT zu betreuen. Diese drei Stun-
den fehlen dann häufig, und ein Kurs kann nicht be-
setzt werden. Hier müsste sich die Regierung tat-
sächlich überlegen, die Schulassistenz in das Land 
hineinzutragen. 

Eins haben die Coronapandemie und der Zwang 
zum Fernunterricht aber auch verdeutlicht: Fernun-
terricht kann immer nur der absolute Notfall sein. Die 
Arbeit mit digitalen Medien kann nicht dazu führen, 
dass der Lehrer und die Lerngruppe überflüssig wer-
den und der Schüler als sogenannter selbstständiger 
Lerner agiert. Deutlich feststellen konnte man nun, 
dass der analoge Austausch zwischen Lehrkraft und 
Schülern sowie den Schülern untereinander im Lern- 
und Verstehensprozess unersetzlich ist. 

Insofern sind die Passagen über die Digitalisierung 
ziemlich unbrauchbar, weil sie Entscheidendes nicht 
beachten. Aber völlig unbrauchbar sind die Forde-
rungen des Antrags, wie die Situation an den 

Schulen im Rahmen der Coronaerzählung zu bewäl-
tigen sei. 

Alles das, was Sie hier vorschlagen, ist völlig unprak-
tikabel und würde sinnvolles Unterrichten erschwe-
ren wenn nicht unmöglich machen: Räume in der 
Stadt anzumieten verkompliziert die Raumsituation, 
schafft Probleme für den Schülertransport und 
schafft keine Sicherheit gegen Infektionen. Wer soll 
diese Räume gut versorgen? – Das ist völliges 
Chaos. 

Die kurzfristige Beschäftigung von Studenten für den 
Unterricht unterschätzt in geradezu maßloser Weise 
die Anforderungen, welche die Planung einer Unter-
richtsreihe und deren Durchführung mit sich bringen. 
Studenten sind da in der Regel zunächst einmal völ-
lig überfordert. Auch Ihre Idee des Schichtunterrichts 
ist nicht zielführend.  

Lassen sie einfach die Schüler zurück in den Regel-
unterricht! Wenn wir es zulassen, dass 150 Men-
schen ein Fest feiern, dann können wir es zulassen, 
dass 30 Menschen in einem Klassenraum lernen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Seifen. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Frau Ministerin Gebauer. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Frau Beer, Sie sprechen das Ende der 
Maskenpflicht an. – Was genau verstehen Sie nicht 
an der von mir ausgesprochenen Befristung? Was 
genau ist daran so schwer zu verstehen, dass ich 
diese Befristung bis zum 31.08. ausgesprochen und 
gesagt habe, dass wir uns bis dahin das Infektions-
geschehen anschauen und uns mit Schulleitungen 
sowie Schülerinnen und Schülern austauschen wer-
den, um dann eine Entscheidung zu treffen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Lassen Sie mich noch eins sagen: Ich bin immer wie-
der erstaunt – sowohl bei Ihnen als auch bei Herrn 
Ott –, wie Sie über eine Veranstaltung sprechen, an 
der Sie nicht persönlich teilgenommen haben, und 
darüber, wie die Stimmung auf dieser Veranstaltung 
gewesen sein soll. Ich kann nur immer über das spre-
chen, was ich selbst erlebt habe.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Entschuldigung, 
Frau Ministerin, dass ich Sie unterbreche. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Nein, ich möchte fortfahren. Danke schön.  
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Herr Ott, das ausschließliche Herbeireden von Sze-
narien, bei denen sich Schulleiter hier bei uns in 
Nordrhein-Westfalen hoffnungslos überfordert füh-
len, schmälert meines Erachtens auch die Arbeit un-
serer Schulleiterinnen und Schulleiter.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die leisten nämlich Hervorragendes und wissen ganz 
genau, was sie können. Ich weiß sehr wohl, wo sie 
jetzt mehr leisten müssen. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Kommen Sie erst mal 
mit Ihrem Chaos klar!) 

Ja, es ist Pandemie. Ja, es trifft die Schulleitungen im 
Besonderen, aber sie leisten das mit großer Einsatz-
bereitschaft. An den Schulen, an denen ich war – das 
waren einige –, funktioniert das auch wunderbar.  

Über das Thema „Maskenpflicht in anderen Bundes-
ländern“ haben wir schon gesprochen. Es sind SPD-
geführte Bundesländer, in denen die Maskenpflicht 
nicht im Unterricht, aber im Schulgebäude und auf 
dem Schulhof gilt. Ich verstehe nicht, wieso die Mas-
kenpflicht bei uns in Nordrhein-Westfalen außerhalb 
des Unterrichts – so, wie das hier auch mehrfach ge-
fallen ist – immer wieder infrage gestellt wird. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie sprechen in Ihrem Antrag an, warum wir denn bei 
der digitalen Ausstattung nicht verdoppeln würden. –  
Meine Damen und Herren, NRW hat mit einer Auf-
stockungsquote von etwa 55 % den zweithöchsten 
Wert hinsichtlich der Digitalisierung im gesamten 
Bundesgebiet. Einzig und allein Baden-Württemberg 
hat die gleiche Summe in die Hand genommen. 
Wenn ich mir das für die anderen Bundesländer an-
schaue: Berlin, SPD-geführt: keine Aufstockung; 
Brandenburg, SPD-geführt: keine Aufstockung; Bre-
men, SPD-geführt: keine Aufstockung; Hamburg, 
SPD-geführt: keine Aufstockung; Mecklenburg-Vor-
pommern, SPD-geführt: keine Aufstockung; Saar-
land, SPD-geführt: keine Aufstockung. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Hört, hört! – Zurufe 
von der SPD) 

Last but not least: Rheinland-Pfalz, das den Vorsitz 
in der Kultusministerkonferenz hat: auch keine Auf-
stockung.  

Ich denke, dass wir mit 55 Millionen Euro, die wir für 
unsere Schülerinnen und Schüler bzw. für unsere 
Lehrerinnen und Lehrer in ein im Bund einmaliges 
Programm – andere wollen jetzt folgen, aber wir sind 
Vorreiter – hinsichtlich der Ausstattung investiert ha-
ben, diese Vorreiterrolle zu Recht haben und deshalb 
auch positiv darüber sprechen können.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich bin – das muss ich auch ansprechen – über diese 
permanente negative, mitunter auch aggressive 
Grundhaltung verärgert, die Sie hier als Opposition 

von Rot-Grün an den Tag legen. Meine Damen und 
Herren, da sind Sie weit von der guten Zusammen-
arbeit entfernt, die Sie, lieber Herr Kutschaty, in der 
Aktuellen Stunde angepriesen haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Josef 
Hovenjürgen [CDU]: So ist das!) 

Ich sage Ihnen auch: Mit dem Aufspringen auf Züge, 
die ins Nirgendwo führen, kann man keine verant-
wortungsvolle Politik betreiben.  

(Beifall von der CDU) 

Das würde ich gerne an diesem vermeintlichen Vor-
schlag begründen, der auch schon angesprochen 
worden ist, Unterricht in Pandemiezeiten in Gaststät-
ten, in Vereinsheimen und in Kirchen abzuhalten. Ich 
möchte Ihnen dazu gerne einmal sagen, was die 
Praktiker, was die Akteure und was die große Schul-
gemeinde, die dafür zuständig ist, den Schulalltag 
und Stundenpläne zu erarbeiten, von diesem Vor-
schlag hält. Da sage ich Ihnen: Sie hält davon nichts. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Entschuldigung, 
Frau Ministerin. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Das hat sie eindeutig so zum Ausdruck gebracht. 
Deswegen höre ich – wie auch sonst – sehr gerne 
auf die Praktiker und sage: Lassen Sie uns den Prä-
senzunterricht, der nicht gleichwertig ersetzt werden 
kann, so weit wie möglich anbieten. Das tun unsere 
Lehrerinnen und Lehrer.  

In Zeiten, in denen der Präsenzunterricht nicht statt-
finden kann, findet digitaler Unterricht statt, und dafür 
haben wir die Ausstattung, Fortbildungsprogramme 
und alles, was dazugehört. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. Sie haben gesehen, dass von Herrn 
Kollegen Ott eine Kurzintervention angemeldet wor-
den ist.  

(Zurufe von der CDU)  

Jochen Ott (SPD): Zunächst einmal finde ich es 
schon bemerkenswert, dass Sie von Aggressivität 
sprechen, wenn das Haus über das Wissenschafts-
ministerium einen Gesetzentwurf durchpeitscht und 
sich dann wundert, dass die Stimmung im Schulbe-
reich immer schlechter wird. 

(Franziska Müller-Rech [FDP]: Darum geht es 
doch nicht!) 

Das geht so gar nicht. 

(Franziska Müller-Rech [FDP]: Zur Sache!) 
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Wenn ich das noch mit dem verbinde, was wir in den 
letzten Wochen und Monaten erlebt haben – eine Ab-
stimmung oder eine Beteiligung des Parlaments 
musste in irgendeiner Weise erzwungen werden; 
sonst hätte sie nicht stattgefunden –, dann ist das 
schon ein ziemlich dickes Ding, dass Sie sich hier 
hinstellen und von Aggressivität sprechen. 

(Beifall von der SPD) 

Jetzt zu der eigentlichen Unverschämtheit: Sie be-
zeichnen den Präsenzunterricht als das Allerhei-
ligste. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Ja!) 

Wir sind auch der Auffassung, dass die Kinder in die 
Schule gehen müssen. Nur ist es absolut unverant-
wortlich, nicht in Szenarien zu denken. Wir sind der 
Auffassung, dass ein komplettes Schuljahr mit 
Maske keine gute Idee ist. Deswegen brauchen wir 
Alternativen. Und hier stelle ich mir die Frage: An 
welche Alternativen haben Sie denn gedacht? 

(Zuruf von der CDU) 

Ist Ihre Alternative die, die Sie uns hier beschrieben 
haben, dass nämlich Träger am Wochenende ir-
gendwelche freiwilligen Angebote an Schulen ma-
chen? Das ist konzeptionslos und vor allen Dingen 
ideenlos. Am Ende des Tages scheinen Sie das, was 
an der Basis los ist, nur noch eingeschränkt wahrzu-
nehmen, weil jede Form von kritischer Darstellung 
von Ihnen als Majestätsbeleidigung zurückgewiesen 
wird. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU 
und der FDP – Josef Hovenjürgen [CDU]: Nur 
noch peinlich!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Sie haben das 
Wort. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lieber Herr Ott, Sie sprechen hier einen völ-
lig anderen Sachverhalt an. Zu diesem möchte ich 
mich an dieser Stelle nicht äußern, weil wir bei einem 
völlig anderen Tagesordnungspunk sind. 

(Michael Hübner [SPD]: Weil Sie nicht antwor-
ten wollen! Das ist schon klar!) 

Ich habe davon gesprochen, dass es eine teils ag-
gressive Grundhaltung gibt. Wenn Sie das auf sich 
beziehen, Herr Ott, dann kann sich jetzt jeder hier 
dazu Gedanken machen. 

(Beifall von der CDU) 

Eines noch zum Inhaltlichen. Ich habe nie davon ge-
sprochen, dass es ein komplettes Schuljahr mit Mas-
kenpflicht im Unterricht gibt.  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Nie! Keiner!) 

Alles andere sind Unterstellungen. Ich habe immer 
wieder gesagt, dass diese Maskenpflicht im Unter-
richt bis zum 31. August begrenzt ist – das können 
Sie überall nachhören, das können Sie überall nach-
lesen – 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

und dass wir bis dahin eine Entscheidung treffen wer-
den, 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: So viel zur Wahr-
heit, Herr Kollege!) 

die nicht so aussehen wird, dass es ein komplettes 
Unterrichtsjahr mit Maskenpflicht im Unterricht geben 
wird. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. Es gibt eine zweite Kurzintervention, 
und zwar von der Kollegin Beer. 

(Zurufe von der CDU und der FDP: Ui! Die 
musste ja noch kommen!) 

Bitte schön. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön, Frau Präsiden-
tin. Danke schön, Frau Ministerin. 

(Unruhe – Glocke) 

Es scheint irgendwie symptomatisch zu sein, dass 
man immer mit bestimmten Leuten spricht und sich 
die verschiedenen Eindrücke widersprechen. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Wann ist die 
Kurzintervention denn angemeldet worden? 
Das kann doch nicht sein!) 

Ich möchte das einmal auflösen. Ich spreche mit vie-
len Schulleitungen, die sagen: Das ist jetzt so, und 
wir versuchen, es gut zu handeln. – Gleichzeitig sa-
gen sie mir, was das an Belastungen auslöst, 

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

beispielweise in Sachen Aufsicht, in Sachen Anknab-
bern des Unterrichts, der von organisatorischen Fra-
gen aufgefressen wird. 

Es geht mir allerdings um Folgendes – und hier setze 
ich beim letzten Punkt an –: Wenn die Maskenpflicht 
zeitlich begrenzt ist, was kommt denn dann danach? 
Ich habe eben darauf hingewiesen, dass wir derzeit 
höhere Werte haben als an dem Tag, an dem Sie 
Ihre Entscheidung zur Maskenpflicht im Unterricht 
verkündet haben. Was ist denn dann ab dem nächs-
ten Tag? Ich habe die Vermutung und den Verdacht, 

(Daniel Sieveke [CDU]: Meine Güte!) 
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dass sich das Konzept der Kollegin Müller-Rech „Wir 
beenden einfach die Pandemie“ so leicht nicht um-
setzen lassen wird. 

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

Daher muss es Vorstellungen geben, wie Gesund-
heitsschutz und gutes Lernen in Einklang zu bringen 
sind. 

(Franziska Müller-Rech [FDP]: Wenn Sie nicht 
mitmachen, kann ich Ihnen auch nicht hel-
fen! – Weitere Zurufe von der CDU und der 
FDP – Glocke – Michael Hübner [SPD]: Was 
sollen denn Ihre Zwischenrufe? Mal ganz ehr-
lich! – Gegenruf von Franziska Müller-Rech 
[FDP]: Das müssen Sie gerade sagen!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Eigentlich 
möchte die Ministerin jetzt antworten. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 
Frau Beer, ich habe leider nicht alles von dem ver-
standen, was Sie gesagt haben, 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

aber eines konnte ich verstehen: Sie haben gefragt, 
wann ich verkünde. Ich kann Ihnen sagen: Wenn die 
Entscheidung gefallen ist, dann verkünde ich auch, 
und das rechtzeitig. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Damit sind wir 
am Ende der Aussprache zu Tagesordnungs-
punkt 12 angelangt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellenden 
Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen ha-
ben direkte Abstimmung beantragt. Wer also dem In-
halt des Antrages Drucksache 17/10630 zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die antragstellenden Fraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – CDU, 
FDP, AfD und die beiden fraktionslosen Abgeordne-
ten Langguth und Neppe. Möchte sich jemand ent-
halten? – Das ist nicht der Fall. Dann ist der Antrag 
Drucksache 17/10630 mit dem festgestellten Ab-
stimmungsergebnis abgelehnt worden. 

Ich rufe auf: 

13 Sachstand „Windstrom“anbindung NRW und 
„Windstrom“verbindung durch NRW hindurch 

Große Anfrage 24 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/9125 

Antwort 

der Landesregierung 
Drucksache 17/10189 

Die Aussprache eröffnet für die AfD-Fraktion Herr 
Kollege Loose.  

Christian Loose (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 400 
Reihenhäuser könnten auf der Fläche gebaut wer-
den, wo demnächst in Osterath in Neuss ein Konver-
ter stehen soll. Das alles geschieht, weil man medi-
enwirksam die Kernkraftwerke im Süden abgeschal-
tet hat und nun Strom braucht. Deshalb braucht man 
auch eine Stromleitung. 

Man könnte nun einfach Strom aus Braunkohlekraft-
werken im Rheinischen Revier nehmen. Dazu 
bräuchte man nicht einmal einen Konverter.  

Aber die von der Regierung geplante Stromleitung 
soll auch den Strom von Hunderten von Windindust-
rieanlagen von der Nordsee in den Süden transpor-
tieren. Doch es wird befürchtet, dass gegen diese 
Leitung genau die gleichen Leute demonstrieren 
werden, die schon wegen der Kernkraftwerke und 
der Kohlekraftwerke auf der Straße waren. Deshalb 
soll das Ganze mit Erde zugedeckt werden, das 
heißt, es soll ein Erdkabel verlegt werden, denn die 
Regierung möchte solche unschönen Bilder vermei-
den. 

Aber wozu braucht es dann einen Konverter in Os-
terath? Schließlich könne man immer noch den 
Strom von Emden aus bis nach Baden-Württemberg 
einfach durchleiten. Die Energiewendeträumer fin-
den Windindustrieanlagen in und an der Nordsee 
zwar ganz klasse, aber der Wind weht nicht stetig, 
und man braucht auch dann Strom im Süden, wenn 
der Wind stillsteht. Deshalb soll der Braunkohlestrom 
jetzt zugeführt werden, damit die Versorgungssicher-
heit garantiert wird, wenn der Wind stillsteht. 

Es ist halt dumm, dort Windindustrieanlagen hinzu-
bauen, wo kein Stromabnehmer vorhanden ist und 
auch keine Leitung liegt. So gab es dort oben auch 
schon 2017 Engpässe. Windindustrieanlagen an der 
Nordsee wurden nicht mehr ans Netz angeschlossen 
oder aus dem Wind gedreht.  

Für die Eigentümer war das übrigens kein Problem. 
Sie bekommen trotzdem Geld, zum Beispiel über die 
Offshore-Haftungsumlage. Da gibt es dann Geld für 
Strom, der nie produziert wurde. Daher sprechen 
viele Leute in diesem Fall auch von Fake-Strom. Be-
zahlt wird dieser Irrsinn natürlich von den Fleißigen 
in Deutschland, über ihre Abgaben beim Strom. Üb-
rigens bekommt eine Kellnerin oder aber eine Frisö-
rin oder ein Frisör kein Geld, wenn keine Leistung er-
bracht wurde. 

Nun gut, jetzt ist der Strom halt da, und jetzt müssen 
wir ihn irgendwie integrieren.  
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Seit 2005 weiß man, dass man 7.700 km an Hoch-
spannungsleitungen in Deutschland bräuchte. Ge-
baut sind nach 15 Jahren etwa 1.000 km. Auch die 
Stromanbindung zwischen Emden und Osterath ist 
noch im Planungsstand, haben wir erfahren müssen. 
So konnte die Landesregierung auf jede zweite 
Frage immer nur auf den offenen Planungsstand hin-
weisen.  

Das, meine Damen und Herren, ist ein bedauerliches 
Ergebnis und Bild der Landesregierung, wird doch 
auf der einen Seite gesagt, die Energiewende sei so 
wichtig. Das sagt man schon seit zehn Jahren, aber 
man hat immer noch keinen Schimmer, wo die Lei-
tung gebaut werden soll. 

Diese Ungewissheit der Landesregierung verunsi-
chert dann auch die Bürger vor Ort. Ich war vor zwei 
Wochen bei einer Bürgerveranstaltung in Neuss. 
Dort hatte eine Bürgerin Angst und fragte: Wie laut 
wird der Konverter? Was passiert mit unseren Häu-
sern in der Nachbarschaft und mit unseren Familien 
und Freunden, die daneben wohnen? Wie laut ist das 
Ganze? Wie groß wird das? – Mit den lückenhaften 
Antworten der Landesregierung konnte ich die Frau 
aber wenig beruhigen. 

Die Trassen für die Stromleitung werden 100 m breit 
sein. Das bedeutet Bagger und Dreck für die Anwoh-
ner über Jahre. Auf einer Breite von am Ende 24 m 
dürfen keine Bäume wachsen, weil die Bäume die 
Kabel mit ihren Wurzeln zerstören könnten. Die Ka-
bel sind so dick und schwer, dass auf eine Kabel-
trommel am Ende nur 1.000 m passen. Diese muss 
mit einem 40-Tonner transportiert werden – so 
schwer ist das Ganze –, und alle 1.000 m müssen die 
Kabel mit einer Muffe verbunden werden. Das erhöht 
natürlich die Leitungsverluste, ebenso wie Schwan-
kungen des Windstroms diese massiv erhöhen. Aber 
die Landesregierung konnte dazu keine Antworten 
geben. 

Physiker haben uns darauf aufmerksam gemacht, 
dass durch den stark schwankenden Windstrom die 
sogenannten Oberschwingungen deutlich steigen 
werden und als Folge Konverterbrände entstehen 
könnten. Auch das hat die Bürgerin verunsichert. Sie 
fragte: Was passiert bei einem solchen Brand? Ist 
das giftig? Gibt es dort eine Feuerwehr? – Aber auch 
hierzu gibt es keine Antworten von der Landesregie-
rung. Wie wird die Bevölkerung geschützt? 

Sie, Herr Minister Pinkwart, die Sie heute leider nicht 
da sind, haben all die Bürger aus Borken, Steinfurt, 
Ochtrup bis hin nach Neuss mit Ihren lückenhaften 
Antworten im Stich gelassen. 

Eine gute Landesregierung würde jetzt übrigens sa-
gen: Wir beenden das Ganze. Es war ziemlich blöd, 
die Windindustrie dorthin zu bauen, wo kein Strom-
abnehmer vorhanden ist, und dort Kraftwerke abzu-
schalten, wo die Stromabnehmer sind. – Dass sie 

das hier einmal offen sagt, traue ich der Landesre-
gierung aber leider nicht zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Loose. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Dr. Peill. 

Dr. Patricia Peill (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kollegen und Kolleginnen! Herr Loose, 
vor der Sommerpause hatten wir Ihre AfD-Anfrage 
zur Investition in innovative Speichertechnologien 
hier diskutiert. Vielleicht erinnern Sie sich. Damals 
war Ihr Tenor: Klimawandel – gibt es nicht, Energie-
wende – brauchen wir nicht, Strukturwandel – viel zu 
teuer, und Fortschritt brauchen wir in diesem Thema 
auch nicht. 

Heute geht es in 37 detaillierten technischen Fragen 
um die Windstromanbindung NRWs. Und auch hier 
ist Ihr Tenor: Windenergie spart gar kein CO2, also 
beenden wir doch das Ganze. Die Technik ist ineffi-
zient und nicht umweltverträglich und der Ausbau viel 
zu teuer. 

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Die Landesregierung hat Ihre Anfrage sowohl in 
technischer als auch planungsrechtlicher Hinsicht 
sehr detailliert beantwortet. 

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Wichtig ist mir hier, dies heute Abend einmal politisch 
einzuordnen. 

Gerade in den Debatten mit der AfD und speziell mit 
Ihnen zeigt sich, wie unterschiedlich unsere Auffas-
sungen in Bezug auf die Verantwortung für die Zu-
kunft und insbesondere die Verantwortung für die Zu-
kunft unserer Kinder sind. 

Sie denken – so höre ich das immer heraus –, wir 
haben diese Welt geerbt und können einfach so wei-
termachen wie bisher und das Ganze beenden, also 
eine Energiepolitik der 90er-Jahre betreiben. Wir hin-
gegen denken, wir haben diese Welt nur von unseren 
Kindern geliehen und müssen diese daher achtsam 
behandeln. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU] – Zuruf 
von Christian Loose [AfD]) 

So kann ich zu Ihren Anfragen, die nur auf potenzielle 
Misserfolge der Energiewende hinweisen, lediglich 
sagen: We agree to disagree. 

Uns Abgeordneten der NRW-Koalition im Landtag 
geht es darum, die energiepolitische Zukunft unseres 
Landes zu gestalten. Wir stehen hinter der Energie-
wende, die durch den Ausstieg aus der Kohleverstro-
mung und der Atomkraft gesetzlich und mit einem 
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breiten gesellschaftlichen Konsens beschlossen 
wurde.  

Für die Zukunft unserer heimischen Industrie ist vor 
diesem Hintergrund vor allem das berühmte energie-
politische Dreieck wichtig: Versorgungssicherheit, 
Bezahlbarkeit und damit Wettbewerbsfähigkeit und 
Umweltverträglichkeit.  

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Entschuldigung, 
Frau Kollegin, dass ich Sie unterbreche. Herr Kollege 
Loose würde Ihnen gern eine Zwischenfrage stellen. 

Dr. Patricia Peill (CDU): Ich würde gerne fertig aus-
führen. Wir können das am Ende machen. 

Zum Erreichen dieser drei Ziele steht die Energie-
wende auf drei Säulen, auf dem Ausbau der erneu-
erbaren Energien, auf innovativer Speichertechnolo-
gie und auf dem Netzausbau. 

Der ambitionierte Kohleausstiegspfad in NRW macht 
einerseits den Neubau von Erzeugungskapazitäten 
vor Ort und andererseits bessere Stromnetzanbin-
dungen vor allem an den windreichen Norden für die 
Offshorekapazitäten notwendig. Das ist ja wohl für 
uns alle ziemlich klar. 

Das Fundament zwischen den drei Säulen ist die Ak-
zeptanz und ist die Transparenz von Planungsvorha-
ben für diesen Leitungsausbau. Deswegen hat Bun-
deswirtschaftsminister Altmaier diese Sache auch 
zur Chefsache erklärt.  

Daneben wurde die energiewirtschaftliche Notwen-
digkeit dieser beiden HGÜ-Leitungen, die Sie an-
sprechen, bereits sechsmal überprüft und bestätigt.  

Ich danke Ihnen für diese Große Anfrage und die da-
mit verbundene Chance, dass die Landesregierung 
einige Bedenken der ansässigen Bevölkerung aus-
räumen konnte. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Netzausbau und 
das Energiesystem der Zukunft gehören zusammen und 
müssen auch zusammen gedacht werden. Die steigen-
den Anforderungen an die Energieinfrastruktur – auch 
durch einen wachsenden Anteil volatiler Energieerzeu-
gung – machen einen Um- und Ausbau der Energieinf-
rastruktur erforderlich. Deshalb bedarf es einer echten 
Synchronisation von Netzausbau und Ausbau der er-
neuerbaren Energien sowie insgesamt eines schnelle-
ren Ausbaus der erforderlichen Leitungen. 

Wichtig ist aber: Alle Beteiligten müssen daran arbei-
ten, dass die Akzeptanzprobleme vor Ort überwun-
den werden; denn ohne Leitungsneubau kann uns 
der Ausstieg aus der Kohleverstromung und der Ein-
stieg in grünen Strom nicht gelingen. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir wissen, das ist schwierig. Aber wir gehen es an – 
mit Bürgerbeteiligung und Überzeugung. Sie dage-
gen stellen nur Große Anfragen und haben keine Lö-
sungen. Sie arbeiten mit einer Art artikulierten AfD-
Einstellung „Not in my backyard“. Damit lässt sich 
keine attraktive, aktive und klimafreundliche Zukunft 
gestalten. Darum geht es uns. Ich wiederhole noch 
mal: Wir alle haben die Erde nur von unseren Kindern 
geliehen. – Danke. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin. Wollen Sie die Frage jetzt zulassen? 

Dr. Patricia Peill (CDU): Ja. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Ja? – Herr Kol-
lege Loose, das Mikro ist freigeschaltet. 

Christian Loose (AfD): Danke, Frau Präsidentin. – 
Danke, Frau Peill – Dr. Peill, glaube ich –, dass Sie 
diese Frage zulassen. Ich habe auch nur eine einzige 
Frage  

(Zuruf von der CDU) 

und will jetzt nicht Ihre Rede bewerten. Die einzige 
Frage, die ich habe und die für die Bürger in Osterath 
wichtig ist: Sind Sie für den Bau des Konverters am 
Standort Osterath im Kreis Neuss? 

Dr. Patricia Peill (CDU): Ich denke, dass diese 
Frage hinreichend von der Landesregierung beant-
wortet wurde. Ich stelle mich da hinter die Landesre-
gierung. 

Mir ist eines wichtig: Wir können jetzt anfangen, Ihre 
37 Fragen noch mal durchzudeklinieren und zu über-
legen, wie viele Bäume für den geplanten Trassenbau 
gefällt werden müssen. Das können Sie mich auch 
fragen. Was haben Sie noch gefragt: Welche Wärme 
wird das im Erdreich verlegte Kabel entwickeln, und 
welche Auswirkungen hat diese Temperatur auf Be-
wirtschaftungsmöglichkeiten des Bodens? – Das war 
das Niveau Ihrer Fragen. Auf dieses Niveau lasse ich 
mich heute nicht ein, sondern gehe oben drüber und 
sage: Wir haben alle eine Verantwortung, diese Ener-
giewende positiv zu gestalten. Dazu gehört der Netz-
ausbau. – Danke. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Peill. – Für die SPD-Fraktion spricht 
Herr Kollege Schneider. 
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René Schneider (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die 
Energiewende, das wissen wir alle, ist längst be-
schlossene Sache. Nach dem Ausstieg aus dem 
Ausstieg hat es wegen Fukushima auch der Letzte 
kapiert: Atomkraft ist nicht beherrschbar. 

Wind- und Sonnenkraft statt Atomenergie: Das liegt 
jetzt an. Die AfD kritisiert das zwischen jeder Zeile 
ihrer Großen Anfrage, und sie schürt mit ihren Fra-
gen die Vorbehalte gegen den nötigen Netzausbau. 
Sie fragt nach Bürgerbeteiligung und kritisiert in glei-
chem Atemzug lange Entscheidungswege. 

Energiewende oder überhaupt Energietransport 
funktioniert eben nicht ohne einen Netzausbau. 
Windkraft ist an der Küste und im Norden stark; viele 
Großabnehmer brauchen ihn jedoch im Süden 
Deutschlands. Daher braucht es neue Stromleitun-
gen wie A-Nord und Ultranet, aber eben auch Kon-
verter. Mein lieber Kollege Karl Schultheis wies mich 
darauf hin, sie werden nicht nur gebraucht, um den 
Strom nach Süden zu transportieren, sondern auch, 
um eine Verbindung nach Benelux herzustellen.  

Dem einen oder anderen scheint eines verborgen 
geblieben zu sein: Es interessiert die Leitungen nicht, 
ob der Strom aus Windenergie, Sonnenenergie oder 
Atomkraft stammt, sondern diese Leitungen leiten 
den Strom einfach so durch. So komplex, nein, so 
einfach ist das, auch wenn der Strom am Ende eben 
nicht einfach so aus der Steckdose kommt.  

Wir, meine Damen und Herren, müssen einen Spa-
gat hinbekommen. Wir müssen, wenn wir es mit der 
Energiewende ernst meinen, Anwohnerinnen und 
Anwohner an der Trassenplanung beteiligen und sie 
auch mit ihren Sorgen ernst nehmen.  

Gleichzeitig muss aber auch klar sein: Es geht hier 
nicht mehr um das Ob, sondern es geht um das Wie. 
Erdkabel und die Nutzung längst bestehender Mas-
ten helfen sicherlich dabei, keine neuen Breschen in 
die Landschaft zu schlagen, die wir auch mit der 
Energiewende schützen wollen.  

Wenn aber von Hitzeentwicklung in der Nähe von 
Konvertern die Rede ist, Muffenhäuser erfunden und 
Gesundheitsgefährdung durch magnetische Felder 
heraufbeschworen werden, meine Damen und Her-
ren, dann wird schon wieder aus ideologischen Grün-
den Zement angerührt, um weitere Blockaden aufzu-
bauen. 

Das Stromnetz ist jedoch ein zentraler Schauplatz 
der Energiewende. Seit Jahren hinkt der tatsächliche 
Ausbau der Übertragungsnetze hinter den Planun-
gen her. Alle politischen Kräfte müssen sich um eine 
deutliche Erhöhung der Akzeptanz vor Ort bemühen. 
Die Große Anfrage hat dazu nur insofern beigetra-
gen, als durch die Antwort nochmals deutlich wurde, 
wie groß die Beteiligungsmöglichkeiten sind, wie 
stark auf die Umweltverträglichkeit geachtet wird und 

wie wichtig der Ausbau tatsächlich für eine gelun-
gene Energiewende sein wird. 

Darauf, meine Damen und Herren, sollten wir bauen, 
um die Energiewende zu schaffen. Packen wir es 
also an. Dabei wünsche ich uns allen Glück auf und 
Gottes Segen! – Danke schön. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schneider. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Kollege Brockes.  

Dietmar Brockes*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Antwort der Landesregie-
rung verdeutlicht, dass das Verfahren zur Errichtung 
der Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragungslei-
tungen solide, umfassend und präzise ist. Die Errich-
tung wird unter Einbeziehung aller relevanten Fakto-
ren umfassend geprüft und bewertet. Zudem können 
zum jetzigen Zeitpunkt, wie ebenfalls in der Antwort 
dargestellt, noch keine belastbaren und detaillierten 
Aussagen getroffen werden, da sich beide Vorhaben 
noch im Planungsverfahren befinden.  

Meine Damen und Herren, die AfD hätte sich somit 
den Großteil der Fragen auch selbst beantworten 
bzw. sparen können, da viele der Fragen, wie ge-
sagt, noch nicht beantwortet werden können und 
nicht in der Verantwortung der Landesregierung lie-
gen bzw. die Informationen transparent im Internet 
verfügbar sind.  

Die Frage nach Muffenhäusern und die Antwort der 
Landesregierung, dass es diese in dieser Form nicht 
gäbe, da die Muffen unterirdisch angelegt werden, ist 
ein Beispiel dafür, dass sich die AfD nicht hinrei-
chend mit der Thematik auseinandergesetzt hat.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Für den Erfolg der Energiewende ist der Netzausbau 
eine dringende Notwendigkeit. Mit der NRW-
Energieversorgungsstrategie leisten wir dazu unse-
ren Beitrag. Bereits bestehende Energieengpässe 
seitens der erneuerbaren Energien werden in Zu-
kunft intensiviert. Heute haben wir noch eine hohe 
Versorgungsstabilität, doch die Stilllegung konventi-
oneller Kraftwerke wird in Zukunft Deckungslücken 
schaffen.  

Ohne eine hinreichende Versorgung ist die Energie-
wende nicht möglich. Ziele von 65 % Deckung bis 
zum Jahr 2030 und 80 % bis zum Jahr 2050 könnten 
nicht erreicht werden. Im Jahr 2018 betrug die De-
ckung 35,2 %, wobei Wind- und Photovoltaikanlagen 
nur unregelmäßig einen großen Beitrag dazu geleis-
tet haben.  

Meine Damen und Herren, Versorgungssicherheit 
und Qualität sind bedeutende Standortfaktoren. Wir 
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müssen diese erhalten, um NRWs wirtschaftliche 
Stellung in Deutschland und damit in Konkurrenz zu 
anderen Wirtschaftsstandorten zu bewahren.  

In energieintensiven Branchen arbeiten 250.000 Be-
schäftigte in Nordrhein-Westfalen. NRW generiert 
20 % der deutschen Bruttowertschöpfung. Dies wird 
durch die derzeitig sehr gute Versorgungsqualität 
maßgeblich mit beeinflusst.  

Wird die Netzstabilität zu gering, steigen die Strom-
preise, und die Versorgung wird unzuverlässiger. In 
diesem Fall verliert Nordrhein-Westfalen seine At-
traktivität als Wirtschaftsstandort. Frequenz- und 
Spannungsschwankungen erneuerbarer Energien 
können zu erheblichen Produktionsausfällen führen 
und damit zu erheblichen technischen und wirtschaft-
lichen Schäden.  

Diesen Gefahren kann und muss mit einem umfas-
senden Netzausbau entgegengewirkt werden.  

Meine Damen und Herren, es bedarf eines breit auf-
gestellten Energiesystems. Der Ausbau lokaler 
Stromspeicherkonzepte ist wichtig, genügt dem 
Strombedarf in Nordrhein-Westfalen jedoch nicht. 
Stromtrassen ermöglichen den Ausbau intelligenter 
Netze, die je nach Kapazität auf verschiedene Quel-
len zugreifen und so eine stetige und verlässliche 
Versorgung garantieren.  

Letztlich darf jedoch nicht nur regional gedacht wer-
den, sondern muss national, nein, europäisch ge-
dacht werden. Stromautobahnen werden schon bald 
in Europa nicht mehr wegzudenken sein. Deshalb ist 
es gut und richtig, diese Investitionen durchzuführen, 
und deshalb sollten wir diesen Weg auch weiterge-
hen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Brockes. Sie haben vielleicht bemerkt, 
dass eine Kurzintervention angemeldet wurde, und 
zwar von Herrn Abgeordneten Loose.  

Christian Loose (AfD): Danke, Frau Präsidentin! – 
Herr Brockes, noch größer geht es eigentlich gar 
nicht mehr. Am besten machen wir weltweite Trans-
portnetze. Sie schaffen es in 15 Jahren nicht, 7.700 
km an Freileitungen hier in Deutschland zu bauen, 
sondern nur 1.000 km und wollen dann tatsächlich 
europaweit das ganze Projekt durchführen!  

Ich möchte auf die Muffenhäuser eingehen. Das wird 
hier etwas anders benannt: Hier werden es Unterflur-
schächte sein, die begehbar sind. Das ist also ein un-
terirdisches Haus und wird in der Fachsprache von 
den Technikern als Muffenhaus bezeichnet. Hier wird 
es jedoch nur anders, und zwar als Unterflurschächte 
bezeichnet.  

Sie versuchen, Fake News zu verbreiten, indem Sie 
sagen, dass es das nicht gebe. – Natürlich gibt es 
das, und gute Techniker würden bei jeder Teilstück-
verbindung ein Muffenhäuschen oder so einen Un-
terflurschacht setzen, damit man beim Kabelbruch 
die Stelle viel schneller finden kann.  

Das macht das Unternehmen hier aber anscheinend 
nicht, weil es Amprion zu teuer ist. Sie sagen sich: 
Gut, wenn wir einen Kabelbruch haben, dann dauert 
es ein paar Tage länger, bis wir den Fehler gefunden 
haben. Sie verzichten darauf, einen Defekt bei jedem 
einzelnen Teilstück sofort finden zu können.  

Hier will anscheinend Amprion aus Kostengründen 
sparen. Kann man machen, aber die Muffenhäuser 
heißen dort einfach nur Unterflurschächte. – Danke.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Brockes, 
wenn Sie antworten möchten.  

Dietmar Brockes*) (FDP): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin! – Herr Loose, wenn Sie so klug sind und das 
alles wissen, warum schreiben Sie das dann nicht in 
Ihre Große Anfrage?  

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU])  

Da scheint Ihnen ja Gott sei Dank die Landesregie-
rung geholfen zu haben, dass Sie da noch einmal ge-
nau hinschauen, was Sie denn eigentlich mit Ihren 
Aussagen meinen.  

Aber Sie kritisieren ja das gesamte System. Sie wol-
len diesen Netzausbau nicht. Dann müssen Sie auch 
ganz klar sagen, dass Sie diesen Industriestandort 
Nordrhein-Westfalen gefährden wollen,  

(Beifall von der FDP und Josef Hovenjürgen 
[CDU] – Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

dass Sie nicht wollen, dass Nordrhein-Westfalen In-
dustriestandort bleibt.  

Ich sage Ihnen ganz klar: Es ist ein harter und 
schwieriger Weg, den wir hier gehen. Aber wir gehen 
ihn verantwortungsvoll, weil wir die Verantwortung 
für die Menschen in Nordrhein-Westfalen und für den 
Industriestandort übernehmen. Das unterscheidet 
uns von Ihrer populistischen Oppositionspolitik.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht jetzt 
Frau Kollegin Brems. 

Wibke Brems*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ja, die AfD will mal wie-
der Stimmung machen, und zwar heute gegen den 
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Netzausbau, weil sie meint, das sei dasselbe wie die 
Energiewende.  

Die AfD will einfach nur Atomkraftwerke und Kohle-
kraftwerke und tut so, als würden dafür keine Strom-
trassen benötigt, weil ja der Kohlestrom der AfD ein-
fach per Gedanken übertragen wird. Das ist natürlich 
alles Humbug wie sonst auch alles von der AfD. Auf 
den anderen Humbug sind meine Vorrednerinnen 
und Vorredner schon eingegangen, deswegen brau-
che ich gar nicht weiter darüber zu reden.  

Ich möchte der Landesregierung dafür danken, 
ernsthaft auch polemische Fragen beantwortet zu 
haben. Herzlichen Dank dafür, und einen schönen 
Abend.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Brems. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Herr Minister Dr. Stamp in Vertretung für 
Herrn Minister Professor Dr. Pinkwart.  

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Die Lan-
desregierung stellt sich den Herausforderungen, die 
eine schrittweise Transformation des Energiesys-
tems hin zu einer innovativen Stromversorgung in 
der Zukunft mit sich bringt. Wir werden dafür Sorge 
tragen, dass das Industrieland Nordrhein-Westfalen 
auch in Zukunft sicher mit Strom versorgt wird. Der 
Umbau des Übertragungsnetzes Strom ist dabei ein 
wichtiger Eckpfeiler. 

Auf Basis des anspruchsvollen Prozesses der Pla-
nungen für den Stromnetzausbau wird der zukünftige 
Bedarf an Höchstspannungsleitungen von zahlrei-
chen Spezialisten unter Federführung der Bundes-
netzagentur fortlaufend ermittelt.  

Auf dieser Basis wiederum prüft und entscheidet der 
Bundesgesetzgeber, welche Höchstspannungslei-
tungen in das Bundesbedarfsplangesetz aufgenom-
men werden. Für diese Leitungen stellt der Bundes-
gesetzgeber die energiewirtschaftliche Notwendig-
keit und den vordringlichen Bedarf gesetzlich fest. 

Derzeit enthält das Bundesbedarfsplangesetz eine 
Liste mit bundesweit 43 Höchstspannungsleitungen. 
Eine davon ist der sogenannte Korridor A-Nord, der im 
Fokus der Großen Anfrage 24 steht. Der A-Nord ist 
nach dem Bundesbedarfsplangesetz als sogenannte 
Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragungsleitung, 
kurz HGÜ, konzipiert und ist vorrangig als Erdkabel 
auszuführen. Er wird etwa 300 km lang und etwa hälf-
tig durch Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen 
verlaufen. Vorhabenträger des A-Nord ist die Amprion 
GmbH, einer der vier Übertragungsnetzbetreiber in 
Deutschland.  

Zuständige Genehmigungsbehörde für den A-Nord 
ist die Bundesnetzagentur. Das Genehmigungsver-
fahren für den A-Nord richtet sich formal nach dem 
Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungs-
netz, kurz NABEG genannt.  

Die Bundesnetzagentur führt beim A-Nord seit März 
2018 ein sogenanntes Bundesfachplanungsverfah-
ren durch. Dieses formale Verfahren ist derzeit noch 
bei der Bundesnetzagentur anhängig.  

Am Ende dieses Verfahrens wird die Bundesnetza-
gentur festlegen, in welchem Trassenkorridor die Lei-
tung verlaufen muss. Ein solcher Korridor hat noch 
eine Breite von 500 bis 1.000 m. 

Nach Abschluss der Bundesfachplanung folgt das 
Planfeststellungsverfahren, für das ebenfalls die 
Bundesnetzagentur zuständig ist. Erst am Ende des 
Planfeststellungsverfahrens wird die Bundesnetza-
gentur festlegen, wo die dann etwa nur noch 24 m 
breite Trasse innerhalb des Trassenkorridors genau 
verlaufen muss und wie die Leitung technisch detail-
liert auszuführen ist. 

Aufgrund des jeweiligen Verfahrensstands und dem 
Respekt vor den förmlichen Verfahren sowie der Zu-
ständigkeit der Bundesnetzagentur für den A-Nord 
können die Einzelfragen der Großen Anfrage 24 der-
zeit nur unter Vorbehalt in allgemeiner Form oder un-
ter Verweis auf den Verfahrensstand beantwortet 
werden. Darauf haben wir in der Vorbemerkung der 
Landesregierung zur Großen Anfrage 24 hingewie-
sen. 

Der Landesregierung Nordrhein-Westfalen ist es ein 
wichtiges Anliegen, dass die Einwendungen der Bür-
gerinnen und Bürger und auch der Verbände und zu-
ständigen Behörden frühzeitig und umfassend in den 
Genehmigungsverfahren berücksichtigt werden. Das 
ist beim A-Nord sichergestellt. 

Nach dem NABEG haben die Bürgerinnen und Bür-
ger sowie die Verbände und zuständigen Behörden 
sowohl im Bundesfachplanungsverfahren als auch 
im folgenden Planfeststellungsverfahren in gestaffel-
ter Form mehrfach die Möglichkeit, Einwendungen 
zu erheben. Die zuständige Bundesnetzagentur hat 
diese bei ihren Abwägungen zu berücksichtigen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Da keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vorliegen, schließe ich die Aussprache zur Gro-
ßen Anfrage 24 und zur Antwort der Landesregie-
rung und stelle fest, dass damit die Beratung über die 
Große Anfrage 24 der Fraktion der AfD abgeschlos-
sen ist. 

Ich rufe auf: 
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14 Erinnerung erhalten – Europa gestalten. 70 Jahre 
Charta der deutschen Heimatvertriebenen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/10633 

Ich eröffne die Aussprache, und als erster Redner hat 
für die antragstellende Fraktion der CDU Herr Kol-
lege Scholz das Wort. 

Rüdiger Scholz (CDU): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Das 20. Jahrhundert war 
geprägt von Krieg und Gewalt, aber auch von Flucht 
und Vertreibung. Wenn wir im 75. Jahr nach Ende 
des Zweiten Weltkriegs an Flucht und Vertreibung er-
innern, dann tun wir dies wohl wissend, dass es ein 
Schicksal als Folge des von deutschem Boden aus-
gegangenen Unrechts ist. 

Mehr als 12 Millionen Menschen haben damals ihre 
angestammte Heimat verloren, rund 2 Millionen Men-
schen verloren ihr Leben. Die Erinnerung an Flucht 
und Vertreibung ist ein Bekenntnis zur eigenen Ge-
schichte und zu den Auswirkungen der nationalsozi-
alistischen Gewaltherrschaft. 

Am 5. August 1950 formulierten die Vertriebenen 
ihre Charta der deutschen Heimatvertriebenen. Wir 
feiern in diesem Jahr das 70. Jubiläum der Charta, 
auch wenn durch Corona die angemessenen Veran-
staltungen zu diesem Tag leider nicht durchgeführt 
werden konnten. Umso wichtiger ist die Erinnerung 
an dieses Dokument, das als eines der Gründungs-
dokumente der Bundesrepublik Deutschland gilt. Es 
hat eine Bedeutung in der Vergangenheit, aber auch 
in der Gegenwart. 

In der Charta brachten die Heimatvertriebenen zum 
Ausdruck, aus ihrem eigenen Schicksal und den 
Schrecken des Krieges für die Zukunft zu lernen. 
Fünf Jahre nach Ende des Zweiten Weltkriegs erklär-
ten sie ihren Verzicht auf Rache und Vergeltung und 
forderten zu einem Zeitpunkt, als die europäische Ei-
nigung bei den Parteien noch kaum auf der Agenda 
stand, die Schaffung eines geeinten Europas. 

Gleichzeitig leisteten sie ihren Beitrag zum Wieder-
aufbau unseres Landes und zum Wirtschaftswunder. 
Auch der Aufstieg Nordrhein-Westfalens wäre ohne 
den Leistungswillen und die Leistungsbereitschaft 
der Vertriebenen so nicht denkbar. Dafür gilt ihnen 
unser Dank. 

(Beifall von Andreas Bialas [SPD]) 

Heute gilt es, das Erbe der Charta der deutschen 
Heimatvertriebenen weiterzuentwickeln, und das 
Wichtigste daran ist das Friedensprojekt der europä-
ischen Einigung. Es ist gerade einmal 25 Jahre her, 
dass es mitten in Europa wieder einen Krieg gab. 

Auch der Konflikt in der Ostukraine oder die völker-
rechtswidrige Besetzung der Krim zeigen uns, dass 
Frieden nicht selbstverständlich ist.  

Deshalb gilt es, das zu beherzigen, was die Heimat-
vertriebenen vor 70 Jahren erkannten: Europa einen 
heißt, Frieden zu sichern. 

Die Heimatvertriebenen haben die ersten Brücken zu 
den Nachbarn gebaut und damit Annäherung ermög-
licht. Sie haben über Kontakte mit der heutigen Be-
völkerung in ihrer Heimat die Grundlage für gegen-
seitiges Verständnis gelegt. Aus diesen Kontakten 
sind viele Städtepartnerschaften entstanden. 

Auch meine Heimatstadt Leverkusen hat mit dem 
früheren Ratibor und heutigen Racibórz in Ober-
schlesien seit 2002 eine Partnerschaft. Als Vorsit-
zender des Partnerschaftsvereins weiß ich, wie wich-
tig die Kontakte und Begegnungen von Schülern, 
Feuerwehr oder Geschichtsvereinen sind. 

Aber leider sind auch heute noch Flucht und Vertrei-
bung Realität in unserer Welt. Am Ende des Zweiten 
Weltkrieges sind etwa 60 Millionen Menschen in Eu-
ropa Opfer von Flucht, Vertreibung und Zwangsum-
siedlung geworden. 

In der Europäischen Union leben heute etwa 10 % 
der Bürgerinnen und Bürger aufgrund des Kriegsfol-
genschicksals als nationale Minderheit in ihrer ange-
stammten Heimat. Dazu gehören einige Hunderttau-
send Deutsche in den ehemaligen Ostgebieten, aber 
auch Millionen anderer Bürgerinnen und Bürger in 
vielen Staaten unseres Kontinents. 

Sichtbar werden diese Minderheiten insbesondere 
dadurch, dass sie – wegen des Erfolgs der Europäi-
schen Bürgerinitiative Minority SafePack – bei der 
Europäischen Kommission ihre Rechte einfordern. 
Diese Initiative verdient unsere Unterstützung; denn 
das Friedensprojekt Europa wird ohne diese Minder-
heiten nicht gelingen. 

Im Hinblick auf Flucht, Vertreibung und Zwangsum-
siedlung brauchen wir eine gesamteuropäische Erin-
nerungskultur. Die NRW-Koalition steht zu dem ge-
sellschaftlichen Auftrag, die Erinnerung an Flucht 
und Vertreibung im gesamtgeschichtlichen Kontext 
wachzuhalten und im Hinblick auf die heutigen Her-
ausforderungen weiterzuentwickeln. Daher wollen 
wir die Landsmannschaften und Vertriebenenver-
bände bei ihren notwendigen Transformationspro-
zessen unterstützen. Die Arbeit des Landesbeauf-
tragten Heiko Hendriks ist hierbei von sehr großem 
Wert und verdient die volle Unterstützung. 

Die Zahl derjenigen, die noch persönliche Erinnerun-
gen an Flucht und Vertreibung haben, wird immer ge-
ringer. In wenigen Jahren wird es niemanden mehr 
geben, der als Zeitzeuge davon berichten kann. Des-
halb ist es wichtig, Kultur und Schicksal der Heimat-
vertriebenen an die folgenden Generationen weiter-
zugeben. 
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Eine zentrale Rolle muss dabei auch die Erinne-
rungsstätte in Unna-Massen spielen. Sie verbindet 
die Schicksale vieler Menschen, die nach Nordrhein-
Westfalen gekommen sind – Vertriebene, Aussiedler 
und Spätaussiedler, aber in jüngster Zeit eben auch 
Menschen nichtdeutscher Abstammung, die bei uns 
Zuflucht suchen, weil sie ein ähnliches Schicksal wie 
die Vertriebenen in ihrer Heimat erlebt haben. Das ist 
eine große Chance, die Erinnerungskultur zukunfts-
fähig aufzustellen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Charta der 
deutschen Heimatvertriebenen ist ein Gründungsdo-
kument unseres Landes. Sie ist die Grundlage einer 
Erfolgsgeschichte der Eingliederung von Millionen 
Menschen, des Wiederaufbaus unseres Landes und 
der Aussöhnung mit den ehemaligen Gegnern. 

Der Auftrag der Charta ist auch nach 70 Jahren noch 
aktuell. Anlässlich ihres Jubiläums ist es der beste 
Dank an die Menschen, wenn sich die Politik einver-
nehmlich weiterhin zu dem darin formulierten Auftrag 
bekennt. 

(Beifall von der CDU, der SPD und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Scholz. – Als nächster Redner hat für 
die FDP Herr Abgeordneter Kollege Deutsch das 
Wort. 

Lorenz Deutsch (FDP): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Flucht und Vertrei-
bung sind schreckliche Erfahrungen. Hunger, Ge-
walt, Elend und für viele auch der Tod sind die Erfah-
rungen von Millionen Menschen am Ende des Zwei-
ten Weltkriegs gewesen, die als Flüchtlinge ihre Hei-
mat verloren hatten und in einem völlig neuen Umfeld 
und oft mittellos vor der Aufgabe standen, einen völ-
lig neuen Anfang zu machen. 

Wir sind es diesen Menschen schuldig, dass wir die 
Erinnerung aufrechterhalten, auch wenn wir sie na-
türlich immer in den Kontext von Geschichte einbet-
ten. Ich finde es sehr richtig, dass wir das in dem An-
trag tun, hier in den Kontext des Zweiten Weltkriegs. 

Aber Not und Elend sind immer individuelle mensch-
liche Erfahrungen, die wir auch so würdigen sollten. 
Das ist aus zwei Gründen notwendig: zum einen aus 
Respekt gegenüber den betroffenen Menschen, zum 
anderen aufgrund unserer Verantwortung für die Zu-
kunft. 

Wir haben diesen Antrag aus Anlass der Unterzeich-
nung der Charta vor 70 Jahren gestellt. Löst man die-
ses Dokument aus seiner zeitgebundenen Rhetorik, 
kann es einen heute noch berühren, und zwar einer-
seits durch den vom Klang her fast etwas martiali-
schen Verzicht auf Vergeltung und Rache. 

Mich beeindruckt aber noch viel mehr der zweite Ab-
satz, der sich sofort nach vorne wendet und ein ver-
einigtes Europa in den Blick nimmt – im klaren Be-
wusstsein, dass das die beste Versicherung für Frie-
den in Europa ist. Es verdient großen Respekt, diese 
Perspektive so früh eröffnet zu haben. Entsprechend 
ist die Leistung zu würdigen, die die Vertriebenen 
und ihre Organisationen zur Versöhnung, zur In-
tegration, aber auch zum Wiederaufbau beigetragen 
haben. 

Heute geht es auch um die Verantwortung für die Zu-
kunft. Wir leben wieder in Zeiten, in denen Flucht und 
Vertreibung eine große Rolle spielen. Meine Mitar-
beit im Vorstand des Gerhart-Hauptmann-Hauses 
zeigt, dass es dafür ein sehr großes Bewusstsein 
und ein großes Engagement im Kreis der Heimatver-
triebenen gibt, die, wie ich eben sagte, diese indivi-
duelle Erfahrung des Heimatverlustes, von Not und 
Elend sehr gut nachvollziehen können und entspre-
chend darauf reagieren. Das ist vielleicht auch für 
uns alle beispielgebend, wenn wir uns diesen The-
men zuwenden. 

Verantwortung für die Zukunft bedeutet aber auch, 
zu fragen: Wie kann man das sicherstellen? Wir ha-
ben es hier – die Erinnerungskultur zeigt das – mit 
einem Zeitraum zu tun, über den die individuelle Er-
innerung langsam mit den Zeitzeugen zu verschwin-
den droht. Entsprechend wichtig ist es, dass wir 
diese Erinnerung auf anderen Wegen – möglichst di-
rekt, durch Zeitzeugenprojekte und Ähnliches – er-
halten, aber natürlich auch institutionell, mit den vie-
len Einrichtungen und historischen Instituten, die das 
leisten können.  

Aber natürlich muss es auch darum gehen, den Ver-
bänden dabei zu helfen, sich für die Zukunft aufzu-
stellen. Da geht es auch um Generationenwechsel 
und Ähnliches. Die Herausforderungen sind groß. 
Wir sollten sie unterstützen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Vereinzelt 
Beifall von der SPD) 

Noch einmal: Unser Respekt gilt denen, die hier ei-
nen neuen Anfang gewagt haben, die einen Anfang 
gewagt haben, der seine Betonung auf Versöhnung 
und Integration gelegt hat. Das sollten wir unbedingt 
würdigen. Die Inspiration, die das geben kann, soll-
ten wir nutzen, um die Herausforderungen, die wir 
heute haben, zu bewältigen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Vereinzelt 
Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Deutsch. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der SPD Herr Abgeordneter Kol-
lege Bialas das Wort. 
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Andreas Bialas (SPD): Frau Präsidentin! Geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Vorab: Der hier vorlie-
gende Antrag schließt auf treffende und angenehme 
Weise die auch besonders in unserer heutigen Zeit 
kontroverse Rückfragen erzeugenden Lücken der 
Charta. Wir stimmen ihm gerne zu. 

Eigentlich muss man über die Charta eine Stunde re-
den, nicht nur fünf Minuten. Das ist ein wichtiges Do-
kument. Lassen Sie mich zumindest zwei Gedanken 
kurz anreißen. 

Erster Gedanke. Über Vergangenes kann man mit ei-
ner zeitlichen Distanz immer sehr klug, abgewogen 
und differenziert reden. Man muss aufpassen, dass 
man dabei nicht vergisst, damaliges Denken, dama-
lige Rahmenbedingungen als Maßstab anzusetzen. 

Wer mit unserer heutigen sozialen und liberalen 
Denkhaltung die Charta betrachtet, der stutzt zu-
nächst einmal. Da verzichten die Heimatvertriebenen 
auf Rache und Vergeltung. Das mutet erst einmal 
seltsam an. Denn wieso sollte hier ein Recht auf Ra-
che bestehen, auf welches man dann wiederum ver-
zichten kann?  

Aber es war die Denkhaltung der davor liegenden 
Zeit. Aus einer Niederlage erwuchs bis dato häufig 
genug die geistige Haltung, die auf Vergeltung, Ra-
che und Wiederholen der Verluste setzte. „Das holen 
wir uns zurück!“, war der Schlachtruf. Mit dem Ver-
zicht auf Rache, dem Verzicht auf Rückeroberung, 
dem Verzicht auf Vergeltung – das sind alles sehr be-
liebte Worte von Chauvinisten – wurde diesem tod-
bringenden Gedanken der vergiftete Stachel gezo-
gen. Es folgte eben kein Anbeten eines Rachegottes 
mehr. 

Der Verzicht auf Rückholung der Vergangenheit, und 
das gerade seitens der Betroffenen – es waren nicht 
die Menschen in der Bundesrepublik, die im Rhein-
land gelebt haben und hätten verzichten können; 
nein, es waren die Betroffenen, die diesen Verzicht 
formuliert haben –, eröffnete in einem ganz anderen 
und friedlicheren Ausmaß die beginnende Zukunft 
der Bundesrepublik. 

Zweiter Gedanke. Wir sehen auch in dem Aufruf der 
Charta: Die Türen für die Flüchtlinge öffneten sich 
nicht ohne Weiteres. Es ist eben eine falsche, in den 
Jahren verklärte Vorstellung, Flüchtlinge seien vor 
der Roten Armee geflüchtet oder vertrieben worden. 
Und wenn man dann nur auf deutschem Boden war, 
ging es einem wieder halbwegs gut. Beileibe nicht! 
Denn egal, ob es sich um deutsche oder nichtdeut-
sche Flüchtlinge handelte und handelt: Beim Teilen 
wird es dann häufig schwierig. 

Die Geflüchteten und Vertriebenen wurden nicht mit 
offenen Armen empfangen. Die Charta ist ja gerade 
ein beredtes Zeugnis dafür, dass sie ihre Rechte als 
neue Bürger der neuen Republik nicht nur auf dem 
Papier, sondern auch in der Wirklichkeit einforderten. 

Sie verstanden „heimisch sein“ und „heimisch wer-
den“ – viele verstehen das so – losgelöst von der 
Scholle als das Recht auf die gleichen Chancen zur 
Teilhabe an öffentlichen Gütern, an Arbeit, Wohn-
raum, Sicherheit für Leib und Leben, sozialer Sicher-
heit, schließlich Demokratie. 

Geflüchtete und Vertriebene hatten also nicht nur al-
les Bisherige verloren; sie wurden auch am neuen 
Ort oftmals alleine gelassen. So ihrer Werte doppelt 
verlustig, haben sie ihre enorme spezifische Leistung 
vollbracht – nicht nur alleine durch diese Charta, son-
dern als hart Getroffene, die sich und ihren Familien 
ein neues Leben aus dem Nichts und häufig ohne 
Hilfe aufbauen mussten und nebenbei einen neuen 
Staat mit friedlicher Gesinnung mitgeprägt haben. 

Wir gedenken – ich glaube, das mache ich im Namen 
aller – heute nicht nur dieser Charta, sondern viel-
mehr der Menschen. Wir müssen sie feiern, uns vor 
der Leistung der Millionen Menschen – oftmals wa-
ren es übrigens alleinerziehende Mütter und ihre Kin-
der – verneigen und dieser Leistung höchsten Res-
pekt und Dankbarkeit zollen. 

Zu den Aufträgen, die der Landesregierung in dem 
Antrag mitgegeben werden, darf ich Ihnen als stell-
vertretender Vorsitzender der Stiftung Gerhard-
Hauptmann-Haus, also quasi der anderen, der ent-
gegennehmenden Seite, sagen, dass wir diese 
Punkte in unserer Zeit seit jeher jederzeit mit Leben 
zu füllen bereit sind und daran auch schon lange ar-
beiten. Denn Flucht und Vertreibung sowie die Erfah-
rungen als Opfer von Flucht und Vertreibung gehö-
ren in das kollektive Gedächtnis unserer Gesell-
schaft, umso mehr – es wurde angesprochen –, 
wenn es die Erlebensgeneration eben nicht mehr 
gibt. 

Die Lehren aus der Vergangenheit sind für uns die 
Verantwortung für die Zukunft. In dieser Tradition 
sieht sich das Gerhard-Hauptmann-Haus seit Jah-
ren. Dort werden wir selbstverständlich gerne weiter-
arbeiten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD, der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Bialas. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr Abge-
ordneter Keymis das Wort. Bitte sehr, Herr Kollege. 

Oliver Keymis (GRÜNE): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 
es mit einem Dokument zu tun, von dem schon seit 
vielen Jahrzehnten die Rede ist. Herr Deutsch, ich 
erinnere mich daran, dass Innenminister Maihofer, 
ein FDP-Innenminister, 1975 vorgeschlagen hatte, 
den 5. August zu einem nationalen Feiertag zu erklä-
ren, auf der Basis dieser Charta. 
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Ich habe mit großem Interesse noch einmal nachge-
lesen, dass wir in den Jahren 2010 und 2011 – inte-
ressanterweise 61 Jahre nach der Niederlegung der 
Charta – einen historischen Streit darüber hatten. 
Sechs Wissenschaftler, Historiker aus dem Arbeits-
kreis der Stiftung des Bundes zum Thema „Vertrei-
bung und Erinnerung“, haben sich damals kritisch mit 
der Charta auseinandergesetzt, weil immer wieder 
der Vorwurf historisch formuliert wurde, dass be-
stimmte Zusammenhänge nicht genügend mit in die 
Einsichtnahme eingeflossen sind, die am 5. August 
1950 in Stuttgart-Cannstadt von den Vertriebenen 
gemeinsam organisiert wurde.  

Gleichwohl teilen wir, glaube ich, heute im Rückblick 
alle die Einschätzung, dass es unter den gegebenen 
Umständen in der historischen Situation, in der sich 
die Menschen befanden, eine sehr interessante und 
auch eindrucksvolle Dokumentation ist, zu sagen: 
Wir haben Schlimmes erfahren; aber wir wollen nach 
vorne gucken und damit umgehen. – Das ist in jedem 
Falle zu würdigen und gerade auch mit Blick auf die 
Friedensaussage und das geeinte Europa von be-
sonderer Bedeutung. 

Es steht in einem Zusammenhang, in dem sich fünf 
Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg eine Menge Men-
schen in diese Richtung geäußert haben. Ich erin-
nere an Robert Schuman, der ein paar Monate vor-
her, am 9. Mai 1950, eine wegweisende Rede zur 
europäischen Zukunft gehalten hat und der auch in 
eine Richtung formuliert hat, die uns heute gerne an 
diese Phase erinnern lässt. 

Natürlich müssen wir – ich habe das eben auch so 
wahrgenommen, Kollege Bialas – die rhetorischen 
Formeln, die da zum Teil drin sind, entsprechend be-
trachten. 

Sie sind zwar schwierig; denn das Thema „Rache 
und Vergeltung“ spricht sich für uns heute noch 
schwerer aus, als es vielleicht damals schon der Fall 
war. Aber vor dem Hintergrund der Gesamtzusam-
menhänge, vor dem Hintergrund der 12 Millionen 
Vertriebenen und der 2 Millionen Opfer, also der 
Leute, die auf der Flucht gestorben sind, ist das na-
türlich ein verständliches Moment menschlicher Re-
gung auch in diesem historischen Zusammenhang. 

Gleichwohl muss man wiederum sagen, dass es ja 
auch in der seinerzeit bestehenden sozialen Span-
nungslage der Bundesrepublik zu sehen ist: Es wa-
ren die Deutschen, die hier im Westen nach dem 
Krieg vor den Trümmern standen. Dann kamen noch 
12 Millionen dazu, die in irgendwelchen Baracken 
wohnten und gucken mussten, wie sie klarkamen. 
Man schaute sehr misstrauisch auf diese Menschen, 
die dazukamen: Was sind das für welche? Was wol-
len die jetzt auf einmal noch hier? Wir haben es doch 
selber gerade nicht leicht. 

Man muss also diesen ganzen Bogen sehen, wenn 
man sich mit diesen Fragen befasst. Das ist der ent-
scheidende Punkt. 

Der Antrag enthält aus Sicht meiner Fraktion – wir 
werden uns enthalten – viel Richtiges. Daran ist 
nichts Falsches. Aber er unternimmt nicht den Ver-
such, den man sich vielleicht, wenn man das, was ich 
zu beschreiben versucht habe, einmal zusammen-
fasst, noch hätte erlauben können, doch zu sagen: 
Es ist ein ganz großer auch historischer Bogen, der 
da zu schlagen ist, bei dem man letztlich das eine 
vom anderen nicht wirklich trennen kann. 

Ein Stück weit war natürlich ein Teil der Selbstverge-
wisserung von Stuttgart-Cannstatt am 5. August, 
dass man sich von einem bestimmten Teil in dem 
Moment, in dem man das niederschrieb, einmal nicht 
betroffen fühlen wollte. Ich verstehe das im Grunde 
auch, weil man es menschlich verstehen kann. 

Historisch gesehen – deshalb hat das Dokument an 
der Stelle meiner Ansicht nach eine gewisse Tücke; 
sie ist nicht bewusst herbeigeführt, steckt aber da 
einfach drin, aus der Historie heraus begründbar – 
kann man es, glaube ich, schon so halten, wie es 
Ralph Giordano am 5. August 2011 in der „WELT“ 
formuliert hat. Er hat gesagt, dass die Vertreibung 
vom Holocaust nicht zu trennen ist. Ich zitiere, Frau 
Präsidentin: 

„Kein Verbrechen von Deutschen rechtfertigt Ver-
brechen an Deutschen. Die heutigen Staatsmän-
ner in Mittel- und Osteuropa wären deshalb gut 
beraten, auch da nicht zurückzuschrecken, wo 
die Geschichte des eigenen Landes nach 1945 
nun ihrerseits Gegenstand schmerzhafter Aufar-
beitung wird. Aber: Keine Geschichte der Vertrei-
bung ohne ihre Vorgeschichte, und keine Vorge-
schichte der Vertreibung ohne ihre Geschichte – 
die Humanitas ist unteilbar.“ 

Ich bedanke mich. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Keymis. – Als nächster Redner 
spricht für die Fraktion der AfD Herr Abgeordneter 
Tritschler. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine 
Fraktion begrüßt es ausdrücklich, wenn hier nach 
über 70 Jahren der Opfer von Flucht und Vertreibung 
nach Ende des Zweiten Weltkrieges gedacht wird. 15 
Millionen Landsleute, davon 2 Millionen Todesopfer, 
verdienen einen prominenten, ja, einen prominente-
ren Platz in unserer deutschen Erinnerungskultur. 
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Während das Schicksal der vertriebenen Deutschen 
in den Nachkriegsjahren allgegenwärtig und nicht zu 
übersehen war, wurde das Gedenken an die brutalen 
Schicksale der Betroffenen schnell das Opfer ihres 
eigenen Erfolges. Sie gingen in der prosperierenden 
Nachkriegsgesellschaft auf, bildeten eben keine Pa-
rallelgesellschaften und – so würde man es heute 
nennen – integrierten sich schnell in die Mehrheits-
gesellschaft der Nichtvertriebenen. 

Sie waren eben Deutsche. Es gab keine Sprachbar-
rieren, keine religiösen Hemmnisse und kein kulturel-
les oder ethnisches Gefälle. 

Auch wenn sie im Einzelfall nicht immer mit offenen 
Armen empfangen wurden – das hat Kollege Keymis 
bereits angesprochen –, so war es doch breiter Kon-
sens in der westdeutschen Nachkriegsgesellschaft, 
dass diese Menschen, die einen besonders großen 
Anteil an den Folgelasten des verlorenen Krieges tra-
gen mussten, auch besondere Unterstützung verdie-
nen. 

Das Lastenausgleichsgesetz von 1952 schaffte da 
eine gewisse materielle Gerechtigkeit, aber auch die 
Möglichkeit, sich zu organisieren in Landsmann-
schaften und Vertriebenenverbänden und in einer ei-
genen Partei, die sogar teilweise an der Bundesre-
gierung beteiligt war. 

In der DDR hatten Vertriebene diese Chancen nicht. 
Jede Form der Organisation wurde ihnen verweigert, 
weil sie auch die Lebenslüge von den sozialistischen 
Brudervölkern infrage gestellt hätte. 

Mit zunehmendem Wohlstand und der Schaffung ei-
ner neuen Heimat im Westen verlor die Frage ein 
Stück ihrer politischen Brisanz. 

Hinzu kam – das gehört auch zur Wahrheit –, dass 
der zunehmend linke Zeitgeist das Gedenken an die 
Schicksale der Vertriebenen zu etwas Anrüchigem 
machte – als würde man, wenn man eines Unrechts 
gedenkt, automatisch ein anderes kleinreden oder 
relativieren. 

So hat sich insbesondere die SPD nach und nach 
über die Jahre von jeder Vertriebenenpolitik verab-
schiedet, während die Unionsparteien zumindest mit 
Symbolen lange an dem Thema festhielten und sich 
so ungeheuer treue Wähler sicherten. 

Aber wie so oft hat sich die Union mit etwas zeitlicher 
Verzögerung dann dem politischen Zeitgeist ange-
passt und fasst das Thema – das sieht man jetzt 
auch hier am Antrag – heute nur noch mit spitzen 
Fingern an. 

Der Abgang der langjährigen Präsidentin des Bun-
des der Vertriebenen Erika Steinbach und die äu-
ßerst schäbige Behandlung, die sie von der CDU er-
fuhr, der sie jahrzehntelang angehörte, sind dafür 
symptomatisch. 

Dass die CDU jetzt ein paar Tage vor der Kommu-
nalwahl dieses Thema hervorkramt, nachdem sie es 
jahrelang quasi ignoriert hat, ist dann doch sehr fa-
denscheinig, meine Damen und Herren. Etwa 1,3 
Millionen Vertriebene hatten sich um 1950 in NRW 
niedergelassen, und ihre Kinder, Enkel und Urenkel 
sollen doch am besten wieder ihr Kreuzchen dort ma-
chen, wo es jahrelang schon war.  

Um aber bloß nicht irgendwie anzuecken, vermen-
gen Sie das begrüßenswerte Gedenken an die Hei-
matvertriebenen mit zeitgeistigen und falschen Ver-
gleichen zur aktuellen Migrationsbewegung. Nein, 
meine Damen und Herren von der CDU, es ist eben 
nicht dasselbe, wenn jemand mit Waffengewalt aus 
seiner deutschen Heimat vertrieben wird und sich in 
einem anderen Teil Deutschlands niederlässt oder 
wenn jemand aus einem fremden Kulturkreis sich 
freiwillig aufmacht, weil ihm Wohlstand und Sozial-
staat hierzulande besonders reizvoll erscheinen. 

Wer Heimatvertriebene, Russlanddeutsche oder 
auch die DDR-Emigranten mit all dem in einen Topf 
steckt, was sich heutzutage Flüchtling nennt, der ver-
geht sich am Schicksal dieser Landsleute. 

(Beifall von der AfD) 

Das ist schäbig, meine Damen und Herren von der 
CDU, und im Übrigen auch keinen Deut besser, als 
wenn man versucht, NS-Verbrechen nachträglich mit 
der Vertreibung zu rechtfertigen.  

15 Millionen Heimatvertriebene und Entrechtete so-
wie 2 Millionen Todesopfer sind für die CDU aber of-
fensichtlich nur noch dafür gut, kurz vor der Wahl ein 
wenig politisches Kleingeld zu wechseln. Das ist 
durchschaubar und billig. Wir können da trotz einiger 
richtiger Punkte im Antrag nicht mitgehen. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Das war Herr 
Abgeordneter Tritschler. – Als nächste Rednerin hat 
nun für die Landesregierung Frau Ministerin Pfeiffer-
Poensgen das Wort. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Nordrhein-Westfalen ist ein 
weltoffenes und vielfältiges Land, das sich in den 
letzten Jahrzehnten wirtschaftlich, sozial und kulturell 
enorm entwickelt hat. Deutsche Heimatvertriebene, 
Aussiedler und Spätaussieder haben dazu einen gro-
ßen Beitrag geleistet, den es zu würdigen gilt. Zu-
gleich ist es aber unsere Verantwortung, die Erinne-
rung an Flucht und Vertreibung, aber auch – das 
klang hier in mehreren Beiträgen bereits an – an die 
schweren Verbrechen der Deutschen im Zweiten 
Weltkrieg wachzuhalten. 
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Den Impuls der Fraktionen von CDU und FDP, den 
70. Jahrestag der Charta der deutschen Heimatver-
triebenen als einem Dokument des Friedens und der 
Versöhnung zum Anlass zu nehmen, diesen wichti-
gen Teil der deutschen Erinnerungskultur zu pflegen 
und vor allen Dingen auch fortzuentwickeln, begrü-
ßen wir daher ausdrücklich. 

Die Landesregierung unterstützt die Brauchtums-
pflege der Vertriebenen und Spätaussiedler enga-
giert. Schon Anfang 2018 haben wir – auch das 
wurde schon erwähnt – Heiko Hendriks als Beauf-
tragten für die Belange von deutschen Heimatvertrie-
benen, Aussiedlern und Spätaussiedlern bestellt. 
Seither steht er für die Landesregierung in einem 
sehr engen und auch verlässlichen Austausch mit 
den Institutionen und Organisationen der Heimatver-
triebenen, Aussiedler und Spätaussiedler, die eben 
auch für eine beeindruckende Integrationsleistung in 
ganz Deutschland stehen. 

Neben der traditionellen Kulturpflege und der Arbeit 
für die Erlebnisgeneration hat aber auch die Aufar-
beitung der Vertreibung als erinnerungskulturelle Ar-
beit für die jüngeren Generationen eine immer wich-
tiger werdende Bedeutung. 

Die Zahl der Menschen, die selbst Flucht und Vertrei-
bung nach dem Zweiten Weltkrieg erlitten haben, wird 
naturgemäß immer kleiner. Um die Erfahrungen und 
Erinnerungen der Vertriebenen an die nachfolgenden 
Generationen weiterzugeben und lebendig zu halten, 
werden in der Erinnerungsarbeit längst auch neue 
Wege bestritten. Erinnerungsarbeit verändert sich so 
mehr und mehr in die Richtung einer stärker generati-
onenübergreifenden historisch-politischen Bildung. 

Auch bei diesem Übergang unterstützt die Landesre-
gierung die Vertriebenen und ihre Verbände als ver-
lässliche Partner. Den Rückhalt, den uns die Fraktio-
nen von CDU und FDP mit ihrem Antrag dazu geben, 
werden wir gerne nutzen, um die Zusammenarbeit 
weiter zu intensivieren. 

Das aktuelle und vom Land geförderte Projekt „Virtu-
elle Heimatsammlungen in NRW“ erfasst Objekte fo-
tografisch und präsentiert sie samt einer Beschrei-
bung in Form einer virtuellen Heimatsammlung im In-
ternet. So bleiben sie erfahrbar, auch wenn die ent-
sprechende Sammlung eines Tages vielleicht nicht 
mehr zugänglich ist, weil es die Sammlerin oder den 
Sammler nicht mehr gibt. 

Die Landeszentrale für politische Bildung hat bereits 
in der Vergangenheit mit dem Landesbeirat, der hier 
auch schon genannt wurde, zusammengearbeitet. 
Diese Zusammenarbeit wird sie weiter ausbauen, um 
die politisch-historische Bildungsarbeit mit Vertriebe-
nen, Aussiedlern und Spätaussiedlern zu intensivie-
ren, wie es der Antrag fordert. 

Die Landeszentrale kennt die Zielgruppen, nutzt ver-
schiedenste Bildungs- und Veranstaltungsformate 

sowie mögliche Kooperationspartner und hat breite 
Expertise im Einsatz neuer und verschiedener Me-
dien. 

Nicht zuletzt strebt die Landesregierung auch eine 
stärkere wissenschaftliche Begleitung an, die dabei 
helfen kann, die Erinnerungsarbeit in einem europäi-
schen und – im Hinblick auf aktuelle internationale 
Ausprägungen von Flucht und Vertreibung, wie ge-
rade auch schon angesprochen – in einem weltwei-
ten Kontext zu sehen und weiterzuentwickeln. 

Es ist unser gemeinsames Ziel, die Erfahrungen und 
Erinnerungen der Vertriebenen auch für künftige Ge-
nerationen fruchtbar zu machen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Pfeiffer-Poensgen. – Liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, sodass wir am Schluss der Aussprache an-
gelangt sind. 

Da die antragstellenden Fraktionen von CDU und 
FDP direkte Abstimmung beantragt haben, lasse ich 
nunmehr über den Inhalt des Antrags Drucksache 
17/10633 abstimmen. Ich darf fragen, wer dem Inhalt 
des Antrags zustimmen möchte. – Das sind die an-
wesenden Abgeordneten von CDU, FDP und SPD. 
Herr Abgeordneter Langguth stimmt ebenfalls zu. – 
Gegenstimmen? – Keine. Wer enthält sich? – Das 
sind die Abgeordneten der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion der AfD. Habe ich irgendje-
manden übersehen? – Das ist nicht der Fall. Dann 
stelle ich hiermit fest, dass der Antrag Drucksache 
17/10633 angenommen wurde. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit kommen wir 
zu: 

15 Runderneuerte Reifen – NRWs Beitrag zur 
Kreislaufwirtschaft stärken! 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/10627 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Herrn Abgeordneten Rüße das 
Wort.  

Norwich Rüße*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Am vergangenen Sams-
tag war der sogenannte Earth Overshoot Day. Das 
ist der Tag, an dem die in einem Jahr nachwachsen-
den Ressourcen des Planeten von uns verbraucht 
sind.  

In diesem Jahr war er – ich denke, das haben wir alle 
mitbekommen – coronabedingt etwas später als 
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sonst, weil die Wirtschaft weltweit nicht ganz so 
brummt. Wir sind also immerhin bis in den August ge-
kommen, aber wir haben eben noch ein paar Monate 
vor uns, dafür aber eigentlich keine Ressourcen 
mehr zur Verfügung. 

Um welche Ressourcen geht es dabei? – Es geht 
zum Beispiel um den Sojaanbau. Es geht um die 
heißdiskutierte Frage des Palmölanbaus. Jeder von 
uns weiß, welche Auswirkungen das in den betroffe-
nen Ländern hat. Am Ende geht es auch um einen 
Stoff wie Kautschuk, der auf großen Plantagen ange-
baut und dann Teil von Reifen wird. 

Ausgangspunkt des Antrags, den wir heute stellen, 
war ein Bericht in der ARD mit dem Titel „schmutzige 
Reifen“. Es ging darum, wie und unter welchen Be-
dingungen in Thailand Kautschuk produziert wird und 
wie eine expandierende Reifenindustrie immer mehr 
Kautschuk für Reifen nachfragt. 

Diesen globalen Prozess können wir hier in Nord-
rhein-Westfalen sicherlich nicht aufhalten – das ist 
so –, aber wir müssen ihn nicht mitmachen. Wenn wir 
so einen Tag, wenn wir Nachhaltigkeit ernst nehmen 
wollen, sind wir alle, sind wir als Land Nordrhein-
Westfalen gehalten, unseren kleinen Beitrag zu leis-
ten, den übermäßigen Verbrauch von Rohstoffen 
einzudämmen. 

Wenn man die Arbeitsbedingungen, unter denen 
Kautschuk angebaut wird und unter denen die Reifen 
in Fernost teilweise auch für unseren Markt als Weg-
werfreifen hergestellt werden, gesehen hat, kann 
man sich fragen, ob es nicht besser ist – und das ist 
im Zusammenhang mit runderneuerten Reifen nicht 
unwichtig –, heimische Arbeitsplätze mit guten sozi-
alen Standards in Deutschland für die Runderneue-
rung zu erhalten. 

Die Frage ist immer, was runderneuerte Reifen bringen 
und ob sie eine ähnliche Qualität wie Neureifen haben. 
Es wird immer wieder die Frage gestellt, ob man als Pri-
vatperson so einen Reifen fahren kann oder ob er nicht 
gefährlich ist. Mittlerweile wissen wir aber auch durch 
unabhängige Tests, dass diese runderneuerten Reifen 
sehr wohl eine gute Qualität haben. 

Ich habe mir in einem Betrieb den Prozess der Her-
stellung von runderneuerten Reifen angeschaut; das 
kann ich jedem nur empfehlen. Spannend ist, dass 
sie am Ende genauso wie Neureifen hergestellt wer-
den, nur dass die Karkassen gebraucht sind.  

Diese Reifen werden insbesondere im Motorsport 
eingesetzt. 

(Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Aber nicht lange!) 

Wenn man im Motorsport 250 km/h mit diesen Reifen 
fahren kann, wird man auch auf jeder Straße und Au-
tobahn in Deutschland damit fahren können. Der 

Hauptbereich, in dem Runderneuerte eingesetzt 
werden, sind Lkws. Wenn 40-Tonner das können, 
können Pkws das auch. Wenn sogar Großraumflug-
zeuge von Boeing oder Airbus das können, sollten 
wir das auch können. 

Die Frage ist: Warum machen wir das? – Wir können 
mit runderneuerten Reifen erhebliche Mengen an 
Material einsparen. Wir können erhebliche Mengen 
an Energie einsparen. Am Ende können wir auch 
Kosten sparen; das ist für das Land Nordrhein-West-
falen nicht ganz uninteressant. 

Wir ersparen uns außerdem Müllberge aus Altreifen, 
deren Entsorgung immer problematischer wird. Es 
gibt die Mitverbrennung in Zementwerken. Wir wis-
sen alle, dass das problematisch ist. Daher ist jeder 
Autoreifen, der nicht in die Verbrennung geht, ein gu-
ter Autoreifen. 

Außerdem wird ein solcher Reifen nicht permanent 
runderneuert, sondern genau einmal. Das geht auch 
nur mit Premium-Qualitäts-Reifen mit guten Karkas-
sen. Was aus Fernost als Billigreifen angeboten wird, 
ist dafür überhaupt nicht tauglich und wandert sofort 
in die Verbrennung; das geht nicht anders. 

Wir reden oft über Müllvermeidung, Abfallwirtschaft 
und Kreislaufwirtschaft. Damit müssen wir als Land 
NRW ernstmachen, das in unseren eigenen Betrie-
ben vorleben und an unseren eigenen Fahrzeugen 
vormachen. 

Ich will noch ein paar Zahlen nennen: Aus der Ant-
wort auf die Kleine Anfrage ging hervor, dass das 
Land NRW ungefähr 2.800 Lkws und Busse besitzt. 
Würde man diese Lkw und Busse derartig ausstat-
ten, wären wir in der Lage, jährlich 3.000 t CO2 und 
2.000 Tonnen Material – Stahl, Textilgewebe und 
Gummi, von dem ein Teil Kautschuk ist – einzuspa-
ren. Außerdem würden wir 1.000 Tonnen Erdöl spa-
ren. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Weil diese Reifen günstiger sind, könnten wir dar-
über hinaus 300.000 Euro pro Jahr sparen. Ich finde, 
das wäre Anreiz genug, unserem Antrag nach der 
Beratung zu folgen … 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Die Redezeit. 

Norwich Rüße*) (GRÜNE): … und so ein kleines Pi-
lotprojekt umzusetzen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rüße. – Als nächster Redner hat nun 
für die Fraktion der CDU Herr Abgeordneter Schick 
das Wort. Bitte sehr, Herr Kollege. 
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Thorsten Schick*) (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Fraktion 
von Bündnis 90/Die Grünen möchte ein Pilotprojekt 
mit runderneuerten Reifen im Fuhrpark des Landes 
starten.  

Ich stelle die Bewertung des Antrags einfach mal 
vorab. Ihr Antrag und runderneuerte Reifen haben 
mit den gleichen Problemen zu kämpfen: Die Grund-
struktur ist in Ordnung, im täglichen Einsatz zeigen 
sich dann allerdings die Tücken. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Richtig ist – Sie haben es gerade ausgeführt –, dass 
runderneuerte Reifen helfen, Rohmaterialien zu spa-
ren. Es wird weniger Stahl gebraucht, der Gummi- 
bzw. Kautschukverbrauch geht zurück, und es wer-
den weniger Rohöl, Wasser und Energie eingesetzt.  

Es ist auch richtig, dass es etwa bei Nutzfahrzeugen 
und Landmaschinen einen Markt für runderneuerte 
Reifen gibt. Zum Automobilsport sage ich gleich noch 
etwas, denn daran wird auch das eigentliche Prob-
lem deutlich. 

Die Idee, Marktanteile für runderneuerte Reifen zu 
steigern, ist nicht neu. Das gelingt aber nicht so sehr, 
weil es auch Nachteile gibt, auf die Sie gerade nicht 
eingegangen sind.  

Zwei Beispiele seien hier genannt: Es gibt viele Initi-
ativen, mit denen wir versuchen, den Lärmschutz zu 
verbessern. Dem steht der Einsatz von runderneuer-
ten Reifen ein wenig entgegen, denn die sind nun 
einmal wesentlich lauter.  

Aber wenn man um Ressourcenknappheit, um effek-
tiven Ressourceneinsatz ringt, dann muss man das 
natürlich gegeneinanderstellen; deswegen lassen 
wir das einfach einmal dahingestellt. Es ist ein Argu-
ment dagegen, aber nicht das entscheidende. 

Es gibt nämlich einen weiteren Bereich, bei dem wir 
in der Vergangenheit keine Abstriche gemacht haben 
und auch keine Abstriche machen dürfen: die Sicher-
heit. Hier sehen wir entsprechende Nachteile.  

Sie haben gerade gesagt: Wenn ein Automobilsport-
fahrzeug mit 250 km/h fährt, kann das doch im All-
tagseinsatz auch nicht so problematisch sein. Wir 
müssen aber sehen, dass wir im Automobilsport ei-
nen einzigen Reifenhersteller haben, der beispiels-
weise ein Team ausstattet. Diese Karkasse wird im-
mer wieder verwendet, sodass man also auf dem im-
mer gleichen Prinzip aufbaut, auf immer der gleichen 
Karkasse.  

Das ist nicht sichergestellt, wenn Sie normale rund-
erneuerte Reifen kaufen. Dort haben Sie unter-
schiedliche Hersteller, auf denen dann entsprechend 
aufgebaut wird. Dann sind die Fahreigenschaften 
nun einmal unterschiedlich, und das kann zu Situati-
onen führen, in denen nicht nur Fahranfänger, son-
dern eben auch erfahrene Personen Probleme 

bekommen, und zwar nicht nur in Extremsituationen. 
Daher haben wir es hier auch mit einem Problem zu 
tun.  

Wenn wir diese Reifen dann in Landesbehörden ein-
setzen, passiert das automatisch bei Poolfahrzeugen, 
mit denen Personen eben nicht so häufig unterwegs 
sind, sodass sich entsprechende Gefahren potenzie-
ren.  

Die meisten Fahrzeuge im Landesbesitz sind Ein-
satzfahrzeuge etwa der Polizei, die in Extremsituati-
onen unterwegs sind, schon einmal mit etwas höhe-
rer Geschwindigkeit auf dem Weg zum Einsatz, bei 
Nässe, bei Glätte. Gerade diese Personen und ihre 
Beifahrer höheren Gefahren auszusetzen, kann ja 
wohl nicht das entsprechende Ziel sein.  

Sie merken: Das Profil Ihres Antrags ist etwas flach. 
Der Überweisung in den Ausschuss stimmen wir zu. 
Sie haben dann noch genügend Zeit für eine Rund-
erneuerung; dann können wir uns mit dem Thema 
noch einmal beschäftigen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schick. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der SPD Herr Abgeordneter Kollege Lö-
cker das Wort. 

Carsten Löcker*) (SPD): Werte Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Runderneuerte Reifen sind ein wichtiger 
Beitrag zur Ressourcenschonung; davon war gerade 
schon die Rede.  

Tatsächlich ist das ein guter Ansatz, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von den Grünen: Gegenüber neu 
produzierten Reifen werden bei der Wiederverwen-
dung von runderneuerten Reifen etwa 80 % Erdöl 
und 70 % Energie gespart. Man kann also sagen: 
Das Rollen Ihres Antrags ist erkennbar, aber eine 
echte Antwort auf die Fragen der Zukunft stellen 
diese runderneuerten Reifen aus unserer Sicht so-
wieso nicht dar.  

Das Grundproblem des Reifenabriebs, nämlich Fein-
staub, und das massenhafte Einbringen von Mikro-
plastik in unseren Abwässern wird auch durch diese 
Debatte sicher nicht gelöst.  

Ich glaube, damit müssen wir uns in Zukunft viel stär-
ker auseinandersetzen. Das muss man nicht heute 
Abend lösen, denn wir wissen, dass das eine lange 
Strecke ist, aber es muss klar sein, dass das im Fo-
kus steht.  

Unabhängig davon halten wir dieses Thema auch als 
Zwischenschritt für vernünftig und wertvoll, aber es 
muss klar sein, dass wir bessere Alternativen in die 
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Reifenproduktion einbringen müssen als runderneu-
erte Reifen.  

Mein Fazit lautet: Wir müssen über Ihren Antrag im 
Ausschuss vertieft sprechen. Wir sehen dem Antrag 
mit Sympathie entgegen. Der Überweisung stimmen 
wir zu. – Glück auf!  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Löcker. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der FDP Herr Abgeordneter Kollege 
Terhaag das Wort. 

Andreas Terhaag (FDP): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auf den ers-
ten Blick scheint der Antrag der Grünen einen ziel-
führenden Weg aufzuzeigen, wie eine ressourcen-
schonende Kreislaufwirtschaft für die Reifenindustrie 
machbar ist. Gegen Kreislaufwirtschaft und Recyc-
ling kann man ja auch nichts einwenden.  

Ressourcen zu schonen, ist aus ökologischer und 
ökonomischer Sicht sinnvoll; auch der Reifenmarkt 
kann hier einen wichtigen Beitrag leisten. Insofern 
teilen wir die Intention des Antrags, aber den von den 
Grünen vorgeschlagenen Weg halten wir nicht für 
sinnvoll. 

Der im Antrag aufgestellte Forderungskatalog klingt 
im Sinne einer langfristigen ökologischen Umstellung 
der Industrie zunächst durchaus plausibel. Beachten 
wir aber einmal die aktuelle Lage:  

Runderneuerte Reifen gibt es schon lange auf dem 
Markt. Deren Produktion ist vor allem im Lkw-Bereich 
eine bewährte Technik, die EU-genormt und in 
Deutschland auch mit Qualitätsstandards versehen 
ist. Diese Eigenschaften sind also hinlänglich be-
kannt.  

Jedoch sind runderneuerte Autoreifen vor allem im 
Pkw-Bereich nicht völlig unumstritten; das haben wir 
gerade schon gehört. So wird von weniger Fahrkom-
fort vor allem durch höhere Geräuschentwicklung bis 
hin zu Sicherheitsbedenken berichtet, also durchaus 
nicht zu vernachlässigende Kritikpunkte.  

Gerade die Sicherheitsbedenken werden aufgrund 
schlechterer Fahreigenschaften begründet. Runder-
neuerte Autoreifen können auf unterschiedlichen 
Karkassen, also den Unterbauten, aufgebaut sein. 
Kauft ein Kunde also einen runderneuerten Reifen-
satz, so ist nicht garantiert, dass alle vier Reifen auf 
einer identischen Karkasse aufgebaut sind. Das Pro-
fil ist zwar identisch, aber der Unterbau stammt mög-
licherweise von verschiedenen Herstellern.  

Dadurch kann jedes Rad unterschiedliche Fahrei-
genschaften aufweisen, was in Gefahrensituationen 

problematisch werden kann, etwa wenn hierdurch 
ein verlängerter Bremsweg auftritt.  

Verbraucher legen aber zu Recht ihren Fokus auf 
Qualität und Sicherheit. Gerade Reifen sind beson-
ders sicherheitsrelevant als alltäglich genutzte Ge-
genstände für nahezu jegliche Mobilität.  

Die Marktanteile von runderneuerten Autoreifen sind 
bei Pkw dementsprechend gering und liegen derzeit 
bei unter 5 %. Der Grund dafür ist, dass die Quali-
tätssicherung in der Produktion runderneuerter Rei-
fen sehr teuer ist, da sie jeweils auf die Reifengröße 
abgestellt ist.  

Es gibt aber ca. 200 verschiedene Autoreifengrößen, 
weshalb runderneuerte Reifen auch nur in wenigen 
Größen hergestellt werden. Viele Hersteller haben 
deshalb schon vor Jahren die Herstellung von rund-
erneuerten Pkw-Reifen eingestellt oder sind sogar 
pleitegegangen.  

Aus diesem Grund lohnt sich derzeit wirtschaftlich 
nur die Herstellung von runderneuerten Lkw-Reifen, 
die durch den höheren Preis eine deutlichere Erspar-
nis bringen und daher schon einen Marktanteil von 
ca. 40 % haben.  

Aber wir müssen noch einen anderen Aspekt be-
trachten, der auch schon genannt wurde: Runder-
neuerte Reifen haben einen um ca. 30 % höheren 
Verschleiß und sind daher kaum für Langstrecken- 
und Vielfahrer geeignet.  

Genau durch diesen höheren Abrieb oder das dabei 
erzeugte Mikroplastik, das runderneuerte Reifen er-
zeugen, verwundert mich der jetzige Antrag der Grü-
nen generell, denn die Grünen hatten im April 2018 
mit Drucksache 17/2389 einen Antrag eingebracht, 
der die Reduzierung von Mikroplastik zum Gegen-
stand hatte und hier sogar den Abrieb von Autoreifen 
als einen der Hauptverursacher von Mikroplastik 
ausmachte. 

Mit Ihrem neuen Antrag nun zu fordern, dass die öf-
fentliche Hand nur noch runderneuerte Autoreifen 
anschaffen und die Hersteller zur Produktion eben-
solcher verpflichtet werden sollen, verwundert auf-
grund des deutlich höheren Abriebs runderneuerte 
Reifen doch sehr. 

(Beifall von Dietmar Brockes [FDP]) 

Diesen deutlichen Widerspruch im Antrag der Grü-
nen können wir sehr gerne im Fachausschuss be-
sprechen, denn einer Überweisung stimmen wir na-
türlich gerne zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Terhaag. – Als nächster Redner hat nun 
für die Fraktion der AfD Herr Abgeordneter Keith das 
Wort. Bitte sehr. 
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Andreas Keith (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren! Nach Strohhal-
men, Reitböden und Kunstrasen nehmen Sie sich 
also jetzt die Autoreifen vor, Herr Rüße. Grüne, Auto 
und Verkehr – da ahnt man schon, dass dabei nichts 
Gutes herauskommt.  

Dieser Antrag liest sich, als wäre er an einem Sonn-
tagnachmittag bei einem leckeren Cappuccino in ei-
nem Szenecafé in Köln, vor der Tür das Lastenfahr-
rad abgestellt, geschrieben worden. Damit lässt sich 
dann vielleicht auch erklären, Herr Rüße, warum in 
Ihrem Antrag keine einzige Quelle angegeben wor-
den ist. 

Trotzdem habe ich mir die Mühe gemacht und einige 
Reifenhändler, Kfz-Mechaniker und Kfz-Meister be-
sucht und sie um ihre Meinung gebeten.  

(Carsten Löcker [SPD]: Da haben Sie die 
Richtigen gefragt!) 

Sie wissen schon noch, wer das ist und welche Be-
rufe sie darstellen? – Das sind nämlich die Berufe 
aus der Autoindustrie, die Sie am liebsten abschaffen 
würden. 

Die meisten Aussagen klangen gleich: Runderneu-
erte Reifen würden nicht den Qualitätsanforderungen 
normaler Reifen entsprechen, würden vom Kunden 
nicht nachgefragt, wären für Pkws eher ungeeignet; 
bei Maschinen oder Lkws sähe das anders aus.  

Einen ganz wichtigen Satz habe ich mir aufgeschrie-
ben: Hinsichtlich der Geschwindigkeit, des Brems-
verhaltens und beim Aquaplaning können runder-
neuerte Reifen einfach nicht mithalten. 

Dann habe ich mir die Mühe gemacht, mir die Fach-
zeitschriften genommen und mich ins Thema einge-
lesen. 

(Carsten Löcker [SPD]: Da waren Sie mal eine 
Woche beschäftigt!) 

Diese Aussagen decken sich fast zu 100 % mit fast 
allen Aussagen in den entsprechenden Fachzeit-
schriften.  

Wenn man aber natürlich wie Sie, lieber Herr Rüße, 
und Ihre Partei den Bürgern ohnehin ein Tempolimit 
aufzwingen möchte, kann ich natürlich verstehen, 
dass Sie so argumentieren, wie Sie das eben getan 
haben. 

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Anders sieht es allerdings aus, wenn Sie zum Bei-
spiel ein Auto mit entsprechender Geschwindigkeit 
benötigen wie zum Beispiel die Polizei. Sie finden es 
laut Ihrem Antrag „erstrebenswert“, wenn das Land 
NRW seine Fahrzeugflotte mit recycelten Reifen be-
reift.  

Im Ernst? – Wenn Polizeiautos mit Gebrauchtgummi 
bereift sind, dauert die Verfolgung von Straftätern 

demnächst wohl nur noch bis zur nächsten Auto-
bahnauffahrt. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Was für ein Un-
sinn!) 

Ich muss schon sagen: Ihre Abneigung gegen die Si-
cherheitskräfte nimmt hier mittlerweile kuriose Züge 
an. 

Wie begründen Sie das alles? – Sie behaupten, weil 
so viele Lkws und Pkws unterwegs sind, werden im-
mer mehr Reifen gebraucht und immer mehr Altrei-
fen entsorgt. Das ist richtig. Aber dann frage ich Sie 
auch ganz ehrlich: Warum haben Sie unserem An-
trag, den Güterverkehr verstärkt von der Straße auf 
Schiff und Schiene zu verlegen, abgelehnt? 

Sie beklagen wegen der Auswirkungen auf Landnut-
zung und Artenreichtum zu Recht den Anbau von 
Kautschukbäumen in Ländern wie Thailand. Werter 
Herr Rüße, werte Grüne, bevor Sie Monokulturen in 
Thailand kritisieren, habe ich einen anderen Vor-
schlag: Begreifen Sie endlich, welche verheerenden 
Folgen die Vermaisung unserer Äcker wegen Ihres 
Energiepflanzenirrsinns hat. Wegen dieses Irrsinns 
verschwinden ganze Vogelarten hier bei uns, mitten 
in Deutschland. 

Dass den Grünen ihre Doppelstandards nicht pein-
lich sind und sie sich immer noch als eine Umwelt-
schutzpartei aufspielen, ist in diesem Fall wirklich nur 
dreist. 

(Beifall von der AfD) 

Der ADAC hat seit 2011 keine runderneuerten Reifen 
mehr getestet. Warum? – Ich zitiere aus der Begrün-
dung: „Die von uns getesteten Produkte gibt es nicht 
mehr, viele Hersteller sind pleite.“ 

Ich sage Ihnen, warum sich das Produkt nicht durch-
gesetzt hat: Autofahrer wollen mit einem sicheren 
Gefühl unterwegs sein. Bei Reifen will man keine re-
cycelte Ware. Autoreifen sind eben kein Toilettenpa-
pier. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Aber Sie wären nicht die Grünen, wenn Sie das auch 
akzeptieren würden. So wollen Sie Reifenhersteller 
jetzt verpflichten, runderneuerte Reifen zu produzie-
ren. Schon allein wegen dieses Eingriffs in die freie 
Marktwirtschaft werden wir Ihrem Antrag nicht zu-
stimmen. 

Die Lösung der Zukunft im Umgang mit Altreifen wird 
es nicht sein, Firmen zu zwingen, ein Produkt herzu-
stellen, das nicht nachgefragt wird.  

Vielmehr gilt es, innovative Firmen zu fördern, die 
aus Altreifen weitere sinnvolle Nachfolgeprodukte 
herstellen. Schon heute sind Granulate und Gummi-
mehle aus Altreifen in der Bauchemie, im Straßen-
bau und auf Sportanlagen nicht mehr wegzudenken. 
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Wir als AfD-Fraktion setzen hier auf Innovation, nicht 
auf Zwang. All das hätten Sie auch in Ihrem Antrag 
beim Cappuccino in dem Szenecafé in Köln berück-
sichtigen können, aber darum geht es Ihnen nicht.  

Ihnen geht es um etwas ganz anderes: Sie wollen 
das Autofahren am liebsten ganz verbieten und be-
nutzen dieses Thema als Türöffner für die Abneigung 
gegenüber dem Individualverkehr. – Ohne uns. 

Der Überweisung stimmen wir gerne zu und freuen 
uns auf eine konstruktive Diskussion im Ausschuss.  

(Carsten Löcker [SPD]: Glaube ich nicht!) 

– Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Keith. – Für die Landesregierung 
hat nun Frau Ministerin Heinen-Esser das Wort. 

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: Herzlichen 
Dank. – Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Erst einmal danke ich allen meinen 
männlichen Vorrednern für den tiefen Einblick, den 
ich heute Abend zum Thema „Reifen im Allgemeinen 
und im Besonderen“ gewonnen habe. 

Deshalb gebe ich Ihnen jetzt auch mal einen kurzen 
Einblick in meine Lebensgeschichte: Runderneuerte 
Reifen waren das Einzige, was ich mir während mei-
nes Studiums leisten konnte; das muss ich ganz of-
fen zugeben. 

Alle, die so etwa in meinem Alter sind, wissen: Da-
mals waren runderneuerte Reifen gerade für junge 
Menschen genau das, was sie sich leisten konnten 
und womit sie gefahren sind. 

Im Zuge des Wohlstands etc. wurden die runderneu-
erten Reifen in der Tat immer weiter in den Hinter-
grund gedrängt. Es gab negative Berichte, Reifen-
platzer, Sicherheitsgründe etc.; das ist von meinen 
Vorrednern alles schon richtigerweise genannt wor-
den.  

In der Tat ist die Runderneuerung bei Lkw-Reifen 
heute noch gängige Praxis. Bei den Pkw-Reifen ist 
sie es aber tatsächlich nicht mehr.  

Energieverbrauch, Ressourcenverschwendung, Kaut-
schuk sind sicher alles richtige Themen, die hier schon 
angesprochen wurden. Die Frage ist aber, ob sie wirk-
lich so rentabel sind und ob ihr Vorteil wirklich so groß 
ist, wie es in diesem Antrag beschrieben wird.  

Wir haben bereits im Rahmen einer Kleinen Anfrage 
Stellung genommen, lieber Herr Rüße. Bei der Be-
schaffung ist in der Tat mit Minderkosten zu rech-
nen – ich darf an unsere Studien- und Ausbildungs-
zeiten erinnern –, aber es stehen tatsächlich höhere 

Verschleißkosten und ein höherer Kraftstoffver-
brauch gegenüber.  

Jetzt werden Sie sagen: Frau Heinen, das stimmt 
nicht. – Ein anderer wird sagen: Genauso ist es. – 
Wissen Sie, was das Problem ist? – Wir haben keine 
belastbaren Zahlen darüber, wie die Bilanz der rund-
erneuerten Reifen aussieht. Pro und Kontra sind 
nicht klar ersichtlich. 

Runderneuerte Reifen werden im Übrigen nur noch 
von einem einzigen Betrieb in Deutschland angebo-
ten, das heißt, dass es dazu auch keine regionale 
Kreislaufwirtschaft gibt. Bei den Lkws sieht das tat-
sächlich etwas anders aus. 

Ich schlage vor, dass wir uns zu diesem Thema jetzt 
erst einmal eine wissenschaftliche Beurteilungs-
grundlage schaffen. Die müssen wir als Land NRW 
auch nicht in Auftrag geben, denn sie kommt über 
das Umweltbundesamt, das im ersten Halbjahr 2021 
eine entsprechende Studie darüber vorlegen will. Ich 
schlage vor, dass wir diese Studie bzw. dieses Pro-
jekt abwarten und dann sehen, wie sich die Bilanz 
der Reifen darstellt. 

Wenn die Studie, das Gutachten, die Untersuchung 
oder was auch immer zu dem Schluss kommt, dass 
sich vielleicht ein Pilotprojekt lohnt, können wir das 
gerne aufsetzen.  

Ich würde jedoch davor warnen, ohne vernünftige 
Grundlagen oder ein Gefühl dafür zu haben, wie es 
richtig oder nicht richtig sein könnte, jetzt schon einen 
solchen Test zu schaffen. 

Meine Vorredner haben es schon gesagt: Der Fuhr-
park der Landesregierung ist auch sehr differenziert 
zu betrachten. Es gibt sicherlich Einsatzbereiche, in 
denen so etwas möglich ist. Zum Beispiel kann man 
sich das in meinem Geschäftsbereich durchaus vor-
stellen. Im Rahmen eines solchen Projekts würde ich 
das wahrscheinlich auch anbieten. 

Es gibt aber auch andere Bereiche in der Landesre-
gierung – Stichwort: Polizeifahrzeuge, Einsatzfahr-
zeuge von Sicherheitskräften –, bei denen ich davon 
definitiv abraten würde.  

Herr Rüße, ich war total erstaunt, dass Sie sich mit 
Motorsport beschäftigt haben. Es ist aber eben etwas 
total anderes, ob ich ein paar Runden über den Nür-
burgring drehe – darüber könnten wir uns auch einmal 
austauschen – und dann die Reifen wechsle oder ob 
es darum geht, bei wichtigen Sicherheitsdingen – der 
Verfolgung von Autos etc. – vernünftige Autos mit ver-
nünftigen Reifen zu haben. 

Deshalb lautet mein Vorschlag: Lassen Sie uns ab-
warten, was bei der Studie, bei dem Gutachten des 
Umweltbundesamtes herauskommt. Anschließend 
können wir uns darüber unterhalten.  

Vielleicht geht das auch, Patricia Peill, mit der Bera-
tung im Ausschuss überein; dann hätte man dazu 
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auch gleich eine vernünftige wissenschaftliche 
Grundlage. – Danke für die Aufmerksamkeit, und 
kommen Sie mit Ihren Neureifen gut nach Hause! 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. Bis zur Heimfahrt dauert es aller-
dings noch ein bisschen. Hier im Parlament liegt 
noch ein wenig Arbeit vor uns, bei der die Landesre-
gierung natürlich auch anwesend sein wird. 

Ich habe keine weiteren Wortmeldungen mehr. Da-
mit sind wir am Schluss der Aussprache und kom-
men zur Abstimmung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 17/10627 an den Ausschuss für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz; die abschließende Beratung und Abstim-
mung sollen dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. Ich 
frage, ob es hierzu Gegenstimmen gibt. – Enthaltun-
gen? – Das ist nicht der Fall. Damit stelle ich die ein-
stimmige Überweisung fest. 

Ich rufe auf: 

16 Missbrauch der EU-Freizügigkeit verhindern – 
Rechte der Ausländerbehörden stärken 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/10645 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der AfD der Abgeordneten Frau Walger-De-
molsky das Wort. Bitte sehr, Frau Kollegin. 

Gabriele Walger-Demolsky (AfD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es geht hier nicht um die vielen Menschen aus der 
EU, die zu uns gekommen sind und seit Jahren ihren 
Beitrag leisten – und das nicht nur als Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer.  

Es geht hier auch nicht um die Menschen, die sich 
integriert haben und mit dem, was sie an kultureller 
Eigenheit mitgebracht haben, den Alltag aller hier Le-
benden bereichert haben.  

Es geht hier ausschließlich um den Missbrauch und 
den Umgang oder besser gesagt den Nichtumgang 
mit dem Missbrauch des Freizügigkeitsrechts. 

Für Unionsbürger, die sich länger als drei Monate in 
einem anderen Land der EU aufhalten, dort nicht er-
werbstätig sind, keine Aussicht auf eine Erwerbstä-
tigkeit haben und zudem nicht in der Lage sind, sich 
und ihre Familienangehörigen zu unterhalten, be-
steht das Recht auf Freizügigkeit grundsätzlich nicht. 
Das ist der Grundgedanke der EU-Richtlinie zur 

Arbeitnehmerfreizügigkeit, die im Jahre 2005 mit 
dem Freizügigkeitsgesetz ins deutsche Recht über-
tragen wurde. 

Ein weiterer Grundsatz lautet, dass Sozialhilfeleis-
tungen des aufnehmenden Mitgliedsstaats nicht un-
angemessen in Anspruch genommen werden sollen. 

Nach 15 Jahren stellt sich aber die Frage, ob diese 
Grundsätze erfolgreich umgesetzt wurden. Ein Blick 
auf die Arbeitslosenquoten der vergangenen Jahre 
für NRW bietet wichtige Anhaltspunkte: Von 2014 bis 
2018 verringerte sich die Arbeitslosenquote der deut-
schen Bevölkerung von 7,7 auf 5,8 %.  

Bei den hier ansässigen EU-Bürgern verringerte sich 
die Quote von 14,9 auf 11,3 %. Das heißt: Die Quote 
war regelmäßig doppelt so hoch. Hierbei gibt es noch 
große Unterschiede, wenn man zum Beispiel die 
Quote der Iren oder Finnen mit der Quote der Bulga-
ren vergleicht. Das Ziel einer ausschließlich qualifi-
zierten Arbeitnehmerzuwanderung wurde also er-
kennbar verfehlt.  

Viele erfolgreiche Fälle einer Arbeitsmigration ver-
bunden mit einer gelungenen Integration können 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass es in Verbin-
dung mit der EU-Freizügigkeit auch zu einer Armuts-
migration – also einer Zuwanderung in unsere Sozi-
alsysteme – gekommen ist.  

An mangelnder Unterstützung liegen diese Misser-
folge nicht. Seit 2014 sind zum Beispiel für Menschen 
aus Bulgarien und Rumänien allein auf kommunaler 
Ebene über 30 Millionen Euro für Integrationsmaß-
nahmen ausgegeben worden – zusätzlich zu den 
umfangreichen Projekten aus dem Landeshaushalt.  

Die EU-Freizügigkeitsrichtlinie bietet ausreichende 
Möglichkeiten der Kontrolle und Steuerung. Die Um-
setzung in Deutschland ist allerdings absolut unzu-
reichend. Das beginnt mit der fehlenden Verpflich-
tung bei der Anmeldung beim Einwohnermeldeamt, 
weitere Informationen und Unterlagen zum Nach-
weis des Freizügigkeitsrechts abzugeben. Die Mel-
dung beim Einwohnermeldeamt ist daher keine Ga-
rantie für eine vollständige Erfassung eines rechtmä-
ßigen Zuzugs.  

Die Freizügigkeitsrichtlinie der EU bietet im Grund-
satz umfangreiche Möglichkeiten einer Überprüfung 
der Voraussetzung in Form von Bescheinigungen 
und schriftlichen Nachweisen an, aber in der deut-
schen Verwaltungsvorschrift heißt es, dass von einer 
Vorlage dementsprechender Dokumente abzusehen 
ist. Zitat: Eine Überprüfung findet nicht statt. 

In Horn-Bad Meinberg haben sich 365 Rumänen und 
Bulgaren angesiedelt. Gerade einmal 30 von 95 er-
werbsfähigen Personen sind sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt – meist allerdings nur geringfü-
gig. Was wurde denn hier geprüft?  
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Unsere Große Anfrage Südmittelosteuropa belegt, 
dass die Landesregierung ahnungslos ist. Wie oft 
wurde innerhalb der ersten fünf Jahre überprüft, ob 
Arbeitsplatzsuche und Integration aussichtslos er-
scheinen? – Die Landesregierung hat keine Ahnung. 
Wie wurde überprüft, ob ausreichende Finanzmittel 
oder ein Krankenversicherungsschutz vorliegen? – 
Die Landesregierung hat keine Ahnung. Wie wird die 
Frist zur Suche nach einem Arbeitsplatz über-
wacht? – Keine Ahnung. Wie viele Unionsbürger ha-
ben ihr Aufenthaltsrecht aus Gründen der öffentli-
chen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit verlo-
ren? – Keine Ahnung.  

Verschaffen Sie sich einen Überblick. Sorgen Sie da-
für, dass die rechtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden. Fördern Sie die Freizügigkeit für Arbeitneh-
mer, aber unterbinden Sie endlich eine Zuwanderung 
in die Sozialsysteme! Wenn Ihnen das bekannt vor-
kommt, dann schauen Sie einfach mal in die Vorlage 
16/5498. – Danke schön. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Walger-Demolsky. – Für die CDU-Fraktion hat nun 
Frau Gebauer das Wort. 

Katharina Gebauer (CDU): Verehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Freizü-
gigkeit ist und bleibt der zentrale Bestandteil unseres 
gemeinsamen europäischen Wirtschaftsraums, von 
dem Deutschland als Exportnation und wir hier in 
Nordrhein-Westfalen als Industrieland ganz beson-
ders profitieren. 

Deutschland verkauft zwei Drittel seiner Exporte zoll-
frei innerhalb der EU. 37 % unserer Exporte gehen in 
den Euroraum. Sie sind sowohl von Zöllen als auch 
von teuren Währungsschwankungen befreit. Die eu-
ropäische Integration fördert aber nicht nur den deut-
schen Außenhandel. Unsere Wirtschaft profitiert 
auch von vielen qualifizierten und motivierten Mig-
ranten aus der EU. Angesichts unserer überalterten 
Bevölkerung und der geringen Geburtenrate kann 
daran auch kein Zweifel bestehen. Der Binnenmarkt 
und die Freizügigkeit sind das Herzstück der EU.  

Wirtschaftskreisläufe kann man nicht renationalisie-
ren. Insbesondere die Coronakrise hat uns gezeigt, 
dass Waren und Dienstleistungen die Grenzen wei-
terhin ohne Wartezeiten passieren können müssen. 
Nahrungsmittel sowie Medikamente und Schutzaus-
rüstungen müssen schnell ihr Ziel erreichen. Liefer-
ketten dürfen nicht unterbrochen werden. Nur so 
können wir die Versorgung der Bürger aufrechterhal-
ten und ihre Gesundheit schützen.  

Mit rund 550 Millionen Menschen ist der europäische 
Wirtschaftsraum noch immer der wichtigste Markt-
platz der Welt. Sie finden heute in Geschäften eine 

Vielfalt an Waren und Gütern, wie es niemand vor 
uns gehabt hat und wie es sie auf der ganzen Welt 
nirgendwo in dieser Vielfalt, Qualität und Quantität 
gibt.  

Für das Exportland Deutschland ist daher der Bin-
nenmarkt die Grundlage für seinen Erfolg. Dazu er-
bringen auch die vielen qualifizierten und motivierten 
Migranten – nicht nur aus der EU – einen ganz ent-
scheidenden Beitrag. Freizügigkeit bedeutet aber 
nicht nur freier Handel von Waren und Dienstleistun-
gen, sondern auch das Recht jedes einzelnen Uni-
onsbürgers, sich fast ohne Beschränkungen und 
ohne besondere Erlaubnis in den anderen Staaten 
aufzuhalten und dort erwerbstätig zu sein.  

Von 4,9 Millionen EU-Bürgern, die letztes Jahr in 
Deutschland lebten, waren 185.000 arbeitslos ge-
meldet. Das entspricht einer Arbeitslosenquote von 
3,8 % unter den ausländischen EU-Bürgern in 
Deutschland. Die große Mehrheit der ausländischen 
EU-Bürger in Deutschland arbeitet, zahlt Steuern 
und Sozialabgaben und trägt zu unserem Wohlstand 
bei. 

Meine Damen und Herren von der AfD-Fraktion, Sie 
operieren in Ihrem Antrag mit Zahlen und Daten, die 
völlig aus dem Zusammenhang gerissen und nach 
Ihrem Gusto neu zusammengestellt worden sind. Da 
werden einzelne relative Werte herangezogen, um 
Menschen aus bestimmten Herkunftsländern zu stig-
matisieren. 

Nordrhein-Westfalen ist schon immer ein Zuwande-
rungsland gewesen. Als Rheinländerin weiß ich ganz 
genau, wovon ich spreche. In meiner Heimatstadt 
Troisdorf wurde Anfang der 70er-Jahre das erste 
Ausländer-Parlament ins Leben gerufen.  

Unser aller Aufgabe ist es, die Menschen, die zu uns 
kommen, bestmöglich zu integrieren. Dabei spielt die 
Integration in den Arbeitsmarkt eine wichtige Rolle. 
Eine schnelle Integration von qualifizierten Zuwande-
rern ist besonders wichtig. Im Arbeitsalltag erhalten 
die Menschen einen ganz anderen Zugang zur Spra-
che, zur Kultur, zu den Sitten und Bräuchen in unse-
rem Land. 

Verehrte Damen und Herren, die Integration in un-
sere Gesellschaft gelingt nicht, wenn Arbeitslosigkeit 
das Leben der Betroffenen und ihrer Familien be-
stimmt. Daher muss es unser gemeinsames Ziel 
sein, unsere Wirtschaft die benötigten Arbeitskräfte 
zur Verfügung zu stellen, die sie braucht, um auch in 
Zukunft im Wettbewerb bestehen zu können. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Gebauer. – Es gibt eine Kurzintervention, die von der 
AfD-Fraktion angemeldet wurde, und es spricht Frau 
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Walger-Demolsky für die AfD-Fraktion. Sie haben 
1 Minute 30 Sekunden. Bitte schön. 

Gabriele Walger-Demolsky (AfD): Vielen Dank, 
Herr Präsident. – Frau Gebauer, ich nehme an, wir 
beide waren noch nicht dabei, als Ihre Fraktion in der 
letzten Legislatur einen ziemlich ähnlichen Antrag 
gestellt hat. Denn auch Ihre älteren Kollegen haben 
die gleichen Probleme wie wir gesehen. Der Antrag 
hieß „Freizügigkeit klug gestalten: Schlepperbanden 
und Missbrauch bekämpfen“. Lesen Sie es einfach 
einmal nach. Viele Vorschläge ähneln sich sehr, und 
Ihre Wortwahl ist keineswegs gemäßigter gewesen – 
ganz im Gegenteil. 

Also, ganz so falsch können wir gar nicht liegen. Es 
sei denn, die älteren Kollegen in Ihrer Fraktion hatten 
damals völlig unrecht. Uns beide hat das jetzt über-
rascht – mich fünf Minuten eher als Sie. – Danke 
schön. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Gebauer, Sie 
haben 1 Minute 30 Sekunden zur Reaktion. Bitte. 

Katharina Gebauer (CDU): Ich finde, wenn wir eine 
solche Diskussion führen, können wir nicht über ein-
zelnen Personengruppen wie Bulgaren oder Rumä-
nen sprechen. Wir müssen schauen, dass wir es 
schaffen, hier eine Integration zu ermöglichen, eine 
Integration zuzulassen. Ich glaube, im Sinne eines 
vereinten Europas sollten wir uns gegenseitig unter-
stützen und zusammenstehen. Hier steht das starke 
Europa im Hintergrund, und das dürfen wir nicht ver-
gessen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Gebauer. – Nun hat für die SPD-Fraktion Frau Lux 
das Wort. 

Eva Lux (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! Kolle-
ginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Ob 
Frühling, Sommer, Herbst oder Winter, ob eine Pan-
demie die Welt heimsucht oder ob die Linde 
rauscht – zu jedem Plenum stellen Sie, die Destruk-
tive für Deutschland, Anträge zu einem Thema: Aus-
länder und Migration. 

Heute wendet sich die AfD einmal nicht geflüchteten 
Menschen zu, sondern nichtdeutschen EU-Bürgern, 
die – wie unverschämt! – ihr verbrieftes Recht wahr-
nehmen, auch in Deutschland zu arbeiten und dann 
auch hier zu leben.  

(Markus Wagner [AfD]: Eben nicht! Sie haben 
es nicht verstanden!) 

Infrage gestellt wird die europäische Arbeitnehmer-
freizügigkeit – ich rede, Sie können später reden –, 
dieser Grundpfeiler des europäischen Projektes und 
des europäischen Arbeitsmarktes. 

(Markus Wagner [AfD]: Sie haben es nicht be-
griffen!) 

Natürlich tun Sie dies nicht grundsätzlich. Nein, das 
tun Sie nicht. Aber es ist ein behaupteter Missbrauch 
dieser Freizügigkeit. 

Laut Ihrem Antrag grassiert hier nämlich ein Miss-
brauch im Sinne einer systematischen Einwande-
rung in die Sozialsysteme, und dieser sei wiederum 
auf eine viel zu lasche Umsetzung der europäischen 
Richtlinie über die Freizügigkeit in deutsches Recht 
zurückzuführen. Dabei fordert die AfD dann den 
Landtag auf, der Landesregierung aufzutragen, wie-
derum der Bundesregierung aufzutragen, doch bitte 
den behaupteten Missbrauch der Freizügigkeit stär-
ker zu unterbinden. 

Nur leider beruht Ihr Vorwurf, das deutsche Gesetz 
würde einem Missbrauch der europäischen Freizü-
gigkeit keinen Riegel vorschieben, auf einem fal-
schen Zitat der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Freizügigkeitsgesetz/EU. Es heißt nämlich 
nicht, wie der Antrag als direktes Zitat behauptet – 
ich zitiere –:  

„Von einer Glaubhaftmachung der Voraussetzun-
gen des Freizügigkeitsrechts ist abzusehen. Eine 
Überprüfung der Angaben findet nicht statt.“ 

Stattdessen lautet der Abschnitt: 

„Bei einem Unionsbürger ist grundsätzlich vom 
Bestehen der Freizügigkeitsvoraussetzungen 
auszugehen, wenn er erklärt, dass eine der gefor-
derten Ausübungsvoraussetzungen vorliegt und 
keine Zweifel an seiner Erklärung bestehen. In 
diesem Fall ist von der Vorlage entsprechender 
Dokumente zur Glaubhaftmachung der Voraus-
setzungen des Freizügigkeitsrechts abzusehen. 
Eine Überprüfung der Angaben findet nicht statt.“ 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Kollegin gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der AfD-Fraktion? 

Eva Lux (SPD): Och, nicht unbedingt. Wir haben 
noch so viel Zeit, um zu diskutieren. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Sie möchten also 
keine Zwischenfrage zulassen. Gut. 

Eva Lux (SPD): Das liest sich doch schon ganz 
anders, und das bedeutet auch etwas ganz ande-
res. 
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Nur wenn keine Zweifel daran bestehen, dass ein 
europäischer Bürger hier arbeiten möchte, wird 
von einer Überprüfung abgesehen, und das ent-
spricht so auch ganz genau der EU-Richtlinie. Ein 
falsches und sinnentstellendes Zitat, meine Da-
men und Herren der AfD, beweist vielleicht die 
Durchsichtigkeit Ihrer Arbeitsweise; einen Regulie-
rungsbedarf zeigt es hingegen nicht an. 

Doch wie unterscheidet die AfD den Gebrauch 
vom Missbrauch der Arbeitnehmerfreizügigkeit? 
Ganz klar: im Erhalt von Sozialleistungen. In die-
sem Sinne muss eine höhere Arbeitslosigkeit unter 
EU-Bürgern in Deutschland für einen Beleg dieses 
behaupteten Missbrauchs herhalten. Das aller-
dings, meine Damen und Herren, widerspricht völ-
lig der europäischen Arbeitnehmerfreizügigkeit. 

Zu den Grundsätzen der Freizügigkeit gehört, dass 
sich arbeitssuchende EU-Bürger unabhängig von 
ihrem Bildungsstand und ihrer Qualifikation und 
unabhängig von ihrem Geldbeutel in einem ande-
ren EU-Mitgliedsstaat zur Arbeitssuche aufhalten 
dürfen. Dieses Recht steht allen EU-Bürgern zu. 
Das ist schließlich auch der Sinn und Zweck der 
Freizügigkeit. 

Und noch etwas anderes möchte ich einmal sach-
lich darstellen. Wenn, wie Sie sagten, etwa 11 % 
der EU-Bürger in Deutschland derzeit erwerbslos 
sind, dann heißt das doch vor allem eines: Fast 
90 % von ihnen arbeiten und zahlen Steuern und 
Abgaben in Deutschland, finanzieren also den So-
zialstaat mit.  

Nun greift der Antrag auch tatsächlich bestehende, 
örtlich teilweise virulente Probleme auf. Da leben 
Menschen, die von kriminellen Elendsgewinnlern, 
darunter einige echte Deutsche, mit falschen Ver-
sprechungen hierhin gelockt werden, mit gefälsch-
ten Arbeitsangeboten, mit gezinkten Zukunftsper-
spektiven, menschenunwürdig in den elendsten 
Verhältnissen, hier mitten unter uns, eingepfercht 
in heruntergekommenen, überbelegten Mietshäu-
sern. Jeder Hund erhält bei uns sogar per Gesetz 
eine bessere Behausung. Und von der ach so be-
gehrten Sozialhilfe sehen diese Menschen oft 
auch nur eine müde Mark. 

Dagegen vorzugehen, meine Damen und Herren, 
ist richtig, und zwar nicht mit den Organen des 
Ausländerrechts, sondern mit den Organen der 
Strafverfolgung, denn damit verfolgen wir die Täter 
und nicht die Opfer. 

Höflichkeitshalber stimmen wir der Überweisung 
dieses Antrags in die Ausschüsse zu. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Lux. Sie haben es schon gesehen: Es gibt eine 

Kurzintervention, angemeldet von der AfD-Fraktion. 
Zu Wort meldet sich Herr Beckamp. Bitte schön. 

Roger Beckamp (AfD): Das ist sehr freundlich. Ich 
hatte gar nicht damit gerechnet. – Ich bin selten fas-
sungslos, aber heute Abend bin ich zumindest 
sachte. Waren Sie einmal in der Dortmunder Nord-
stadt? Kennen Sie sich in Duisburg aus? Waren Sie 
einmal in Horn-Bad Meinberg? Wir sprechen hier 
über konkrete Fälle. Das denken wir uns doch nicht 
aus. 

(Zuruf: Oh doch!) 

Wenn Sie von der SPD sind, dann haben Sie viel-
leicht auch einmal mit Ihrem eigenen Bürgermeister 
in Duisburg gesprochen, der sich als einer der weni-
gen in der SPD traut, solche Dinge zu benennen. Sie 
sehen das nicht einmal, er benennt es sogar. Wir tun 
das für Sie. Wundern Sie sich doch nicht, wenn Ihnen 
die Leute weglaufen, weil Sie konkrete Probleme 
nicht mehr sehen wollen. Darum muss es doch ge-
hen. Lösungen kann man gemeinsam besprechen, 
aber die Probleme müssen Sie sehen. Natürlich sind 
Sinti und Roma andere Personengruppen als zuge-
wanderte Polen oder Norweger aus EU-Staaten. Das 
ist doch völlig klar. Was ist daran nicht zu erkennen? 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Lux, Sie haben 
1 Minute 30 Sekunden Zeit für eine Reaktion. Bitte 
schön. 

Eva Lux (SPD): Sehr schön. – Herr Beckamp, ich 
weiß nicht, ob Sie mich nicht verstehen wollen. Ich 
möchte mich auch gewiss nicht von Ihnen belehren 
lassen. Wir von der SPD gehen gegen die Täter vor, 
nicht gegen die Opfer. In diesem Sinne wünsche ich 
Ihnen und Ihren Tätern 

(Roger Beckamp [AfD]: Weiter so! Weiter so, 
Genossin!) 

einen wunderschönen guten Abend. – Danke. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Lux. – Nun spricht für die FDP-Fraktion Herr Kollege 
Lenzen. 

Stefan Lenzen (FDP): Herr Präsident! Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Die europäische In-
tegration ist eine Erfolgsgeschichte. Aus einst ver-
feindeten Staaten wurden Partner, Freunde und Ver-
bündete. Die europäische Idee steht unverändert für 
die Sehnsucht nach Freiheit, Demokratie und Wohl-
stand. Die größten Errungenschaften sind der freie 
Verkehr von Waren, Dienstleistungen und Personen, 
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das Reisen ohne Zoll- und Grenzkontrollen und das 
Leben und Arbeiten dort, wo man Arbeit findet oder 
finden will. Diese Freiheit ist nicht selbstverständlich, 
diese Freiheit musste hart erkämpft und sie muss 
heute verteidigt werden. 

Die Coronakrise zeigt deutlich, wie brüchig diese 
Freiheit sein kann. Während der Verkehr von Waren 
und Dienstleistungen noch möglich war, haben wir 
erlebt, wie die Freizügigkeit von Personen massiv 
eingeschränkt wurde. Uns allen war und ist aber be-
wusst, dass dies nur für diese Ausnahmesituation 
gelten kann. 

Wir haben auch erlebt, dass unsere Wirtschaft, zu-
mindest einige Branchen, auf Beschäftigte aus ande-
ren EU-Mitgliedstaaten angewiesen ist. Ohne Migra-
tion, europäisch und außereuropäisch, würden wir ei-
nen Wohlstandsverlust erleiden und erleben. Diesen 
Mut zur Wahrheit haben die Antragsteller leider nicht. 

(Beifall von der FDP) 

Herr Präsident, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, für uns Liberale gehören zur Freiheit auch 
immer Verantwortung und ein gewisser Ordnungs-
rahmen, der für ein faires Miteinander sorgt.  

Wer diese Verantwortung von sich weist, wer den 
Ordnungsrahmen verlässt, der muss mit einer Ein-
schränkung seiner Freiheiten rechnen. Dies gilt für 
uns für jede Art von Missbrauch und Betrug, nicht nur 
für diejenigen, die unser Sozialsystem ausnutzen, 
sondern auch für diejenigen, die zum Beispiel das 
komplizierte Mehrwertsteuerrecht in der EU ausnut-
zen und sich Steuern erstatten lassen, ohne selbst 
jemals Umsatzsteuer gezahlt zu haben. Kriminelle, 
die den Staat und damit letztlich die Bürgerinnen und 
Bürger um Steuergeld erleichtern, müssen Konse-
quenzen spüren.  

In dieser Hinsicht handelt unsere Landesregierung 
ebenso wie beim Vorgehen gegen die Clankriminali-
tät und bei der systematischen Bekämpfung des or-
ganisierten Missbrauchs von Sozialleistungen. Dabei 
sind wir so konsequent wie keine andere Regierung 
zuvor.  

So haben wir ein Konzept erarbeitet, nach dem Poli-
zei, kommunale Behörden und Familienkassen bei 
der Identifizierung von missbräuchlichem Bezug von 
Kindergeld zusammenarbeiten. Dafür bin ich unserer 
Landesregierung und unserem Innenminister sehr 
dankbar. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die Antragsteller zeichnen jedoch lieber das Bild vom 
grundsätzlich betrügerischen Ausländer, der nur der 
Sozialleistungen wegen nach Deutschland kommt, 
der, wenn er arbeitslos wird, schnellstmöglich ver-
schwinden soll, der aber gut genug dafür ist, dass die 
alternativen Kolleginnen und Kollegen morgens ihre 
Wurst auf dem Brot haben. 

(Andreas Keith [AfD]: Ich esse keine Wurst!) 

Herr Präsident, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, wir müssen aber nicht nur die Kriminalität 
bekämpfen, sondern uns auch um die Probleme bei 
der Integration kümmern. Dazu werden die beson-
ders betroffenen Kommunen vom Integrationsminis-
terium mit unserem Integrationsminister Dr. Joachim 
Stamp an der Spitze mit 5 Millionen Euro im Jahr ge-
zielt im Hinblick auf Menschen aus Südosteuropa un-
terstützt. Zudem werden Informationsveranstaltun-
gen, etwa zur Bekämpfung von prekären Wohnver-
hältnissen und Antidiskriminierung und zur EU-
Freizügigkeit, angeboten. 

Wir müssen einerseits Kriminellen das Handwerk le-
gen und andererseits den Menschen bei der Integra-
tion helfen, die auch künftig bei uns arbeiten und le-
ben werden. Für ausländerrechtliche Fragen haben 
wir eine gut arbeitende Ausländerbehörde. Mehr ist 
dem nicht hinzuzufügen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Lenzen. – Frau Aymaz spricht für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.  

Berivan Aymaz (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokra-
tischen Fraktionen! Was beabsichtigt eigentlich der 
vorliegende Antrag der AfD? Meine Vorrednerinnen 
und mein Vorredner haben es dargelegt. Hier sind 
zusammenhangslos Fakten aufgeführt. Man möchte 
ein künstliches Bild von Sozialbetrügern erstellen, die 
hier insbesondere aus Bulgarien und aus Rumänien 
einreisen. Herr Beckamp hat es noch mal ganz offen 
dargelegt. Es geht hier auch um offenen Antiziganis-
mus. Ich finde es verdammt unverschämt, dass Sie 
das hier so offen ausgesprochen haben. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN, der 
CDU und der SPD) 

Dass es auch bei diesem Antrag gar nicht um den 
Missbrauch von Sozialleistungen geht, ergibt sich 
aus dem vorliegenden Antrag; denn darin wird aus-
geführt, dass sowohl auf europäischer Ebene als 
auch auf nationaler Ebene Schutzmechanismen ein-
gebaut worden sind, um gerade einen Missbrauch 
von Sozialleistungen zu verhindern.  

Der Antrag will also eigentlich ins Mark der europäi-
schen Freizügigkeit treffen und fordert daher auch 
die Überarbeitung der Verwaltungsvorschrift zum 
Freizügigkeitsgesetz. Das heißt, eine der wichtigsten 
Errungenschaften der europäischen Integration soll 
infrage gestellt werden. 

(Christian Loose [AfD]: Nein, sie soll umge-
setzt werden, Frau Aymaz!) 
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Sie wollen hier Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
erster und zweiter Klasse.  

Das lässt die europäische Freizügigkeit einfach nicht 
zu. Das widerspricht dem Charakter der europäi-
schen Integration. Deshalb steht das nicht zur Dis-
kussion und darf auch nicht zur Diskussion stehen. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
SPD) 

Vor dem Hintergrund, dass es die AfD war, die noch 
im April hier gestanden und nach Hilfe gerufen hat 
und Erntehelferinnen und Erntehelfer aus Bulgarien 
hier haben wollte, um den deutschen Spargel zu „ret-
ten“,  

(Christian Loose [AfD]: Sie verstehen den Un-
terschied zwischen Arbeiten und Sozialbetrug 
nicht, Frau Aymaz!) 

verdeutlicht sich noch mal Ihre Doppelmoral, Ihre 
Kurzsichtigkeit, Ihr Populismus und Ihr Verständnis 
von Solidarität: Wenn wir sie brauchen, dann sollen 
sie kommen; wenn wir sie nicht brauchen, dann hal-
ten wir sie fern. – So geht das nicht. Bulgarien und 
Rumänien sind nicht Ihre Kolonien, meine Herren 
und meine Damen.  

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Mit diesen Ländern und mit diesen Menschen kön-
nen Sie nicht so umgehen, wie Sie sich das wün-
schen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Übrigens haben Sie noch im April von den Geflüch-
teten gesprochen, die angeblich in unser Sozialsys-
tem einwandern wollten. Da haben Sie gegen Ge-
flüchtete gehetzt. Jetzt, wo die Erntesaison nicht 
mehr so auf der Tagesordnung steht und Sie die Ern-
tehelferinnen nicht mehr brauchen, sprechen Sie 
plötzlich von einer Einwanderung aus Bulgarien in 
unser Sozialsystem. Das ist das typische Bild, dass 
Sie hier immer wieder zu zeichnen versuchen. Aber 
ich sage Ihnen, die Menschen draußen glauben 
Ihnen das gar nicht mehr. Mehr als 90 % der deut-
schen Bevölkerung stehen zu der europäischen Frei-
zügigkeit, und das ist auch gut so. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU, der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Aymaz. – Jetzt spricht Herr Minister Dr. Stamp für die 
Landesregierung. 

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die schon beste-
henden Kontroll- und Sanktionsmechanismen des 
Freizügigkeitsgesetzes sind grundsätzlich bereits 

ausreichend. Eine Verschärfung auf nationaler 
Ebene wäre vor dem Hintergrund der geltenden Frei-
zügigkeitsrichtlinie und der einschlägigen Rechtspre-
chung des EuGH nicht angezeigt.  

Wenn überhaupt, dann sind nicht die Kontroll- und 
Sanktionsmechanismen im Zusammenhang mit der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit zu hinterfragen, sondern 
der Begriff des Arbeitnehmers. Es handelt sich hier 
aber um einen europarechtlich zu bestimmenden Be-
griff. Allein deswegen läuft der Antrag auf Änderung 
nationaler Gesetze komplett ins Leere. – Danke 
schön. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Dr. Stamp. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/10645 an den Integrationsausschuss – feder-
führend –, an den Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales, an den Ausschuss für Europa 
und Internationales sowie an den Ausschuss für 
Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen. Die 
abschließende Beratung und Abstimmung sollen im 
federführenden Ausschuss in öffentlicher Sitzung 
stattfinden. Wer stimmt dem zu? – Gibt es Gegen-
stimmen? – Nein. Enthaltungen? – Sehen wir auch 
nicht. Damit ist einstimmig so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

17 Siebtes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Ausführung des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch für das Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/9300 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 17/9924 

zweite Lesung 

Die Aussprache ist eröffnet. Für die CDU-Fraktion 
hat nun Herr Kollege Preuß das Wort. 

Peter Preuß (CDU): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Der vorliegende Gesetzentwurf ist 
gegenüber dem Gesetzentwurf, der in der ersten Le-
sung vorgelegen hat, nicht verändert. Der Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat in seiner Sit-
zung am 17.06.2020 die vorliegende Drucksache, 
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den Gesetzentwurf der Landesregierung, einstimmig 
zur Annahme empfohlen.  

Es geht um die Übernahme der Kosten der Unter-
kunft und Heizung für anerkannte Asyl- und Schutz-
berechtigte. Darauf haben sich Bund und Länder ver-
ständigt – zuletzt im Jahr 2019 für die Jahre 2020 und 
2021. Es kommt jetzt darauf an, dass diese Rege-
lung in Landesrecht umgesetzt wird. Wir werden dem 
Gesetzentwurf zustimmen. – Ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Preuß. – Herr Yüskel hat nun für die SPD-Fraktion 
das Wort. 

Serdar Yüksel*) (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Gesetzentwurf 
liegt in der zweiten Lesung unverändert vor. Ich ver-
weise auf meine Rede in der ersten Lesung. Auch 
daran hat sich nichts geändert. Wir stimmen dem Ge-
setzentwurf in der zweiten Lesung zu. – Ich wünsche 
Ihnen noch einen schönen Abend. 

(Beifall von der SPD, der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Kollege. – Herr Lenzen spricht nun für die FDP-
Fraktion.  

Stefan Lenzen (FDP): Herr Präsident! Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Ich kann mich meinen 
beiden Vorrednern anschließen. Im Ausschuss gab 
es hierzu keinerlei inhaltliche Diskussion. In der Rich-
tung waren sich alle Fraktionen einig. Der Gesetzent-
wurf in zweiter Lesung wurde auch entsprechend 
einstimmig angenommen. So wird auch unsere Frak-
tion dem heute wieder zustimmen. – Ich danke Ihnen 
für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Lenzen. – Für die grüne Fraktion hat nun Herr Mosto-
fizadeh das Wort.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich kann mich den 
Vorrednern anschließen. Wir werden dem Gesetz-
entwurf zustimmen. Es gab keinerlei Dissens in den 
Beratungen. Deswegen macht es wenig Sinn, die Ta-
gesordnung heute in die Länge zu ziehen. Ich weise 
der guten Ordnung halber darauf hin, dass damit 
nicht verbunden ist, dass die Kritik an möglichen an-
deren Gesetzen verstummt ist. Hier geht es um die 

technische Umsetzung. Der können wir zustimmen. 
Das machen wir auch. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Mostofizadeh. – Frau Walger-Demolsky spricht nun 
für die AfD-Fraktion. 

Gabriele Walger-Demolsky (AfD): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Beim vorliegenden Gesetzentwurf geht es in der Tat 
in erster Linie um redaktionelle Anpassungen des 
Ausführungsgesetzes zum SGB II. Selbstverständ-
lich stimmen wir der Entlastung der Kommunen von 
den zusätzlichen Kosten für Unterkunft und Heizung, 
kurz KdU, für anerkannte Asylbewerber und Schutz-
berechtigte, die sich in der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende befinden, zu. Die Kommunen tragen 
die Hauptlast bei der Integration, aber auch bei der 
Versorgung vieler Menschen. Daher ist das durchaus 
wichtig.  

Auch gegen die im Gesetzentwurf vorgesehene Er-
weiterung der Mitteilungspflichten des Landes um die 
Höhe der Gesamtausgaben für Kosten und Unter-
kunft ist selbstverständlich nichts einzuwenden. Ich 
könnte also hier meine Rede schon beenden,  

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

aber ich bin ja nicht dazu da, um Ihnen eine Freude 
zu machen.  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Damit haben wir 
auch nicht gerechnet!) 

Ich bin da, um Ihnen und dem Bürger die Absurdität 
Ihres Handelns vor Augen zu führen. Es geht hier um 
Mittel im Weiteren für anerkannte Asylbewerber und 
Schutzberechtigte, die sich in Grundsicherung befin-
den, Menschen, die absehbar ein längeres oder dau-
erhaftes Bleiberecht haben.  

Wie reduziert man diesen Bedarf? – Das wissen wir. 
Es steht in enger Verbindung mit der Frage, wie man 
aus der Grundsicherung herauskommt. Ganz ein-
fach: durch Arbeit.  

Aber ist das wirklich so einfach, wie immer suggeriert 
wird oder wurde? – Natürlich nicht. Natürlich ist es 
das nicht. Es sind Menschen gekommen, die zum 
Teil aus verschiedensten Gründen in ihrer Heimat 
nicht einmal alphabetisiert wurden. Wir fangen also 
quasi bei null an, haben aber kein unbeschriebenes 
Blatt vor uns. Die Menschen bringen vieles mit, und 
nicht alles erleichtert die Integration und schon gar 
nicht die Integration in unsere Arbeitswelt, die sehr 
hohe Anforderungen stellt.  

Wir weisen seit Jahren aus diesem Grund darauf hin, 
dass sich all Ihre Anstrengungen bei Integration und 
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Qualifikation genau auf diese Gruppe konzentrieren 
müssen.  

Aber was macht die Landesregierung? – Aktuell freut 
sich Minister Stamp über 50 Millionen Euro in die Ar-
beitsmarktintegration von Ausreisepflichtigen und 
Geduldeten bzw. von Personen, die sich noch im 
Asylverfahren befinden. Ich spreche von dem Pro-
gramm „Gemeinsam klappt‘s“. 50 Millionen Euro für 
Integration von Menschen, die kein dauerhaftes Blei-
berecht haben oder über deren Bleiberecht noch gar 
nicht entschieden ist.  

Wer sich anschaut, wie groß die Baustelle bei der In-
tegration der anerkannten Asylbewerber und Schutz-
berechtigten noch ist, um die es in diesem Gesetz 
nämlich geht, der wird doch erkennen, es wäre ganz 
offensichtlich besser gewesen, in diese Zielgruppe 
zu investieren. Vermutlich hätte eine solche Investi-
tion dazu beigetragen, die Kommunen auf einem viel 
sinnvolleren Wege, zumindest teilweise, von Kosten 
für Unterkunft und Heizung zu entlasten.  

Daher fordere ich Sie heute wieder auf, Programme 
richtig zuzuordnen, Aufenthaltshilfe für die, die an-
kommen, Ausreisehilfe für die, die kein Bleiberecht 
haben, und Integrationshilfe für die, die absehbar bei 
uns bleiben werden. Nur so ist und bleibt das Asyl-
recht zukunftsfähig und tragbar.  

Wir werden dem Antrag selbstverständlich zustim-
men. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Walger-Demolsky. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Laumann.  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf mich für die Landesregierung ganz 
herzlich für die zügige Beratung bedanken und freue 
mich darüber, dass alle Fraktionen zustimmen. Das 
war´s.  

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister Laumann. – Dann liegen keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vor.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales empfiehlt in Drucksa-
che 17/9924, den Gesetzentwurf Drucksache 17/9300 
unverändert anzunehmen. Wir stimmen also nun ab 
über den Gesetzentwurf Drucksache 17/9300 selbst 
und nicht über die Beschlussempfehlung. Wer stimmt 
dem Gesetzentwurf zu? – Gibt es Gegenstimmen? – 
Nein. Gibt es Enthaltungen? – Sehen wir auch nicht. 

Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 17/9300 in 
zweiter Lesung einstimmig angenommen und ver-
abschiedet.  

Ich rufe auf: 

18 Sonntagsreden reichen nicht: Die Verkehrs-
wacht braucht eine angemessene Ausfinan-
zierung durch die Landesregierung!  

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/9943 

Für die SPD-Fraktion begründet den Antrag nun Frau 
Kollegin dos Santos Herrmann.  

Susana dos Santos Herrmann (SPD): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Wir stellen heute 
diesen Antrag zu einer angemessenen Ausfinanzie-
rung der Verkehrswachten bei uns in Nordrhein-
Westfalen, weil uns Hilferufe aus den lokalen Ver-
kehrswachten erreicht haben. Wir hatten den Ein-
druck, dass niemand außer der SPD-Fraktion diese 
aufgreifen will. Uns erscheint dieses Thema auch zu 
später Stunde noch so bedeutsam, dass wir es sehr 
gerne ernsthaft debattieren möchten.  

Die Verkehrswachten – da erzähle ich Ihnen be-
stimmt nichts Neues – sind seit vielen Jahren, auch 
Jahrzehnten – seit 90 Jahren in Düsseldorf und in 
Köln – Partner der öffentlichen Hand. Sie engagieren 
sich in allen Aspekten der Verkehrssicherheit, ma-
chen zahlreiche Initiativen und Aktionen über das 
ganze Jahr hinweg, wie man die Verkehrssicherheit 
auf den Straßen steigern kann, wie man Risiken im 
Straßenverkehr vermeidet. Man klärt auf, man führt 
Aktionen zur Verkehrserziehung durch, man berät 
und unterstützt auch Polizei und Justiz. 

Die Verkehrswachten sind häufig auch Partner im 
Karneval, bei Großveranstaltungen, beraten die ganz 
Kleinen, die irgendwann anfangen, selbstständig in 
die Schule zu gehen, ebenso wie Seniorinnen und 
Senioren rund um das Thema „Verkehr auf der 
Straße“, aber auch Fahranfänger auf dem Fahrrad o-
der im ÖPNV. 

Das alles, meine Damen und Herren, ist nur möglich, 
weil sich bei den 64 Verkehrswachten in Nordrhein-
Westfalen sehr viele Menschen ehrenamtlich für Si-
cherheit im Straßenverkehr engagieren.  

Die Coronapandemie hat allerdings auch die Ver-
kehrswachten hart getroffen. Ihre Veranstaltungen 
zur Aufklärung und Schulung von Verkehrsteilneh-
merinnen und Verkehrsteilnehmern haben in den 
letzten Monaten kaum oder gar nicht stattfinden kön-
nen. 
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Als gemeinnütziger Verein hat die Verkehrswacht al-
lerdings auch keinen Anspruch auf staatliche Sofort-
hilfen und kann ausfallende Einnahmen nicht aus-
gleichen. Aus diesen Einnahmen allerdings finanziert 
die Landesverkehrswacht im Wesentlichen ihre Akti-
vitäten. 

Deshalb gibt es unserer Auffassung nach auch 
akuten Handlungsbedarf. Denn – Sie werden mir si-
cher zustimmen – die Verkehrswachten sind in die-
sem Sinne systemrelevant. Denn wer für Verkehrssi-
cherheit gute Verkehrserziehung betreibt, vermeidet 
Unfälle und sorgt dafür, dass es sicher zugeht und 
letztlich Leib und Leben geschützt sind. 

Deswegen gilt es jetzt, diese wertvolle ehrenamtliche 
Arbeit weiterhin möglich zu machen und dafür zu sor-
gen, dass die Verkehrswachten nicht endgültig finan-
ziell ausbluten. 

Die Menschen in NRW sind unserer Ansicht nach auf 
diese Arbeit angewiesen. Die Landesregierung darf 
nicht weiter wegschauen, sondern muss jetzt han-
deln.  

Von daher fordern wir die Landesregierung, fordern 
wir den Verkehrsminister auf, jetzt ein solides Kon-
zept vorzulegen, das eine sichere und auskömmliche 
Ausfinanzierung für die Verkehrswachten gewähr-
leistet. Das Land ist unserer Auffassung nach gefor-
dert, dieses in ein vernünftiges Konzept einzubauen, 
um Einnahmeausfälle aufzufangen und mittelfristig 
die Finanzierung zu sichern. Natürlich muss das in 
enger Zusammenarbeit geschehen. Das sollte aber 
gewährleistet sein, denn Herr Kollege Voussem ge-
hört ja dem Präsidium der Verkehrswacht an. 

Unser Appell: Schaffen Sie als Landesregierung für 
die Verkehrswachten den „Zebrastreifen durch die 
Krise“ und sorgen Sie dafür, dass es auch in den 
nächsten 90 Jahren Verkehrswachten gibt. Das ist 
unserer Auffassung nach auch langfristig besser, als 
Landesmittel für Ausflüge des Ministerpräsidenten in 
den Norden auszugeben. Das ist auch schön, aber 
besser ist die Verkehrssicherheit hier im Land. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
dos Santos Herrmann. – Jetzt spricht Herr Voussem 
für die CDU-Fraktion. 

Klaus Voussem (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es war ein 
CDU-Ministerpräsident, der sich 1950, vor 70 Jah-
ren – und nicht vor 90 Jahren – persönlich für die 
Gründung der Landesverkehrswacht Nordrhein-
Westfalen eingesetzt hat, nämlich Karl Arnold. 

Schon damals stellte er fest – ich zitiere mit Erlaubnis 
des Präsidenten –: 

„Angesichts der Entwicklung unseres Verkehrsle-
bens kann es nicht mehr Aufgabe der Behörden 
allein sein, den Verkehrsgefahren auf der Straße 
zu begegnen.“ 

Die Landesverkehrswacht steht den über 60 Ver-
kehrswachten in den Städten und Kreisen unseres 
Landes bis heute mit Rat und Tat zur Seite. Gemein-
sames Ziel aller Bemühungen ist es, die Einstellung 
und das Verhalten der Verkehrsteilnehmer so zu be-
einflussen, dass die Verkehrssicherheit erhöht wird. 
Kampagnen zum Schulanfang „Brems Dich! Schule 
hat begonnen“ und großflächige Plakataktionen zur 
Rettungsgasse oder gegen Alkohol im Straßenver-
kehr gehören genauso dazu wie Maßnahmen zur Er-
höhung der Verkehrssicherheit von Radfahrern oder 
Wettbewerbe zur Motivation von Schülerlotsen. 

Mit Ihren Maßnahmen zur Verkehrserziehung und 
-aufklärung möchten die Verkehrswachten alle 
Bürgerinnen und Bürger erreichen, von den Kin-
dergartenkindern bis hin zu den Seniorinnen und 
Senioren. Die Zahl der Verkehrstoten in Nordrhein-
Westfalen hat sich in den letzten Jahren signifikant 
reduziert.  

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, es 
gibt keinen Grund, in den Anstrengungen für eine 
Verbesserung der Verkehrssicherheit nachzulassen. 
Nur wenn weiterhin alle Beteiligten ihr Engagement 
und Know-how einsetzen, wird sich eine weitere Re-
duzierung erreichen lassen und werden wir unserem 
Ziel der „Vision Zero“ nahekommen. Dazu leisten die 
Verkehrswachten in unserem Land einen großen 
und unverzichtbaren Beitrag. 

Die NRW-Landesregierung fördert dieses Engage-
ment. Denn es verdient die besondere Anerkennung 
und Wertschätzung. Es ist auch durchaus schön zu 
sehen, liebe Frau Kollegin dos Santos Herrmann, 
dass die wichtige Arbeit der Verkehrswachten hier im 
Landtag seit Jahrzehnten eine so breite parteiüber-
greifende Unterstützung erfährt. 

Umso mehr wundert doch Ihr Antrag, liebe Kollegin-
nen und Kollegen der SPD. Sie sind hier auf dem völ-
lig falschen Dampfer. Sie hätten sich vielleicht vorab 
etwas besser informieren müssen. Denn jetzt werfen 
Sie sich wie so oft hinter einen abgefahrenen Zug. Es 
scheint, als wüssten Sie gar nicht, wie Verkehrs-
wachten arbeiten. 

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]) 

Interessant ist auch, dass Sie zuvor nicht einmal da-
nach gefragt haben, Herr Kollege Ott. 

Es ist richtig, die Coronapandemie hat die meisten Ak-
tivitäten und Veranstaltungen der Verkehrswachten in 
den letzten Monaten unmöglich gemacht. Als Präsidi-
umsmitglied der Landesverkehrswacht musste ich 
dies bedauerlicherweise hautnah mitverfolgen. Erst 
allmählich läuft der Betrieb wieder an. Allerdings ist die 
wirtschaftliche Existenz der Verkehrswachten in 
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Nordrhein-Westfalen, wie von Ihnen fälschlicherweise 
dargestellt, in keiner Weise gefährdet.  

Auch Ihre Forderungen sind völlig unnötig. Denn be-
reits im März dieses Jahres hat der Präsident der 
Landesverkehrswacht Nordrhein-Westfalen in einem 
Schreiben an Verkehrsminister Hendrik Wüst auf die 
finanziellen Nöte mancher – nicht aller – der örtlichen 
Verkehrswachten aufmerksam gemacht und seine 
Sorgen um deren weitere Existenz zum Ausdruck ge-
bracht. Die Stabsstelle Radverkehr und Verkehrssi-
cherheit des Ministeriums steht seitdem mit der Lan-
desverkehrswacht im engen Kontakt, um Hilfestel-
lungen zu leisten. 

Einige Verkehrswachten, beispielsweise diejenigen, 
die einen Verkehrsübungsplatz betreiben, konnten fi-
nanzielle Unterstützung aus der Soforthilfe beantra-
gen, was sie zum Teil auch gemacht haben. 

Bei anderen, oft kleineren Verkehrswachten kam 
dies nicht in Betracht, da diese nicht wirtschaftlich tä-
tig sind und sich hauptsächlich durch Sponsoren und 
Spenden finanzieren. 

Die nordrhein-westfälische Landesregierung weiß 
sehr genau, dass einzelne Verkehrswachten spätes-
tens im Herbst/Winter in finanzielle Schwierigkeiten 
geraten können, und wird hier selbstverständlich un-
terstützend tätig werden. 

Das Verkehrsministerium hat gemeinsam mit der 
Landesverkehrswacht Parameter entwickelt, um die 
Existenz der betroffenen Verkehrswachten und die 
Aktivitäten bei örtlichen Verkehrssicherungsaktionen 
zu sichern. Vereinbart ist eine flächendeckende Ab-
frage bei allen Verkehrswachten, um den Bedarf der 
Unterstützung zu erheben. In der Folge wird ein 
passgenaues Hilfsprogramm erarbeitet werden. 

Sie sehen, liebe Kolleginnen und Kollegen, Ihr An-
trag ist, um Shakespeare anzuführen, viel Lärm um 
nichts, und das zur späten Stunde. Die Nordrhein-
Westfalen-Koalition hält keine Sonntagsreden, 

(Lachen von Jochen Ott [SPD]) 

sie handelt bereits, und das vorausschauend, damit 
die Arbeit der Verkehrswachten auch in Krisenzeiten 
für die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes fort-
geführt werden kann. – Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Voussem. – Herr Middeldorf spricht nun für die FDP-
Fraktion. 

Bodo Middeldorf (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dass die Ver-
kehrswachten in Nordrhein-Westfalen eine ganz 
wichtige Arbeit machen – ja, ich könnte sogar sagen, 

eine nahezu unverzichtbare Arbeit machen –, das ist, 
glaube ich, eine Auffassung, über die wir heute nicht 
streiten und auch nicht diskutieren müssen. 

Nahezu jedes Kind wird durch die Verkehrswacht an 
das Thema „Verkehrssicherheit“ herangeführt. Viele 
Erfolge bei der Sensibilisierung der Verkehrsteilneh-
mer und viele Fortschritte auch bei der Einführung 
von Sicherheitsmaßnahmen gehen unbestreitbar auf 
die Arbeit der Verkehrswachten in Nordrhein-Westfa-
len zurück. 

Die Akteure arbeiten ehrenamtlich. Das, was man 
mittlerweile als selbstverständlich ansieht, ist damit 
eben nicht selbstverständlich, sondern funktioniert 
nur mit dem bürgerschaftlichen Engagement vieler 
kompetenter Akteure. Dafür will ich allen Ehrenamt-
lern im Namen der FDP-Landtagsfraktion ausdrück-
lich Danke sagen. 

Der NRW-Koalition und der Landesregierung kann 
es vor diesem Hintergrund natürlich nicht egal sein, 
wie die Verkehrswachten im Land durch diese auch 
für sie schwere Zeit kommen, und es ist uns auch 
nicht egal. Schon auf dem Höhepunkt der Krise gab 
es erste Kontakte zwischen dem Verkehrsministe-
rium und der Verkehrswacht in NRW. Selbstver-
ständlich kommen die Verkehrswachten als Vereine 
in den Genuss einer finanziellen Unterstützung über 
das Sonderprogramm „Heimat 2020“. 

Wenn die SPD jetzt mit ihrem Antrag suggeriert, das 
Land würde die Verkehrswachten im Stich lassen,  

(Jochen Ott [SPD]: Hat sie recht!) 

dann ist das schlicht falsch, Herr Ott. Der Antrag sagt 
in seiner aktuellen Fassung übrigens – das habe ich 
auch gerade in der Rede nicht gehört – nichts zum 
tatsächlichen Finanzbedarf der Verkehrswachten. 
Woher Sie den Betrag von 2,5 Millionen Euro neh-
men, das bleibt Ihr Geheimnis. 

Es drängt sich vielmehr der Verdacht auf, dass die 
SPD im Wahlkampfmodus an so viele Akteure wie 
nur möglich Geld verteilen möchte. Konsistente Poli-
tik und verantwortliches Handeln sehen anders aus. 

Mit der Neuverschuldung, die mit den Sonderpro-
grammen zu Corona unweigerlich verbunden ist, 
geht eine gewaltige Verantwortung für kommende 
Generationen einher. Das Geld nun ohne Maß und 
mit vollen Händen auszugeben, wäre schlicht verant-
wortungslos. 

(Beifall von der FDP) 

Die NRW-Koalition und die Landesregierung gehen 
deswegen einen anderen Weg. Wir haben gezeigt, 
dass wir in dieser Zeit nie da gewesener Herausfor-
derungen an der Seite unseres Ehrenamtes stehen, 
ohne den Blick für das richtige Maß zu verlieren. Ein-
nahmeausfälle werden aufgefangen, und damit wer-
den die Überlebensfähigkeit, aber auch – das sage 
ich ganz bewusst – die Handlungsfähigkeit so 
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wichtiger Einrichtungen wie die der Verkehrswacht 
gesichert. 

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, kann ich 
heute sagen: Auch ohne das Füllhorn auszuschüt-
ten, wird kein Verkehrswachtverein in Nordrhein-
Westfalen als Folge der Coronakrise seine Arbeit 
einstellen müssen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Middeldorf. – Jetzt spricht Herr Klocke für die grüne 
Fraktion. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Die grüne Fraktion schätzt und unterstützt die 
Arbeit der Verkehrswacht seit vielen Jahren. Wenn 
es irgend geht, nehme ich auch gerne an den Parla-
mentarischen Abenden teil. Ich finde, das ist eine 
sehr wichtige Arbeit. 

Vor Ihnen steht der Ostwestfalenmeister des Fahr-
radsicherheitswettbewerbs, ich glaube, im Jahr 
1979. Damals war ich in der Grundschule Uffeln in 
Vlotho und habe diesen Wettbewerb für Ostwestfa-
len gewonnen. 

(Beifall von Matthias Kerkhoff [CDU]) 

Es hat mir nicht geschadet. Das Thema „Fahrrad“ be-
gleitet mich bis heute. 

Die SPD-Fraktion hat im Beschlussteil ihres Antrags 
formuliert: 

„… mit den Verkehrswachten in NRW in Gesprä-
che einzutreten und eine verlässliche, bedarfsge-
rechte und überjährige Finanzierung aus dem 
Landeshaushalt zu realisieren, damit die unver-
zichtbare Arbeit der Verkehrsunfallprävention kri-
senunabhängig für die Menschen in NRW fortge-
führt werden kann.“ 

Ich finde, einem solchen Antrag kann man nur zu-
stimmen. Wenn es dafür keine Notwendigkeit gibt, 
umso besser. Aber ich meine, es ist eine gute Vor-
lage, um in entsprechende Gespräche einzutreten. 
Nichts anderes fordert der Antrag. Daher werden wir 
Grüne diesem Antrag zustimmen. – Danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Klocke. – Jetzt spricht Herr Vogel für die AfD-Frak-
tion.  

Nic Peter Vogel*) (AfD): Sehr verehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch 
ich möchte die Gelegenheit nutzen, mich bei den 64 

Landesverkehrswachten für ihren unermüdlichen 
Einsatz für die Verkehrssicherheit in unserem Land 
und für den Einsatz der Ehrenamtlichen zu bedan-
ken.  

Ob es sich um das Fahrradsicherheitstraining oder 
das Sicherheitstraining für Biker handelt, ob es sich 
um Seniorentraining oder Großveranstaltungen han-
delt – sie sind einfach unverzichtbar.  

Am meisten möchte ich mich natürlich bei den Eh-
renamtlichen für ihren Einsatz bedanken. Wenn man 
round about 10 Euro die Stunde rechnen würde, 
dann haben sie uns im letzten Jahr einen Geldwert 
von 1,3 Millionen Euro zugeschustert, um es mal so 
zu sagen. Aber am meisten feiere ich die Aktivitäten, 
die sie in den letzten Monaten, in den Monaten März, 
April und Mai, im Netz gemacht haben. Diese Kreati-
vität war wirklich beeindruckend. Dafür noch einmal 
einen richtig schönen Dank. 

Jetzt zu dem SPD-Antrag: Sonntagsreden reichen 
nicht. Die Verkehrswacht braucht Unterstützung. – 
Ich habe gedacht, wir reden jetzt nicht über die Lan-
desverkehrswacht, sondern über die Verkehrswacht. 
Da muss es wohl eine geben, die ganz schön in fi-
nanziellen Schwierigkeiten ist. Dann habe ich diesen 
Antrag gelesen und mir gedacht: Au wei, au wei.  

Liebe SPD, Sie bringen ja alles durcheinander. Sie 
schreiben zum Beispiel in Ihrem Antrag, dass keine 
Coronahilfen möglich sind. Ich kann Ihnen das mal 
erklären. Erst wenn Verkehrswachten über 50 % ih-
rer Einnahmen durch Spenden, Sponsoren oder Mit-
gliederbeiträge generieren, dann sind sie keine Fir-
men und können diese Hilfen nicht in Anspruch neh-
men. Aber viele konnten es und haben es. Viele ha-
ben sie beantragt, Bielefeld, andere Städte. Bei 
Münster hat es 14 Tage gedauert, bis diese Hilfen 
zugesichert wurden. Da muss man differenzieren.  

Auch bei den Verkehrswachten, die beispielsweise 
nicht diesen Kriterien entsprechen, muss wieder dif-
ferenziert werden, denn die sind alle finanziell unter-
schiedlich aufgestellt. Einige brauchen diese Hilfen 
überhaupt nicht. Es bleiben die wenigen, die wirklich 
in finanziellen Schwierigkeiten sind.  

In den letzten Monaten hat sich aber auch einiges 
getan. Seit Ende April, Anfang Mai dürfen die Ver-
kehrsübungsplätze wieder öffnen, darf das Fahrsi-
cherheitstraining wieder durchgeführt werden.  

Dennoch bleiben welche, die durch dieses Raster fal-
len könnten. Da hat allerdings unser Verkehrsminis-
ter Herr Wüst unlängst erklärt: Nein, wir werden nie-
manden fallen lassen. Wir werden im Herbst in der 
verantwortlichen Stabsstelle des Ministeriums dar-
über reden.  

Dementsprechend kann ich Ihnen einfach nur sagen: 
Dieser ganze Antrag kommt viel zu spät. Der ist ob-
solet. Der ist absolut durcheinander. Sie wissen noch 
nicht einmal, wie die Finanzierung läuft. „Sonntags-
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reden reichen nicht“: Ich sage Ihnen: Das ist ein 
Sonntagsantrag. Den hätte ich wahrscheinlich vor 
dem ersten Kaffee geschrieben, und zwar sehr viel 
besser und fehlerfrei. – Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Vogel. – Nun spricht für die Landesregierung Herr Mi-
nister Wüst. 

Hendrik Wüst, Minister für Verkehr: Herr Präsident! 
Verkehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich will über 
den Antrag selber nicht im Detail sprechen, stelle 
aber fest, dass wir alle für die gute Arbeit der Ver-
kehrswachten in Nordrhein-Westfalen dankbar sind. 
Es sind 64 an der Zahl.  

Ja, sie sind ganz unterschiedlich strukturiert. Das gilt 
auch für ihre Einnahmestruktur. Auch das ist mehr-
fach ausgeführt worden. Viele haben auf die Unter-
stützung für Vereine Zugriff nehmen können. Und 
längst nicht alle Aktivitäten sind durch die Corona-
pandemie bis heute eingeschränkt. Ich war letzten 
Freitag bei der Übergabe von Fahrrädern und Hel-
men in Gummersbach. Da war wieder Verkehrser-
ziehung, wie wir sie schätzen und auch in Zukunft 
brauchen, angesagt.  

Es ist die Verkehrserziehung, die jeder kennt. Herzli-
chen Glückwunsch nachträglich, Arndt Klocke, zur 
Ostwestfalenmeisterschaft. Wann war das? – 1979?  

Es gibt heute viel mehr: Elternhaltestelle, Walking-
Bus, Teilnahme am Verkehr und Mobilität der älteren 
Mitbürgerinnen und Mitbürger. Wir haben neue The-
men, zunehmende Unfallzahlen bei E-Bike-Fahrerin-
nen und -Fahrern. Wir brauchen also auch in Zukunft 
die Verkehrswachten.  

Deswegen ist richtig, was hier schon berichtet wor-
den ist. Es hat Anfang des Jahres, im März, einen 
Brief gegeben. Wir haben im April zugesagt: Lasst 
uns schauen, wie es sich entwickelt. Wenn ihr Geld 
und Hilfe braucht, dann helfen wir. Die Gespräche 
laufen.  

Insofern ist der Appell, wir mögen Gespräche führen, 
total richtig. Ich sehe ihn jetzt mal – ich will das zur 
späten Stunde mal freundlich deuten – als Unterstüt-
zung für das, was wir eh tun. Wenn alle Fraktionen 
das Gleiche wollen, dann sollte man nicht übermäßig 
viel streiten. Sie sind der Haushaltsgesetzgeber. Ich 
weiß ja, an wen ich mich wenden muss, wenn ich zu-
sätzliches Geld brauche. Ich komme dann also wie-
der. Vielen herzlichen Dank für die große Unterstüt-
zung für die Verkehrswachten und fürs Zuhören. – 
Danke. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister Wüst. – Es liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor.  

Wir haben zur Abstimmung  einen Antrag der Frak-
tion der SPD vorliegen, über den direkt abzustimmen 
ist. So will es die SPD. Wer stimmt dem Inhalt des 
Antrags zu? – Die SPD sowie Bündnis 90/Die Grü-
nen stimmen direkt zu. Wer stimmt gegen diesen An-
trag? – CDU, FDP und AfD stimmen gegen diesen 
Antrag. Gibt es Enthaltungen? – Die sehen wir nicht. 
Damit ist der Antrag Drucksache 17/9943 mit der 
Mehrheit des Hohen Hauses gegen die Stimmen von 
SPD und Grünen abgelehnt. 

19 Selbstbestimmung bei Intensivpflege achten – 
Reha- und Intensivpflege menschenrechtskon-
form gestalten 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/7902 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 17/10660 

Entschließungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/10732 

Ich eröffne die Aussprache. Für die CDU-Fraktion hat 
nun Herr Kollege Preuß das Wort.  

Peter Preuß (CDU): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Wir reden über ein Ge-
setz, das bereits beschlossen ist, das Intensivpflege- 
und Rehabilitationsstärkungsgesetz. Ziel dieses Ge-
setzes ist eine Verbesserung der Versorgung von 
Patientinnen und Patienten, die außerhalb einer Kli-
nik intensivpflegerisch versorgt werden, also zu 
Hause. Zudem soll der Zugang zur Rehabilitation er-
leichtert werden.  

Durch das Gesetz wird die außerklinische Intensiv-
pflege als neuer Leistungsanspruch in das SGB V 
aufgenommen. Patientinnen und Patienten mit ei-
nem besonders hohen Pflegebedarf erhalten einen 
eigenen neuen Rechtsanspruch gegenüber der ge-
setzlichen Krankenversicherung. Das ist ausdrück-
lich zu begrüßen und ist auch in der Diskussion im 
Ausschuss nicht strittig gewesen. 

Allerdings hatte ein erster Entwurf des Bundes zu Ir-
ritationen und Kritik vonseiten der Betroffenen ge-
führt. Aufgrund einer Verbändeanhörung und der ge-
äußerten Bedenken von Betroffenenverbänden wur-
den umfangreiche Nachbesserungen am Gesetzent-
wurf vorgenommen. 
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Der Bundestag hat dann schließlich das Gesetz im 
Juli dieses Jahres beschlossen. 

Es handelt sich um ein nicht zustimmungspflichtiges 
Gesetz, sodass wir von Landesseite auch keine 
Möglichkeit mehr haben, auf das Gesetz Einfluss zu 
nehmen. 

Zum überwiegenden Teil sind in dem verabschiede-
ten Gesetz die von den Grünen gestellten Forderun-
gen bereits enthalten. 

Den Wunsch nach weitergehenden Veränderungen 
in § 37c SGB V für die außerklinische Intensivpflege, 
um das verfassungsgemäß verbriefte Wahlrecht des 
Wohn- und Aufenthaltsortes verbindlicher gegenüber 
den Krankenkassen im Gesetz abzubilden, kann 
man haben. Das ist aber objektiv gesehen nicht not-
wendig. Denn im Gesetz ist geregelt, dass den be-
rechtigten Wünschen der Versicherten zu entspre-
chen ist. Eine Versorgung in der eigenen Wohnung 
ist zu bewilligen, wenn die medizinische und pflege-
rische Versorgung sichergestellt ist. Dem Wunsch 
nach der Selbstbestimmung des Aufenthaltsortes ist 
also ausdrücklich zu entsprechen. Es muss aller-
dings auch die Qualität – das heißt: die pflegerische 
Versorgung – sichergestellt sein. 

Gegen beide Regelungen kann man ernsthaft nichts 
einwenden. 

Aus diesem Grunde halten wir den Antrag der Frak-
tion der Grünen für erledigt. Wir lehnen die vorliegen-
den Anträge, auch den Entschließungsantrag, der 
Grünen ab. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von Matthias Kerkhoff [CDU]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Fraktion der SPD erteile ich der Abge-
ordneten Frau Lück das Wort. 

Angela Lück (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir reden heute über einen Gesetzentwurf des Bun-
desgesundheitsministers für ein Bundesgesetz. Zu 
diesem hatte die Fraktion der Grünen hier im Land-
tag Ende vergangenen Jahres den vorliegenden An-
trag eingebracht. Er wurde aber erst einmal nicht hier 
im Plenum diskutiert, sondern ging gleich in die Aus-
schussberatung. 

Dieser Antrag mit allen Kritikpunkten der Grünen an 
dem Gesetzentwurf des Bundesgesundheitsminis-
ters war gut und richtig. Die Kritik war damals berech-
tigt. Das hat sich auch noch einmal an den Ergebnis-
sen unserer Anhörung im Ausschuss gezeigt. 

Seither ist jedoch einige Zeit vergangen. Auch in Ber-
lin war man während der Coronakrise natürlich nicht 
untätig. Der Gesetzentwurf wurde auf intensives 
Drängen der SPD-Bundestagsfraktion noch einmal 

stark überarbeitet. Am 2. Juli dieses Jahres wurde er 
dann vom Bundestag nach dritter Lesung verab-
schiedet. 

Wenn ich mir das Protokoll der Bundestagssitzung 
vom 2. Juli 2020 anschaue, dann sehe ich, dass so-
gar die Oppositionsparteien teilweise in der Debatte 
eingestehen mussten, dass sich die entscheidenden 
Kritikpunkte aufgelöst haben. Die Verbände und die 
SPD-Bundestagsfraktion hatten nämlich vornehm-
lich kritisiert, dass die Selbstbestimmung des Aufent-
halts eingeschränkt werde, was eklatant den Anfor-
derungen der UN-Behindertenrechtskonvention wi-
derspricht. 

Dieser Punkt wurde in der Zwischenzeit geändert. Im 
Gesetz heißt es nun – ich zitiere –: „Den berechtigten 
Wünschen der Versicherten ist zu entsprechen.“ Der 
ursprüngliche Halbsatz „soweit die medizinische und 
pflegerische Versorgung an diesem Ort tatsächlich 
und dauerhaft sichergestellt werden kann“ wurde ge-
strichen. 

Sollte der Medizinische Dienst feststellen, dass die 
Versorgung am gewünschten Ort nicht sichergestellt 
ist, muss die Krankenkasse mit dem Versicherten 
eine Zielvereinbarung über geeignete Nachbesse-
rungsmaßnahmen abschließen. Es wird also nicht 
über die Köpfe der Versicherten hinweg entschieden, 
sondern die Beteiligten setzen sich an einen Tisch 
und klären das. Das bedeutet: Alle, die dauerhaft in-
tensivmedizinisch versorgt werden müssen, werden 
auch zu Hause leben können, wenn sie das wollen. 

Mir ist klar, dass es an diesem Gesetz auch immer 
noch Kritikpunkte gibt. Beispielsweise wurde bean-
standet, dass eine jährliche Prüfung der Intensivver-
sorgung durch den MDK stattfinden soll. Das Intervall 
sei zu kurz. 

Aber unter dem Strich muss man feststellen: Durch 
dieses Gesetz wird in der intensivmedizinischen Ver-
sorgung ein großer und wichtiger Schritt hin zu deut-
lich mehr Qualität und Leistung unternommen. 

Wir alle wissen, dass es Handlungsbedarf gab, um 
Missbrauch zu verhindern. Das ist nun gelungen – 
zum Wohle der Pflegebedürftigen. 

Im Bereich der Atmungsentwöhnung stellt das Ge-
setz sogar einen regelrechten Paradigmenwechsel 
dar, der längst notwendig war, um unnötige Beat-
mungen zu verhindern. 

Auch auf dem Gebiet der Rehabilitation bietet das 
Gesetz eine enorme Verbesserung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere SPD-
Bundestagsfraktion hat es geschafft, die stärksten 
Kritikpunkte im Sinne der Selbstbestimmung der Be-
troffenen zu verändern. Das ist für mich auch der ent-
scheidende Faktor. 

Für den Rest der Punkte gilt: Wir beobachten das. Im 
Bund sowie auf der Landesebene behalten wir die 
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Entwicklungen fest im Blick. Es muss klar sein, dass 
das Gesetz in der Praxis so erfüllt wird, wie es ge-
meint ist: als Verbesserung für die Betroffenen und 
im Geiste der UN-Behindertenrechtskonvention. 

Aus unserer Sicht hätte dieser überholte Antrag hier 
heute nicht mehr behandelt werden müssen. Wir leh-
nen ihn aber auch nicht ab, da er ja ursprünglich eine 
durchaus berechtigte Kritik enthielt. Wir werden uns 
dazu enthalten, ebenso zum Entschließungsan-
trag. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die Fraktion der FDP hat die Abgeordnete 
Frau Schneider das Wort.  

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Die Diskussion über den 
Gesetzentwurf zur Intensivpflege hat gezeigt, wie 
wichtig gesamtgesellschaftliche Debatten und öffent-
licher Protest sein können, wenn eine Bundesregie-
rung inakzeptable Vorschläge macht. Betroffene ha-
ben fast ein Jahr lang gezittert, nachdem der ur-
sprüngliche Entwurf bekannt worden war. 

Die gesetzlichen Formulierungen hätten faktisch 
dazu geführt, dass die Krankenkassen berechtigt ge-
wesen wären, aufgrund eines Kostenvorbehalts und 
einer Teilhabeprüfung durch den Medizinischen 
Dienst beatmungspflichtigen Menschen das Recht 
auf eine freie Wohnortwahl zu nehmen. So haben 
Menschen mit Intensivpflegebedarf in der Angst ge-
lebt, künftig gegen ihren Willen in einem Heim unter-
gebracht zu werden. Mir als Liberale ist es absolut 
unverständlich, dass derartige Vorschläge überhaupt 
in einem Bundesministerium zu Papier gebracht wur-
den. 

(Beifall von der FDP und den GRÜNEN) 

Am Ende ist die GroKo in Berlin den Betroffenen und 
ihren Verbänden aber doch noch entgegengekom-
men. So wurden etliche Verbesserungen erreicht, 
zum Beispiel bei der finanziellen Anpassung zwi-
schen ambulanter und stationärer Versorgung. Auch 
das Damoklesschwert des Heimzwangs wurde ent-
schärft. Es ist aber noch nicht ganz stumpf. 

Das Recht auf eine unabhängige Lebensführung darf 
aus unserer Sicht nicht eingeschränkt werden. So 
soll zwar jetzt den berechtigten Wünschen der Men-
schen entsprochen werden. Aber noch immer soll die 
Sicherstellung der medizinischen und pflegerischen 
Versorgung durch den Medizinischen Dienst über-
prüft werden. 

In der UN-Behindertenrechtskonvention steht aller-
dings nicht, dass das Recht, selbst zu bestimmen, 
wo man lebt, davon abhängt, dass man einen be-
rechtigten Grund dafür nennt und die Versorgungs-

sicherheit von den Kostenträgern regelmäßig über-
prüft wird. 

(Beifall von der FDP und den GRÜNEN) 

Trotz aller Fortschritte sehen wir als Freie Demokra-
ten das vor der Sommerpause im Bundestag verab-
schiedete Gesetz weiterhin kritisch. Es gilt, die wei-
tere Entwicklung und die praktische Umsetzung auf-
merksam zu beobachten. 

Wenn Kassen beatmungspflichtige Menschen gegen 
ihren Willen in die stationäre Versorgung drängen 
wollen, dann muss dies auch gerichtlich überprüft 
werden. Die Grundsätze der UN-Behindertenrechts-
konvention und das im Grundgesetz garantierte 
Selbstbestimmungsrecht müssen gewahrt bleiben. 

(Beifall von der FDP) 

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, 
zum Schluss noch einige Worte zum eingereichten 
Entschließungsantrag der Grünen:  

Wer meine vorherigen Ausführungen verfolgt hat, der 
erkennt, dass wir bei der inhaltlichen Bewertung nicht 
weit auseinanderliegen. Die Forderungen gehen je-
doch an der politischen Realität vorbei. Es handelt 
sich nicht um ein zustimmungspflichtiges Gesetz, so-
dass die Macht des Bundesrates in dieser Frage sehr 
überschaubar ist. Angesichts der Mehrheitsverhält-
nisse ist auch nicht unbedingt zu erwarten, dass ein 
Antrag auf Anrufung des VA eine Mehrheit finden 
könnte. Wir werden ja in den nächsten Wochen se-
hen, ob Länder mit grüner Regierungsbeteiligung wie 
beispielsweise Hessen hier aktiv werden. 

Die NRW-Koalition hält es für sinnvoller, statt jetzt Ini-
tiativen ohne Erfolgsaussichten zu starten, anhand 
konkret bei der Umsetzung festgestellter Probleme 
Korrekturen vorzunehmen. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
Fraktion der Grünen hat der Kollege Mostofizadeh 
das Wort. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich kann Frau Kol-
legin Schneider in allen Punkten – bis auf den letzten 
Schlenker – nur zustimmen. Ich möchte das auch 
noch einmal sehr deutlich machen.  

Wir reden über Menschen, die – das ist die Aus-
gangslage – seit Jahren zu Hause leben, ein norma-
les, übliches Leben führen und zur Arbeit gehen. 
Zum Teil gehen sie hochrangiger Beschäftigung 
nach – bis hin dazu, dass sie Hochschulprofessoren 
sind. Selbst wenn sie ganz einfache Arbeiterinnen 
und Arbeiter sind, spielt das keine Rolle. Das Selbst-
bestimmungsrecht der Menschen darf nicht von der 
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Kassenlage einer jeweiligen Krankenkasse abhän-
gen. 

Das war die Ausgangslage, mit der der Gesetzent-
wurf des Bundes ins Rennen gegangen ist. Das ist 
meine erste Bemerkung. Das schreiben wir auch 
ganz dezidiert in den Antrag hinein. Die Ausgangs-
lage hat sich massiv verändert. Das ist auch völlig 
korrekt von den Kolleginnen und Kollegen dargestellt 
worden. Deswegen haben wir auch diesen Entschlie-
ßungsantrag formuliert. 

Sowohl der Kollege Preuß als auch die Kollegin 
Schneider – Herr Preuß mit einer anderen Interpre-
tation – haben die entscheidenden Sätze zitiert. Es 
geht an dieser Stelle nämlich darum, dass ausge-
rechnet der Betroffene die Sicherstellung markieren 
soll, nicht etwa die Krankenkasse oder der Staat als 
Erbringer. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es kann doch wirk-
lich nicht unser Ernst sein, dass wir der Auffassung 
sind, dass diejenigen, die auf diese Leistung ange-
wiesen sind, selbst nachweisen sollen, dass das zu 
Hause funktioniert. Das ist mit der UN-Behinderten-
rechtskonvention absolut nicht vereinbar. Das wer-
den wir auch sehr klar hier wieder sagen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Inhaltlich – das muss man einräumen; herzlichen 
Dank auch an die Landesbehindertenbeauftragte – 
gab es klare Worte in dieser Auseinandersetzung. Es 
ist sehr klar formuliert worden, dass der erste Ge-
setzentwurf nicht nur nicht akzeptabel war, sondern 
wirklich ein harter Einschnitt in unsere Menschen-
rechtspolitik darstellt. 

Ich komme zum Antrag. Ja, Frau Kollegin, man kann 
der Auffassung sein, dass wir das im Bundesrat im 
Zweifel nicht mehr hinkriegen. Aber hier ein Signal 
auszusenden, das deutlich macht, dass Nordrhein-
Westfalen nach wie vor der Auffassung ist, dass die-
ser Teil zu ändern ist, halten wir für richtig. Insofern 
erhalten wir auch unseren Entschließungsantrag auf-
recht.  

Trotzdem will ich ein positives Signal hinter diese De-
batte stellen. Es hat sich gelohnt, zu kämpfen. Es hat 
sich gelohnt, sehr deutlich zu machen, dass wir mit 
einer solchen Politik nicht einverstanden sind. Wir 
werden dann an geeigneter Stelle gerne auch, wenn 
die anderen das mit beobachtet haben, erneut eine 
Initiative ergreifen. Wir werden sicherlich nicht Jahre 
darauf waren, sondern sehr schnell reagieren. 

Das ist ja auch wichtig, Herr Gesundheitsminister. Es 
kann doch nicht sein, dass man das berechtigte An-
sinnen der Qualitätskontrolle in der Frage der Inten-
sivbehandlung zum Anlass nimmt, die Beweislast 
umzukehren und den Menschen die Kosten vor die 
Füße zu kippen. 

Deswegen appelliere ich noch einmal an Sie, liebe 
Kolleginnen und Kollegen: Ja, wir haben zur Kennt-
nis genommen, dass der Gesetzentwurf sich geän-
dert hat. Ja, wir haben es in unserem Entschlie-
ßungsantrag genauso formuliert. Deswegen ist 
meine Bitte: Stimmen Sie diesem zu! 

Ansonsten wünsche ich Ihnen noch einen schönen 
Abend. – Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Als nächs-
ter Redner spricht für die AfD Herr Dr. Vincentz. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist ei-
gentlich schon alles gesagt, nur noch nicht von je-
dem. Ich teile die Rechtseinschätzung der Kollegen 
Preuß und Lück. Ich denke, dass der jetzt vorlie-
gende Gesetzentwurf im Prinzip viele Schwächen 
des Referentenentwurfs ausgebügelt hat. Wie ich 
finde, gibt es dementsprechend keinen größeren Re-
debedarf. 

Ich verstehe allerdings sehr wohl die Intention der 
Grünen, die vorgenommenen Änderungen jetzt als 
eigenen Geländegewinn zu verkaufen. Das ist eine 
klassische Situation wie bei Indiana Jones. Ich 
meine, es hieß „Die Jagd nach dem heiligen Gral“; da 
müsste Nic Vogel mich jetzt korrigieren. Der Output 
wäre dort mit oder ohne Indiana Jones derselbe ge-
wesen. Der Output wäre hier auch mit den oder die 
Grünen derselbe gewesen. 

Es ist nett, dass wir darüber zu später Stunde noch 
einmal sprechen. Aber es hätte hier überhaupt kei-
nen Antrag gebraucht. Der Referentenentwurf ist 
überarbeitet worden. Alles ist gesagt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung hat Minister Laumann das Wort. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich will es auch kurz machen. Es ist 
viel darüber geredet worden, dass wir erst einen Re-
ferentenentwurf hatten und dass der Gesetzentwurf 
jetzt – das ist mittlerweile ja schon der dritte Entwurf – 
viel besser geworden ist. 

Man muss aber zugeben – alle Entwürfe haben den 
Geist des Gesundheitsministeriums gehabt –, dass 
wir natürlich auch intensiv zu pflegende Menschen 
haben, die in unwürdigen Verhältnissen gepflegt wer-
den. 

Es geht bei diesem Antrag im Wesentlichen darum, 
die Qualität der Pflege zu verbessern. Beim ersten 
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Gesetzentwurf ist einiges offengeblieben, was dann 
zu vielen Ängsten geführt hat und auf das wir auch 
alle angesprochen worden sind. 

Ich finde den jetzt vorliegenden Gesetzentwurf des-
wegen so gut, weil er einerseits diese Ängste heraus-
genommen hat, aber andererseits auch klare Quali-
tätskriterien für Intensivpflege vorgibt, egal, an wel-
chem Wohnort sie vorgenommen wird. 

Außerdem ist klar, dass es das Ziel der Beatmungs-
pflege ist, möglichst viele Menschen wieder von der 
Beatmung zu entwöhnen. Es hat Fälle gegeben, auch 
in Nordrhein-Westfalen, bei denen der eine oder an-
dere Anbieter kein großes Interesse an dieser Ent-
wöhnung hatte. 

Deswegen meine ich, dass dieser Gesetzentwurf auf 
der einen Seite die Selbstbestimmung weiterhin er-
möglicht und auf der anderen Seite die Qualität, ins-
besondere in der Beatmungspflege, erheblich ver-
bessern wird. Das wurde auch höchste Zeit. – Schö-
nen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Daher schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar erstens über 
den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 17/7902. Der Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales empfiehlt in Drucksache 
17/10660, den Antrag Drucksache 17/7902 abzu-
lehnen. Wir kommen somit zur Abstimmung über den 
Antrag selbst und nicht über die Beschlussempfeh-
lung. Wer möchte hier zustimmen? – Das sind die 
Grünen. Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU, FDP 
und AfD. Wer enthält sich? – Das ist die SPD. Der 
Antrag Drucksache 17/7902 ist mit dem festgestell-
ten Abstimmungsergebnis abgelehnt. 

Wir stimmen zweitens über den Entschließungsan-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
17/10732 ab. Wer möchte hier zustimmen? – Das 
sind die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
CDU, FDP und AfD. Wer enthält sich? – Das ist die 
Fraktion der SPD. Damit ist der Entschließungsan-
trag Drucksache 17/10732 abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

20 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Errich-
tung einer Stiftung „Stiftung für Hochschulzu-
lassung“ und zur Änderung weiterer Gesetze 
im Hochschulbereich 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/9830 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Wissenschaftsausschusses 
Drucksache 17/10661 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/10734 

zweite Lesung 

Ich weise bereits an dieser Stelle darauf hin, dass die 
Fraktion der SPD eine dritte Lesung des vorgenann-
ten Gesetzentwurfes nach § 78 Abs. 1 unserer Ge-
schäftsordnung fristgerecht schriftlich beantragt hat. 

Zur zweiten Lesung haben sich alle fünf im Landtag 
vertretenen Fraktionen zwischenzeitlich darauf ver-
ständigt, die Reden Fehler! Textmarke nicht defi-
niert. zu Protokoll zu geben. (siehe Anlage 1) 

Wir kommen daher zu den Abstimmungen in zweiter 
Lesung, und zwar erstens über den Änderungsan-
trag der Fraktionen von CDU und FDP Drucksache 
17/10734. Wer möchte hier zustimmen? – Das sind 
CDU, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – Das ist 
die SPD. Wer enthält sich? – Das sind die Grünen. 
Damit ist der Änderungsantrag Drucksache 
17/10734 angenommen. 

Wir stimmen zweitens über den Gesetzentwurf 
Drucksache 17/9830 in der zweiten von drei Lesun-
gen ab. Der Wissenschaftsausschuss empfiehlt in 
Drucksache 17/10661, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 17/9830 anzunehmen. Wir kommen somit zur 
Abstimmung über den Gesetzentwurf in der soeben 
geänderten Fassung und nicht über die Beschluss-
empfehlung. Wer hier zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind CDU, FDP und 
AfD. Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Das 
sind SPD und Grüne. Damit ist der Gesetzentwurf 
Drucksache 17/9830 in der soeben geänderten 
Fassung in zweiter Lesung angenommen. 

Die dritte Lesung dieses Gesetzentwurfs soll in 
der morgigen, 98. Plenarsitzung stattfinden. Über 
die Ergänzung der Tagesordnung werden wir mor-
gen beschließen. 

(Zurufe von der SPD und der FDP – Unruhe – 
Glocke) 

Ich rufe auf: 

21 Gesetz zur Änderung des Justizgesetzes 
Nordrhein-Westfalen und zur Änderung weite-
rer Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/9842 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses 
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Drucksache 17/10666 

zweite Lesung 

Die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt sollen 
zu Protokoll gegeben werden. (siehe Anlage 2) 

Wir stimmen ab. Der Rechtsausschuss empfiehlt 
in Drucksache 17/10666, den Gesetzentwurf 
Drucksache 17/9842 anzunehmen. Wir kommen 
somit zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
selbst und nicht über die Beschlussempfehlung. 
Wer möchte hier zustimmen? – Das sind SPD, 
Grüne, CDU, FDP und AfD. Gibt es Enthaltungen? 
– Gibt es Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. 
Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
17/9842 angenommen und verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

22 Gesetz zur Änderung des Landeswasser-
rechts 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/9942 

erste Lesung 

Frau Ministerin Heinen-Esser hat ihre Einbrin-
gungsrede zu Protokoll gegeben. Ich danke Frau 
Ministerin Heinen-Esser. (siehe Anlage 3) 

Eine weitere Aussprache ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 17/9942 an den Ausschuss für Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz – federführend –, an den Ausschuss für 
Wirtschaft, Energie und Landesplanung, an den 
Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen 
und Wohnen sowie an den Unterausschuss 
Bergbausicherheit. Ist jemand dagegen? – Ent-
hält sich jemand? – Dann ist die Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

23 Gesetz über die Ausbildungsvergütung für 
Auszubildende in der einjährigen Ausbil-
dung zur generalistisch ausgebildeten Pfle-
gefachassistentin und zum generalistisch 
ausgebildeten Pflegefachassistenten in 
Nordrhein-Westfalen (Pflegefachassistenz-
Ausbildungsvergütungsgesetz -Pflfach-
assAvG) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/10652 

erste Lesung 

Herr Minister Laumann hat seine Einbringungs-
rede  zu Protokoll gegeben. Herzlichen Dank an 
Minister Laumann. (siehe Anlage 4) 

Eine weitere Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 17/10652 an den Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales. Ist jemand dage-
gen? – Enthält sich jemand? – Nein. Wir haben 
diese Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

24 Einschulungsstichtag kindgerechter, eltern-
freundlicher und unbürokratischer regeln 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/10629 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Druck-
sache 17/10629 an den Ausschuss für Schule 
und Bildung. Die abschließende Beratung und 
Abstimmung sollen nach Vorlage einer Beschluss-
empfehlung des Ausschusses erfolgen. Ist jemand 
dagegen? – Enthält sich jemand? – Wir haben die 
Überweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

25 Vorgaben zur nationalen Diabetesstrategie 
bleiben hinter den Erwartungen zurück – 
Volkskrankheit Diabetes mellitus muss end-
lich entschlossen bekämpft werden! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/10642 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags 17/10642 an 
den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Sozi-
ales. Die abschließende Beratung und Abstimmung 
sollen nach Vorlage einer Beschlussempfehlung des 
Ausschusses erfolgen. Ist jemand dagegen? – 
Möchte sich jemand enthalten? – Das ist nicht der 
Fall. Die Überweisungsempfehlung ist einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe auf: 
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26 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 33 
gem. § 82 Abs. 2 GO 
Drucksache 17/10697 

Die Übersicht 33 enthält dreizehn Anträge, einen 
Entschließungsantrag sowie drei Änderungsanträge, 
die vom Plenum nach § 82 Abs. 2 der Geschäftsord-
nung an die Ausschüsse zur abschließenden Erledi-
gung überwiesen wurden. Die Beratungsverläufe 
und Abstimmungsergebnisse sind aus der Übersicht 
ersichtlich. 

Ich lasse nun über die Bestätigung der Übersicht 33 
abstimmen. Wer möchte dem folgen? – Das sind 
SPD, Grüne, CDU, FDP und AfD. Gibt es Gegen-
stimmen? – Enthaltungen? – Damit sind die in 
Drucksache 17/10697 enthaltenen Beratungsver-
läufe und Abstimmungsergebnisse der Aus-
schüsse einstimmig bestätigt. 

Ich rufe auf: 

27 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 17/37 
gem. § 97 Abs. 8 GO 

Gemäß § 97 Abs. 8 unserer Geschäftsordnung sind 
die Beschlüsse des Petitionsausschusses mindes-
tens vierteljährlich dem Landtag zur Bestätigung vor-
zulegen. Ihnen liegen mit der Übersicht 17/37 die Be-
schlüsse zu den Petitionen vor, über deren Bestäti-
gung wir abstimmen. 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer möchte hier zu-
stimmen? – Das sind SPD, Grüne, CDU, FDP und 
AfD. Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Da-
mit sind die Beschlüsse des Petitionsausschus-
ses in Übersicht 17/37 einstimmig bestätigt. 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir am Ende 
der heutigen Sitzung angelangt. 

Das Plenum berufe ich wieder ein für morgen, Don-
nerstag, den 27. August, 10 Uhr. 

Allen einen schönen, langen und genussvollen 
Abend! 

Schluss: 22:26 Uhr  

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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Anlage 1 

Zu TOP 20 – „Gesetz zur Änderung zur Errich-
tung einer Stiftung „Stiftung für Hochschulzu-
lassung“ und zur Änderung weiterer Gesetze 
im Hochschulbereich“ – zu Protokoll gege-
bene Reden 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft:  

Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Stif-
tung für Hochschulzulassung hat bereits einen 
langen Vorlauf: Es ist innerhalb der Gremien der 
Kultusministerkonferenz erarbeitet und beschlos-
sen und sodann mit der Finanzministerkonferenz 
abgestimmt worden. Über die Stiftung für Hoch-
schulzulassung waren auch die Hochschulrekto-
renkonferenzen und damit die Landesrektoren-
konferenzen aller Länder in den Prozess einge-
bunden. Der nun vorliegende Entwurf beruht also 
auf einem außerordentlich breiten Konsens inner-
halb der Länder und der Wissenschaftsgemein-
schaft. 

Dem Landtag Nordrhein-Westfalen – und hier ins-
besondere den Abgeordneten im Wissenschafts-
ausschuss – danke ich, dass der vorliegende Ge-
setzentwurf hier so zügig beraten wird. Das ist ein 
gutes Signal innerhalb der Ländergemeinschaft 
und stärkt Nordrhein-Westfalen als Sitzland der 
Stiftung für Hochschulzulassung. 

Die mit dem Gesetzentwurf verbundene Reform 
der internen Governance der Stiftung für Hoch-
schulzulassung ist notwendig, da die seitens der 
Stiftung durchgeführten Studienplatz-Vergabever-
fahren immer stärker digitalisiert und zunehmend 
komplexer werden und sich in einem dynami-
schen Umfeld bewähren müssen. Dies erfordert 
zeitgemäße Gremien- und Organstrukturen, de-
nen mit dem vorliegenden Gesetzentwurf Rech-
nung getragen wird. 

Daneben hat der vorliegende Gesetzentwurf noch 
einen zweiten, davon losgelösten Teil, der Ände-
rungen des nordrhein-westfälischen Hochschul-
gesetzes und Kunsthochschulgesetzes vorsieht: 
Es geht hier darum, die infolge der Coronapande-
mie weiterhin bestehenden erheblichen Ein-
schränkungen im Wissenschafts- und Hochschul-
betrieb abzumildern. 

In besonderem Maße sind von diesen Einschränkun-
gen diejenigen jungen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler betroffen, die zur Förderung der ei-
genen wissenschaftlichen oder künstlerischen Quali-
fizierung in einem Zeitbeamtenverhältnis beschäftigt 
sind, da diese Beamtenverhältnisse begrenzten 
Amts- und Verlängerungszeiträumen unterliegen. 

Für den parallelen Bereich der privatrechtlich Be-
schäftigten hat der Bund mit dem Wissenschafts- 
und Studierendenunterstützungsgesetz bereits im 
Mai Vorsorge getroffen: Die Höchstbefristungs-
grenzen der sich qualifizierenden Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler werden als zeitlich be-
grenzte Übergangsregelung um die Zeit pande-
miebedingter Einschränkungen des Hochschulbe-
triebs verlängert. 

Diese Verlängerung soll nun auf den Bereich des 
beamteten Hochschulpersonals übertragen wer-
den. Betroffen von dieser Regelung sind dann bei-
spielsweise Juniorprofessorinnen und Juniorpro-
fessoren, aber auch Akademische Rätinnen und 
Räte. 

Für beide Teile des vorliegenden Gesetzentwurfs 
bitte ich Sie um Ihre Zustimmung. 

Dr. Stefan Nacke (CDU):  

Es geht um das Gesetz bzgl. der Stiftung für Hoch-
schulzulassung mit Sitz in Dortmund: eine kleine 
Erfolgsgeschichte mit bundesweiter Ausstrahlung.  

Für Nordrhein-Westfalen als Belegenheitsbun-
desland hat unser Ministerium für Kultur und Wis-
senschaft es übernommen, die notwendig gewor-
dene Reform der Governance dieser Stiftung fe-
derführend mit den anderen Ländern und mit allen 
staatlich getragenen Hochschulen der Länder in 
der ganzen Bundesrepublik auszuhandeln.  

Nach über zehn Jahren seit der Gründung der Stif-
tung, die die Vergabe von Studienplätzen vor al-
lem im Bereich der Medizin für ganz Deutschland 
organisiert, müssen angesichts von Digitalisierung 
und anderen gesellschaftlichen Entwicklungen 
nunmehr zeitgemäße Gremien- und Organstruk-
turen geschaffen werden.  

Damit dieser komplexe Verhandlungserfolg auch 
Wirklichkeit werden kann, müssen allen voran der 
nordrhein-westfälische Landtag und dann alle an-
deren Landesparlamente dieses Gesetz verab-
schieden und dann in Kraft treten lassen.  

Wir waren uns über die Fraktionen hinweg im Aus-
schuss einig, dass wir dieses Verfahren so schnell 
als möglich umsetzen wollen und haben auf wei-
tere Anhörungen verzichtet – auch weil es bereits 
im Aushandlungsprozess zum Gesetzentwurf mit 
allen Betroffenen und Beteiligten einen Konsens 
gibt. Ganz herzlich möchte ich Ihnen, den Kolle-
gen im Wissenschaftsausschuss, insbesondere 
aber der Ministerin, der Staatssekretärin, dem 
ganzen MKW sowie den in der Stiftung Beteiligten 
für diesen zielführende Prozess danken. 
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Daniela Beihl (FDP):  

Der Entwurf der Landesregierung zum Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Errichtung einer Stif-
tung „Stiftung für Hochschulzulassung“ und zur 
Änderung weiterer Gesetze im Hochschulbereich 
wurde am 25. Juni 2020 ins Plenum eingebracht 
und federführend an den Wissenschaftsaus-
schuss überwiesen. Die Fraktionen im Wissen-
schaftsausschuss konnten sich in einem konstruk-
tiven, zeitnahen Verfahren darauf verständigen, 
den Entwurf anzunehmen. Damit ist der Weg frei, 
die wichtigen Ziele, die in den unterschiedlichen 
Regelungsbereichen mit dem Gesetz adressiert 
werden, zu erreichen.  

Der Gesetzesentwurf besteht aus zwei unter-
schiedlichen Regelungsmaterien. In Art. 1 des Ge-
setzesentwurfs wird die Änderung der internen 
Governance der Stiftung für Hochschulzulassung 
adressiert. In Art. 2 und 3 geht es um Änderungen 
im Befristungsrecht, darum, eine im Bund bereits 
beschlossene Änderung des Wissenschaftszeit-
vertragsgesetzes auch im Landesrecht und für 
das beamtete und sich qualifizierende Personal in 
NRW nachzuzeichnen.  

Die nordrhein-westfälische Landesregierung setzt 
mit Art. 1 des Gesetzentwurfs einen Beschluss der 
Kultusministerkonferenz zur Veränderung der 
Governancestrukturen der Stiftung für Hochschul-
zulassung um.  

Die Stiftung für Hochschulzulassung hat die Auf-
gabe, die Vergabe von Studienplätzen besonders 
gefragter Studiengänge vor allem an staatlichen 
Hochschulen deutschlandweit zu organisieren 
und die Plätze dann auch zu vergeben.  

Die im Jahr 2008 für diese Zwecke auf Grundlage 
eines Staatsvertrages gegründete Stiftung wurde 
durch eine KMK-Arbeitsgruppe evaluiert. Die Er-
gebnisse dieser Gruppe sind Basis für die vorge-
schlagenen Strukturreformen innerhalb des Ver-
waltungsaufbaus der Stiftung. Vor allem den dy-
namischen Veränderungen durch immer komple-
xere Digitalisierungsprozesse im Vergabeverfah-
ren soll damit Rechnung getragen werden.  

Fünf wesentliche Änderungsbereiche wurden 
identifiziert. Beispielhaft möchte ich an dieser 
Stelle den folgenden aufgreifen:  

Es wird neben verschiedenen Änderungen im Auf-
bau der Stiftung ein neues Beratungsgremium ge-
ben, das mit bis zu fünf externen Fachexperten 
aus dem Bereich Informationstechnik die ver-
schiedenen Organe der Stiftung in verschiedenen 
Fragen unterstützen soll, um so den sich wandeln-
den technischen Ansprüchen besser gewachsen 
zu sein.  

Es ist wichtig, dass wir so zentrale Einrichtungen 
regelmäßig einer Evaluation unterziehen und sie 

besser aufstellen, damit diese Einrichtungen ef-
fektiv mit sich verändernden Rahmenbedingun-
gen umgehen können. 

Die Änderungen in Art. 2 und 3 des Gesetzent-
wurfs sind besonders relevant für unsere beamte-
ten und sich in der Qualifizierung befindlichen Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen an den Hochschu-
len. So soll die auf Bundesebene bereits verab-
schiedete Änderung des Wissenschaftszeitver-
tragsgesetzes, die eine coronabedingte Möglich-
keit zur Verlängerung von Zeitverträgen für befris-
tet beschäftigtes und sich qualifizierendes Hoch-
schulpersonal vorsieht, im Landesrecht nachvoll-
zogen werden.  

Da der Bund in diesem Bereich nur beschränkte 
gesetzgeberische Kompetenzen hat, ist es nun er-
forderlich, dass das Land NRW diese Lücke 
schließt.  

Damit wird eine faire Lösung für die Beschäftigen 
in der Wissenschaft gefunden, die durch den 
coronabedingten Lockdown und die Schließung 
von Hochschulen, Bibliotheken, Archiven und La-
boren ihre Arbeit kurzfristig stark einschränken 
mussten. Die auf Bundesebene verabschiedete 
Gesetzgebung muss nun auf Landesebene im 
Hochschulgesetz sowie im Kunsthochschulgesetz 
ergänzt werden.  

Ich freue mich, dass wir in konstruktiver und prag-
matischer Weise diese Änderungen im Wissen-
schaftsausschuss beraten haben und heute ver-
abschieden können. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE):  

Artikel 1 des Entwurfs ist ein Ergebnis der Bera-
tungen der Länder in der Kultusministerkonferenz. 
Da die Stiftung für Hochschulzulassung in NRW 
ansässig ist, aber für alle Länder und Hochschulen 
zuständig ist, handelt es sich nicht um eine NRW-
spezifische Änderung.  

Wir begrüßen es, dass die Mitentscheidungs-
rechte der Hochschulen in der Stiftung für Hoch-
schulzulassung auch nach den Änderungen an 
der Governancestruktur der Stiftung erhalten blei-
ben und dass ein IT-Beirat eingeführt wird. Die 
Probleme der Vergangenheit haben gezeigt, dass 
ein solcher Beirat eine äußerst sinnvolle Ergän-
zung sein könnte. 

Die Änderungen in Art. 2 und 3 sind NRW-
spezifisch, folgen aber nachvollziehbar der bun-
desweiten Entwicklung und den Notwendigkeiten 
an den Hochschulen.  

Die Verlängerung von Dienstverhältnissen für Ju-
niorprofessuren und zeitweise verbeamtete oder 
ähnlich gestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des wissenschaftlichen Mittelbaus aufgrund von 
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pandemiebedingten Verzögerungen ist zu begrü-
ßen. Sie ergänzt sinnvoll die bundesgesetzliche 
Verlängerung der Befristungsmöglichkeit von 
Dienstverhältnissen nach dem Wissenschaftszeit-
vertragsgesetz. 

Zum Änderungsantrag der Regierungsfraktionen: 
CDU und FDP hatten beim 15. Schulrechtsände-
rungsgesetz weitere Änderungen abgelehnt mit 
dem Hinweis, dass bereits das 16. Schulrechtsän-
derungsgesetz in Vorbereitung sei. Daher ist nicht 
ersichtlich, warum der vorliegende Änderungsan-
trag nun in einem Huckepackverfahren mit einem 
themenfremden Gesetzentwurf erfolgen soll. Eine 
Dringlichkeit ist nicht ersichtlich. Daher hatten wir 
bereits diesen Änderungsantrag für das vorlie-
gende Gesetzgebungsverfahren abgelehnt. 

Und nun bringen Sie die Änderung wieder ein und 
stimmen sie mit ihrer Mehrheit durch, nachdem wir 
das Verfahren für Sie beschleunigt haben, indem 
wir auf eine Anhörung verzichteten. Das ist äu-
ßerst unkollegial, die pure Arroganz der Macht.  

Den Änderungsantrag werden wir daher ableh-
nen. Dem ursprünglichen Gesetzentwurf hätten 
wir selbstverständlich zustimmen können, aber 
zum geänderten Gesetzentwurf müssen wir uns 
enthalten. 

Helmut Seifen (AfD):  

Das vorliegende Gesetz passt die Situation des 
beamteten und sich qualifizierenden Personals 
mit befristeten Verträgen an die durch die Corona-
pandemie verursachten Zeitausfälle an. Es er-
gänzt damit ein vom Bundestag für die privatrecht-
lich Beschäftigten bereits verabschiedetes Gesetz 
und überträgt es auf die dementsprechenden Lan-
desbediensteten an Universitäten und Hochschu-
len.  

Dies ist eine mehr als nachvollziehbare Regelung, 
die sowohl die Forschungsvorhaben und die Insti-
tutsstrukturen sichert wie vor allem die Wissen-
schaftler mit befristeten Verträgen absichert und 
die Weiterführung ihrer Forschungsvorhaben er-
möglicht. Insofern kann diese Regelung nicht strit-
tig sein. 

Das Gleiche gilt für die Änderung der Stiftungs-
governance. Hier führen die Anpassungen zu ei-
ner effizienteren Führung der Stiftungsgeschäfte. 
Die AfD stimmt in der zweiten Lesung dem Gesetz 
zu. 
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Anlage 2 

Zu TOP 21 – „ Gesetz zur Änderung des Jus-
tizgesetzes Nordrhein-Westfalen und zur Än-
derung weiterer Vorschriften“ – zu Protokoll 
gegebene Reden 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz:  

Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregie-
rung dient dazu, das „Gesetz über die Justiz im 
Land Nordrhein-Westfalen“ (JustG NRW) rechts-
technisch nachzujustieren und an eine reformierte 
Regelung im Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) des 
Bundes anzupassen. 

So sah § 17 Abs. 1 ArbGG in seiner bis zum 5. 
Dezember 2019 geltenden Fassung vor, dass 
(nur) die zuständige Oberste Landesbehörde die 
Zahl der Kammern an den Arbeitsgerichten – und 
mittelbar über § 35 Abs. 3 ArbGG auch die an den 
Landesarbeitsgerichten – nach Anhörung der Ge-
werkschaften und Vereinigungen von Arbeitge-
bern, die für das Arbeitsleben im Landesgebiet 
wesentliche Bedeutung haben, bestimmt. 

Durch Art. 4 des „Gesetzes zur Änderung des 
Neunten und des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch und anderer Rechtsvorschriften“ ist die Vor-
schrift mit Wirkung ab dem 6. Dezember 2019 in 
§ 17 Abs. 1 Satz 2 ArbGG allerdings dahin erwei-
tert worden, dass die Landesregierung die Befug-
nis zur Bestimmung der Zahl der Kammern durch 
Rechtsverordnung auf die Präsidentin oder den 
Präsidenten des Landesarbeitsgerichts übertra-
gen kann, wobei die betroffenen Verbände eben-
falls anzuhören sind.  

Der Bundesgesetzgeber verspricht sich hier-
durch – ausweislich der Begründung des seiner-
zeitigen Gesetzentwurfes – eine „Entbürokratisie-
rung“, eine „Verschlankung der Verfahrensab-
läufe“ und die Möglichkeit einer „schnellen Reak-
tion auf besondere Belastungssituationen“.  

§ 6 Abs. 1 Satz 2 JustG bezieht sich in seiner bis-
herigen Fassung allerdings noch auf die eingangs 
dargestellte „Vorgängerversion“ von § 17 Abs. 1 
ArbGG, indem er – ohne die neue Möglichkeit der 
Subdelegation auf die Präsidentinnen und Präsi-
denten der Landesarbeitsgerichte zu berücksichti-
gen – besagt, dass das Justizministerium die Zahl 
der Kammern für Handelssachen bei den Landge-
richten und der Kammern bei den Arbeitsgerichten 
und Landesarbeitsgerichten bestimmt.  

Um einen Gleichlauf von § 17 Abs. 1 Satz 2 ArbGG 
in seiner aktuellen Fassung und § 6 Abs. 1 JustG – 
auch zur Vermeidung eventueller Auslegungs-
schwierigkeiten – im Gesetzestext selbst klar her-
auszuarbeiten, ist die durch den Bundesgesetzge-
ber neu eingeräumte Möglichkeit der Übertragung 

des Bestimmungsrechts für die Zahl der Kammern 
bei den Arbeitsgerichten und Landesarbeitsgerich-
ten auf die Präsidentin oder den Präsidenten des 
Landesarbeitsgerichtes nun im Justizgesetz Nord-
rhein-Westfalen „nachzuzeichnen“. 

Die dargestellte Änderung wird im Übrigen zum 
Anlass genommen, rein redaktionelle Anpassun-
gen im Gesetz zur Ausführung des Gesetzes über 
die Vergütung von Berufsvormündern (Berufsvor-
münderausführungsgesetz – AGBVormVG) vor-
zunehmen. 

Zum Abschluss meiner Ausführungen bitte ich 
Sie, der einstimmigen Empfehlung des Rechts-
ausschusses zu folgen und den Gesetzentwurf 
der Landesregierung aus der Drucksache 
17/9842 unverändert anzunehmen. Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit! 

Dr. Jörg Geerlings (CDU):  

Die Zahl der Kammern bei den Arbeitsgerichten 
und Landesarbeitsgerichten wurde bislang durch 
die Oberste Landesbehörde bestimmt. Nach einer 
Änderung des Bundesrechtes kann diese Befug-
nis auf die Präsidentinnen und Präsidenten der 
Landesarbeitsgerichte übertragen werden. Die-
sen Gesetzgebungsakt vollziehen wir nach, wenn 
wir den vorliegenden Gesetzentwurf beschließen. 

Darüber hinaus nehmen wir einige redaktionelle 
Anpassungen vor. 

Wir danken der Landesregierung für die gute Vor-
bereitung und stimmen dem Gesetzentwurf zu. 

Sonja Bongers (SPD):  

Die SPD Landtagsfraktion wird dem vorliegenden 
Gesetzentwurf der Landesregierung zustimmen. 
Wir waren im Rechtsausschuss damit einverstan-
den, dass dieser Gesetzentwurf in einem schnel-
len und schlanken Gesetzgebungsverfahren be-
schlossen werden kann. 

Wir finden es gut und richtig, dass Entscheidun-
gen möglichst dort getroffen werden, wo die 
größte Sachnähe gegeben ist. 

So sehen wir konstruktive Oppositionsarbeit: Vor-
lagen nicht einfach abzulehnen, weil sie von der 
Regierung kommen. Dies würde ich mir manch-
mal auch umgekehrt so wünschen. 

Ich möchte jedoch für meine Fraktion ankündigen, 
dass wir nach etwa einem Jahr im Rechtsaus-
schuss nachfragen werden, ob sich diese Geset-
zesänderung bewährt hat und in wie vielen Fällen 
von der Neuregelung tatsächlich Gebrauch ge-
macht wurde. 



Landtag   26.08.2020 

Nordrhein-Westfalen 162 Plenarprotokoll 17/97 

 

Christian Mangen (FDP):  

Der vorliegende Gesetzentwurf zum „Gesetz zur 
Änderung des Justizgesetzes Nordrhein-Westfa-
len und zur Änderung weiterer Vorschriften“ wurde 
einstimmig im Rechtsausschuss beschlossen. Die 
Änderung in Art. 1 Nr. 1 bezieht sich auf die Zahl 
der Kammern für Handelssachen bei Landgerich-
ten und der Kammern bei den Arbeits- und Lan-
desarbeitsgerichten. Grundsätzlich hat demnach 
das Justizministerium das Bestimmungsrecht für 
die Festlegung der Anzahl. Eine Ausnahme hier-
von sieht Art. 1 Nr. 2 für die Bestimmung der Zahl 
von Kammern an Arbeitsgerichten vor. Diese Be-
fugnis kann das Ministerium auch auf die Präsi-
denten der Landesarbeitsgerichte übertragen.  

Weitere Änderungen sind rein redaktioneller Art. 
Wir stimmen dem Gesetz daher zu. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE):  

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stimmt dem 
vorliegenden „Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen und 
zur Änderung weiterer Vorschriften“ zu. Der Ge-
setzentwurf enthält richtige und notwendige An-
gleichungen des Landesrechts an das Bundes-
recht. Die seit Kurzem durch den Bundesgesetz-
geber vorgesehene Möglichkeit der Übertragung 
des Bestimmungsrechts für die Zahl der Kammern 
bei den Arbeitsgerichten und Landesarbeitsge-
richten auf die Präsidentin bzw. den Präsidenten 
des Landesarbeitsgerichtes sollte auch im Justiz-
gesetz NRW nachzuvollziehen sein, um einen 
Gleichlauf mit höherrangigem Recht klar erkenn-
bar zu gewährleisten. Daher stimmen wir dem Ge-
setzentwurf zu. 

Thomas Röckemann (AfD):  

Der Gesetzentwurf der Landesregierung beab-
sichtigt eine Anpassung des „Gesetzes über die 
Justiz im Land Nordrhein-Westfalen“, auch be-
kannt als Justizgesetz Nordrhein-Westfalen. 

Anlass ist die Änderung des § 17 Abs. 1 des Ar-
beitsgerichtsgesetzes durch den Bundesgesetz-
geber. 

In der ursprünglichen Fassung des § 17 Abs. 1 Ar-
beitsgerichtsgesetz bestimmte die zuständige 
Oberste Landesbehörde die Zahl der Kammern 
an den Arbeitsgerichten. Somit war in Nordrhein-
Westfalen das Ministerium der Justiz zuständig. 

Durch die Anpassung des Landesrechts an das 
Bundesrecht kann das Ministerium der Justiz des 
Landes Nordrhein-Westfalen diese Befugnis 
durch Rechtsverordnung auf den Präsidenten des 
Landesarbeitsgerichts übertragen. 

Unabhängig von dieser Kompetenzdelegation ist 
die vorherige Anhörung der unter § 14 Abs. 5 des 
Arbeitsgerichtsgesetzes genannten Verbände 
auch weiterhin erforderlich. Dies sind die Gewerk-
schaften und Vereinigungen von Arbeitgebern, 
welche für das Arbeitsleben im Landesgebiet we-
sentliche Bedeutung haben. Insofern bleibt die ur-
sprüngliche Regelung bestehen und wird nicht an-
getastet. 

Sinn und Zweck dieser Regelung ist eine Flexibili-
sierung der Verfahrensabläufe, um auf besondere 
Belastungssituationen reagieren zu können. 

Diese Initiative begrüßen wir als AfD! 

Jede Regelung, die eine Stärkung des Selbstbe-
stimmungsrechts der jeweiligen Gerichtszweige 
beinhaltet, ist erstmal als positiv zu bewerten. 

Auch unser aktueller Antrag „Die Gewaltenteilung 
stärken – Die Reform der Selbstverwaltung der 
Judikative in Nordrhein-Westfalen“ mit der Druck-
sachennummer 17/9806 bezweckt eine Stärkung 
des Selbstbestimmungsrechts der Gerichtsbarkei-
ten. 

Insofern reiht sich der Antrag der Landesregierung 
in unseren Forderungskatalog passend ein. 

Daher können wir ihrem Antrag insoweit zustim-
men. 
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Anlage 3 

Zu TOP 22 – „Gesetz zur Änderung des Lan-
deswasserrechts“ – zu Protokoll gegebene 
Rede 

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz:  

Das Landeswassergesetz wird novelliert. Lassen 
Sie mich vorweg auf die aktuelle wasserwirtschaft-
liche Situation verweisen: Die vergangenen Mo-
nate haben wie die letzten beiden Jahre wieder 
mal deutlich gemacht, dass ein funktionierender 
Wasserhaushalt keine Selbstverständlichkeit ist. 
Ausreichendes Wasser in der erforderlichen Qua-
lität bietet die Grundlage für die Sicherstellung der 
Trinkwasserversorgung der Bevölkerung und ist 
unabdingbar für die Landwirtschaft und viele In-
dustriezweige. Es geht dabei nicht nur um „Men-
genprobleme“, sondern die Aufgabe ist weiter ge-
fasst, wie auch die Wasserrahmenrichtlinie deut-
lich macht. 

Unsere Gewässer, oberirdische und Grundwas-
ser, werden uns dauerhaft nur dann zur Verfügung 
stehen, wenn sie in einem guten ökologischen und 
chemischen Zustand sind, also über eine entspre-
chende Biologie verfügen und sich die stoffliche 
Belastung in engen Grenzen hält. Die erforderli-
chen gesetzlichen Rahmenbedingungen muss 
neben dem Wasserhaushaltsgesetz das nord-
rhein-westfälische Landeswassergesetz bieten. 
Das Wasserhaushaltsgesetz des Bundes hält sich 
bei einigen Themen bewusst zurück und überlässt 
die Regelung den Bundesländern.  

Außerdem erfordern die nordrhein-westfälischen 
Besonderheiten in Teilen Regelungen, die in an-
deren, weniger dicht besiedelten Bundesländern 
mit einer anderen Industriegeschichte, einer ande-
ren Struktur der Wasserversorgung und weniger 
Landwirtschaft nicht erforderlich sind.  

In Nordrhein-Westfalen wird 60 % des Trinkwas-
sers direkt oder indirekt aus Oberflächengewäs-
sern gewonnen. Wir müssen angesichts unserer 
Besiedlungsdichte 25 % des in Deutschland anfal-
lenden Abwassers bewältigen – bei nur 10 % Flä-
che Deutschlands. Und dazu kommt, dass ca. 
50 % der Kläranlagen in Gewässer einleiten, die 
einen Abwasseranteil von über 1/3 des mittleren 
Niedrigwasserabflusses haben: eine Herausfor-
derung für die Abwasserbeseitigung und für die 
Wasserversorgung, die sich auch in unserem Lan-
deswassergesetz widerspiegelt. 

Außerdem machen uns weitere durch den Klima-
wandel bedingten Änderungen des Niederschlags 
zu schaffen: Der Regen bleibt nicht aus, sondern 
es kommt Starkregen, der die Kanäle überlastet 
und zu Überschwemmungen führt. Das stellt die 

Infrastruktur der Wasserwirtschaft vor besondere 
Herausforderungen oder erfordert ein neues Vor-
gehen bei der Niederschlagswasserbeseitigung. 
Die muss sich nicht nur verstärkt der Aufgabe stel-
len, den Regen zur Bewältigung der Trockenpha-
sen zurückzuhalten, sondern auch der Aufgabe, 
Starkregen schadlos abzuführen.  

Diesen besonderen Herausforderungen stellt sich 
das Landeswassergesetz. Es enthält im Vergleich 
zum Wasserhaushaltsgesetz und zu anderen 
Landeswassergesetzen viele weitergehende Re-
gelungen zu den beiden großen Themen Abwas-
serbeseitigung und Wasserversorgung, die sich 
zur Bewältigung der besonderen Herausforderun-
gen bewährt haben.  

Auch die neuen Regelungen lassen sich an die-
sen Herausforderungen messen und tragen zur 
Bewältigung bei:  

Mit der Regelung zum Vorrang der öffentlichen 
Trinkwasserversorgung wird die erforderliche 
Rechtsgrundlage gegeben, bei Konflikten zwi-
schen den verschiedenen Wasserentnehmern 
das vorrangige Ziel der Trinkwasserversorgung 
der Bevölkerung und damit des Gesundheits-
schutzes sicherzustellen. Dazu möchte ich anmer-
ken: Ziel des wasserwirtschaftlichen Vollzugs ist 
es, solche Nutzungskonflikte vorausschauend zu 
vermeiden.  

Nordrhein-Westfalen ist ein wasserreiches Land 
und hat eine im Grundsatz gut aufgestellte Was-
serversorgungsinfrastruktur.  

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben uns aber 
gezeigt, dass es immer wieder und wahrscheinlich 
auch immer häufiger Monate geben wird, in denen 
lokale oder regionale Engpässe auftreten können. 
Wir wissen auch, dass sich Bedarfe erhöhen wer-
den, insbesondere in der Landwirtschaft. Wir wis-
sen, dass zum Beispiel bei Grundwasserentnah-
men die Berechnung der Grundwasserneubildung 
überprüft werden muss. Bei der Erteilung von Ent-
nahmerechten müssen sich daher je nach was-
serwirtschaftlicher Situation Entnehmer und Zu-
lassungsbehörde mit diesen Themen auseinan-
dersetzen. Dafür bietet die Regelung einen Bau-
stein. 

Mit der Stärkung der Regelungen zur Sanierung 
von Anlagen in und an Gewässern wird das Vor-
gehen gegen lokale Überschwemmungen ge-
stärkt. In einigen Landesteilen von Nordrhein-
Westfalen gibt es viele und lange Verrohrungen, 
die aufgrund ihres Alters teilweise zusammenbre-
chen und daher bei stärkerem Regen zu Rückstau-
ungen und damit Überschwemmungen sowie Ver-
nässungen führen. Die Behörden vor Ort stellen 
sich dieser anspruchsvollen Aufgabe der Sanie-
rung solcher Anlagen, in Teilen zusammen mit den 
gewässerunterhaltungspflichtigen Kommunen und 
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Wasserverbänden. Das Landeswassergesetz 
schafft dafür die erforderlichen Rechtsgrundlagen.  

Die Regelung zum generellen Bodenschatzgewin-
nungsverbot im Wasserschutzgebiet wird gestri-
chen. Der Schutz der Trinkwassergewinnung soll 
zukünftig, sachgerecht unterschieden nach 
Schutzzonen, in der anstehenden landesweiten 
Wasserschutzgebietsverordnung geregelt wer-
den.  

Das Niveau des Schutzes der Entnahme zur 
Trinkwasserversorgung ändert sich damit nicht: 
Auch die Novelle 2016 sah nach ihrer Begründung 
der Verbotsregelung die Möglichkeit von Bo-
denschatzgewinnung in der weiteren Zone vor. 
Diese Möglichkeit sollte damals in den Verordnun-
gen von Bezirksregierungen und unteren Wasser-
behörden umgesetzt werden.  

Der Weg über die landesweite Wasserschutzge-
bietsverordnung ist der bessere: Er garantiert, an-
ders als nach dem vorherigen Vorgehen, ein ein-
heitliches Niveau, wo es keine Besonderheiten vor 
Ort gibt. 

Die landesrechtlichen Regelungen zum Gewäs-
serrandstreifen und zur Düngung werden ange-
sichts der Novelle der Bundesdüngeverordnung 
und des neuen § 38a des Wasserhaushaltsgeset-
zes aufgehoben. Mein Haus geht davon aus, dass 
der Schutz der Gewässer vor dem Eintrag von Nit-
rat und Phosphor wie jahrzehntelang von der 
Wasserwirtschaft gefordert jetzt durch das Fach-
recht sichergestellt wird. Das Düngerecht ist als 
das Fachrecht für die Düngung der richtige Ort für 
Vorgaben für die Düngung zum Schutz der Ge-
wässer und Natur. Die Düngevorgaben müssen 
von vornherein den Schutz von Gewässern und 
Natur sicherstellen. Sollten sich wider Erwarten 
noch Lücken auftun, sind diese im Fachrecht zu 
schließen. Für das Thema Pflanzenschutzmittel 
muss ebenfalls das Fachrecht eine Lösung bieten.  

Damit wird nicht die Bedeutung eines Streifens am 
Gewässer verkannt, der Raum für typgerechte 
Flora und Fauna bietet und Uferabbrüche ermög-
licht. Ein solcher Gewässerrandstreifen ist die 
Grundlage für die Vernetzung eines Gewässers 
mit seiner Umgebung. Und die Beschattung des 
Gewässers durch Bäume und Sträucher kühlt und 
vermindert die Gefahr der Eutrophierung. Die 
Wasserwirtschaft verfolgt bei Maßnahmen zur Ge-
wässerentwicklung entsprechende Ansätze zu ei-
ner solchen Ausgestaltung der an das Gewässer 
angrenzenden Bereiche.  

Allein gesetzliche Verbote oder auch die mittler-
weile im Bundesrecht geregelte Pflicht zur ge-
schlossenen Begrünung von hängigen Gewässer-
randstreifen reichen hier nicht. Es müssen andere 
Wege gefunden werden. Mein Haus ist dabei, 
mögliche Anreize über die Agrarförderung zu 

prüfen, und der Bund wird eine entsprechende 
Regelung in das Wasserhaushaltsgesetz einfü-
gen. Die Wasserwirtschaft und auch der Natur-
schutz können nach jahrzehntelangen Diskussio-
nen als Erfolg verbuchen, dass bundeseinheitliche 
Regelungen geschaffen werden – Sonderregelun-
gen in den Landesgesetzen waren zu ihrer Zeit 
wichtig, um die Defizite beim Bund aufzuzeigen. 
Jetzt sind sie zum Glück nicht mehr erforderlich.  

Es wird das Vorkaufsrecht für Maßnahmen der 
Gewässerentwicklung entsprechend der Forde-
rung im Koalitionsvertrag gestrichen. Mit den vor-
legten Änderungsvorschlägen wird im Übrigen der 
wasserrechtliche Vollzug dort dereguliert und be-
schleunigt, wo es ohne Senkung des erforderli-
chen Schutzniveaus möglich ist. Dabei hat mein 
Haus viele Anregungen aus dem Bereich von 
Wirtschaft und Kommunen geprüft und umge-
setzt. Außerdem nimmt der Entwurf Forderungen 
des nachgeordneten Bereichs auf, die dem Inte-
resse an einem vereinfachten Vollzug Rechnung 
tragen. Mit dem Gesetzentwurf wird bei Wahrung 
des gleichen Ambitionsniveaus die Verwaltung 
entlastet. 

Mein Haus hat die betroffenen Verbände und mei-
nen nachgeordneten Bereich auch jenseits der 
formalen Anhörung beteiligt. 
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Anlage 4 

Zu TOP 23 – „Gesetz über die Ausbildungsver-
gütung für Auszubildende in der einjährigen 
Ausbildung zur generalistisch ausgebildeten 
Pflegefachassistentin und zum generalistisch 
ausgebildeten Pflegefachassistenten in Nord-
rhein-Westfalen (Pflegefachassistenz-Ausbil-
dungsvergütungsgesetz-PflfachassAvG)“ – zu 
Protokoll gegebene Rede 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales:  

Die Pflege ist ein wichtiges Berufsfeld. Mit Blick 
auf die steigende Zahl an pflegebedürftigen Men-
schen und steigende Versorgungsbedarfe wird 
eine immer größer werdende Zahl an interessier-
ten Menschen benötigt, die in der Pflege tätig sein 
wollen – sowohl als examinierte Fachkraft als 
auch als gut ausgebildete Assistenzkraft.  

Mit dem vorliegenden Gesetz werden die Grund-
lagen für eine Vergütung aller Auszubildenden in 
der generalistischen Ausbildung zur Pflegefachas-
sistentin oder zum generalistischen Pflegefachas-
sistenten in Nordrhein-Westfalen gelegt.  

Die berufliche Qualifikation in der Pflegefachassis-
tenz ist damit ein attraktiver, staatlich anerkannter 
Pflegeberuf zur qualifizierten Betreuung, Unter-
stützung und Pflege von Menschen.  

Darüber hinaus bietet der erfolgreiche Abschluss 
die Möglichkeit, dass motivierte und engagierte 
Absolventinnen und Absolventen unter den fest-
gelegten Zugangsvoraussetzungen in die dreijäh-
rige generalistische Pflegeausbildung zur Pflege-
fachfrau oder zum Pflegefachmann einsteigen 
und diese verkürzen können. Durch die generalis-
tische Pflegefachassistenzausbildung ist sowohl 
die Durchlässigkeit in pflegeberufliche Bildungs-
wege als auch in die unterschiedlichen pflegeri-
schen Versorgungsbereiche gewährleistet. Sie 
folgt damit der Ausbildung zur Pflegefachfrau oder 
zum Pflegefachmann. 

Die staatlich anerkannte einjährige Ausbildung wird 
im Entwurf der Ausbildungs- und Prüfungsverord-
nung Pflegefachassistenz (PflfachassAPrV) gere-
gelt. Diese soll ebenfalls zum 1. Januar 2021 in Kraft 
treten. Darin werden die bislang unterschiedlichen 
einjährigen Ausbildungen in der Altenpflegehilfe und 
der Gesundheits- und Krankenpflegeassistenz in 
Nordrhein-Westfalen zusammengeführt und die 
Rahmenbedingungen für eine einheitliche, einjäh-
rige und staatlich anerkannte pflegerische Ausbil-
dung geschaffen.  

Ziel des nun vorgelegten Gesetzes ist die finanzi-
elle Gleichbehandlung aller Auszubildenden in der 
einjährigen generalistischen Ausbildung in der 

Pflegefachassistenz. Damit wird die bestehende 
Lücke hinsichtlich der Ausbildungsvergütung der 
Schülerinnen und Schüler in der bisherigen Alten-
pflegehilfeausbildung endlich geschlossen. Diese 
Ungleichbehandlung wird abgeschafft und die 
Verpflichtung der Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
ber zur Ausbildungsvergütung an die bereits be-
stehenden Berufsgesetze in der Pflege angegli-
chen. Dies ist längst überfällig, denn wir brauchen 
in allen Bereichen der Pflege unterschiedliche 
Qualifikationsniveaus, um die Versorgung der 
Bürgerinnen und Bürger sicherzustellen. 

Durch das Gesetz wird die Assistenzausbildung in 
der Pflege gestärkt. Die staatlich anerkannte ein-
jährige generalistische Pflegefachassistenzausbil-
dung bietet für viele Interessentinnen und Interes-
senten einen Einstieg in die pflegeberufliche Bil-
dung und leistet damit einen wesentlichen Beitrag 
zur Fachkräftesicherung.  

Darüber hinaus werden qualifiziert ausgebildete 
Pflegefachassistentinnen und Pflegefachassisten-
ten neben der pflegerischen Versorgung, Betreu-
ung und Unterstützung von Menschen auch zur 
Gesundheitsförderung und Gesundheitserhaltung 
der Bürgerinnen und Bürger immer bedeutsamer.  

Durch die Ausbildungsvergütung und die unter-
schiedlichen Zugangsmöglichkeiten in die Ausbil-
dung wird die Attraktivität der Ausbildung erhöht, 
sodass auch die generalistische Pflegefachassis-
tenzausbildung konkurrenzfähig gegenüber ande-
ren Berufen ist. 

 


